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Grußwort des Landrates 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

liebe Leserinnen und Leser, 

in unserem Landkreis wird im Jahr 2030 mehr als ein Drittel der Bevölkerung 65 Jahre und 

älter sein, sagen die Demografen voraus. Damit wird unsere Region über dem Durch-

schnitt des Landes liegen. Das hat Auswirkungen auf alle Bereiche der kommunalen Ent-

wicklung und des sozialen Lebens. 

Ein Beitrag zur Bewältigung dieser Herausforderungen ist eine datengestützte und zu-

kunftsorientierte Pflegesozialplanung, die sich nach den Bedürfnissen der älteren Mitbür-

gerinnen und Mitbürger richtet. Sie möchten möglichst lange in der eigenen Häuslichkeit 

und im vertrauten sozialen Umfeld leben. Und das ist auch im Interesse der Gesellschaft. 

Denn mit einer vernünftigen Mischung aus unterschiedlichen Hilfe- und Unterstützungs-

angeboten können Kosten, die durch stationäre Pflegeleistungen entstehen, gemindert 

werden.  

Hiermit liegt der erste vom Landkreis Mecklenburgische Seenplatte in Auftrag gegebene 

Bericht zur integrierten Pflegesozialplanung vor. Das Institut für Sozialforschung und be-

rufliche Weiterbildung hat darin die Gesamtsituation ausführlich beschrieben und mit 

aktuellen Daten unterlegt.  Auf dieser Grundlage werden Empfehlungen für künftige Pla-

nungs- und Gestaltungsprozesse gegeben.  So ist dieser Bericht ein wichtiger Schritt in 

eine kontinuierliche integrierte Pflegesozialplanung in unserem Landkreis. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Ihr Landrat 

Heiko Kärger 
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Einführung in den Bericht 

Einleitung 

Der Landkreis Mecklenburgische Seenplatte ist von den Prozessen der demografischen 

Alterung, deren Folgen und den damit verbundenen Herausforderungen für die Daseins-

vorsorge bzw. -fürsorge in besonderem Maße betroffen, wie Ergebnisse von Untersu-

chungen bestätigen. So nahm die Bertelsmann Stiftung (2012) eine Gemeindetypisierung1 

u. a. anhand der „schwerwiegenden Faktoren“: „Soziodemografischer Status“2 und „Ur-

banität“3 vor. Im Ergebnis dieser Typisierung werden die Grundzentren und ihre Verflech-

tungsbereiche im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte dem Clustertyp 9 zugeordnet, 

d. h. es handelt sich um „stark schrumpfende Kommunen mit besonderem Anpassungs-

druck“4. Auch Menning et al. (2010) unterzogen Kreise und kreisfreie Städte einer Clus-

teranalyse. Diese bezog sich auf die Indikatoren: Bevölkerungsentwicklung, Lebendgebo-

renen- und Sterbefallüberschuss, Anteil der Bevölkerung ab 65 Jahre, Greying-Index sowie 

Durchschnittsalter der Bevölkerung.5 Das Ergebnis der Analyse waren vier Cluster, welche 

die verschiedenen Muster der demografischen Alterung abbilden.  

Die ehemaligen Landkreise Mecklenburg-Strelitz, Müritz und Demmin sowie die Stadt 

Neubrandenburg gehören neben weiteren in Mecklenburg-Vorpommern zu den soge-

nannten „Alterspionieren“; das sind „[…] schrumpfende und hochdynamisch alternde Krei-

se mit in der Vergangenheit relativ junger Bevölkerung.“6 Die Kennzeichen der „Alterspio-

niere“ sind: 

· am stärksten geschrumpfte Kreise in Deutschland 

· überdurchschnittlicher Anteil der über 65-Jährigen (Jedoch ist aufgrund der früher 

jungen Altersstruktur der Anteil der über 80-Jährigen an der Bevölkerung über 65 

Jahre geringer als in den anderen drei Clustern.) 

                                                       

1
 Anm.: insgesamt neun Cluster 

2
 Anm.: Der „soziodemografische Status“ schließt Indikatoren ein zur Abbildung der ökonomischen Situation 
in den Städten und Gemeinden sowie der demografischen Strukturen. (vgl. S. 3) 

3
 Anm.: Städte und Gemeinden, die durch eine hohe Bevölkerungsdichte und durch hohe Anteile Hochquali-

fizierter gekennzeichnet sind. (vgl. ebd.) 
4
 www.wegweiser-kommune.de, Stand 7.1.2014 

5
 vgl. S. 22 

6
 ebd., S. 23 
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· sehr hohe Sterbefallüberschüsse.7 

Zusammengefasst heißt das, dass sich die Alterung in den vergangenen Jahren sehr 

schnell vollzog, sodass die Auswirkungen der Alterung in diesen Kreisen eher zu spüren 

sind als in den Kreisen der anderen Cluster und somit der Handlungsbedarf am akutesten 

ist.8 

Damit der Landkreis Mecklenburgische Seenplatte seinem gesetzlichen Auftrag9 der Da-

seinsvorsorge bzw. -fürsorge auch zukünftig gerecht werden kann, sind mittel- und lang-

fristige Planungen der entsprechenden Infrastruktur unumgänglich. Der vorliegende Be-

richt stellt dafür eine wesentliche Grundlage dar. 

Was erwartet die Leser?10/allgemeine Methodik 

Der vorliegende Bericht ist eine Auftragsarbeit des Landkreises Mecklenburgische Seen-

platte. Der Bericht besteht aus mehreren Teilberichten und Empfehlungen, welche in ih-

rer Gesamtheit eine Grundlage für die integrierte Pflegesozialplanung des Landkreises 

bilden: 

1 Die Ermittlung des Ist-Standes im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte hinsicht-

lich der Situation der älteren Menschen, des soziodemografischen Strukturbildes 

in den Grundzentren und ihren Verflechtungsbereichen sowie der Entwicklung bis 

zum Jahr 2030 

2   Die Bestandsermittlung und -darstellung der Angebotslandschaft in den Bereichen 

Wohnen, Beratung, Unterstützung, Teilhabe und Pflege 

                                                       

7 
vgl. ebd. 

8
 vgl. ebd. 

9
 Anm.: Der gesetzliche Auftrag ergibt sich aus Art. 20 Abs. 1 Grundgesetz (GG) i. V. mit Art. 28 Abs. 1 GG. 

Die Konkretisierung des verfassungsrechtlichen Auftrags erfolgt in der Gemeindeordnung (vgl. Articus 

(2005), S. 64; Scholz (2005), S. 20, zit. nach Fuchs (2005), S. 2) der Kommunalverfassung (KV M-V) für das 

Land M-V, insbesondere im § 2 Abs. 2.  Der Begriff der „Daseinsvorsorge“ beinhaltet die Schaffung, Siche-

rung und Entwicklung (notwendiger) sozialer Lebensbedingungen der Bürger. (vgl. Cless et al. (2000), S. 

11) „Aus dem Zusammenhang von „Daseinsvorsorge“ und Sozialstaatsprinzip folgt, dass „Daseinsvorsor-

ge“ die Umsetzung des Verfassungsauftrags zu staatlichen Fürsorge ist, die sich nicht in der Sicherung des 
Existenzminimums erschöpft.“ (ebd.)); siehe dazu auch TU Dresden: Sozialstaatsprinzip (2013, www.tu-

dresden.de, Stand 6.2.2014) 
10

Anm.:  Für eine bessere Lesbarkeit wurde die männliche Form gewählt, welche die weibliche Form mit 

einschließt. 
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3   Aussagen zum zukünftigen Bedarf in den Bereichen Wohnen, Beratung, Unterstüt-

zung, Teilhabe und Pflege 

4   Entwicklung eines Modells zur Schaffung integrierter Versorgungsangebote unter 

der Maßgabe der Eigenverantwortlichkeit und  Selbstbestimmung im Alter 

5    Empfehlungen: 

· zur Umsetzung der Konzepte zur Schaffung integrierter Versorgungsangebote  

· für kurz- und mittelfristige Maßnahmen zur Versorgung der zukünftigen Bedar-

fe 

· zur Förderung ehrenamtlichen Engagements 

· zur Fortschreibung der integrierten Pflegesozialplanung für den Landkreis 

Mecklenburgische Seenplatte. 

Der Bericht entstand unter der aktiven Einbindung der zuständigen Stelle des Landkreises 

Mecklenburgische Seenplatte. Zunächst erfolgte die Erstellung der Konzeption zur Aus-

schreibung „Integrierte Pflegesozialplanung für den Landkreis Mecklenburgische Seen-

platte durch das Institut für Sozialforschung und berufliche Weiterbildung (ISBW gGmbH). 

Nach der Erteilung des Auftrages durch den Landkreis wurde im Projektteam die Feinpla-

nung der Projektumsetzung vorgenommen und anschließend mit dem Landkreis disku-

tiert und verabschiedet. Die Phase der Erstellung des Berichts wurde begleitet durch ei-

nen regelmäßigen Austausch im Projektteam und mit dem Landkreis. Ebenso wurden Ak-

teure aus Kommunalpolitik einbezogen. 

Fachlich verständigten sich die Beteiligten darauf, dass das Begriffsverständnis des Deut-

schen Vereins für öffentliche und private Fürsorge e. V. (2011) zur Sozialplanung das ge-

meinsame Grundverständnis darstellt. Demnach versteht sich Sozialplanung in und für 

Kommunen11 als „[…] die politisch legitimierte, zielgerichtete Planung zur Beeinflussung 

der Lebenslagen von Menschen, der Verbesserung ihrer Teilhabechancen sowie zur Ent-

wicklung adressaten- und sozialraumbezogener Dienste, Einrichtungen und Sozialleistun-

gen in definierten geografischen Räumen (Sozialraumorientierung)12 […].“13 Die integrier-

                                                       

11
 Anm.: Landkreise, Städte und Gemeinden 

12
 Anm.: Der Sozialraum ist das „[…] Ergebnis sozialer Prozesse und (ist) damit konstruiert […].“ (Früchtel; 
Budde (2011), S. 844f) Ziel sozialräumlicher Arbeit  ist es, „[…] geschützte Räume  ohne dysfunktionale Be- 

und Ausgrenzungen zu organisieren, Räume zu öffnen, Handlungsspielräume und Nutzungsmöglichkeiten 

von und für Adressaten sozialer Arbeit zu steigern.“ (ebd.) Die sozialräumliche Arbeit ist gekennzeichnet 
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te Pflegesozialplanung rückt die Pflege in den Fokus und schließt gesundheitsfördernde, 

präventive sowie Teilhabeaspekte ein. Eine integrierte Pflegesozialplanung im genannten 

Sinne liegt für den Landkreis Mecklenburgische Seenplatte bisher nicht vor.  

Die prognostizierte Zunahme der Hochaltrigen und der Anzahl der Pflegebedürftigen wird 

und muss Auswirkungen auf die zukünftige Gestaltung der (pflegerischen) Versorgungs-

landschaft im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte haben. Im Zentrum der Überlegun-

gen müssen der Grundsatz „ambulant vor (teil-)stationär“14 und insbesondere die Förde-

rung des informellen Pflegepotenzials stehen. Eine integrierte Pflegesozialplanung sollte 

nicht nur angebots-, sondern vor allem bedarfsorientiert sein. Aus diesem Grund wurde 

auch exemplarisch eine schriftliche Befragung der 50- bis 75-Jährigen im Amt Penzliner 

Land zum bedeutenden Thema „Wohnen im Alter“ durchgeführt. Wohnen im Alter und 

Pflege können im Sinne eines integrierten Ansatzes nicht getrennt voneinander betrach-

tet werden. Für eine Planung ist es neben dem Ist-Zustand über Einrichtungen und Diens-

te ebenso wichtig, die Wünsche und Anliegen der Bürger zu kennen. Im Teilbericht 3 sind 

die Herangehensweise und die Ergebnisse der Befragung nachzulesen, ebenso wie die 

Methodik der Bedarfsermittlung. 

In die Teilberichte sind aktualisierte Daten, soweit vorhanden, nachträglich eingeflossen. 

Die Ergebnisse der Teilberichte 1 bis 4 haben in den Empfehlungen Berücksichtigung ge-

funden.  

Daneben finden interessierte Leserinnen und Leser im Anhang A0  Ausführungen zu 

rechtlichen Grundlagen sowie zu politischen Rahmenbedingungen.  

 

 

                                                                                                                                                                    

durch aktive Beteiligung und Einbindung der Adressaten, durch den Einbezug von Ressourcen durch be-

stehende Netzwerke und Nachbarschaften und ist zielgruppen- und ressortübergreifend. (vgl. ebd.)  In der 

Sozialraumorientierung geht es darum, „[…] Lebenswelten zu gestalten und Arrangements zu kreieren, die 
leistungsberechtigten Menschen helfen, auch in prekären Lebenssituationen zurechtzukommen.“ (Budde; 
Früchtel (2011), S. 845f) Dabei werden verschiedene Handlungsfelder verknüpft: sozialstrukturelle Ebene, 

Ebene der Organisation, Netzwerkebene, individuelle Ebene (SONI-Schema). (vgl. ebd., S. 846) 
13

 S. 4; Anm.: Adressaten der Anregungen in den „Eckpunkte(n) für eine integrierte Finanz- und Sozialpla-

nung in Kommunen“ (2011) sind ebenso die überörtlichen Träger von Sozialleistungen (vgl. S. 4). 
14

 § 3 SGB XI 
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1  Teilbericht Ermittlung des Status Quo im 

Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 
 

1.1  Situation der älteren Menschen im Landkreis Mecklenburgische Seen-

platte 

1.1.1  Einleitung 

Der Landkreis Mecklenburgische Seenplatte liegt im Süden Mecklenburg-Vorpommerns 

und hat eine Fläche von 5.496 km²; das entspricht einem Anteil von 24 % an der Fläche 

Mecklenburg-Vorpommerns.15 Mit Stichtag 31.12.2011 lebten 270.685 Menschen im 

Landkreis16, davon waren 78.152 Menschen 60 Jahre und älter (28,9 %). 

Landschafts- und Naturschutzgebiete, Naturparke sowie der Müritz-Nationalpark nehmen 

einen großen Teil der Gesamtfläche des Landkreises ein. 133.535 ha sind Waldflächen 

und 51.906 ha Wasserflächen.17   

Mecklenburg-Vorpommern ist ein Flächenland und eine ländliche Region; das trifft eben-

falls für den Landkreis Mecklenburgische Seenplatte zu. Dem Bundesinstitut für Bau-, 

Stadt- und Raumforschung (BBSR) (2011) zufolge beträgt die Pkw-Fahrzeit von Gemein-

den bzw. Gemeindeverbänden18 zum nächsten Mittel- oder Oberzentrum zwischen 13 

und 31 Minuten19. Die Pkw-Fahrzeit zum nächsten Oberzentrum, also zur Stadt Neubran-

denburg, beträgt zwischen 13 und 64 Minuten. 

 

 

                                                       

15
 vgl. www.lk-mecklenburgische-seenplatte.de, Stand 20.2.2014 

16
Anm.:  Im Jahr 2010 waren es noch 272.922. (www.sisonline.statistik.m-v.de, Stand 1.3.2014) 

17
 vgl. www. lk-mecklenburgische-seenplatte.de, Stand 20.2.2014 

18
 Anm.: Die größte regionale Tiefe der Daten des BBSR deutschlandeinheitlich ist die Ebene der Gemeinde 

bzw. der Gemeindeverbände. Die Kommunalverfassung für Mecklenburg-Vorpommern kennt  Ämter; die 

Gemeindeverbände entsprechen den Ämtern. 
19

 Anm.: Es handelt sich um den flächengewichteten Durchschnittswert der Pkw-Fahrtzeiten aller Verbands-

gemeinden eines Kreises zum zeitnächsten Oberzentrum oder Mittelzentrum. Die Erreichbarkeitsberech-

nungen des motorisierten Individualverkehrs basieren auf Routensuchen in einem Straßennetzmodell. Die 

Ermittlung der für Straßentypen zugrunde gelegten Pkw-Geschwindigkeiten erfolgt in Abhängigkeit von 

Ausbaustand sowie siedlungsstrukturellen und topographischen Gegebenheiten. 
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Abb. 1: Durchschnittliche Pkw-Fahrzeit zum nächsten Mittel- oder Oberzentrum 

Raumeinheit Aggregat Erreichbarkeit von Mittelzentren 2012 in Minuten 

Demmin, Hansestadt Gemeinde 0 

Neubrandenburg, Stadt Gemeinde 0 

Neustrelitz, Stadt Gemeinde 0 

Waren (Müritz), Stadt Gemeinde 0 

Dargun, Stadt Gemeinde 13 

Demmin-Land Gemeindeverband 13 

Neverin Gemeindeverband 13 

Seenlandschaft Waren Gemeindeverband 14 

Stargarder Land Gemeindeverband 15 

Penzliner Land Gemeindeverband 16 

Neustrelitz-Land Gemeindeverband 17 

Malchin am Kummerower See Gemeindeverband 19 

Mecklenburgische Seenplatte ROR 19 

Stavenhagen Gemeindeverband 22 

Mecklenburgische Kleinseenplatte Gemeindeverband 23 

Woldegk Gemeindeverband 23 

Treptower Tollensewinkel Gemeindeverband 24 

Friedland Gemeindeverband 25 

Malchow Gemeindeverband 25 

Röbel-Müritz Gemeindeverband 27 

Quelle: Indikatoren und Karten zur Raum- und Stadtentwicklung. INKAR. Ausgabe 2013. Hrsg.: Bundesinstitut für Bau-, 

Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR). Bonn 2013; Stichtag: 

31.12.2012; ©2013 Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, Bonn; eigene Darstellung 

Abb. 2: Durchschnittliche Pkw-Fahrzeit zum nächsten Oberzentrum in Minuten 

Raumeinheit Aggregat Erreichbarkeit von Oberzentren 2012 in Minuten 

Neubrandenburg, Stadt Gemeinde 0 

Neverin Gemeindeverband 13 

Stargarder Land Gemeindeverband 15 

Penzliner Land Gemeindeverband 19 

Woldegk Gemeindeverband 23 

Treptower Tollensewinkel Gemeindeverband 25 

Neustrelitz, Stadt Gemeinde 26 

Friedland Gemeindeverband 27 

Stavenhagen Gemeindeverband 27 

Neustrelitz-Land Gemeindeverband 32 

Feldberger Seenlandschaft Gemeinde 41 

Demmin, Hansestadt Gemeinde 43 

Waren (Müritz), Stadt Gemeinde 43 

Demmin-Land Gemeindeverband 43 

Malchin am Kummerower See Gemeindeverband 46 

Mecklenburgische Kleinseenplatte Gemeindeverband 47 

Seenlandschaft Waren Gemeindeverband 47 

Dargun, Stadt Gemeinde 48 

Malchow Gemeindeverband 54 

Röbel-Müritz Gemeindeverband 64 

Quelle: Indikatoren und Karten zur Raum- und Stadtentwicklung. INKAR. Ausgabe 2013. Hrsg.: Bundesinstitut für Bau-, 

Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) - Bonn 2013, Stichtag: 

31.12.2012; ©2013 Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, Bonn; eigene Darstellung 
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Aufgrund der demografischen Alterung in Mecklenburg-Vorpommern ist ein Anstieg al-

tersassoziierter Erkrankungen trotz rückläufiger Einwohnerzahlen zu erwarten, wodurch 

von einem Anstieg des medizinischen und pflegerischen Versorgungsbedarfs auszugehen 

ist. Allerdings müssen dabei regionale Unterschiede beachtet werden. Die Entwicklung 

der Fallzahlen für bestimmte Erkrankungen wie Demenz oder Diabetes mellitus unter-

scheidet sich zwischen den einzelnen Landkreisen.20 Die Thematik der (zukünftigen) pfle-

gerischen Versorgung im Landkreis wird im Teilbericht 2 aufgegriffen. 

Nachfolgend wird die Situation der älteren Menschen im Landkreise auf der Basis ausge-

wählter Indikatoren beschrieben. Jedoch muss zuvor deutlich gemacht werden, dass die 

statistischen Analysen durch mehrere Faktoren beeinflusst werden: 

Die Raumbeobachtung und die Erstellung entsprechender Statistiken werden durch die 

Gebietsreformen, insbesondere in den neuen Bundesländern, erschwert. Territoriale und 

funktionale Reformen stellen statistische Ämter vor Probleme. Kontinuierliche Raumbe-

obachtungen müssen die Gebietsveränderungen berücksichtigen; Regionaldaten müssen 

auf den einheitlichen aktuellen Gebietsstand zurückgerechnet werden.21 Daher sind Da-

ten der statistischen Ämter häufig nicht oder nur eingeschränkt vergleichbar; das betrifft 

sowohl die räumlichen Ebenen als auch Vergleiche in Zeitverläufen. Zum Einen ist die 

räumliche Tiefe unterschiedlich (MV-Ebene, Planungsregionsebene, Gemeindeebene, 

Ämterebene), zum Anderen weichen die Stichtage teilweise voneinander ab. Weiterhin 

kommt es vor, dass durch funktionale Reformen ein Indikator je nach rechtlicher Unter-

setzung in unterschiedlichen Statistiken erfasst wird. Darüber hinaus gibt es zu bestimm-

ten Indikatoren keine oder nur eingeschränkte amtliche Statistiken.22  

Darauf wird beispielsweise in der Grundlagenexpertise „Wohnen im Alter“ der Hochschu-

le Neubrandenburg (2013) an mehreren Stellen hingewiesen. Auch Daten des Deutschen 

Alterssurveys (DEAS) können nur als eine Ergänzung angesehen werden, da aufgrund der 

Filterführung des Interviews und des Fragebogens eine Auswertung, z. B. nach Geschlecht 

und Altersstruktur für Mecklenburg-Vorpommern kaum möglich ist, da sich die Fallzahlen 

sehr stark dezimieren. Auch ist die Fallzahl für Mecklenburg-Vorpommern (N=269) gering. 

Die größte räumliche Tiefe ist das Land Mecklenburg-Vorpommern. 

                                                       

20
 vgl. Siewert et al. (2010), S. 328 

21
 Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) (2010), S. 1 und 10ff 

22
 siehe auch BBSR (2010), S. 10 
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1.1.2  Einkommen  

Die Rentner23 in der Region Mecklenburgische Seenplatte erhalten einen durchschnittli-

chen Rentenzahlbetrag24 von 880,00 Euro (Stichtag 31.12.2011) monatlich; Männer erhal-

ten eine höhere Rente (durchschnittlich 1.022,90 Euro) als Frauen (durchschnittlich 

726,90 Euro). Damit liegt der durchschnittliche Rentenzahlbetrag knapp unter dem Lan-

desdurchschnitt (886,70 Euro), jedoch über dem Bundesdurchschnitt (836,10 Euro).  

Männer beziehen im Land einen durchschnittlichen Rentenzahlbetrag in Höhe von 

1.040,20 Euro und im Bund in Höhe von 1.075,30 Euro. Frauen beziehen im Land einen 

durchschnittlichen Rentenbetrag in Höhe von 723,60 Euro und im Bund in Höhe von 

580,70 Euro. Frauen liegen demnach im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte sowohl 

über dem Landes- (knapp) als auch über dem Bundesdurchschnitt.25 

Das durchschnittliche Rentenzugangsalter der Männer liegt im Landkreis bei 58,2 Jahren; 

das entspricht exakt dem durchschnittlichen Rentenzugangsalter im Land, liegt jedoch 

unter dem durchschnittlichen Rentenzugangsalter im Bund (59,8 Jahre). Das durchschnitt-

liche Rentenzugangsalter der Frauen im Landkreis beträgt 57,8 Jahre; das entspricht bei-

nahe dem durchschnittlichen Rentenzugangsalter im Land (57,7 Jahre), liegt jedoch deut-

lich unter dem durchschnittlichen Rentenzugangsalter im Bund (60,3 Jahre) (Stichtag 

31.12.2011).26 

Das Verhältnis aktiver Beitragszahler in die Rentenkassen zu Rentenbeziehern im Land-

kreis beträgt 1,15, d. h. auf einen Beitragszahler kommen 1,15 Rentenbezieher. Auf Lan-

desebene liegt das Verhältnis bei 1,23 und auf Bundesebene bei 1,52 (Stichtag 

31.12.2011).27 

                                                       

23
 Anm.: 65 Jahre und älter 

24
 Anm.: Es sind nur einzelne Renten ausgewiesen, nicht aber das Zusammentreffen mehrerer Rentenleis-

tungen bei einer Rentenbezieherin bzw. einem Rentner. 
25

 Rentenbestandsstatistik, Indikatoren und Karten zur Raum- und Stadtentwicklung (INKAR 2013) 
26

 Anm.: Die Versichertenrenten setzen sich aus den Erwerbsminderungs- und den Altersrenten zusammen. 

I. d. R. geht die Erwerbsminderungsrente mit dem vollendeten 65. Lebensjahr automatisch in die Alters-

rente über. Bei Empfängern von Erwerbsminderungsrente wird deren Erstbezug als Rentenzugangsalter 

berücksichtigt; andernfalls gilt das Alter mit Erstbezug der Altersrente (normal 65 Jahre). (Rentenbe-

standsstatistik, INKAR 2013) 
27

 Anm.: Zu den aktiven Versicherten zählen sozialversicherungspflichtig Beschäftigte, Auszubildende, Per-

sonen in Altersteilzeit bzw. im Vorruhestand, Personen in der Gleitzone sowie die in der gesetzlichen Ren-

tenversicherung erfassten selbstständigen Personen. Auch hier setzen sich die Versichertenrenten aus 

Erwerbsminderungs- und Altersrenten zusammen. (Rentenbestandsstatistik, INKAR 2013). 
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Die  jetzige ostdeutsche Ruhestandsbevölkerung profitiert nach Hoffmann und Gordo 

(2013) „[…] von ihrer langen und kontinuierlichen Erwerbsbiografie in der DDR.“28 Diejeni-

gen, die in den nächsten Jahren in den Ruhestand eintreten werden, werden von sinken-

den Alterseinkommen betroffen sein29: „Ihre Rentenanwartschaften basieren auf zuneh-

mend unsteteren Erwerbsverläufen seit der deutschen Vereinigung und geringen Kompen-

sationsmöglichkeiten aus betrieblicher und privater Altersvorsorge. Die Zahlbeträge für 

Rentenzugänge im Jahr 2008 deuten bereits auf diese Entwicklung hin.“30 

In Abbildung 3 werden simulierte Erwerbsbiografien bis zum Renteneinritt dargestellt. 

Einbezogen wurden auch strukturelle Unterschiede zwischen den Kohorten.  

Abb. 3: Simulierte kumulierte Biografiezeiten bis zum Renteneintritt nach Geburtskohor-

ten in Jahren 

Geburts-

jahrgänge 

Westdeutschland Ostdeutschland 

Vollzeittätigkeit Arbeitslosigkeit Vollzeittätigkeit Arbeitslosigkeit 

Geringe Mittlere Höhere Geringe Mittlere Höhere 

Geringe 

und 

mittlere 

Höhere 

Geringere 

und  

mittlere 

Höhere 

Bildung Bildung Bildung Bildung 

Männer           

1937-41 39,1 40,9 35,2 3,7 1,7 0,8 40,4 37,2 2,3 1,4 

1942-46 38,6 39,4 34,3 4,0 2,1 1,3 39,4 36,5 3,6 2,1 

1947-51 36,4 38,9 33,6 4,6 2,6 1,5 38,7 34,5 4,6 2,9 

1952-56 37,4 39,0 33,4 5,4 2,7 1,8 37,9 33,7 6,1 3,0 

1957-61 36,4 37,4 32,8 6,6 3,2 2,2 36,2 33,2 7,9 3,9 

1962-66 35,3 36,4 33,7 8,2 3,1 2,0 36,1 32,3 8,0 4,1 

1967-71 36,5 37,6 32,2 7,2 3,4 2,0 35,7 31,1 9,4 5,2 

Durchschnitt 37,3 38,9 33,5 5,2 2,6 1,7 37,6 34,3 6,2 3,1 

Frauen           

1937-41 15,5 15,5 17,4 1,0 0,7 0,5 30,6 34,8 3,1 1,8 

1942-46 14,9 16,5 18,7 1,2 0,9 0,7 31,2 32,9 5,4 3,0 

1947-51 16,0 17,0 19,7 1,7 0,9 1,0 30,5 33,1 6,9 3,8 

1952-56 16,1 16,5 19,1 2,2 1,1 1,4 29,1 32,4 8,9 4,4 

1957-61 15,5 16,2 18,7 2,6 1,2 1,3 28,4 31,5 9,9 4,8 

1962-66 14,5 16,0 19,1 2,9 1,5 1,3 26,3 28,8 11,5 6,4 

1967-71 14,0 16,6 19,8 3,2 1,1 1,0 24,0 26,6 13,3 7,0 

Durchschnitt 15,2 16,4 19,1 2,1 1,1 1,1 28,4 31,3 8,9 4,7 

ohne Berücksichtigung der Heraufsetzung des Rentenalters auf 67 Jahre 

Quelle: Geyer, J., Steiner, V.: Erwerbsbiografien und Alterseinkommen im demografischen Wandel – eine Mikrosimulati-

onsstudie für Deutschland. Politikberatung kompakt Nr. 55/2010, DIW Berlin, Kapitel 4.3; eigene Darstellung 

                                                       

28
 S. 16 

29
 Geyer, Steiner (2010), S. 2; Simonson et al. (2012), S. 3 (hier insbesondere ostdeutsche Männer) 

30
 Hoffmann, Gordo (2013), S. 16; Anm.: Die Daten basieren auf Surveydaten (z. B. SOEP, ASID, DEAS) sowie 

amtlichen Statistiken (z. B. EVS, Mikrozensus). 
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Neben dem bekannten Zusammenhang zwischen Bildungsniveau und Beschäftigung  ist 

deutlich ersichtlich, dass insbesondere in den ostdeutschen Bundesländern die Zeiten der 

Vollzeittätigkeit in den jüngeren Kohorten abnehmen und die Jahre der Arbeitslosigkeit 

zunehmen31: „Der Anstieg der Arbeitslosigkeit und die Zunahme unterbrochener Erwerbs-

biografien schlagen unmittelbar auf das deutsche lohnzentrierte System der Alterssiche-

rung durch.“32  

Abbildung 4 zeigt die zunehmende Divergenz (steigender Anteil verschiedener Erwerbs-

verlaufsmuster) sowie die Zunahme von Diskontinuitäten (durchschnittliche Zahl der ver-

schiedenen Erwerbszustände) der untersuchten Kohorten.33 Männer in den neuen Bun-

desländern weisen eine höhere Zahl an Erwerbsübergängen auf als Männer in den alten 

Bundesländern. Bei den Frauen zeigt sich ein ähnliches Bild; jedoch kommt es durch 

Wechsel zwischen Erwerbs- und Familienzeitphasen zu zusätzlichen Erwerbsübergän-

gen.34 Eine Erwerbsbiografie mit langjähriger sozialversicherungspflichtiger Vollzeitbe-

schäftigung wird immer seltener. Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung bilden 

nur noch eine Säule der Sicherung des Lebensstandards im Alter neben der betrieblichen 

und privaten Alterssicherung.35  

Wie die Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichproben (EVS) aus den Jahren 

2008 und 2013 zeigen, speisen sich die Einkommen der Ruhestandsbevölkerung zum 

überwiegenden Teil aus öffentlichen Transferleistungen (Renten, Pensionen, Sozialtrans-

fers wie Grundsicherung im Alter, Wohngeld, Renten aus der gesetzlichen Unfallversiche-

rung, Renten aus der Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes, etc.), gefolgt von Ein-

nahmen aus Vermögen, Einkommen aus nichtöffentlichen Transferzahlungen (wie Be-

triebsrenten, Leistungen aus privaten Versicherungen, etc.) und aus  Erwerbstätigkeit. In 

den alten Bundesländern liegt der Anteil der öffentlichen Transferleistungen am Brutto-

einkommen im Alter bei 68 %, während deren Anteil in den neuen Bundesländern bei 

85 % liegt. 

                                                       

31
 vgl. Geyer, Steiner (2010), S. 5f 

32
ebd., S. 2 

33
 Anm.: hier zwischen dem 15. und dem 67. Lebensjahr 

34
 vgl. Simonson et al. (2012), S. 5f 

35
 vgl. ebd., S. 3 
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Abb. 4: Unterschiedliche Erwerbsverlaufsmuster und Zahl der Erwerbszustände und  

-übergänge 

 Westdeutschland Ostdeutschland 

Anteile in Prozent 
Kriegs-

kohorte
1
 

Nachkriegs-

kohorte
2
 

Baby-

boomer-

Kohorte
3
 

Kriegs-

kohorte
1
 

Nachkriegs-

kohorte
2
 

Baby-

boomer-

Kohorte
3
 

Männer       

Anteil unterschiedlicher 

Erwerbsverlaufsmuster 
16,8 25,9 33,3* 23,3 27,7 33,9 

Zahl der  

Übergänge 
3,2 4,1 5,1 3,9 4,9 6,2 

Zahl der  

Erwerbszustände 
3,3 3,6 3,9 3,6 3,9 4,1 

Frauen       

Anteil unterschiedlicher 

Erwerbsverlaufsmuster 
42,1 55,3 67,1 50,4 67,0 70,4 

Zahl der  

Übergänge 
4,7 5,9 7,1 5,2 7,1 8,0 

Zahl der  

Erwerbszustände 
4,3 4,6 5,0 4,5 4,8 5,0 

Unterschiede in den Erwerbsverläufen werden hinsichtlich der Abfolge einzelner Zustände definiert. Abweichungen in 

der zeitlichen Dauer einzelner Zustände werden nicht betrachtet. 
1
 Geburtsjahrgänge 1936 bis 1945 

2
 Geburtsjahrgänge 1946 bis 1955 

3
 Geburtsjahrgänge 1956 bis 1965 

* Unter 100 männlichen westdeutschen Babyboomer gibt es 33,3 verschiedene Erwerbsverlaufsmuster, bspw. Ausbil-

dung – Vollzeit – Rente. 

Quelle: LAW.Life, Berechnungen der Autoren: Simonson et. al. (2012), S. 5; eigene Darstellung 

Die Rentenzahlbeträge und das Rentenniveau ab der Alterskohorte der in den Jahren 

1947 bis 1951 geborenen Männer in den neuen Bundesländern werden kontinuierlich 

zurückgehen; die Rentenzahlbeträge und das Rentenniveau der Frauen in den ostdeut-

schen Bundesländern sind nicht kontinuierlich rückläufig. Jedoch werden viele Renten der 

jüngsten Alterskohorten unterhalb der Grundsicherung liegen, sowohl bei den Frauen als 

auch bei den Männern. 
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Abb. 5: Rentenzahlbetrag und Rentenniveau in Ostdeutschland 

 
Quelle: Geyer, J., Steiner, V.: Erwerbsbiografien und Alterseinkommen im demografischen Wandel – eine Mikrosimulati-

onsstudie für Deutschland. Politikberatung kompakt Nr. 55/2010, DIW Berlin, Kapitel 5.2.1.1; zit. nach Geyer, Steiner 

(2010), S. 8 

Geyer und Steiner (2010) prognostizieren der Alterskohorte der in den Jahren 1952 bis 

1956 Geborenen einen starken Rückgang der durchschnittlichen Pro-Kopf-Rente von 

Paarhaushalten in den neuen Bundesländern. „Da in den jüngsten Kohorten die individuel-

len Renten in Ostdeutschland auch bei den Frauen einbrechen, fällt die durchschnittliche 

Pro-Kopf-Rente ostdeutscher Paarhaushalte auf das Niveau der Grundsicherung im Al-

ter.“36  Das beschriebene Szenario geht von der anhaltenden negativen Arbeitsmarktent-

wicklung in den neuen Bundesländern aus (Basisszenario). Demgegenüber wurde ein op-

timistischeres Szenario (positive Arbeitsmarktentwicklung in den neuen Bundesländern) 

analysiert. Die negative Entwicklung der Rentenzahlbeträge und des Rentenniveaus wür-

de demnach abgemildert. 

                                                       

36
 S. 9 



19 

Abb. 6: Rentenzahlbetrag im Szenario positive Arbeitsmarktentwicklung Ostdeutschland 

in Euro monatlich 

     
Quelle: Geyer, J., Steiner, V.: Erwerbsbiografien und Alterseinkommen im demografischen Wandel – eine Mikrosimulati-

onsstudie für Deutschland. Politikberatung kompakt Nr. 55/2010, DIW Berlin, Kapitel 5.2.3; zit. nach Geyer, Steiner 

(2010), S. 10 

Abbildung 7 zeigt die Anzahl der Empfänger von Grundsicherung im Alter (ab 65 Jahre) 

sowie bei voller Erwerbsminderung (bis 64 Jahre) in und außerhalb von Einrichtungen in 

den ehemaligen Landkreisen DM, MÜR, MST sowie der kreisfreien Stadt Neubrandenburg 

(Stichtag 31.12.2011). Demnach erhielten insgesamt 2.709 Personen Leistungen zur 

Grundsicherung; der überwiegende Teil der Empfänger von Leistungen zur Grundsiche-

rung waren vollerwerbsgeminderte Personen (2.052). 657 Personen erhielten Leistungen 

zur Grundsicherung im Alter – das entspricht einem Anteil von 24,3 % an den Empfängern 

von Leistungen zur Grundsicherung bei Erwerbsminderung und im Alter insgesamt.   

 



20 

Abb. 7: Empfänger von Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach Alters-

gruppen 

Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, GENESIS online, Stichtag: 31.12.2011; eigene Darstellung 

Das Statistische Landesamt Mecklenburg-Vorpommern veröffentlichte Daten für den 

Landkreis Mecklenburgische Seenplatte – demnach erhielten mit Stichtag 31.12.2011 606 

Personen ab 65 Jahren Leistungen zur Grundsicherung im Alter, im Jahr 2012 (Stichtag 

31.12.2012) waren es 703 Personen. Leistungen zur Grundsicherung bei voller Erwerbs-

minderung erhielten mit Stichtag 31.12.2011 1.939 Personen ab 18 bis 64 Jahren, im Jahr 

2012 (Stichtag 31.12.2012) waren es 2.128 Personen. Die Anzahl der Empfänger von 

Grundsicherung im Alter (ab 65 Jahre) sowie bei voller Erwerbsminderung (bis 64 Jahre) in 

und außerhalb von Einrichtungen betrug folglich im Jahr 2011 2.545 und im Jahr 2012 

2.831 Personen.37 Wie bereits ausgeführt, wird sich mit hoher Wahrscheinlichkeit zukünf-

                                                       

37
 Statistisches Landesamt M-V, sis online: Empfänger bedarfsorientierter Grundsicherung im Alter und bei 

Erwerbsminderung nach Altersgruppen 

 

 

 

Kreise und kreisfreie 

Städte 

Empfänger von Grundsicherung 

Außerhalb von Einrichtungen In Einrichtungen Zusammen 

insg. 

voll er- 

werbsge-

minderte 

Pers. 

unter 65 J. 

Pers. 65 

J. und 

älter 

insg. 

voll er- 

werbsge-

minderte 

Pers. 

unter 65 J. 

Pers. 65 

J. und 

älter 

insg. 

voll er- 

werbsge-

minderte 

Pers. 

unter 65 J. 

Pers. 65 

J. und 

älter 

Anzahl Anzahl Anzahl Anzahl Anzahl Anzahl Anzahl Anzahl Anzahl 

Neubranden-

burg, Stadt 

(bis 3.9.2011) 

männ-

lich 
276 240 36 70 65 5 346 305 41 

weiblich 241 143 98 63 44 19 304 187 117 

insge-

samt 
517 383 134 133 109 24 650 492 158 

Landkreis DM 

(bis 3.9.2011) 

männ-

lich 
267 235 32 145 118 27 412 353 59 

weiblich 210 144 66 107 70 37 317 214 103 

insge-

samt 
477 379 98 252 188 64 729 567 162 

Landkreis MST 

(bis 3.9.2011) 

männ-

lich 
270 242 28 139 114 25 409 356 53 

weiblich 223 147 76 96 59 37 319 206 113 

insge-

samt 
493 389 104 235 173 62 728 562 166 

Landkreis MÜR 

(bis 3.9.2011) 

männ-

lich 
216 180 36 95 74 21 311 254 57 

weiblich 176 102 74 115 75 40 291 177 114 

insge-

samt 
392 282 110 210 149 61 602 431 171 

Landkreis MSE 

(ab 4.9.2011) 

männl./ 

weibl. 
- - - - - - - - - 



21 

tig die absolute Anzahl der Empfänger von Leistungen zur Grundsicherung im Alter erhö-

hen. 

In den genannten ehemaligen Landkreisen erhielten mit Stichtag 31.12.2011 insgesamt 

482 Personen von 50 bis unter 65 Jahren Hilfe zum Lebensunterhalt; bei den 65-Jährigen 

und älter waren es 222 Personen.38 Laut Statistischem Landesamt Mecklenburg-

Vorpommern erhielten im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte im Jahr 2011 (Stichtag 

31.12.2011) insgesamt 1.396 Personen Hilfe zum Lebensunterhalt (Durchschnittsalter 

44,2 Jahre), im Jahr 2012 (Stichtag 31.12.2012) waren es 1.681 Personen (Durchschnitts-

alter 45,9 Jahre).39 

Im Jahr 2012 gab es im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 5.045 Empfängerhaushal-

te von allgemeinem Wohngeld, im Jahr 2011 waren es noch 5.796; das entspricht einem 

Rückgang um 13 %. Mit der Neugestaltung des Sozialhilferechts zum 1.1.200540 entstan-

den sogenannte „Mischhaushalte“. In diesem Fall ist ein Teil der Familienmitglieder 

wohngeldberechtigt, während der andere Teil vom Wohngeld ausgeschlossen bleibt. Im 

Jahr 2012 gab es 1.156 solcher wohnberechtigter Teilhaushalte, im Jahr 2011 waren es 

noch 1.562; das entspricht einem Rückgang um 26 %.41  

Abb. 8: Haushalte mit Wohngeld 

Jahr Gebiet 

Haushalte 

insg. 

 

 

Davon mit 

Wohngeld- 

berechtigte 

Teilhaushalte 

 

 

Davon  mit 

 
Miet- 

zuschuss 

Lasten- 

zuschuss 
 

Miet-

zuschuss 

Lasten-

zuschuss 

Anzahl 

2012 Landkreis MSE 5.045 4.400 645 1.156 1.121 35 

2011 Landkreis MSE 5.796 5.040 756 1.562 1.523 39 

Quelle: Statistisches Landesamt M-V, sis online, Stichtage 31.12.2011 bzw. 31.12.2012; eigene Darstellung 

                                                       

38
 Statistische Ämter des Bundes und der Länder, GENESIS online; Anm.: Empfänger in und außerhalb von 

Einrichtungen 
39

 Statistisches Landesamt M-V, sis online: Sozialhilfeempfänger mit laufender Hilfe zum Lebensunterhalt 
40

 Anm.: Der Kreis der Anspruchsberechtigten hat sich reduziert. Empfänger bestimmter staatlicher Trans-

ferleistungen (Arbeitslosengeld II, Hilfe zum Lebensunterhalt, etc.) sind dann vom Wohngeld ausgeschlos-

sen, wenn die Kosten für die Unterkunft bereits in den jeweiligen Leistungen berücksichtigt werden. Die 

Vergleichbarkeit von Daten im Zeitverlauf ist nicht mehr gegeben: als Folge der Änderungen des Sozialhil-

ferechts ergaben sich Änderungen in der Wohngeldstatistik. Unterkunfts- und Wohnkosten für Empfänger 

bestimmter staatlichen Transferleistungen „[…] können nur noch in der für die jeweilige Sozialleistung 
konzipierten Statistik (z. B. Empfänger von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt) nachgewiesen werden.“ 
(www.sisonline.statistik.m-v.de, Stand 26.2.2014)  

41
 siehe Abbildung 8 
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Die Sozialhilfestatistik des Statistischen Landesamtes Mecklenburg-Vorpommern zeigt im 

Zeitverlauf einen deutlichen Anstieg der Ausgaben der Sozialhilfe im Land. Die Ausgaben 

für Hilfen zur Gesundheit sind im Vergleich zum Jahr 2006 rückläufig; bezüglich aller an-

deren Hilfearten ist ein Anstieg der Ausgaben zu verzeichnen. Beispielsweise sind die 

Ausgaben für Leistungen zur Hilfe zur Pflege vom Jahr 2011 zum Jahr 2012 um 9,8 % ge-

stiegen. Seit dem Jahr 2006 beträgt der Anstieg  sogar 58,1 %.  

Abb. 9: Sozialhilfestatistik: Ausgaben der Sozialhilfe in M-V 2012 nach Hilfearten in 1000 

Euro 

Reine Ausgaben 

Insges. darunter 

 

Hilfe zum 

Lebens- 

unterhalt 

Eingliederungs-

hilfe für behin-

derte 

Menschen 

Hilfe zur 

Pflege 

Hilfen zur 

Gesundheit 

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-

minderung 

Ausgaben für 

Hilfeleistungen an 

Berechtigte 

Kosten der abgeschlos-

senen Gutachten 

401.595 28.589 236.106 41.275 8.746 81.639 x 

Quelle: Statistisches Landesamt M-V, sis online, Stichtag: 31.12.2012; eigene Darstellung 

Abb. 10: Sozialhilfestatistik: Ausgaben der Sozialhilfe in M-V 2011 nach Hilfearten in 1000 

Euro 

Reine Ausgaben 

Insges. darunter 

 

Hilfe zum 

Lebens- un-

terhalt 

Einglie-

derungshilfe für 

behinderte 

Menschen 

Hilfe zur 

Pflege 

Hilfen zur 

Gesundheit 

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-

minderung 

     

Ausgaben für Hilfe-

leistungen an Be-

rechtigte 

Kosten der abgeschlos-

senen Gutachten 

382.414 26.253 231.204 37.581 7.988 74.770 x 

Quelle: Statistisches Landesamt M-V, sis online, Stichtag: 31.12.2011; eigene Darstellung 

Abb. 11: Sozialhilfestatistik: Ausgaben der Sozialhilfe in M-V 2006 nach Hilfearten in 1.000 

Euro 

Reine Ausgaben 

Insges. darunter 

 

Hilfe zum 

Lebens- un-

terhalt 

Einglie-

derungshilfe für 

behinderte 

Menschen 

Hilfe zur 

Pflege 

Hilfen zur 

Gesundheit 

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-

minderung 

     

Ausgaben für Hilfe-

leistungen an Berech-

tigte 

Kosten der abge-

schlossenen Gutach-

ten 

305.841 10.203 196.519 26.111 14.371 52.232 80 

Quelle: Statistisches Landesamt M-V, sis online, Stichtag: 31.12.2006; eigene Darstellung 

Angesichts der zukünftigen Entwicklung der Renten sowie der Zunahme der absoluten 

Zahl älterer Menschen werden sich die Ausgaben für einige Hilfearten voraussichtlich wei-
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ter erhöhen. Ob und inwieweit sich die Kosten für Leistungen zur Hilfe zur Pflege mit der 

Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs verringern werden, bleibt abzuwarten. 

In Mecklenburg-Vorpommern betrug die Armutsgefährdungsquote, gemessen am Bun-

desmedian, 22,9 %.42 Damit belegt Mecklenburg-Vorpommern im Ländervergleich, wie im 

Jahr 2011 auch, den zweiten Platz hinter Bremen.  

Abb. 12: Armutsquote – Ranking nach Bundesländern 

 
Quelle: Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband Gesamtverband e. V (2013), S. 5 

Die Armutsrisikoschwelle lag für einen Einpersonenhaushalt bundesweit bei 869 Euro, in 

Mecklenburg-Vorpommern bei 723 Euro. Die Armutsgefährdungsquote, gemessen am 

Landesmedian, betrug in Mecklenburg-Vorpommern im Jahr 2012 13,5 %, d. h. fast „[…] 

jeder Siebente hatte also weniger als 60 Prozent des mittleren bedarfsgewichteten Ein-

kommens der mecklenburg-vorpommerschen Bevölkerung zur Verfügung.“43 

                                                       

42
 Anm.: Als armutsgefährdet gelten Personen, „[…], die mit weniger als 69 Prozent des mittleren Einkom-

mens (Median) der zum Vergleich herangezogenen Bevölkerung auskommen müssen.“ (www.statistik-

mv.de, Stand 26.2.2014) 
43

 www.statistik-mv.de, Stand 26.2.2014; Anm.: Die Armutsgefährdung wird hier am deutlich geringeren 

mittleren Einkommen der Landesbevölkerung (Landesmedian) gemessen. 
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Abb. 13: Armutsquoten ausgewählter Bundesländer seit 2005 in Prozent 

 
Quelle: Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband Gesamtverband e. V (2013), S. 7 

Nachdem die Armutsquote im Land vier Jahre lang bis auf 22,3 % fiel, ist für das Jahr 2012 

wieder ein Anstieg zu verzeichnen.  

Abb. 14: Armutsquote in M-V seit 2005 in Prozent im Vergleich zu Deutschland 

 
Quelle: Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband Gesamtverband e. V (2013), S. 21 

 

Abb. 15: Armutsquoten nach Raumordnungsregionen seit 2005 in Prozent gemessen am 

Bundesmedian 

Raumordnungsregion 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 

Mecklenburgische Seenplatte 24,5 23,9 24,6 23,7 26,9 23,8 23,0 24,7 

Mittleres Mecklenburg/Rostock 22,2 20,9 21,9 23,6 20,7 20,2 21,6 21,2 

Vorpommern 25,9 25,6 27,0 25,7 24,1 24,6 23,9 25,5 

Westmecklenburg 23,4 21,3 23,4 23,1 21,8 21,4 20,6 21,0 

Quelle: Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband Gesamtverband e. V (2013), S. 13; eigene Darstellung 
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Die Armutsquote im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte ist mit 24,7 % gemessen am 

Bundesmedian die zweithöchste im Land.  

Abb. 16: Armutsquoten nach Raumordnungsregionen seit 2008  in Prozent gemessen am 

Median der jeweiligen Raumordnungsregion 

Raumordnungsregion 2008 2009 2010 2011 2012 

Mecklenburgische Seenplatte 12,7 13,3 11,9 13,5 11,6 

Mittleres Mecklenburg/Rostock 16,1 14,4 14,6 15,3 15,1 

Vorpommern 14,0 15,0 13,0 13,0 11,7 

Westmecklenburg 14,6 14,7 13,1 13,5 14,5 

Quelle: Statistisches Landesamt MV, sis online, Mikrozensus; eigene Darstellung 

Im Rahmen des Deutschen Alterssurveys (DEAS)44 wurden Teilnehmende45 gefragt, ob sie 

über genügend materielle Ressourcen verfügen, um ihre Bedürfnisse erfüllen zu können.  

Abb. 17: DEAS: Frage nach ausreichend materiellen Ressourcen 

 

Quelle: DEAS 2011; eigene Darstellung 

Gut ein Drittel derjenigen, die Angaben machen konnten,  gaben an, überwiegend oder 

völlig zufrieden zu sein (zusammen 36,8 %). Insgesamt 16,7 % waren überhaupt nicht  

oder eher nicht zufrieden und 28,8 % halbwegs zufrieden.  

                                                       

44
 „Der Deutsche Alterssurvey ist eine vom Bundesministerium für Familie, Senioren und Jugend (BMFSFJ) 
geförderte Langzeitstudie des Deutschen Zentrums für Altersfragen (dza) zum Wandel der Lebenssituation 

und Alternsverläufe von Menschen, die sich in der zweiten Lebenshälfte befinden.“ (Engstler et al. (2013), 
S. 5). Die vierte Erhebungswelle (Panelbefragung) wurde im Jahr 2011 durchgeführt.  

45
 Anm.: Im Jahr 2011 wurden insgesamt 4.855 Personen im Alter von  43 bis  97 Jahren befragt; davon 

kamen 269 Personen aus M-V (146 weiblich, 123 männlich) – das entspricht einem Anteil von 5,5 % der 

Gesamtstichprobe. 7,4 % waren unter 50 Jahre, 35% im Alter von 50 bis 64 Jahren, 30,1 % im Alter von 65 

bis 74 Jahren und 27,5 % im Alter ab 75 Jahre und älter. 
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1.1.3  Erwerbstätigkeit  älterer Menschen 

Im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte sind 19,3 % der Arbeitslosen  55 Jahre46 und 

älter (Stichtag 31.12.2011).  Die Gemeindeverbände Neverin (28,1 %), Neustrelitz-Land 

(25,8 %), Malchow (24,6 %), Stargarder Land (22,4 %) sowie die Gemeinde Feldberger 

Seenlandschaft (23,4 %) und die Stadt Dargun (22,4 %) liegen deutlich über dem Durch-

schnitt; die Städte Neustrelitz (17,1 %), Demmin (17,8 %) und Neubrandenburg (18,1 %) 

sowie der Gemeindeverband Stavenhagen (17,8 %) liegen unter dem Durchschnitt.47 Die 

Arbeitslosenquote der älteren Menschen im Landkreis beträgt 17,2 %. 

Bedenklich ist z. T. die Entwicklung der Zahl der Arbeitslosen 55 Jahre und älter seit 2006 

(Stichtag 31.12.2011): so stieg die Zahl der Arbeitslosen  im Gemeindeverband Malchow 

um 30,8 %, im Gemeindeverband Penzliner Land um 23,4 % und im Gemeindeverband 

Stavenhagen um 22,1 % (Stichtag 31.12.2011).48  

Die Zahl der männlichen Arbeitslosen 55 Jahre und älter ist abgesehen von der Gemeinde 

Feldberger Seenlandschaft (-10,0 %) sowie der Stadt Neustrelitz (-10,9 %) im Zeitraum 

2006 bis 2011 (Stichtag 31.12.2011) in allen anderen Gemeinden und Gemeindeverbän-

den im Landkreis angestiegen. Die Stadt Dargun ist mit 70,8 % Spitzenreiter. Die Zahl der 

weiblichen Arbeitslosen ist im gleichen Zeitraum in zwölf Gemeinden und Gemeindever-

bänden zurückgegangen, in acht Gemeinden und Gemeindeverbänden angestiegen, ange-

führt vom Gemeindeverband Mecklenburgische Kleinseenplatte (19,6 %). 

Der Eintritt in den Altersruhestand49 bedeutet nicht automatisch den Rückzug aus dem 

Arbeitsleben; 65-Jährige und älter gehen teilweise geringfügig entlohnten Beschäftigun-

gen nach. Dabei blieb die Zahl der geringfügig Beschäftigten ab 65 Jahren im Zeitraum 

2007 bis 2011 (Stichtag 31.12.2011) annähernd konstant.50 Eingeschlossen sind sowohl 

geringfügig Beschäftigte, welche zusätzlich zu ihrer Altersrente Einnahmen generieren 

müssen, um ihren Lebensunterhalt zu sichern als auch diejenigen, die sich aus anderen 

Gründen nicht gänzlich aus dem Erwerbsleben zurückziehen möchten. 

                                                       

46
 Anm.: Ältere Arbeitslose sind Personen ab 55 Jahre. 

47
 Arbeitsmarktstatistik der Bundesagentur für Arbeit (INKAR 2013) 

48
 Arbeitsmarktstatistik der Bundesagentur für Arbeit (INKAR 2013)  

49
 Anm.: ab 65 Jahre 

50
 siehe Abbildung 18 
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Abb. 18: Atypische Beschäftigung 65 Jahre und älter in Prozent 

Raumeinheit Aggregat 

Geringfügig Beschäftigte 

65 Jahre und älter 

Entwicklung geringfügig entlohnter Be-

schäftigte 65 Jahre und älter 

2011 2007-2011 

Mecklenburgische Seenplatte ROR 9,8 0,1 

Mecklenburgische Seenplatte Landkreis 9,8 0,1 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Beschäftigtenstatistik: Spalte 1:  Anteil der geringfügig entlohnten Beschäftigten 65 

Jahre und älter an den geringfügig entlohnten Beschäftigten in %; Spalte 2: Entwicklung geringfügig entlohnter Beschäf-

tigte  65 Jahre und älter in %; Stichtag: 31.12.2011; Indikatoren und Karten zur Raum- und Stadtentwicklung. INKAR 

Ausgabe 2013. Hrsg.: Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bundesamt für Bauwesen und 

Raumordnung (BBR) – Bonn 2013 ©2013 Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, Bonn; eigene Darstellung 

Der Anteil der männlichen geringfügig beschäftigten 65-Jährigen und älter ist mehr als 

doppelt so hoch wie der Anteil der weiblichen geringfügig beschäftigen 65-Jährigen und 

älter.51 

Abb. 19: Atypische Beschäftigung 65 Jahre und älter nach Geschlecht (Aufstocker und 

„Freiwillige“) 

Raumeinheit Aggregat 

Geringfügig Beschäftigte 65 Jahre 

und älter männlich 

Geringfügig Beschäftigte 65 Jahre 

und älter weiblich 

2011 2011 

Mecklenburgische Seenplatte Landkreis 14,6 6,3 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Beschäftigtenstatistik: Spalte 1: Anteil der geringfügig entlohnten männlichen Be-

schäftigten 65 Jahre und älter an den männlichen geringfügig entlohnten Beschäftigten in %; Spalte 2: Anteil der gering-

fügig entlohnten weiblichen Beschäftigten 65 Jahre und älter an den weiblichen geringfügig entlohnten Beschäftigten in 

%
52

; Stichtag: 31.12.2011; Indikatoren und Karten zur Raum- und Stadtentwicklung. INKAR Ausgabe 2013. Hrsg.: Bun-

desinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) – Bonn 

2013 ©2013 Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, Bonn; eigene Darstellung 

Von den Personen aus Mecklenburg-Vorpommern mit Bezug einer Altersrente bzw. Pen-

sion, die im Rahmen der Panelbefragung des DEAS (2011) interviewt wurden53, gaben 

94,4 % an, dass sie keiner Erwerbstätigkeit im Ruhestand nachgehen möchten; 5,6 % gin-

gen einer Erwerbstätigkeit nach. Als Gründe wurden vor Allem „Spaß an der Arbeit“, 

„Kontakt zu anderen Menschen“, Verbessern der „finanzielle(n) Situation“ sowie die 

„Möglichkeit einer Aufgabe“ zu haben, genannt.  

                                                       

51
 siehe Abbildung 19 

52
 Anm.: Mehrere geringfügig entlohnte Beschäftigungen werden zusammengerechnet. INKAR (2013) 

53
 N=162 
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Abb. 20: Beurteilung des zukünftigen Lebens im Ruhestand 

 

Quelle: Deutscher Alterssurvey (DEAS) 2011, Deutsches Zentrum für Altersfragen, N=156; eigene Darstellung
54

 

28,2 % blickten eher pessimistisch in die Zukunft und gaben an, dass sich ihr Leben im 

Ruhestand etwas (25,6 %) oder viel (2,6 %) verschlechtern wird. Insgesamt 71,8 % schätz-

ten ihr zukünftiges Leben gleich (67,3 %) oder als besser werdend ein (4,5 %).  

1.1.4  Ehrenamt und Freizeit   

Der Deutsche Freiwilligensurvey (FWS) befragte  in mehreren Wellen55 repräsentativ Per-

sonen ab 14 Jahren zum freiwilligen Engagement sowie zur Bereitschaft sich zu engagie-

ren. Die Engagementquote ist seit dem Jahr 1999 bis zum Jahr 2009 von 34 % auf 36 % 

gestiegen. Eine Steigerung des freiwilligen Engagements ist vor Allem bei Familien mit 

Kindern und Jugendlichen im Haushalt wie auch bei älteren Menschen zu verzeichnen. 

Unter dem Durchschnitt der Bevölkerung bleibt das freiwillige Engagement arbeitsloser 

Menschen, von Menschen mit geringem Bildungsstatus sowie von Menschen mit Migrati-

onshintergrund.56  Die größten Engagementbereiche sind im Jahr 2009: 

· Sport und Bewegung (10,1 %) 

· Schule/Kindergarten (6,9 %) 

· Kirche/Religion (6,9 %) 

· sozialer Bereich (5,2 %) 

                                                       

54
 N=156 gültige Werte (fehlende Werte wie „keine Angabe“, „weiß nicht“ wurden herausgefiltert) 

55
 Anm.: Bisher 1999, 2004, 2009, die vierte Welle erfolgt im Jahr 2014. Um sich den Veränderungsprozes-

sen rund um das freiwillige Engagement (sich wandelnde bzw. neue Formen, Kontexte des Engagements) 

anzupassen und um den Unterschied zwischen engagierten und nicht engagierten Personen zu beschrei-

ben, wurde der Fragenkatalog des Freiwilligensurvey 2014 erweitert. (vgl. www.dza.de, Stand 1.3.2014) 
56

 vgl. BMFSFJ (2010), S. 4f 
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· Kultur/Musik (5,2 %) 

· Freizeit/Geselligkeit  (4,6 %). 

Der Gesundheitsbereich (2,2 %) sowie  das lokale Bürgerengagement (1,9 %) gehören zu 

den sogenannten mittleren Engagementbereichen.57 Demgegenüber wird auch das Enga-

gementpotenzial ermittelt; hierbei wird zwischen dem „externen“ und dem „internen 

Potenzial“ unterschieden:  zum „externen Potenzial“ gehören Personen, die zwar nicht 

engagiert sind, jedoch evtl. bereit wären, sich zukünftig zu engagieren; das „interne Po-

tenzial“ beschreibt, inwieweit es sich bereits Engagierte vorstellen könnten, ihr Engage-

ment auszuweiten.  

Abb. 21: Freiwilliges Engagement und Bereitschaft zum freiwilligen Engagement 

 
Quelle: Freiwilligensurveys, BMFSFJ (2010), S. 7; Bevölkerung ab 14 Jahren, Angaben in Prozent 

Das „externe Potenzial“ hat sich von 26 % im Jahr 1999 auf 37 % im Jahr 2009 erhöht. Das 

„interne Potenzial“ ist ebenfalls gestiegen, insbesondere bei Jüngeren.58  

Die Engagementquote Älterer (ab 65 Jahre) stieg seit dem Jahr 1999 kontinuierlich an 

(von 23 % bis 28 % im Jahr 2009). Für ab 45-Jährige ist der Kontakt zu anderen Generatio-

nen im Rahmen des Engagements von besonderer Bedeutung; älteren Engagierten ist 

insbesondere der Kontakt zu den jüngeren Generationen wichtig.59 Arbeitslose Menschen 

betrachten freiwilliges Engagement häufig als ein Sprungbrett zu einer entlohnten Be-

                                                       

57
 ebd., S. 6 

58
 vgl. ebd., S. 7 

59
 vgl. ebd., S. 19 
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schäftigung und erhoffen sich durch das freiwillige Engagement „[…] soziale Integration, 

Qualifikation und gesellschaftliche Mitgestaltung.“60 

Die Engagementquote in den neuen Bundesländern hängt der Engagementquote in den 

alten Bundesländern nach. Die Entwicklung der Engagementquote ist jedoch in den neuen 

Bundesländern differenziert zu betrachten, denn die Verläufe sind unterschiedlich.  Die 

Engagementquote in Mecklenburg-Vorpommern lag im Jahr 2009 bei 29 %. Ebenso ist 

eine Ungleichheit zwischen Stadt und Land zu verzeichnen: in ländlichen Bereichen ist die 

Engagementquote höher als in großstädtischen Kernbereichen. Gründe dafür sind in der 

weniger ausgebauten Infrastruktur zu suchen – freiwilliges Engagement ermöglicht hier  

„[…] ein besonders wichtiges Stück sozialer Lebensqualität.“61 Das verdichtete Umland 

nimmt eine Zwischenstellung ein.  

Hinsichtlich des freiwilligen Engagements Älterer gibt es  eine Überschneidung zwischen 

Alters- und Zielgruppe: zum Einen sind Ältere selbst freiwillig engagiert, zum Anderen 

werden die Menschen mit zunehmendem Alter häufig selbst zur Zielgruppe freiwilligen 

Engagements – und je älter die Menschen, desto mehr engagieren sie sich auch für ältere 

Menschen (33 % der über 65-Jährigen, 38 % der über 75-Jährigen).62                                    

Männer engagieren sich in allen Altersgruppen des FWS häufiger als Frauen.63 

Abb. 22: Freiwilliges Engagement von Frauen und Männern (nach Altersgruppen) 

 
Quelle: Freiwilligensurveys, Hagen, Vogel (2010), S. 5; Berechnung der Autoren, Angaben in Prozent 

                                                       

60
 ebd., S. 22 

61
 ebd., S. 26 

62
 vgl. ebd., S. 38 

63
 vgl. Hagen, Vogel (2012), S. 5 
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Wie bereits genannt, liegt die Engagementquote im Bereich des Gesundheitswesens bei 

2,2 %, ca. 1/3 davon engagieren sich gleichzeitig für Ältere, sodass man davon ausgeht, 

dass das Engagement mit hoher Wahrscheinlichkeit auf den (informellen) Pflegebereich 

zielt.  Unter den im Pflegebereich Engagierten gehören im Vergleich zur 

Gesamtbevölkerung „[…] überproportional viele ältere, weibliche, gut qualifizierte, bereits 

im Ruhestand befindliche Personen, die in Ein- bzw. Zweipersonenhaushalten im 

ländlichen Raum bzw. verdichtetem Umland leben.“ 64  Ihre finanzielle Lage gleicht der der 

Gesamtbevölkerung.  

Mehr als die Hälfte der im Bereich des Gesundheitswesens Engagierten bringt sich auch in 

anderen Engagementbereichen ein: die Schwerpunkte liegen im Gesundheits- und im 

kirchlichen Bereich, aber auch im Bereich Sport und Bewegung; ca. 1/3 investiert 

zwischen zehn und zwanzig Stunden im Monat.65  

Im Rahmen des DEAS (2011) wurden ältere Menschen im Ruhestand sowie ältere 

Menschen, die sich in der Übergangsphase in den Ruhestand befinden, befragt, ob sie in 

einer Gruppe insbesondere für ältere Menschen aktiv sind. 13,8 %66 gaben an,  in 

Seniorenfreizeitstätten bzw. -treffpunkten, in Seniorenuniversitäten und -akademien, in 

Gruppen für freiwillige Tätigkeiten sowie in Sportgruppen in ihrer Freizeit aktiv zu sein. 

Abb. 23: Beteiligung der Befragten aus M-V an Gruppen für ältere Menschen in Prozent 

Quelle: Deutscher Alterssurvey (DEAS) 2011, Deutsches Zentrum für Altersfragen, N = 269;  eigene Darstellung 

                                                       

64
 Simonson (2013), S. 20 

65
 vgl. ebd. 

66
 N=269  
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Weitere verschiedene Freizeitaktiviäten umfassen häufig Aktivitäten wie Spazierengehen 

und Sport treiben. Seltener wurden kulturelle Veranstaltungen besucht, wie z. B. 

Theatervorstellungen.  

Abb. 24: Freizeitaktivitäten der Befragten aus  M-V in Prozent 

Quelle: Deutscher Alterssurvey (DEAS) 2011, Deutsches Zentrum für Altersfragen, N = 269; eigene Darstellung; Werte ab 

fünf Prozent 

1.1.5  Wohnen  

Zum Zeitpunkt der Befragung des DEAS (2011) lebten 62,1 % der Befragten in Mecklen-

burg-Vorpommern zusammen mit einer weiteren Person im eigenen Haushalt. Ca. ¼  der 

Befragten gab an, allein zu wohnen.  
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Abb. 25: Haushaltsgröße der Befragten aus M-V in Prozent 

 
Quelle: Deutscher Alterssurvey (DEAS) 2011, Deutsches Zentrum für Altersfragen, N = 269; eigene Darstellung 

Ihre derzeitige Wohnsituation bewerteten die Befragten wie folgt: 

Abb. 26: Beurteilung der Wohnsituation der Befragten aus M-V in Prozent 

 
Quelle: Deutscher Alterssurvey (DEAS) 2011, Deutsches Zentrum für Altersfragen, N = 269; eigene Darstellung 

In dem schriftlichen Teil der Befragung des DEAS (2011) schätzten die Befragten ihre 

Wohnung sowie ihr Wohnumfeld ein. Möglichkeiten im Wohnumfeld, wie z. B. zum Spa-

zieren gehen, das Wohlfühlen in der Wohngegend und Freizeitmöglichkeiten wurden po-

sitiv bewertet. Des Weiteren begrüßten es die Befragten, dass Menschen im Wohnumfeld 

erreichbar sind, die sich in Notlagen kümmern würden. Außerdem entspräche das Woh-

numfeld den eigenen Vorstellungen und Bedürfnissen und mit ihm verbänden sich viele 

Erinnerungen.  

Mit Blick auf die Privathaushalte in der Planungsregion Mecklenburgische Seenplatte wird 

deutlich, dass die Anzahl der Einpersonenhaushalte im Zeitraum vom Jahr 2000 bis zum 

Jahr 2011 deutlich zunahmen, entsprechend sank die Anzahl der Mehrpersonenhaushal-

te, wobei den größten Anteil die Zweipersonenhaushalte einnahmen. 
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Abb. 27: Privathaushalte nach Haushaltsgröße 2011 

Planungsregion Insgesamt 
Einpersonen-

haushalte 

Mehrpersonenhaushalte 

zusammen 
davon mit … Personen 

2 3 4 5 und mehr 

Mecklenburgische Seen-

platte (Stadt NB, Landkreise 

DM, MST, MÜR) 

145,6 56,2 89,4 56,6 19,7 10,3 0 

Quelle: Statistisches Landesamt MV, sis-online, Stichtag: 31.12.2011; in Tausend,  eigene Darstellung 

Abb. 28: Privathaushalte nach Haushaltsgröße 2000 

Planungsregion Insgesamt 
Einpersonen-

haushalte 

Mehrpersonenhaushalte 

zusammen 
davon mit … Personen 

2 3 4 5 und mehr 

Mecklenburgische Seenplat-

te (Stadt NB, Landkreise DM, 

MST, MÜR) 

141,5 41,9 99,6 44,7 31,5 18,1 5,4 

Quelle: Statistisches Landesamt MV, sis-online, Stichtag: 31.12.2000;  in Tausend, eigene Darstellung 

Bezogen auf Mecklenburg-Vorpommern entfielen im Jahr 2011 31,6 % der Einpersonen-

haushalte auf 65-Jährige und Ältere.  

Abb. 29: Einpersonenhaushalte nach Altersgruppen in M-V 

Haushaltsgröße 

 
Insgesamt 

Davon im Alter von … bis unter … Jahren 

unter 25 25 - 35 35 - 45 45 - 55 55 - 65 65 und mehr 

Einpersonenhaushalte 347 35,1 55,7 38 59,9 48,5 109,8 

Quelle: Statistisches Landesamt MV, sis-online, Stichtag: 31.12.2011;  in Tausend, eigene Darstellung 

Für weitere Ausführungen zum Thema Wohnen im Alter wird an dieser Stelle auf die 

Grundlagenexpertisen „Wohnen im Alter“ der Hochschule Neubrandenburg (2013) und 

des Kuratoriums Deutsche Altershilfe (KDA) (2013) verwiesen.  

1.1.6  Medizinische Versorgung 

Seit dem Jahr 2006 bis zum Jahr 2011 ist ein Rückgang der Anzahl praktizierender Allge-

meinärzte im Landkreis um 8,7 % zu verzeichnen. Ebenfalls rückläufig (-5,5 %) ist die zah-

lenmäßige Entwicklung der Hausärzte (Abbildung 30). 

Ebenso rückläufig ist die Versorgung der Bevölkerung im Landkreis mit Krankenhausbet-

ten (-8,1%) (Abbildung 31). 
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Abb. 30: Ambulante, kassenärztliche Versorgung im Landkreis Mecklenburgische Seen-

platte 

Raumeinheit Aggregat 

Einwohner 

je Arzt 

Allgemein-

ärzte 

Entwicklung 

Allgemeinärzte 

Haus-

ärzte 

Entwicklung 

Hausärzte 

2011 2011 2006-2011 2011 2006-2011 

Mecklenburgische Seenplatte Landkreis 686,0 57,2 -8,7 68,7 -5,5 

Quelle: Indikatoren und Karten zur Raum- und Stadtentwicklung. INKAR. Ausgabe 2013. Hrsg.: Bundesinstitut für Bau-, 

Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) - Bonn 2013, ©2013 Bundes-

amt für Bauwesen und Raumordnung, Bonn; Ärzteregister der Kassenärztlichen Bundesvereinigung, Stichtag 

31.12.2011; eigene Darstellung 

Abb. 31: Stationäre Versorgung mit medizinischen Leistungen – planmäßige Betten für 

Akutkranke 

Raumeinheit 

 

Aggregat 

 

Krankenhausbetten Entwicklung Krankenhausbetten 

2011 2006-2011 

Mecklenburgische Seenplatte Landkreis 62,3 -8,1 

Quelle: Krankenhausstatistik des Bundes und der Länder, Stichtag 31.12.2011; in 10.000; Indikatoren und Karten zur 

Raum- und Stadtentwicklung. INKAR. Ausgabe 2013. Hrsg.: Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) 

im Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) - Bonn 2013, ©2013 Bundesamt für Bauwesen und Raumord-

nung, Bonn; eigene Darstellung 

Laut der Kassenärztlichen Vereinigung Mecklenburg-Vorpommern 2014 gibt es zwei Ärz-

tenetze im Landkreis.  

Ärztenetze sind regionale Zusammenschlüsse in erster Linie von Ärzten.67  „Durch die ge-

zielte und systematische Kooperation wird die Versorgung der Patienten vor Ort der de-

mographischen Entwicklung angepasst. Daneben ist eines der Ziele die Verbesserung der 

Kommunikation der Ärzte untereinander sowie die Abstimmung der Angebotsstrukturen 

der einzelnen Leistungserbringer zum Wohle der Patienten.“68 

Abb. 32: Ärztenetze im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 

Ärztenetz Region Ansprechpartner/-in 

Medizinischer Ver-

sorgungsbund e.V. 

Waren und  

Umgebung 

Herr Dipl.-Psych. Reinhard Wilker 

Psychologischer Psychotherapeut 

Kietzstr. 11 a, 17192 Waren 

Gründungsjahr: 2006 

Ärztenetz Mecklen-

burg-Strelitz e.V.  

Mecklenburg-

Strelitz 

Frau Dr. med. Maimu Truderung  

Fachärztin für Frauenheilkunde und Geburtshilfe 

Louisenstraße 7b
69

, 17235 Neustrelitz 

Gründungsjahr: 2009  

Quelle: Kassenärztliche Vereinigung MV; Stichtag: 15.11.2011; eigene Darstellung 

                                                       

67
 Anm.: Einige Ärztenetze in M-V haben auch andere Leistungserbringer, wie Apotheken, Physiotherapeu-

ten, Pflegedienst mit aufgenommen. 
68

 www.kvmv.de, Stand 1.3.2014 
69

 Anm.: Auf der Internetseite der Kassenärztlichen Vereinigung M-V ist noch die Hohenzieritzer  Straße 16 

angegeben. 
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1.2 Soziodemographisches Strukturbild der älteren Bevölkerung in den zent-

ralen Orten und ihren Verflechtungsbereichen in der Region Mecklenburgi-

sche Seenplatte und Entwicklung bis 2030 

Die Bevölkerung im Landkreis insgesamt und in den einzelnen zentralen Orten einschließ-

lich ihrer Verflechtungsbereiche ist rückläufig.  

Abb. 33: Bevölkerung insgesamt nach zentralen Orten einschließlich ihrer Verflechtungs-

bereiche70 

Zentraler Ort einschließlich  

Nahbereiche
71

 

Einwohner insges. 

31.12.2011 

Einwohner insges. 

31.7.2013 
Saldo 

Neubrandenburg 83257 82315 -942 

Demmin 19302 18965 -337 

Neustrelitz 27860 27796 -64 

Waren (Müritz) 30951 30815 -136 

Malchin 13444 13205 -239 

Friedland 10398 10101 -297 

Stavenhagen 12048 11719 -329 

Altentreptow 13471 13193 -278 

Woldegk 8237 8049 -188 

Penzlin 7085 6926 -159 

Dargun 4580 4514 -66 

Feldberger Seenlandschaft 5644 5549 -95 

Mirow 4449 4358 -91 

Wesenberg 4122 4078 -44 

Malchow 11030 10901 -177 

Röbel/Müritz 11673 11496 -177 

Rechlin 3134 3066 -68 

Quelle: Statistisches Landesamt MV, sis online, Stichtag 31.12.2011;  Statistisches Landesamt MV, kvw-map Landkreis 

MSE, Stichtag 31.7.2013; eigene Berechnungen; eigene Darstellung 

Die Aktualisierte 4. Landesprognose (2012)72 stellt drei verschiedene Szenarien73 der Be-

völkerungsentwicklung bis zum Jahr 2030 für Mecklenburg-Vorpommern vor. 

                                                       

70
 Übersichten im Anhang A1 

71
Anm.:  Zu beachten ist, dass die Gemeinden Krukow, Puchow und Lapitz  in der Statistik mit Stichtag 

31.12.2011 einzeln aufgeführt sind; Krukow, Puchow, Lapitz wurden zu Kucksee (entsprechend in der Sta-

tistik mit Stichtag 31.7.2013 aufgeführt), Klein Luckow gehört mittlerweile zu Penzlin, Stadt (in der Statis-

tik mit Stichtag 31.7.2013 aufgeführt). Ebenso einzeln aufgeführt sind in der Statistik mit Stichtag 

31.12.2011 die Gemeinden Groß Dratow, Schloen, Groß Gievitz, Hinrichshagen, Lansen-Schönau, Schwin-

kendorf und Vielist. Groß Dratow und Schloen wurden zu Dratow-Schloen, Schwinkendorf gehört mittler-

weile zu Molzow, Vielist gehört zu Grabowhöfe und Groß Gievitz, Hinrichshagen, und Lansen-Schönau 

wurden zu Peenehagen (alle Gemeinden gehören zum Nahbereich des zentralen Ortes Waren (Müritz)) (in 

der Statistik mit Stichtag 31.7.2013 aufgeführt). (Katasteramt MSE) 
72

 Basisjahr 2010 (Stand 31.12.2010) 
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Abb. 34: Verschiedene Szenarien der Einwohnerentwicklung in M-V bis zum Jahr 2030 

Prognosevarianten Einwohnerstand am 31.12.2030 Einwohnerverlust 2010 bis 2030 

Variante 1 1.559.187 -5,1 % 

Variante 2 1.476.408 -10,1 % 

Variante 3 1.305.610 -20,5 % 

Quelle: Aktualisierte 4. Landesprognose zur Bevölkerungsentwicklung in Mecklenburg-Vorpommern bis 2030, Stichtag 

31.12.2010; eigene Darstellung  

Die Mortalitätsüberschüsse sind für die prognostizierten Einwohnerverluste in Variante 2 

verantwortlich.74 

Im Vergleich zu den anderen Landkreisen und zu Mecklenburg-Vorpommern wird der 

Landkreis Mecklenburgische Seenplatte den mit Abstand größten Bevölkerungsverlust bis 

zum Jahr 2030 zu verkraften haben. Es ist ein Stadt-Land-Gefälle zu verzeichnen.75  

Abb. 35: Entwicklung der Bevölkerung 2010 bis 2030 in den Landkreisen* 

Landkreise 2010 2030 Saldo 

Hansestadt Rostock 202.735 223.255 10,1 % 

Schwerin 95.220 92.341 -3,0 % 

Mecklenburgische Seenplatte 272.922 213.406 -21,3 % 

Landkreis Rostock 216.189 185.311 -14,3 % 

Vorpommern-Rügen 230.743 195.481 -15,3 % 

Nordwestmecklenburg 160.423 147.517 -8,0 % 

Vorpommern-Greifswald 245.733 223.871 -8,9 % 

Ludwigslust-Parchim 218.362 195.226 -10,6 % 

Mecklenburg-Vorpommern 1.642.327 1.476.408 -10,1 % 

Quelle: Aktualisierte 4. Landesprognose zur Bevölkerungsentwicklung in Mecklenburg-Vorpommern bis 2030, Stichtag 

31.12.2010; eigene Darstellung  

*Kleinräumigere Prognosen der amtlichen Statistik zur Bevölkerungsentwicklung, etwa 

auf Gemeindeebene, sind nach Auskunft des Statistischen Landesamtes M-V nicht ver-

fügbar. Die Kreisebene ist die kleinste Ebene, für die Bevölkerungsprognosen vorliegen.76 

Zusätzlich zu den Bevölkerungsverlusten wird es auch zu einer Veränderung der Alters-

struktur kommen.  

                                                                                                                                                                    

73
 Anm.: Variante 2 gilt hierbei als Standardvariante, Variante 1 als optimistische Variante, Variante 3 als 

pessimistische Variante (vgl. Ministerium für Energie, Infrastruktur und Landesentwicklung Mecklenburg-

Vorpommern (MfEIL M-V), S. 1f) 
74

 vgl. ebd., S. 2 
75

 vgl. ebd., S. 11 
76

 E-Mail auf Anfrage, Stand 20.2.2014 
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Abb. 36: Veränderung der Altersstruktur der Bevölkerung in M-V 2010 und 2030,  

Variante 2 

Jahr jünger als 20 Jahre 20 bis unter 65 Jahre 65 Jahre und älter 

2010 14,6 % 57,7 % 27,7 % 

2030 16,3 % 52,0 % 31,7 % 

Quelle: Aktualisierte 4. Landesprognose zur Bevölkerungsentwicklung in Mecklenburg-Vorpommern bis 2030, Stichtag 

31.12.2010; eigene Darstellung 

Die Veränderung der Altersstruktur ist ein Ergebnis der sinkenden Fertilität, der steigen-

den Lebenserwartung sowie von Wanderungsbewegungen, insbesondere der jüngeren 

Bevölkerung.77  

Abb. 37: Altersstruktur der Bevölkerung in M-V 2030 

Insgesamt in Mill. Jünger als 20 Jahre 
20 bis unter 65 

Jahre 
65 bis 79 Jahre 80 Jahre und älter Altenquotient

78
 65 

1,4 14,5 % 50,2 % 25,8 % 9,4 % 70 

Quelle: 12. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung für Deutschland und die Länder, Variante 1-W1 (Untergrenze 

der „mittleren“ Bevölkerung); Fortschreibung des Bevölkerungsstandes, Basis 31.12.2008 

Der Anteil der 20- bis unter 65-Jährigen  der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausbe-

rechnung weicht leicht von der Angabe der Aktualisierten 4. Landesprognose zur Bevölke-

rungsentwicklung in M-V ab. Des Weiteren gehen die Daten der 12. koordinierten Bevöl-

kerungsvorausberechnung von einem höheren Anteil der 65-Jährigen und älter aus als die 

Aktualisierte 4. Landesprognose. 

Abb. 38: Altersaufbau M-V im Vergleich  zu Deutschland 203079 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt, 12. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung für Deutschland und die Länder; Vari-

ante 1-W1 (Untergrenze der „mittleren“ Bevölkerung); Fortschreibung des Bevölkerungsstandes, Basis 31.12.2008 

                                                       

77
 vgl. ebd., S. 3; siehe dazu auch Menning et al. (2010) 

78
 Anm.: Zahl der 65-Jährigen und älter je 100 Personen im Alter von 20 bis 64 Jahren 

79
 Anm.: Zu beachten ist die unterschiedliche Skalierung.  
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Abb. 39: Altersstruktur der Bevölkerung in M-V 2035 

Insgesamt in Mill. Jünger als 20 Jahre 
20 bis unter 65 

Jahre 
65 bis 79 Jahre 80 Jahre und älter Altenquotient

80
 65 

1,4 14,1 % 48,6 % 25,6 % 11,7 % 77 

Quelle: 12 koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung für Deutschland und die Länder, Variante 1-W1 (Untergrenze 

der „mittleren“ Bevölkerung); Fortschreibung des Bevölkerungsstandes, Basis 31.12.2008 

Der Anteil der 65-Jährigen und älter an der Bevölkerung steigt nach der 12. koordinierten 

Bevölkerungsvorausberechnung vom Jahr 2030 bis zum Jahr 2035 von 35,2% auf 37,3%. 

Abb. 40: Altersaufbau M-V im Vergleich81  zu Deutschland 2035 

 
Quelle: 12 koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung für Deutschland und die Länder, Variante 1-W1 (Untergrenze 

der „mittleren“ Bevölkerung); Fortschreibung des Bevölkerungsstandes, Basis 31.12.2008; eigene Darstellung 

Im Jahr 2010 betrug der Anteil der Hochaltrigen82 an der Bevölkerung Mecklenburg-

Vorpommerns noch 4,8 %, im Jahr 2030 wird der Anteil nach der 12. koordinierten Bevöl-

kerungsvorausberechnung bei 9,4 % liegen; das entspricht einer Steigerung um 95,8 % 

von 2010 bis 2030. Der Anteil der Hochaltrigen an der Bevölkerung Mecklenburg-

Vorpommerns wird sich vom Jahr 2030 bis zum Jahr 2035 noch einmal um 2,3 % erhöhen. 

Der Altenquotient steigt im gleichen Zeitraum um 10 %. Eindrucksvoll ist die Entwicklung 

des Altenquotienten für M-V in der Zeitreihe vom Jahr 2008 bis zum Jahr 2030. 

Abb. 41: Entwicklung des Altenquotienten83  in M-V von 2008 bis 2030 

 2008 2010 2015 2020 2025 2030 

Altenquotient 34 35 39 47 58 70 

Quelle: 12 koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung für Deutschland und die Länder, Variante 1-W1 (Untergrenze 

der „mittleren“ Bevölkerung); Fortschreibung des Bevölkerungsstandes, Basis 31.12.2008 

                                                       

80
 Anm.: Zahl der 65-Jährigen und älter je 100 Personen im Alter von 20 bis 64 Jahren 

81
 Anm.: Zu beachten ist die unterschiedliche Skalierung.  

82
 Anm.: 80-Jährige und älter 

83
 Anm.: Zahl der 65-Jährigen und älter je 100 Personen im Alter von 20 bis 64 Jahren 
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Im Vergleich zum Jahr 2008 würde somit der Altenquotient in M-V bis zum Jahr 2030 um 

105,9 % und bis zum Jahr 2035 sogar um 126,5 % ansteigen. 

Die Aktualisierte 4. Landesprognose umfasst ebenfalls die Bevölkerungsentwicklung der 

sechs Landkreise und der zwei kreisfreien Städte.  

Abb. 42: Anteil der unter 20-Jährigen und der über 65-Jährigen an der Gesamtbevölke-

rung des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte und M-V 2010 und 2030 

Landkreis/Land 
Anteil der unter 20-

Jährigen 2010 

Anteil der unter 20-

Jährigen 2030 

Anteil der über 65-

Jährigen 2010 

Anteil der über 65-

Jährigen 2030 

 absolut in % absolut in % absolut in % absolut in % 

Mecklenburgische Seenplatte 39.937 14,6 30.865 14,5 60.728 22,3 78.364 36,7 

Mecklenburg-Vorpommern 240.562 14,6 241.209 16,3 362.507 22,1 468.368 31,7 

Quelle: Aktualisierte 4. Landesprognose zur Bevölkerungsentwicklung in Mecklenburg-Vorpommern bis 2030, Stichtag 

31.12.2010; eigene Darstellung  

Während die Daten für die Altersgruppen der unter 20-Jährigen in den Jahren 2010 und 

2030 sowie für die Altersgruppe der über 65-Jährigen im Jahr 2010 für den Landkreise 

Mecklenburgische Seenplatte und für das Land Mecklenburg-Vorpommern annähernd 

übereinstimmen, besteht für die Altersgruppe der über 65-Jährigen zwischen dem Land-

kreis Mecklenburgische Seenplatte und dem Land Mecklenburg-Vorpommern eine Diffe-

renz von 5 % zu Ungunsten des Landkreises.  

Innerhalb des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte verläuft die Alterung uneinheit-

lich. So unterscheidet sich beispielsweise der Altenquotient erheblich: in der Hansestadt 

Demmin (42,2) ist dieser mehr als doppelt so hoch wie im Gemeindeverband Neverin 

(20,1). 

Abb. 43: Einwohner 65 Jahre und älter je 100 Einwohner im erwerbsfähigen Alter 

Raumeinheit Aggregat Altenquotient 

Neverin Gemeindeverband 20,1 

Stargarder Land Gemeindeverband 24,9 

Seenlandschaft Waren Gemeindeverband 25,5 

Penzliner Land Gemeindeverband 27,0 

Stavenhagen Gemeindeverband 29,0 

Neustrelitz-Land Gemeindeverband 29,5 

Demmin-Land Gemeindeverband 30,9 

Treptower Tollensewinkel Gemeindeverband 31,7 

Neubrandenburg, Stadt Gemeinde 32,6 

Woldegk Gemeindeverband 33,1 

Malchow Gemeindeverband 33,7 

Dargun, Stadt Gemeinde 34,4 

Röbel-Müritz Gemeindeverband 34,4 
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Raumeinheit Aggregat Altenquotient 

Friedland Gemeindeverband 36,6 

Malchin am Kummerower See Gemeindeverband 38,2 

Feldberger Seenlandschaft Gemeinde 38,8 

Neustrelitz, Stadt Gemeinde 39,2 

Waren (Müritz), Stadt Gemeinde 39,9 

Mecklenburgische Kleinseenplatte Gemeindeverband 40,9 

Demmin, Hansestadt Gemeinde 42,2 

Mecklenburgische Seenplatte ROR                           33,4 

Quelle: Eurostat Regio Datenbank; Fortschreibung des Bevölkerungsstandes des Bundes und der Länder; Stichtag 1.1.des 

jeweiligen Jahres: 2011; Indikatoren und Karten zur Raum- und Stadtentwicklung. INKAR Ausgabe 2013. Hrsg.: Bundes-

institut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) – Bonn 2013 

©2013 Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, Bonn; eigene Darstellung  

Abb. 44: Anteil der Einwohner ab 50 Jahren in Altersgruppen an den Einwohnern in Pro-

zent auf Gemeindeebene 

Raumeinheit Aggregat 

Einwohner von 50 

bis unter 65 Jah-

ren
84

 

Einwohner von 65 

bis unter 75 Jah-

ren
85

 

Einwohner von 75 

bis unter 85 Jah-

ren
86

 

Dargun, Stadt Gemeinde 28,0 11,5 - 

Demmin, Hansestadt Gemeinde 24,4 13,2 - 

Feldberger Seenlandschaft Gemeinde 26,4 11,8 - 

Neubrandenburg, Stadt Gemeinde 24,5 12,0 - 

Neustrelitz, Stadt Gemeinde 23,5 13,3 - 

Waren (Müritz), Stadt Gemeinde 22,8 14,1 - 

Demmin-Land Gemeindeverband 25,5 10,5 - 

Friedland Gemeindeverband 25,6 12,0 - 

Malchin Gemeindeverband 25,7 13,3 - 

Malchow Gemeindeverband 25,6 12,2 - 

Mecklenburgische Kleinseenplatte Gemeindeverband 24,8 14,4 - 

Neustrelitz-Land Gemeindeverband 27,2 10,8 - 

Neverin Gemeindeverband 32,8 8,5 - 

Penzliner Land Gemeindeverband 26,0 10,2 - 

Röbel-Müritz Gemeindeverband 25,7 12,1 - 

Seenlandschaft Waren Gemeindeverband 25,6 9,8 - 

Stargarder Land Gemeindeverband 27,9 9,8 - 

Stavenhagen Gemeindeverband 25,8 9,9 - 

Treptower Tollensewinkel Gemeindeverband 26,7 10,4 - 

Woldegk Gemeindeverband 27,0 10,7 - 

Mecklenburgische Seenplatte ROR 25,4 11,9 8,2 

Quelle: Fortschreibung des Bevölkerungsstandes des Bundes und der Länder, Eurostat Regio Datenbank, Stichtag 

31.12.2011, Indikatoren und Karten zur Raum- und Stadtentwicklung. INKAR Ausgabe 2013. Hrsg.: Bundesinstitut für 

Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) – Bonn 2013 ©2013 

Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, Bonn; eigene Darstellung
87

 

                                                       

84
 Anm.: Erwerbspotenzial älterer Erwerbsfähiger 

85
 Anm.: Hinweis auf nicht mehr im Erwerbsleben Stehende; Indikator für (künftigen) Infrastrukturbedarf, z. 

B. Einrichtungen der Altenhilfe/der Pflege 
86

 Anm.: Hinweis auf Nachfrage für Einrichtungen/Leistungen der Altenhilfe/der Pflege 
87

 Anm.: Die Zensus-Daten weisen leichte Abweichungen zu den Daten der Bevölkerungsfortschreibung auf 

(Einwohner von 50 bis unter 65 Jahren nach unten, Einwohner  von 65 bis unter 75 Jahren nach oben) 

(Zensus 2011, Stichtag 9.5.2011) 
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Zwischen 22,8 % (Gemeinde Waren (Müritz), Stadt) und 32,8 % (Gemeindeverband Ne-

verin) der Einwohner sind im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte zwischen 50 und 

unter 65 Jahren alt. Die Streuung für die Altersgruppe der 65- bis unter 75-Jährigen ist 

nicht ganz so groß und liegt zwischen 8,5 % (Gemeindeverband Neverin) und 14,4 % (Ge-

meindeverband Mecklenburgische Kleinseenplatte). Für die Einwohner von 75 bis unter 

85 Jahren liegen hier aus der Fortschreibung des Bevölkerungsstandes nur Daten für den 

Landkreis insgesamt vor. Für die Altersgruppe der 75-Jährigen und älter liegen im Rahmen 

des Zensus 2011 Daten auf Gemeindeebene vor.  

Abb. 45: Anteil der Einwohner 75 Jahre und älter an den Einwohnern in Prozent auf Ge-

meindeebene 

Raumeinheit Aggregat Zensus 2011: Einwohner 75 Jahre und älter 

Dargun, Stadt Gemeinde 11,4 

Demmin, Hansestadt Gemeinde 12,4 

Feldberger Seenlandschaft Gemeinde 12,7 

Neubrandenburg, Stadt Gemeinde 9,4 

Neustrelitz, Stadt Gemeinde 11,2 

Waren (Müritz), Stadt Gemeinde 10,8 

Demmin-Land Gemeindeverband 10,3 

Friedland Gemeindeverband 11,5 

Malchin Gemeindeverband 11,3 

Malchow Gemeindeverband 10,0 

Mecklenburgische Kleinseenplatte Gemeindeverband 11,4 

Neustrelitz-Land Gemeindeverband 8,5 

Neverin Gemeindeverband 6,0 

Penzliner Land Gemeindeverband 8,0 

Röbel-Müritz Gemeindeverband 10,0 

Seenlandschaft Waren Gemeindeverband 7,6 

Stargarder Land Gemeindeverband 7,4 

Stavenhagen Gemeindeverband 9,7 

Treptower Tollensewinkel Gemeindeverband 10,0 

Woldegk Gemeindeverband 10,7 

Mecklenburgische Seenplatte ROR 10,0 

Quelle: Zensus 2011, Stichtag 9.5.2011, Indikatoren und Karten zur Raum- und Stadtentwicklung. INKAR Ausgabe 2013. 

Hrsg.: Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) 

– Bonn 2013 ©2013 Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, Bonn; eigene Darstellung 

Die Gemeinden Feldberger Seenlandschaft und Demmin weisen den größten Anteil 75-

Jähriger und älter an den Einwohner mit 12,7 % bzw. 12,4 % auf. Im Gemeindeverband 

Neverin ist deren Anteil mit 6,0 % am geringsten.   
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Abb. 46: Anteil der Einwohner ab 65 Jahren an den älteren Einwohnern in Prozent auf 

Gemeindeebene 

Raumeinheit Aggregat 
Einwohner 65 

Jahre und älter 

Einwohner 75 

Jahre und älter 

Einwohner 85 

Jahre und älter 

Dargun, Stadt Gemeinde 22,7 11,2 - 

Demmin, Hansestadt Gemeinde 26,3 13,1 - 

Feldberger Seenlandschaft Gemeinde 24,9 13,1 - 

Neubrandenburg, Stadt Gemeinde 21,8 9,8 - 

Neustrelitz, Stadt Gemeinde 25,0 11,6 - 

Waren (Müritz), Stadt Gemeinde 25,2 11,2 - 

Demmin-Land Gemeindeverband 20,7 10,2 - 

Friedland Gemeindeverband 23,9 11,9 - 

Malchin Gemeindeverband 24,8 11,5 - 

Malchow Gemeindeverband 22,4 10,2 - 

Mecklenburgische Kleinseenplatte Gemeindeverband 25,9 11,5 - 

Neustrelitz-Land Gemeindeverband 19,9 9,1 - 

Neverin Gemeindeverband 14,8 6,3 - 

Penzliner Land Gemeindeverband 18,5 8,3 - 

Röbel-Müritz Gemeindeverband 22,6 10,5 - 

Seenlandschaft Waren Gemeindeverband 17,8 7,9 - 

Stargarder Land Gemeindeverband 17,3 7,5 - 

Stavenhagen Gemeindeverband 19,7 9,8 - 

Treptower Tollensewinkel Gemeindeverband 21,1 10,7 - 

Woldegk Gemeindeverband 22,1 11,4 - 

Mecklenburgische Seenplatte ROR 22,2 10,3 2,1 

Quelle: Fortschreibung des Bevölkerungsstandes des Bundes und der Länder, Eurostat Regio Datenbank, Stichtag 

31.12.2011, Indikatoren und Karten zur Raum- und Stadtentwicklung. INKAR Ausgabe 2013. Hrsg.: Bundesinstitut für 

Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) – Bonn 2013, ©2013 

Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, Bonn; eigene Darstellung 

In der überwiegenden Anzahl der Gemeinden und Gemeindeverbände des Landkreises 

Mecklenburgische Seenplatte beträgt der Anteil der Bewohner ab 65 Jahre und älter an 

den älteren Bewohnern zwischen ca. 20 und 25 %. Noch höher ist deren Anteil in der Ge-

meinde Demmin (26,3 %); niedriger ist deren Anteil in den Gemeindeverbänden Neverin 

(14,8 %)88, Penzliner Land (18,5 %), Seenlandschaft Waren (17,8 %), Stargarder Land 

(17,3 %) und Stavenhagen (19,7 %). 

 

                                                       

88
 Anm.: Wie in Abbildung 44 zu sehen, ist der Anteil der 50- bis unter 65-Jährigen an den Einwohnern im 

Gemeindeverband Neverin besonders hoch. 
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Abb. 47: Entwicklung Einwohner ab 65 Jahren in Prozent auf Gemeindeebene 2006-2011 

Raumeinheit Aggregat 
Entwicklung Einwohner 65 

Jahre und älter 

Entwicklung Einwohner 75 

Jahre und älter 

Dargun, Stadt Gemeinde -7,7 4,3 

Demmin, Hansestadt Gemeinde -2,5 34,4 

Feldberger Seenlandschaft Gemeinde -4,2 20,4 

Neubrandenburg, Stadt Gemeinde 7,7 42,3 

Neustrelitz, Stadt Gemeinde 4,4 34,7 

Waren (Müritz), Stadt Gemeinde 12,2 31,2 

Demmin-Land Gemeindeverband -12,1 13,3 

Friedland Gemeindeverband -3,3 27,7 

Malchin Gemeindeverband -2,3 27,4 

Malchow Gemeindeverband -0,2 21,8 

Mecklenburgische Kleinseenplatte Gemeindeverband 0,6 20,4 

Neustrelitz-Land Gemeindeverband -2,5 30,2 

Neverin Gemeindeverband 6,8 24,9 

Penzliner Land Gemeindeverband -5,2 15,7 

Röbel/Müritz Gemeindeverband 2,1 29,4 

Seenlandschaft Waren Gemeindeverband -0,3 22,9 

Stargarder Land Gemeindeverband 1,1 13,5 

Stavenhagen Gemeindeverband -2,2 21,6 

Treptower Tollensewinkel Gemeindeverband -4,4 27,9 

Woldegk Gemeindeverband -10,1 20,2 

Mecklenburgische Seenplatte ROR 1,4 28,6 

Quelle: Fortschreibung des Bevölkerungsstandes des Bundes und der Länder, Eurostat Regio Datenbank, Stichtag 

31.12.2011, Indikatoren und Karten zur Raum- und Stadtentwicklung. INKAR Ausgabe 2013. Hrsg.: Bundesinstitut für 

Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) – Bonn 2013 ©2013 

Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, Bonn; eigene Darstellung 

Eindrucksvoll ist die Zunahme der 75-Jährigen und älter um 42,3 % in der Stadt Neubran-

denburg; die Stadt ist ebenso Spitzenreiter hinsichtlich der Zunahme der 65-Jährigen und 

älter (7,7 %) im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte. Aber auch die Gemeinden Dem-

min, Neustrelitz und Waren (Müritz) nehmen mit einem Zuwachs der 75-Jährigen und 

älter von 34,4 %, 34,7 % bzw. 31,2 % jeweils eine Spitzenposition im Landkreis ein.  

Eine Bestätigung für die Feminisierung des Alters liefert die nachfolgende Abbildung 48. 

Je älter die Bevölkerung, je höher wird der Anteil der weiblichen Bewohner. Mehr als drei 

Viertel der Bevölkerung ab 85 Jahre im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte ist weib-

lich. 
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Abb. 48: Anteil der weiblichen Einwohner an der jeweiligen Altersgruppe in Prozent auf 

Gemeindeebene 

Raumeinheit Aggregat 

Anteil weibliche 

Einwohner 65 Jahre 

und älter 

Anteil weibliche 

Einwohner 75 Jahre 

und älter 

Anteil weibliche 

Einwohner 85 Jahre 

und älter 

Dargun, Stadt Gemeinde 60,8 69,1 - 

Demmin, Hansestadt Gemeinde 60,8 65,9 - 

Feldberger Seenlandschaft Gemeinde 60,4 64,5 - 

Neubrandenburg, Stadt Gemeinde 58,8 63,1 - 

Neustrelitz, Stadt Gemeinde 58,7 64,2 - 

Waren (Müritz), Stadt Gemeinde 59,8 66,2 - 

Demmin-Land Gemeindeverband 58,0 61,5 - 

Friedland Gemeindeverband 59,4 64,0 - 

Malchin Gemeindeverband 58,9 63,5 - 

Malchow Gemeindeverband 58,2 63,6 - 

Mecklenburgische Kleinseenplatte Gemeindeverband 58,4 64,9 - 

Neustrelitz-Land Gemeindeverband 54,7 58,3 - 

Neverin Gemeindeverband 54,4 61,4 - 

Penzliner Land Gemeindeverband 59,7 66,1 - 

Röbel-Müritz Gemeindeverband 58,7 65,2 - 

Seenlandschaft Waren Gemeindeverband 56,5 63,1 - 

Stargarder Land Gemeindeverband 58,0 66,2 - 

Stavenhagen Gemeindeverband 60,7 66,2 - 

Treptower Tollensewinkel Gemeindeverband 60,0 66,1 - 

Woldegk Gemeindeverband 59,8 66,0 - 

Mecklenburgische Seenplatte ROR 58,9 64,3 76,8 

Quelle: Fortschreibung des Bevölkerungsstandes des Bundes und der Länder, Eurostat Regio Datenbank, Stichtag 

31.12.2011, Indikatoren und Karten zur Raum- und Stadtentwicklung. INKAR Ausgabe 2013. Hrsg.: Bundesinstitut für 

Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) – Bonn 2013 ©2013 

Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, Bonn; eigene Darstellung 

Abb. 49: Durchschnittsalter der Bevölkerung nach Geschlecht 

Raumeinheit Aggregat 
Durchschnittsalter der 

Bevölkerung 

Durchschnittsalter der 

weiblichen Bevölke-

rung 

Durchschnittsalter der 

männlichen  Bevölke-

rung 

Bundesgebiet Bund 39,7 41,0 38,3 

Mecklenburg-Vorpommern Land 40,6 42,3 39,0 

Mecklenburgische Seenplatte ROR 40,9 42,6 39,1 

Quelle: Fortschreibung des Bevölkerungsstandes des Bundes und der Länder; Stichtag 31.12.2011, Indikatoren und Kar-

ten zur Raum- und Stadtentwicklung. INKAR. Ausgabe 2013. Hrsg.: Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 

(BBSR) im Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) - Bonn 2013. © 2013 Bundesamt für Bauwesen und 

Raumordnung, Bonn) 

Die Bevölkerung im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte war im Jahr 2011 im Durch-

schnitt 1,2 Jahre älter als in der Bundesrepublik Deutschland und 0,3 Jahre älter als im 

Land Mecklenburg-Vorpommern. Die Frauen im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 

waren im Durchschnitt 1,6 Jahre und die Männer 0,8 Jahre älter als in der Bundesrepublik 

Deutschland. Im Vergleich zum Land Mecklenburg-Vorpommern waren die Frauen 0,3 

Jahre und die Männer 0,1 Jahr älter. 
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Abb. 50: Lebenserwartung89  und fernere Lebenserwartung  nach Geschlecht 

Raumeinheit 

fernere Le-

benserwartung  

der 60-jährigen 

Frauen 

fernere Le-

benserwartung  

der 60-jährigen 

Männer 

Lebens- 

erwartung 

Frauen 

Lebens-

erwartung 

Männer 

Veränderung 

Lebens- 

erwartung 

Frauen
90

 

Veränderung 

Lebens- 

erwartung 

Männer
91

 

 

2009/2010/ 

2011 

2009/2010/ 

2011 

2009/2010/ 

2011 

2009/2010/ 

2011 

1993/94/95-

2009/10/11 

1993/94/95-

2009/10/11 

Mecklenburgische 

Seenplatte 
25,4 20,8 82,9 75,9 5,3 7,4 

Mecklenburg-

Vorpommern 
25,1 20,9 82,4 76,0 4,6 7,0 

Quelle: Statistik der Geburten und Sterbefälle des Bundes und der Länder, Eurostat Regio Datenbank, Stichtag 1.1.2011, 

Indikatoren und Karten zur Raum- und Stadtentwicklung. INKAR. Ausgabe 2013. Hrsg.: Bundesinstitut für Bau-, Stadt- 

und Raumforschung (BBSR) im Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) - Bonn 2013. © 2013 Bundesamt für 

Bauwesen und Raumordnung, Bonn; eigene Darstellung  

Die mittlere Lebenserwartung der Männer hat gegenüber der mittleren Lebenserwartung 

der Frauen deutlich zugelegt. Nichts desto trotz werden Frauen im Landkreis Mecklen-

burgische Seenplatte im Durchschnitt sieben Jahre älter als Männer. Ebenso haben Frau-

en eine höhere fernere Lebenserwartung. Die mittlere Lebenserwartung der Frauen und 

Männer im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte stieg stärker an als die mittlere Le-

benserwartung der Frauen und Männer im Land M-V.  

Abb. 51: Saldo Geborene und Gestorbene auf Gemeindeebene je 1.000 Einwohner 

Raumeinheit Aggregat Geborene Gestorbene Natürlicher Saldo 

Dargun, Stadt Gemeinde 5,7 13,1 -7,4 

Demmin, Hansestadt Gemeinde 7,8 13,5 -5,7 

Feldberger Seenlandschaft Gemeinde 6,7 17,5 -10,8 

Neubrandenburg, Stadt Gemeinde 8,5 9,6 -1,1 

Neustrelitz, Stadt Gemeinde 8,3 13,5 -5,3 

Waren (Müritz), Stadt Gemeinde 9,6 12,8 -3,3 

Demmin-Land Gemeindeverband 8,0 11,3 -3,4 

Friedland Gemeindeverband 7,1 14,3 -7,2 

Malchin Gemeindeverband 6,3 12,9 -6,6 

Malchow Gemeindeverband 4,8 11,9 -7,1 

Mecklenburgische Kleinseenplatte Gemeindeverband 7,7 14,5 -6,8 

Neustrelitz-Land Gemeindeverband 6,8 10,4 -3,6 

Neverin Gemeindeverband 6,8 6,1 0,7 

                                                       

89
 Anm.: Mittlere Lebenserwartung, durchschnittliche Anzahl an Jahren, die ein Neugeborenes (in Europa 

"unter  1-jähriges" und anderes Berechnungsverfahren als Farr) zu leben vor sich hätte, wenn sich die im 

Berichtszeitraum gemessenen Sterblichkeitsverhältnisse im gesamten Leben dieses Kindes nicht verän-

dern würden. Indikator für regionale Unterschiede der Sterblichkeit und des durchschnittlichen Gesund-

heitszustands der Bevölkerung. Wird durch die Altersstruktur der Bevölkerung nicht beeinflusst. 
90

 Anm.: Veränderung mittlere Lebenserwartung eines weiblichen Neugeborenen in Jahren 
91

 Anm.: Veränderung mittlere Lebenserwartung eines männlichen Neugeborenen in Jahren 
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Raumeinheit Aggregat Geborene Gestorbene Natürlicher Saldo 

Penzliner Land Gemeindeverband 7,8 13,4 -5,6 

Röbel/Müritz Gemeindeverband 5,7 11,1 -5,3 

Seenlandschaft Waren Gemeindeverband 8,7 8,8 -0,1 

Stargarder Land Gemeindeverband 5,8 8,8 -3,0 

Stavenhagen Gemeindeverband 7,0 12,5 -5,5 

Treptower Tollensewinkel Gemeindeverband 7,1 11,1 -4,1 

Woldegk Gemeindeverband 5,8 11,1 -5,3 

Mecklenburgische Seenplatte ROR 7,5 11,4 -3,9 

Quelle: Statistik der Geburten und Sterbefälle des Bundes und der Länder, Eurostat Regio Datenbank, Stichtag 

31.12.2011, Indikatoren und Karten zur Raum- und Stadtentwicklung. INKAR. Ausgabe 2013. Hrsg.: Bundesinstitut für 

Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) - Bonn 2013. 

© 2013 Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, Bonn; eigene Darstellung 

Lediglich der Gemeindeverband Neverin wies im Jahr 2011 einen positiven Geborenen-

Gestorbenen-Saldo auf (0,7). Den höchsten Gestorbenenüberschuss hat die Gemeinde 

Feldberger Seenlandschaft zu verzeichnen (Natürliches Saldo -10,8). 

Wie bereits erwähnt, haben Wanderungsbewegungen einen erheblichen Einfluss auf die 

demografische Alterung. „Wanderungsbewegungen sind altersselektiv.“92 In verschiede-

nen Altersgruppen, verbunden mit unterschiedlichen Lebensabschnitten sind die Wande-

rungsbewegungen unterschiedlich hoch. Wanderungen finden häufig im Zusammenhang 

mit Ausbildungsbeginn und -ende, mit Familiengründungen (Familienwanderungen) und 

im Übergang in den Ruhestand (Ruhestandswanderungen93) statt. Die Altersstruktur in 

den Ziel- bzw. Quellgebieten der Wanderungen verändert sich entsprechend.  

Im Zusammenhang mit Ruhestandswanderungen nimmt die Zahl Älterer im Zielgebiet zu 

und im Quellgebiet ab.  Des Weiteren wird zwischen Binnen- und Außenwanderung un-

terschieden, je nachdem, ob administrative Grenzen, beispielsweise Landkreisgrenzen, 

überschritten werden oder nicht. Die Ruhestandswanderung gilt nach Menning et al. 

(2010) als ein besonderer Wanderungsprozess, der „[…] selektive Wirkungen aufweist. In 

dieser Altersgruppe sind die Wanderung gesundheits- und sozialschichtselektiv: Men-

schen, die krank sind/sich krank fühlen und/oder die finanziellen Aufwendungen nicht tra-

gen können/wollen, werden tendenziell weniger häufig ihren Wohnsitz wechseln.“94 Somit 

werden die i. d. R. gesünderen und mit einem größeren Vermögen ausgestatteten Älteren 

ihren Wohnsitz im Ruhestand verlegen. Mecklenburg-Vorpommern ist ein beliebtes Ziel-

gebiet für Ruhestandswanderungen. 

                                                       

92
 Menning et al. (2010), S. 7 

93
 Anm.: Wanderungen der Altersgruppe 65 Jahre und älter 

94
S. 15 
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Abb. 52: Wanderungen nach Landkreisen in M-V 

Gebiet 

Zuzüge Fortzüge 
Wanderungsgewinn 

(+) bzw. -verlust (-) 

gesamt 

davon 

insgesamt 

davon 

Anzahl 
je 1.000 

Einwohner 
innerhalb 

Mecklenburg-

Vorpommerns 

über die 

Landes-

grenze 

innerhalb 

Mecklenburg-

Vorpommerns 

über die  

Landes-

grenze 

kreisfreie Stadt Rostock 11.553 5.508 6.045 9.755 4.088 5.667 1.798 9 

kreisfreie  Stadt Schwerin 5.037 2.946 2.091 4.631 2.271 2.360 406 4 

LK Mecklenburgische 

Seenplatte 
13.252 9.253 3.999 14.433 9.486 4.947 -1.181 -4 

LK Rostock 12.082 8.962 3.120 12.627 9.251 3.376 -545 -3 

LK Vorpommern-Rügen 13.401 8.754 4.647 13.775 9.086 4.689 -374 -2 

LK Nordwestmecklenburg 8.785 5.598 3.187 9.449 5.787 3.662 -664 -4 

LK Vorpommern-

Greifswald 
14.565 8.839 5.726 15.012 8.889 6.123 -447 -2 

LK Ludwigslust-Parchim 13.461 8.169 5.292 14.148 9.171 4.977 -687 -3 

Summe Mecklenburg-

Vorpommern 
92.136 58.029 34.107 93.830 58.029 35.801 -1.694 -1 

Quelle: Statistisches Landesamt MV, sis online, Stichtag 31.12.2011; eigene Darstellung 

Wie Abbildung 52 zeigt, konnten die kreisfreien Städte Hansestadt Rostock und Schwerin 

im Jahr 2011 Wanderungsgewinne verzeichnen, während alle sechs Landkreise und auch 

Mecklenburg-Vorpommern insgesamt Wanderungsverluste zu verkraften hatten.  

Abb. 53: Binnenwanderungssaldo der Einwohner unter 18 Jahre und 30 bis unter 50 Jahre 

je 1.000 Einwohner der Altersgruppe 

Raumeinheit Aggregat Familienwanderer
95

 

Mecklenburgische Seenplatte ROR -2,2 

Quelle: Wanderungsstatistik des Bundes und der Länder, Stichtag 31.12.2011; Indikatoren und Karten zur Raum- und 

Stadtentwicklung. INKAR. Ausgabe 2013. Hrsg.: Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bundes-

amt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) - Bonn 2013. © 2013 Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, Bonn; 

eigene Darstellung 

Im Zusammenhang mit Familienwanderungen waren im Jahr 2011 Wanderungsverluste 

festzustellen.  

                                                       

95
 Anm.: Diese Altersgruppe ist kleinräumig als 'Wohnungs- und Wohnumfeldwanderer' zu betrachten 

(Stadt-Umland- Wanderungen). Die Salden werden aus den Zu- und Abgängen während des angegebenen 

Zeitraums gebildet und auf die Endbevölkerung dieses Zeitraums bezogen. Die Zuverlässigkeit der Wande-

rungssalden wird durch die Untererfassung bei den An- und Abmeldungen beeinträchtigt. Es können örtli-

che bzw. regionale Verzerrungen auftreten: Aus- und Übersiedler bzw. Asylbewerber werden in den zent-

ralen Aufnahmestellen der 'Anlaufregionen' als Außenwanderungsgewinne erfasst, während die anschlie-

ßenden Fortzüge aus den Aufnahmeorten bzw. -regionen als Binnenwanderungsverluste registriert wer-

den. Nur An- und Abmeldungen mit Hauptwohnsitz. 
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Abb. 54: Binnenwanderungssaldo der Einwohner von 50 bis unter 65 Jahren je 1.000 Ein-

wohner der Altersgruppe (Spalte 1) und Binnenwanderungssaldo der Einwohner 65 Jahre 

und älter je 1.000 Einwohner der Altersgruppe (Spalte 2) 

Raumeinheit Aggregat 
Jüngere Ruhestands-

wanderer
96

 

Ältere Ruhestands 

wanderer
97

 

Mecklenburgische Seenplatte ROR 0,9 -0,8 

Quelle: Wanderungsstatistik des Bundes und der Länder, Stichtag 31.12.2011, Indikatoren und Karten zur Raum- und 

Stadtentwicklung. INKAR. Ausgabe 2013. Hrsg.: Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bundes-

amt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) - Bonn 2013. © 2013 Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, Bonn; 

eigene Darstellung 

Der Landkreis Mecklenburgische Seenplatte verzeichnete im Jahr 2011 einen Wande-

rungsgewinn bei den jüngeren Ruhestandswanderern sowie einen Wanderungsverlust bei 

den älteren Ruhestandswanderern.  

Abb. 55: Zuzüge je 1.000 Einwohner und nach Geschlecht auf Gemeindeebene 

Raumeinheit Aggregat Zuzugsrate
98

 
Zuzugsrate Frau-

en
99

 

Zuzugsrate Män-

ner
100

 

Dargun, Stadt Gemeinde 42,1 42,9 41,3 

Demmin, Hansestadt Gemeinde 46,7 43,9 49,8 

Feldberger Seenlandschaft Gemeinde 44,0 47,6 40,3 

Neubrandenburg, Stadt Gemeinde 45,8 44,4 47,4 

Neustrelitz, Stadt Gemeinde 46,2 44,8 47,6 

Waren (Müritz), Stadt Gemeinde 59,9 60,3 59,5 

Demmin-Land Gemeindeverband 41,5 41,7 41,3 

Friedland Gemeindeverband 39,1 40,2 38,0 

Malchin Gemeindeverband 41,7 38,0 45,3 

Malchow Gemeindeverband 52,3 52,7 51,9 

                                                       

96
 Anm.: Wanderungssaldo von älteren Erwerbsfähigen. Die 50-65-Jährigen wandern sehr deutlich in land-

schaftlich attraktive Räume, zeigen das für Ruhestandswanderungen typische Muster. Die Salden werden 

aus den Zu- und Abgängen während des angegebenen Zeitraums gebildet und auf die Endbevölkerung 

dieses Zeitraums bezogen. Die Zuverlässigkeit der Wanderungssalden wird durch die Untererfassung bei 

den An- und Abmeldungen beeinträchtigt. Es können örtliche bzw. regionale Verzerrungen auftreten: Aus- 

und Übersiedler bzw. Asylbewerber werden in den zentralen Aufnahmestellen der 'Anlaufregionen' als 

Außenwanderungsgewinne erfasst, während die anschließenden Fortzüge aus den Aufnahmeorten bzw. -

regionen als Binnenwanderungsverluste registriert werden. (Spalte 2) 
97

 Anm.: Charakterisiert die Quell- und Zielräume der „Altenwanderung“. Oft Hinweis auf landschaftlich 

attraktive Regionen (Ruhesitze). Bei den über 65-Jährigen kommen allerdings zunehmend "erzwungene" 

Wanderungen durch Aufgabe des eigenen Haushalts hinzu. Die Salden werden aus den Zu- und Abgängen 

während des angegebenen Zeitraums gebildet und auf die Endbevölkerung dieses Zeitraums bezogen. Die 

Zuverlässigkeit der Wanderungssalden wird durch die Untererfassung bei den An- und Abmeldungen be-

einträchtigt. Es können örtliche bzw. regionale Verzerrungen auftreten: Aus- und Übersiedler bzw. Asyl-

bewerber werden in den zentralen Aufnahmestellen der 'Anlaufregionen' als Außenwanderungsgewinne 

erfasst, während die anschließenden Fortzüge aus den Aufnahmeorten bzw. -regionen als Binnenwande-

rungsverluste registriert werden. Nur An- und Abmeldungen mit Hauptwohnsitz. (Spalte 1) 
98

 Anm.: Bezieht das Ausmaß der Zuzüge auf die Einwohner. Wanderungen über Gemeinde- bzw. Kreisgren-

zen, nur An- und Abmeldungen mit Hauptwohnsitz. 
99

 Anm.: Der geschlechtsdifferenzierte Indikator deutet an, dass die Ausprägung für die Gruppe der Frauen 

(deutlich) von der Gesamtsituation abweichen kann. 
100

 Anm.: Der geschlechtsdifferenzierte Indikator deutet an, dass die Ausprägung für die Gruppe der Männer 

(deutlich) von der Gesamtsituation abweichen kann 
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Raumeinheit Aggregat Zuzugsrate
98

 
Zuzugsrate Frau-

en
99

 

Zuzugsrate Män-

ner
100

 

Mecklenburgische Kleinseenplatte Gemeindeverband 50,3 48,8 51,9 

Neustrelitz-Land Gemeindeverband 54,5 53,4 55,5 

Neverin Gemeindeverband 53,1 54,1 52,2 

Penzliner Land Gemeindeverband 57,9 51,8 63,7 

Röbel/Müritz Gemeindeverband 56,6 52,5 60,7 

Seenlandschaft Waren Gemeindeverband 53,1 54,6 51,6 

Stargarder Land Gemeindeverband 52,3 52,8 51,9 

Stavenhagen Gemeindeverband 58,6 54,5 62,6 

Treptower Tollensewinkel Gemeindeverband 42,1 43,6 40,5 

Woldegk Gemeindeverband 43,2 40,9 45,5 

Mecklenburgische Seenplatte Landkreis 23,3 22,4 24,2 

Quelle: Wanderungsstatistik des Bundes und der Länder, Stichtag 31.12.2011, Indikatoren und Karten zur Raum- und 

Stadtentwicklung. INKAR. Ausgabe 2013. Hrsg.: Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bundes-

amt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) - Bonn 2013. © 2013 Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, Bonn); 

eigene Darstellung 

Abb. 56: Fortzüge je 1.000 Einwohner und nach Geschlecht auf Gemeindeebene 

Raumeinheit Aggregat Fortzugsrate
101

 
Fortzugsrate 

Frauen
102

 

Fortzugsrate 

Männer
103

 

Dargun, Stadt Gemeinde 43,7 37,3 50,1 

Demmin, Hansestadt Gemeinde 52,4 50,0 55,0 

Feldberger Seenlandschaft Gemeinde 40,8 35,6 46,0 

Neubrandenburg, Stadt Gemeinde 49,2 46,9 51,6 

Neustrelitz, Stadt Gemeinde 44,7 40,6 49,1 

Waren (Müritz), Stadt Gemeinde 48,3 43,6 53,5 

Demmin-Land Gemeindeverband 62,5 63,7 61,3 

Friedland Gemeindeverband 49,9 46,2 53,6 

Malchin Gemeindeverband 52,5 52,1 52,9 

Malchow Gemeindeverband 59,2 58,7 59,8 

Mecklenburgische Kleinseenplatte Gemeindeverband 45,5 43,5 47,4 

Neustrelitz-Land Gemeindeverband 55,2 58,5 52,2 

Neverin Gemeindeverband 64,7 65,5 63,9 

Penzliner Land Gemeindeverband 71,0 68,8 73,1 

Röbel/Müritz Gemeindeverband 60,8 60,5 61,1 

Seenlandschaft Waren Gemeindeverband 65,5 70,2 61,0 

Stargarder Land Gemeindeverband 58,2 53,8 62,5 

Stavenhagen Gemeindeverband 63,9 62,3 65,5 

Treptower Tollensewinkel Gemeindeverband 49,6 49,2 50,0 

Woldegk Gemeindeverband 59,2 57,7 60,5 

Mecklenburgische Seenplatte ROR 27,6 25,9 29,4 

Quelle: Wanderungsstatistik des Bundes und der Länder, Stichtag 31.12.2011, Indikatoren und Karten zur Raum- und 

Stadtentwicklung. INKAR. Ausgabe 2013. Hrsg.: Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bundes-

amt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) - Bonn 2013. © 2013 Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, Bonn; 

eigene Darstellung 

                                                       

101
 Anm.: Bezieht das Ausmaß der Fortzüge auf die Einwohner. Wanderungen über Gemeinde- bzw. Kreis-

grenzen; nur An- und Abmeldungen mit Hauptwohnsitz. 
102

 Anm.: Der geschlechtsdifferenzierte Indikator deutet an, dass die Ausprägung für die Gruppe der Frauen 

(deutlich) von der Gesamtsituation abweichen kann. 
103

 Anm.: Der geschlechtsdifferenzierte Indikator deutet an, dass die Ausprägung für die Gruppe der Männer 

(deutlich) von der Gesamtsituation abweichen kann. 
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Abb. 57: Saldo Zuzüge/Fortzüge je 1.000 Einwohner auf Gemeindeebene 

Raumeinheit Aggregat Saldo 

Dargun, Stadt Gemeinde -1,6 

Demmin, Hansestadt Gemeinde -5,7 

Feldberger Seenlandschaft Gemeinde 3,2 

Neubrandenburg, Stadt Gemeinde -3,4 

Neustrelitz, Stadt Gemeinde 1,5 

Waren (Müritz), Stadt Gemeinde 11,6 

Demmin-Land Gemeindeverband -21 

Friedland Gemeindeverband -10,8 

Malchin Gemeindeverband -10,8 

Malchow Gemeindeverband -6,9 

Mecklenburgische Kleinseenplatte Gemeindeverband 4,8 

Neustrelitz-Land Gemeindeverband -0,7 

Neverin Gemeindeverband -11,6 

Penzliner Land Gemeindeverband -13,1 

Röbel/Müritz Gemeindeverband -4,2 

Seenlandschaft Waren Gemeindeverband -12,4 

Stargarder Land Gemeindeverband -5,9 

Stavenhagen Gemeindeverband -5,3 

Treptower Tollensewinkel Gemeindeverband -7,5 

Woldegk Gemeindeverband -16 

Mecklenburgische Seenplatte ROR -4,3 

Quelle: Wanderungsstatistik des Bundes und der Länder, Stichtag 31.12.2011, Indikatoren und Karten zur Raum- und 

Stadtentwicklung. INKAR. Ausgabe 2013. Hrsg.: Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bundes-

amt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) - Bonn 2013. © 2013 Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, Bonn); 

eigene Darstellung; eigene Berechnungen 

Den negativsten Saldo weist der Gemeindeverband Demmin-Land (-21) auf, das größte 

positive Saldo die Stadt Waren (Müritz) (11,6).  

Abb. 58: Zensus 2011: Anteil der Ausländer an den Einwohnern in Prozent und Zensus 

2011: Anteil der Einwohner mit Migrationshintergrund an den Einwohnern in Prozent auf 

Gemeindeebene 

Raumeinheit Aggregat Ausländer104 
Einwohner mit Migrations-

hintergrund105 

Dargun, Stadt Gemeinde 0,8 - 

Demmin, Hansestadt Gemeinde - - 

Feldberger Seenlandschaft Gemeinde 0,3 - 

Neubrandenburg, Stadt Gemeinde 1,8 - 

Neustrelitz, Stadt Gemeinde - - 

                                                       

104
 Anm.: Ermittelt wird die Anzahl der Personen mit Hauptwohnsitz in den jeweiligen Regionen Deutsch-

lands. Unter Ausländern werden auch Staatenlose und Personen ohne Angabe zur Staatsangehörigkeit er-

fasst. 
105

 Anm.: Als Personen mit Migrationshintergrund werden alle zugewanderten und nicht zugewanderten 

Ausländer sowie alle nach 1955 auf das heutige Gebiet der Bundesrepublik Deutschland zugewanderten 

Deutschen und alle Deutschen mit zumindest einem nach 1955 auf das heutige Gebiet der Bundesrepublik 

Deutschland zugewanderten Elternteil definiert. Ausländer sind Personen, die nicht die deutsche Staats-

angehörigkeit besitzen. 
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Raumeinheit Aggregat Ausländer104 
Einwohner mit Migrations-

hintergrund105 

Waren (Müritz), Stadt Gemeinde - - 

Demmin-Land Gemeindeverband 0,4 - 

Friedland Gemeindeverband 0,9 - 

Malchin Gemeindeverband 1,1 - 

Malchow Gemeindeverband 1,1 - 

Mecklenburgische Kleinseenplatte Gemeindeverband 0,7 - 

Neustrelitz-Land Gemeindeverband 0,5 - 

Neverin Gemeindeverband 0,3 - 

Penzliner Land Gemeindeverband 0,3 - 

Röbel/Müritz Gemeindeverband 0,7 - 

Seenlandschaft Waren Gemeindeverband 0,3 - 

Stargarder Land Gemeindeverband 0,6 - 

Stavenhagen Gemeindeverband 2,4 - 

Treptower Tollensewinkel Gemeindeverband 0,3 - 

Woldegk Gemeindeverband 0,5 - 

Mecklenburgische Seenplatte ROR 1,1 2,7 

Quelle: Zensus 2011, Indikatoren und Karten zur Raum- und Stadtentwicklung. INKAR. Ausgabe 2013. Hrsg.: Bundesinsti-

tut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) - Bonn 2013. © 

2013 Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, Bonn); eigene Darstellung 

Abb. 59: Anteil der Ausländer an den Einwohnern in Prozent 2011 und Entwicklung der 

Ausländerquote in Prozent auf Landkreisebene 2006-2011 

Raumeinheit Aggregat Ausländeranteil Veränderung Ausländer 

Mecklenburgische Seenplatte ROR 1,9 0,1 

Quelle: Fortschreibung des Bevölkerungsstandes des Bundes und der Länder, Stichtag 31.12.2011, Indikatoren und Kar-

ten zur Raum- und Stadtentwicklung. INKAR. Ausgabe 2013. Hrsg.: Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 

(BBSR) im Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) - Bonn 2013. 

© 2013 Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, Bonn
106

; eigene Darstellung 

Der Anteil der Ausländer an den Einwohnern aus dem Zensus 2011 weicht vom Anteil der 

Ausländer der Fortschreibung des Bevölkerungsstands ab. In den einzelnen Gemeinden 

und Gemeindeverbänden sowie im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte insgesamt ist 

der Ausländeranteil sehr gering.  

 

 

                                                       

106
  Anm.: zunehmende Bedeutung von Familien gegenüber den ehemaligen „Gastarbeitern“; wegen der z. 

T. sehr langen Ansässigkeit und dem hohen der in Deutschland Geborenen ist der Ausländer nur bedingt 

als Indikator für 'Ausländer'-spezifische Infrastruktur und Integrationsprobleme zu verwenden. 
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Abb. 60: Anteil der weiblichen Ausländer an den Ausländern in Prozent 2011 und Verän-

derung des Anteils der weiblichen Ausländer an den Ausländern in Prozent 2006-2011 

Raumeinheit Aggregat Ausländerinnen Veränderung Ausländerinnen
107

 

Mecklenburgische Seenplatte ROR 40,2 2,1 

Quelle: Fortschreibung des Bevölkerungsstandes des Bundes und der Länder, Stichtag 31.12.2011, Indikatoren und Kar-

ten zur Raum- und Stadtentwicklung. INKAR. Ausgabe 2013. Hrsg.: Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 

(BBSR) im Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) - Bonn 2013. © 2013 Bundesamt für Bauwesen und 

Raumordnung, Bonn; eigene Darstellung  

Der Anteil der weiblichen Ausländer ist geringer als der Anteil der männlichen Ausländer 

im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte. 

Zusammenfassung 

Trotz der eingeschränkten Vergleichbarkeit der Daten, wie bereits im Abschnitt 1.1.1, 

Seite 13 erörtert, lassen sich bereits vorliegende Untersuchungen bestätigen. Der Land-

kreis Mecklenburgische Seenplatte ist von der demografischen Alterung in besonderem 

Maße betroffen: Sterbefallüberschüsse, Wanderungsverluste, die Zunahme der mittleren 

Lebenserwartung sind für fast alle Gemeinden und Gemeindeverbände im Landkreis zu 

verzeichnen. Sollten die Prognosedaten annähernd eintreffen, wird sich die Situation wei-

ter verschärfen.  

Zwischen den Gemeinden und Gemeindeverbänden sind  Unterschiede in den Ausprä-

gungen der einzelnen Indikatoren zu registrieren, welche für die zukünftigen Planungen 

zu beachten und einzubeziehen sind. Die prognostizierten sinkenden Einkommen der 

nachfolgenden Generationen der Älteren im Landkreis lässt eine zunehmende Abhängig-

keit von öffentlichen Sozialtransfers wahrscheinlich werden. Weiterhin werden die mone-

tären Ressourcen der zukünftigen Älteren u. a. neben der Zugänglichkeit zur eigenen 

Wohnung bzw. zum eigenen Haus ein entscheidendes Kriterium dafür sein, in ihren „vier 

Wänden“ oder zumindest in ihrem gewohnten Wohnumfeld verbleiben zu können.108  

 

 

 

                                                       

107
 Anm.: Indikator für die Geschlechterproportion. Wird durch die Altersstruktur der Bevölkerung beein-

flusst.  
108

 vgl. dazu u. a.  auch Pahl-Weber (2013) 
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2  Teilbericht Bestandsdarstellung der Angebote 

2. 1  Einleitung  

Die Lebensphase Alter hat sich über die vergangenen Jahrzehnte hinweg nicht nur verlän-

gert, sondern auch differenziert und das nicht nur hinsichtlich der Fragen von Aktivität im 

und Potenzialen des Alter/(n)s, sondern auch im Hinblick auf Gesundheit und Krankheit 

im Alter. So etablierten sich auf der einen Seite Annahmen der sogenannten Kompressi-

onstheorie der Morbidität, d. h., „[…] dass die durchschnittliche Lebensdauer wächst und 

mit ihr die Zahl der in Gesundheit verbrachten Jahre“109und auf der anderen Seite die 

Theorie der mit dem Altern zunehmenden Morbidität, d. h., „[…] dass mit zunehmender 

Lebensdauer die verbrachte Zeit in Krankheit wächst.“110  

Eine erhebliche Bedeutung bei der Beurteilung von Gesundheit und Krankheit (nicht nur) 

im Alter kommt der Einschätzung des subjektiven Gesundheitsempfindens zu. Denn die 

subjektive Gesundheit schließt neben objektiven Kriterien, wie z. B. Funktionseinschrän-

kungen „[…] die persönliche und soziale Dimension des Wohlbefindens“111 ein. Die chro-

nisch degenerativen Erkrankungen und das Auftreten von Multimorbidität112 gewinnen 

mit zunehmendem Alter an Bedeutung. Anpassungsleistungen bei auftretenden Erkran-

kungen im Alter werden multifaktoriell beeinflusst; dazu gehören neben dem persönli-

chen (Gesundheits-)Verhalten sowie den persönlichen/sozialen Ressourcen z. B. auch die 

vorhandene pflegerische Infrastruktur, materielle Rahmenbedingungen oder auch die 

Möglichkeiten der sozialen Teilhabe.113 „Ältere und alte Menschen, die unter chronischen 

Erkrankungen, Multimorbidität und/oder Pflegebedürftigkeit leiden, sind auf eine inte-

grierte und kontinuierliche Langzeitversorgung angewiesen.“114  

Zur Verbesserung der häuslichen bzw. ambulanten Versorgung von Menschen mit De-

menz und zur Entlastung pflegender Angehöriger hat der Gesetzgeber das Gesetz zur Er-

gänzung der Leistungen häuslicher Pflege von Pflegebedürftigen mit erheblichem allge-

meinem Betreuungsbedarf (Pflegeleistungsergänzungsgesetz) (2002), das Gesetz zur 

                                                       

109
 Fries (2003), S. 455ff, zit. nach Kuhlmey (2009), S. 359 

110
 Krämer (1997), S. 7ff, zit. nach Kuhlmey (2009), S. 359f 

111
 Kuhlmey (2009), S. 360 

112
 Anm.: Multimorbidität birgt ein erhöhtes Risiko, pflegebedürftig zu werden. (vgl. Sachverständigenrat 

zur Begutachtung im Gesundheitswesen (2009), S. 79)  
113

 vgl. Kuhlmey (2009), S. 364f 
114

 Sachverständigenrat zur Begutachtung im Gesundheitswesen (2009), S. 116 



56 

strukturellen Weiterentwicklung der Pflegeversicherung  (Pflegeweiterentwicklungs-

Gesetz) (2007) sowie das Gesetz zur Neuausrichtung der Pflegeversicherung (Pflege-

Neuausrichtungs-Gesetz) (2012) erlassen.  

Ebenso wurde der Pflege mit der Einführung des § 92b SGB XI die Aufnahme in integrierte 

Versorgungsmodelle ermöglicht, um der Schnittstellenproblematik bei Versorgungsabläu-

fen entgegenwirken zu können und somit eine bedarfsgerechte Versorgung zu gewähr-

leisten. Mit dem Erlass des Gesetzes über die Familienpflegezeit (Familienpflegezeitge-

setz) verhofft sich der Gesetzgeber eine Verbesserung der Vereinbarkeit von beruflicher 

Tätigkeit und der Erbringung familiärer Pflegeleistungen. Ohne den Erhalt des familiären 

Pflegepotenzials wird die Langzeitversorgung der prognostizierten Pflegebedürftigen so-

wohl aus infrastrukturellen als auch aus gesundheitsökonomischen Gesichtspunkten 

problematisch werden.  

Des Weiteren kommt der Prävention von Pflegebedürftigkeit eine bedeutende Rolle zu; 

ein Fokus muss auch auf dem Leben im Alter mit bedingter Gesundheit liegen, „[…] um 

Folgen und Ausmaß eingeschränkter Gesundheit zu begrenzen und die Aufrechterhaltung 

größtmöglicher Selbstständigkeit mit und trotz gesundheitlicher Beeinträchtigungen errei-

chen zu können.“115 

2.1.1  Pflegebedürftige – Status Quo und in Zukunft  

Im Jahr 2011 waren in Deutschland 2,5 Millionen Menschen pflegebedürftig im Sinne des 

Elften Buches Sozialgesetzbuch. 69 % der Pflegebedürftigen waren 75 Jahre und älter; 

65,5 % der Pflegebedürftigen waren weiblich. Die Pflegequote116 im Land Mecklenburg-

Vorpommern ist mit 4,1 % deutschlandweit die höchste.117 Im Landkreis Mecklenburgi-

sche Seenplatte liegt die Pflegequote ebenfalls bei 4.1 %; diese entspricht gleichzeitig 

dem Medianwert. 

 

                                                       

115
 Sachverständigenrat zur Begutachtung der Entwicklung im Gesundheitswesen (2009), S. 114 

116
 Anm.: Anteil der Pflegebedürftigen an der Bevölkerung insgesamt 

117
 Statistische Ämter des Bundes und der Länder (2013), S. 6 
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Abb. 61: Anteil der Pflegebedürftigen an der Bevölkerung insgesamt in Prozent –  Pflege-

statistik 2011 

Landkreise Anteil der Pflegebedürftigen an der Bevölkerung insgesamt

kreisfreie Stadt Rostock 3,4 

kreisfreie Stadt Schwerin 4,5 

LK Mecklenburgische Seenplatte 4,1 

LK Rostock 4,2 

LK Vorpommern-Rügen 5,0 

LK Nordwestmecklenburg 3,9 

LK Vorpommern-Greifswald 4,0 

LK Ludwigslust-Parchim 4,0 

Mecklenburg-Vorpommern 4,1 

Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Stichtag 31.12.2011; eigene Darstellung 

In Abbildung 62 ist der Anteil der Pflegebedürftigen an der Bevölkerung insgesamt in ei-

ner Kreiskarte grafisch dargestellt.  

Abb. 62: Anteil der Pflegebedürftigen an der Bevölkerung insgesamt in Prozent nach 

Landkreisen – Pflegestatistik 2011 

 

Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Stichtag 31.12.2011 
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Betrachtet man den Anteil der Pflegebedürftigen an der jeweiligen Bevölkerungsgruppe 

(Alter ab 75 Jahre), so nimmt das Land Mecklenburg-Vorpommern knapp vor dem Land 

Brandenburg in allen drei Altersgruppen die Spitzenposition ein. Der Anteil der weiblichen 

Pflegebedürftigen ist deutlich höher als der der männlichen Pflegebedürftigen. Des Wei-

teren ist erkennbar, dass die Prävalenz von Pflegebedürftigkeit mit dem Alter ansteigt.  

(siehe Abbildung 63). 

Abb. 63: Anteil der Pflegebedürftigen an der jeweiligen Bevölkerungsgruppe in Prozent – 

Pflegestatistik 2011 

Bundesland 

Anteil der Pflegebedürftigen an der jeweiligen Bevölkerungsgruppe 

75 – 84 Jahre 85 – 89 Jahre 90 Jahre und älter 

ges. männl. weibl. ges. männl. weibl. ges. männl. weibl. 

Brandenburg 18,3 14,8 20,8 49,5 38,2 53,4 70,7 54,2 74,8 

Mecklenburg-Vorpommern 19,2 15,6 21,6 51,5 39,9 55,4 70,8 54,2 74,9 

Deutschland 14,2 11,8 15,8 38,0 28,6 41,9 57,8 36,9 65,2 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Stichtag 31.12.2011; eigene Darstellung 

Im Zeitverlauf118 ist die Veränderung der altersspezifischen Prävalenzen der Pflegebedürf-

tigkeit bis zum Alter von 85 Jahren annähernd konstant. In höherem Alter sind die Prä-

valenzen der Männer leicht rückläufig; hinsichtlich der Prävalenzen der Frauen im höhe-

ren Alter ist kein Trend erkennbar. Folglich beruht der retrospektive Anstieg der absolu-

ten Zahl der Pflegebedürftigen nicht auf einem Anstieg der alters- und geschlechtsspezifi-

schen Prävalenz der Pflegebedürftigkeit, sondern auf der Veränderung der Altersstruktur 

in der Bevölkerung: „Je größer der Anteil der Älteren an der Bevölkerung wird, desto grö-

ßer wird bei im Zeitverlauf gleichbleibender, aber mit dem Alter steigender Prävalenz auch 

die Zahl der Pflegebedürftigen.“119 

Für Deutschland liegen verschiedene Modellrechnungen für die zukünftige Entwicklung 

der Pflegebedürftigen vor. Eine Vergleichbarkeit dieser Modellrechnungen ist nur einge-

schränkt möglich, da diese  jeweils auf einer unterschiedlichen Datenbasis und auf ver-

schiedenen Annahmen der Determinanten der Bevölkerungsentwicklung beruhen und 

unterschiedliche Einflussfaktoren berücksichtigen. In Abbildung 64 sind einige Modell-

rechnungen dargestellt. 

                                                       

118
 Anm.: von 1999 bis 2011 

119
 Rothgang et al. (2013),  S. 82 
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Abb. 64: Modellrechnungen zur Zunahme der Anzahl Pflegebedürftiger in Deutschland 

Modellrechnung/Autoren Datenbasis 
Einbezug der Versor-

gungsarten 

geschätzte Anzahl der 

Pflegebedürftigen 

Dt. Institut für Wirtschaftsfor-

schung (DIW) 2001
120

 

Leistungsempfänger der sozialen 

und privaten Pflegeversicherung; 

Bevölkerungsvorausschätzung 

des DIW (1999); differenzierte 

Prävalenzraten 

ambulant, stationär 
2020: 2,9 Mill. 

2050: 4,7 Mill. 

Bundesministerium für Ge-

sundheit und Soziale Siche-

rung (BMGS) 2003
121

 

Leistungsempfänger, die in der 

gesetzlichen sozialen Pflegeversi-

cherung versichert sind; konstan-

te Pflegequote; Bevölkerungs-

entwicklung Statistisches Bun-

desamt und BMGS 

ambulant, stationär 
2030: 3,1 Mill. 

2040: 3,4 Mill. 

Institut für Wirtschaftsfor-

schung an der Universität 

München (ifo) 2006
122

 

10. koordinierte Bevölkerungsvo-

rausberechnung; Pflegestatistik 

2003; konstante Pflegewahr-

scheinlichkeit des Jahres 2003; 

konstante Pflegequote 

ambulant, stationär, 

Beschäftigungseffekte 
2020: 2,9 Mill. 

Statistische Ämter des Bun-

des und der Länder 2010
123

 

12. koordinierte Bevölkerungsvo-

rausberechnung („untere Grenze 
der mittleren Bevölkerungsent-

wicklung“); Übertragung des 
Status Quo der Pflegequoten  auf 

die veränderte Bevölkerungs-

struktur in den Jahren bis 2030 

und 2050 

keine Differenzierung 

nach Versorgungsarten 

Pflegequote Status Quo: 

2015: 2,65 Mill. 

2020: 2,9 Mill. 

2030: 3,4 Mill. 

2050: 4,5 Mill. 

 

Sinkende Pflegequote: 

2020: 2,72 Mill. 

2030: 3,0 Mill. 

2050: 3,76 Mill. 

Quellen: siehe Spalte Modellrechnungen/Autoren; eigene Darstellung 

Die Statistischen Ämter der Bundes und der Länder (2010) weisen darauf hin, dass lang-

fristige Vorausberechnungen lediglich Modellcharakter besitzen, da eine Vorhersehbar-

keit maßgeblicher Einflussgrößen über einen langen Zeitraum schwierig ist. Weiterhin 

sind Voraussagen zur Differenzierung der Leistungsarten nur eingeschränkt möglich, „[…], 

da wichtige Faktoren wie das Potenzial an familiärer Unterstützung, die Einfluss auf das 

Verhältnis zwischen ambulanter und stationärer Pflege haben, in einem einfachen Modell 

nur schwer darstellbar sind.“124 125  

                                                       

120
 vgl. S. 2ff 

121
 vgl. S. 189 

122
 vgl. Hofmann (2006), S. 27 

123
 vgl. S. 21ff 

124
 S. 26 

125
 Anm.: Einflussgrößen wie das informelle Pflegepotenzial bezogen beispielsweise Blinkert und Klie (2004), 

Blinkert und Gräf  (2009) oder Rothgang et al. (2009) ein. Nur einige Statistische Landesämter veröffent-

lichten bisher Vorausberechnungen anhand der Pflegestatistik und auf Grundlage verschiedener Bevölke-

rungsszenarien auf Kreisebene (z. B. Statistisches Landesamt Baden-Württemberg (2007, 2009) und Statis-

tisches Landesamt Rheinland-Pfalz (2010)). 
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Abbildung 65 zeigt die Entwicklung der Pflegebedürftigen auf Bundeslandebene. Vom 

Jahr 2007 zum Jahr 2015 wird das Land Mecklenburg Vorpommern demnach den höchs-

ten Anstieg an Pflegebedürftigen zu verzeichnen haben. Bis zum Jahr 2020 wird Mecklen-

burg-Vorpommern hinter Brandenburg den zweithöchsten Anstieg und bis zum Jahr 2030 

nach Brandenburg und Berlin den dritthöchsten Anstieg aufweisen.  

Abb. 65: Pflegebedürftige von 2007 bis 2030 (Status-Quo-Szenario) 

Bundesland 

Anzahl/geschätzte Anzahl der Pflegebedürftigen am Jahresende 

2007 2015 

Verände-

rung 2015 

gegenüber 

2007 

2020 

Verände-

rung  2020 

gegenüber 

2007 

2030 

Veränderung 

2030 gegen-

über 2007 

1000 1000 % 1000 % 1000 % 

Baden-Württemberg 237 284 20,0 315 32,9 374 57,8 

Bayern 314 374 18,9 411 30,9 486 54,7 

Berlin 96 115 20,0 130 36,0 159 66,0 

Brandenburg 85 107 25,4 124 45,5 146 71,6 

Bremen 21 23 12,1 25 18,9 28 34,2 

Hamburg 43 48 10,3 51 18,3 60 38,3 

Hessen 176 203 15,3 221 25,6 259 47,5 

Mecklenburg-Vorpommern 57 72 26,0 82 43,2 93 63,5 

Niedersachsen 242 279 15,3 305 26,1 353 45,7 

Nordrhein-Westfalen 485 563 16,2 610 25,8 693 43,0 

Rheinland-Pfalz 102 120 16,8 129 26,4 149 45,1 

Saarland 29 34 15,1 36 22,3 40 34,8 

Sachsen 127 153 20,0 168 32,5 191 50,2 

Sachsen-Anhalt 81 96 18,9 105 30,2 117 45,3 

Schleswig-Holstein 79 94 18,3 104 31,7 123 55,8 

Thüringen 72 86 19,4 95 31,8 109 50,3 

Deutschland 2.247 2.645 17,7 2.905 29,3 3.371 50,0 

Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder (2010), S. 29; eigene Darstellung 

Laut Ministerium für Arbeit, Gleichstellung und Soziales Mecklenburg-Vorpommern 

(MfAGS M-V) (2013) wird die Zahl der Pflegebedürftigen im Landkreis Mecklenburgische 

Seenplatte von 11.165 im Jahr 2011 auf 13.509 im Jahr 2030 ansteigen.126 

In der Pflegestatistik wird bezüglich der Leistungsempfänger nach Versorgungsarten auf 

Landkreisebene differenziert. Abbildung 66 zeigt die Übersicht für den Landkreis Meck-

lenburgische Seenplatte. 

                                                       

126
 vgl. S. 19 
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Abb. 66: Leistungsempfänger nach Versorgungsarten im Landkreis Mecklenburgische 

Seenplatte – Pflegestatistik 2011 

Leistungsempfänger 

gesamt 
ambulante 

Pflege 

vollstationäre Pflege 

Pflegegeld
127

 

teilstationäre 

Pflege  

(nachrichtlich)
128

 gesamt Dauerpflege Kurzzeitpflege 

11.165 2.859 2.684 2.680 4 5.622 389 

Quelle: Statistisches Landesamt MV, sis-online, Stichtag 31.12.2011; eigene Darstellung 

Demnach werden 50,4 % der Leistungsempfänger ausschließlich zu Hause ohne die re-

gelmäßige Inanspruchnahme professioneller Hilfe gepflegt.  25,6 %  der Leistungsempfän-

ger werden zu Hause mit regelmäßiger Inanspruchnahme eines ambulanten Pflegediens-

tes (als Sach- oder Kombinationsleistung) gepflegt. Insgesamt werden also 76 % der Leis-

tungsempfänger in der eigenen Häuslichkeit versorgt.  

Die Medizinischen Dienste der Krankenversicherung (MDK) sind gemäß Statistikrichtlinie 

auf Grundlage des § 53a Satz 1 Nr. 3 SGB XI zur Erstellung einer Begutachtungsstatistik129 

zu den durchgeführten Begutachtungen gemäß § 18 SGB XI im ambulanten, stationären 

Bereich sowie im Bereich der Pflege in stationären Einrichtungen der Hilfe für Menschen 

mit Behinderung nach § 43a SGB XI verpflichtet. Nachfolgend werden ausgewählte Daten 

aus der Begutachtungsstatistik für den Landkreis Mecklenburgische Seenplatte des Zeit-

raumes 1.1.2013 bis 28.2.2014 dargestellt. Im Jahr 2013 wurden 2.084 und vom 1.1.2014 

bis 28.2.2014 395 Begutachtungen130 durchgeführt.  

 

 

 

 

                                                       

127
 Anm.: Empfänger von Kombinationsleistungen nach § 37 SGB XI sind bereits bei der ambulanten Pflege 

berücksichtigt.  
128

 Anm.: Empfänger von teilstationären Leistungen „[…] erhalten in der Regel auch Pflegegeld oder ambu-

lante Pflege. Sie sind dadurch bereits bei der Zahl der Pflegebedürftigen insgesamt erfasst und werden 

hier nur nachrichtlich ausgewiesen.“ (Statistisches Landesamt M-V, sis online, Stand 31.12.2011) 
129

 Anm.: Die Begutachtungsstatistik wird jährlich für den Berichtszeitraum eines Kalenderjahres erstellt. 

(Richtlinie der Spitzenverbände der Pflegekassen über die von den Medizinischen Diensten für den Be-

reich der sozialen Pflegeversicherung zu übermittelnden Berichte und Statistiken) 
130

 Anm.: Die Begutachtungen insgesamt beinhalten Erstgutachten, Höherstufungsgutachten sowie Wieder-

holungsgutachten. 
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Abb. 67: Pflegestufenverteilung 1.1.2013 bis 28.2.2014 im Landkreis Mecklenburgische 

Seenplatte 

Pflegestufe nach Begutachtung  

(Ergebnis) 

Anzahl der Pflegebedürftigen Anzahl der Pflegebedürftigen 

2013 1.1. – 28.2.2014 

Pflegestufe 0
131

 53 10 

unterhalb Pflegestufe I
132

 338 64 

Pflegestufe I 835 168 

Pflegestufe II 641 108 

Pflegestufe III 195 36 

Härtefall 3 0 

mindestens Pflegestufe I
133

 19 9 

gesamt 2.084 395 

Medizinischer Dienst der Krankenversicherung M-V e. V., Stand 24.3.2014; eigene Darstellung 

40,1 % der Pflegebedürftigen erhielten im Jahr 2013 die Pflegestufe I; dieser Trend setzt 

sich bislang auch im Jahr 2014 fort (42,5 %). Am zweithäufigsten wurde die Pflegestufe II 

beschieden (30,8 % im Jahr 2013 und bislang 27,3 % im Jahr 2014). Die Entwicklung der 

Prävalenzen von Pflegebedürftigkeit in der Pflegestatistik (1999 bis 2011) zeigt eine 

„schleichende“ Zunahme an Pflegebedürftigen mit Pflegestufe I134 und gleichzeitig einen 

geringfügigen Rückgang von Pflegebedürftigen mit den Pflegestufen II und III und somit 

eine Veränderung in der „Prävalenzstruktur“.135 Zusammenfassend sehen Rothgang et al. 

(2013) „[…] eine gewisse Parallelität in den festgestellten Entwicklungen in Studien zur 

gesunden Lebenserwartung136 und in der sozialrechtlichen Inanspruchnahme von Leistun-

gen nach SGB XI[…]“137: im Zeitverlauf ist eine Entwicklung 

· von schwereren relativ zu leichteren  Beeinträchtigungen der Gesundheit,  

· von höheren relativ zu niedrigeren Pflegestufen 

„[…] im Sinne eines Rückgangs der Prävalenz zu beobachten.“138 

                                                       

131
 Anm.: Versicherte, welche keinen oder einen Hilfebedarf im Bereich der Grundpflege haben, der unter-

halb der Pflegestufe I liegt und keine Einschränkungen im Bereich der Alltagskompetenz vorliegen. 
132

 Anm.: Versicherte, die  einen Hilfebedarf im Bereich der Grundpflege haben, der unterhalb der Pflege-

stufe I liegt und darüber hinaus  eine eingeschränkte Alltagskompetenz vorliegt.  
133

 Anm.: Ergebnisse aus Eilbegutachtungen nach Aktenlage, z. B. wenn der Versicherte direkt vom Kran-

kenhaus in eine stationäre Pflegeeinrichtung gehen soll. Die abschließende Begutachtung würde, dann als 

Wiederholungsbegutachtung,  in der stationären Pflegeeinrichtung stattfinden. 
134

 Anm.: Diese Entwicklung zeigt sich insbesondere für Frauen. (vgl. Rothgang et al. (2013), S. 83) 
135

 vgl. Rothgang et al. (2013), S. 83 
136

 vgl. Unger (2006) 
137

 S. 84 
138

 ebd. 
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Abb. 68: Pflegestufenverteilung und Anlass der Begutachtung 1.1.2013 bis 28.2.2014 im 

Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 

Anlass 
Pflegestufe nach Begutach-

tung (Ergebnis) 

Anzahl der Pflege-

bedürftigen 

Anzahl der Pflege-

bedürftigen 

2013 1.1. – 28.2.2014 

Ambulante Leistungen –  

Geldleistung  

nach § 37 SGB XI 

Pflegestufe 0 25 5 

unterhalb Pflegestufe I 181 41 

Pflegestufe I 425 89 

Pflegestufe II 197 33 

Pflegestufe III 43 9 

Härtefall 0 0 

mindestens Pflegestufe I 1 0 

 gesamt 872 177 

Ambulante Leistungen –  

Sachleistungen  

nach § 36 SGB XI 

Pflegestufe 0 10 1 

unterhalb Pflegestufe I 45 8 

Pflegestufe I 71 20 

Pflegestufe II 43 11 

Pflegestufe III 8 2 

Härtefall 0 0 

mindestens Pflegestufe I 7 4 

 gesamt 184 46 

Ambulante Leistungen –  

Kombinationsleistungen  

nach § 38 SGB XI 

Pflegestufe 0 13 3 

unterhalb Pflegestufe I 99 13 

Pflegestufe I 186 38 

Pflegestufe II 161 37 

Pflegestufe III 36 6 

Härtefall 0 0 

mindestens Pflegestufe I 3 4 

 gesamt 498 101 

Vollstationäre Leistungen  

nach § 43 SGB XI
139

 

Pflegestufe 0 1 0 

unterhalb Pflegestufe I 3 0 

Pflegestufe I 94 4 

Pflegestufe II 191 1 

Pflegestufe III 100 3 

Härtefall 3 0 

mindestens Pflegestufe I 4 0 

 gesamt 396 8 

 

                                                       

139
 Anm.: Die vollstationäre Pflege nach § 43 SGB XI ist aufgrund „[…] einer Anlass-Schlüsselumstellung ana-

log des Handbuches der Berichtswesens, welches für die MDK-Gemeinschaft gilt, […].“ (Hollenbach 
(2014), per E-Mail) doppelt aufgeführt. „Gleiches gilt für die Leistungen nach § 45a und 87b. Die Tatsache, 
dass einzelne Fälle in 2014 auch noch mit dem alten Anlassschlüssel verschlüsselt sind, liegt daran, dass 

der Auftragseingang in 2013 war und vor der Schlüsselumstellung erfolgte.“ (Hollenbach (2014), per E-

Mail) 
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Anlass 
Pflegestufe nach Begutach-

tung (Ergebnis) 

Anzahl der Pflege-

bedürftigen 

Anzahl der Pflege-

bedürftigen 

2013 1.1. – 28.2.2014 

Vollstationäre Leistungen  

nach § 43 SGB XI 

Pflegestufe 0 0 0 

unterhalb Pflegestufe I 0 2 

Pflegestufe I 0 14 

Pflegestufe II 0 25 

Pflegestufe III 0 15 

Härtefall 0 0 

mindestens Pflegestufe I 0 1 

 gesamt 0 57 

Stationäre Leistungen  

nach § 43a SGB XI 

Pflegestufe 0 0 1 

unterhalb Pflegestufe I 0 0 

Pflegestufe I 0 0 

Pflegestufe II 0 0 

Pflegestufe III 0 0 

Härtefall 0 0 

mindestens Pflegestufe I 0 0 

 gesamt 0 1 

Stationäre Leistungen  

nach § 43a SGB XI 

 

 

 

 

 

Pflegestufe 0 0 0 

unterhalb Pflegestufe I 2 0 

Pflegestufe I 1 0 

Pflegestufe II 3 0 

Pflegestufe III 0 0 

Härtefall 0 0 

mindestens Pflegestufe I 0 0 

 gesamt 6 0 

PEA
140

 nach § 45a SGB XI 

Pflegestufe 0 0 0 

unterhalb Pflegestufe I 0 0 

Pflegestufe I 0 2 

Pflegestufe II 0 0 

Pflegestufe III 0 0 

Härtefall 0 0 

mindestens Pflegestufe I 0 0 

 gesamt 0 2 

PEA nach § 87b SGB XI 

Pflegestufe 0 0 0 

unterhalb Pflegestufe I 0 0 

Pflegestufe I 0 1 

Pflegestufe II 0 0 

Pflegestufe III 0 1 

Härtefall 0 0 

mindestens Pflegestufe I 0 0 

 gesamt 0 2 

                                                       

140
 Anm.: PEA steht für Personen mit eingeschränkter Alltagskompetenz; zu beachten ist, dass bei allen 

Begutachtungen auch eine Begutachtung hinsichtlich einer eingeschränkten Alltagskompetenz erfolgt. 
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Anlass 
Pflegestufe nach Begutach-

tung (Ergebnis) 

Anzahl der Pflege-

bedürftigen 

Anzahl der Pflege-

bedürftigen 

2013 1.1. – 28.2.2014 

Kurzzeitpflege  

nach § 42 SGB XI 

Pflegestufe 0 0 0 

unterhalb Pflegestufe I 0 0 

Pflegestufe I 3 0 

Pflegestufe II 0 0 

Pflegestufe III 0 0 

Härtefall 0 0 

mindestens Pflegestufe I 4 0 

 gesamt 7 0 

Teilstationäre Pflege  

nach § 41 SGB XI 

Pflegestufe 0 0 0 

unterhalb Pflegestufe I 1 0 

Pflegestufe I 0 0 

Pflegestufe II 0 0 

Pflegestufe III 0 0 

Härtefall 0 0 

mindestens Pflegestufe I 0 0 

 gesamt 1 0 

PEA nach § 45a SGB XI  

(ambulant) 

Pflegestufe 0 4 0 

unterhalb Pflegestufe I 7 0 

Pflegestufe I 19 0 

Pflegestufe II 18 1 

Pflegestufe III 3 0 

Härtefall 0 0 

mindestens Pflegestufe I 0 0 

 gesamt 51 1 

PEA nach § 87b SGB XI  

(stationär) 

Pflegestufe 0 0 0 

unterhalb Pflegestufe I 0 0 

Pflegestufe I 36 0 

Pflegestufe II 28 0 

Pflegestufe III 5 0 

Härtefall 0 0 

mindestens Pflegestufe I 0 0 

 gesamt 69 0 

 gesamt 2.084 395 

Quelle: Medizinischer Dienst der Krankenversicherung M-V e. V., Stand 24.3.2014; eigene Darstellung 

Wie aus Abbildung 68 hervorgeht, fällt der größte Anteil der Begutachtungen nach der 

Beantragung ambulanter Leistungen auf das Ergebnis Pflegestufe I; nach der Beantragung 

stationärer Leistungen gemäß § 43 SGB XI kommt dem Ergebnis Pflegestufe II der größte 

Anteil zu.  
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Abb. 69: Verteilung der Begutachtungen nach Anlass absolut und Anteil der Anlässe der 

Begutachtungen an den Begutachtungen insgesamt in Prozent im Landkreis Mecklenbur-

gische Seenplatte 

 

Anzahl der Begut-

achtungen 

Anteil an den 

Begutachtungen 

Anzahl der Begut-

achtungen 

Anteil an den 

Begutachtungen 

2013 2013 1.1. – 28.2.2014 1.1. – 28.2.2014 

Ambulante Leistungen insgesamt 1554 74,6 324 82 

Stationäre Leistungen insgesamt 402 19,3 66 16,7 

PEA
141

 § 45a SGB XI ambulant 51 2,4 2 0,5 

PEA § 87b SGB XI stationär 69 3,3 2 0,5 

PEA § 45a SGB XI - nicht näher benannt 0 0 1 0,3 

PEA § 87b SGB XI - nicht näher benannt 0 0 0 0 

Kurzzeitpflege 7 0,3 0 0 

Teilstationäre Pflege 1 0,1 0 0 

gesamt 2084 100 395 100 

Quelle: Medizinischer Dienst der Krankenversicherung M-V e. V., Stand 24.3.2014; eigene Darstellung 

Abbildung 69 zeigt, dass im Jahr 2013 ¾  aller Begutachtungen im Zusammenhang mit der 

Beantragung ambulanter Leistungen standen. Dieser Trend setzt sich auch für das Jahr 

2014 fort, allerdings muss die geringere Fallzahl beachtet werden. Begutachtungen im 

Rahmen der Beantragung teilstationärer Leistungen und Leistungen der Kurzzeitpflege 

machten im Jahr 2013 einen verschwindend geringen Anteil an den Begutachtungen ins-

gesamt aus. Inwieweit die beauftragten Leistungen tatsächlich in Anspruch genommen 

wurden, ist offen. 

Abb. 70: Verteilung der Änderungen der Pflegestufen nach Begutachtung absolut und 

Anteil der Pflegestufenänderungen an den Begutachtungen insgesamt in Prozent im 

Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 

 

Anzahl der Ände-

rungen der Pflege-

stufen 

Anteil der Pflege-

stufenänderungen 

Anzahl der Ände-

rungen der Pflege-

stufen 

Anteil der Pflege-

stufenänderungen 

2013 2013 1.1. – 28.2.2014 1.1. – 28.2.2014 

Höherstufungen 1.572 75,4 307 77,7 

Herabstufungen 28 1,3 13 3,3 

Bestätigung der Pflegestufe 484 23,2 75 19 

gesamt 2.084 100
142

 395 100 

Quelle: Medizinischer Dienst der Krankenversicherung M-V e. V., Stand 24.3.2014; eigene Darstellung 

                                                       

 

 
142

 Anm.: Die leichte Abweichung kommt durch die Auf- bzw. Abrundung nach den Kommastellen zustande. 
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Nach ¾ aller Begutachtungen im Jahr 2013 erfolgte eine Höherstufung143; knapp ¼ der 

Begutachtungen bestätigte die vorhandene Pflegestufe. Der Anteil der Herabstufungen ist 

mit 1,3 % sehr gering.  

Der Medizinische Dienst des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen e. V. (MDS) 

(2013) verkündete deutschlandweit eine Steigerung der Anträge auf Begutachtungen im 

Bereich der ambulanten Pflege und führte diese auf Leistungsverbesserungen für Men-

schen mit Demenz durch das Pflege-Neuausrichtungsgesetz zurück.144  

2.1.2  Demenz – Prävalenzen, Prognosen, Krankheitskosten 

Neben der in der Literatur verbreiteten Einigkeit darüber, dass die Prävalenz von Multi-

morbidität in den letzten Jahren eine Steigerung erfuhr145, sind Aussagen zur Prävalenz146 

von Demenzerkrankungen divergent.147 Doblhammer et al. (2012) errechneten auf 

Grundlage von Leistungsdaten der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) (2002) und 

AOK-Leistungsdaten148 (2007) altersspezifische Prävalenzraten für Deutschland.  

Abb. 71: Altersspezifische Prävalenzraten der Demenz in Prozent nach Geschlecht in 

Deutschland 

Alterskohorte  in Jahren 
GKV (2002) AOK (2007) 

männl. weibl. gesamt männl. weibl. gesamt 

65-69 1,5 1,3 1,4 2,0 1,6 1,8 

70-74 3,2 3,1 3,1 3,7 3,4 3,5 

75-79 5,6 6,8 6,4 7,2 7,6 7,5 

80-84 10,3 12,8 12,1 11,9 15,2 14,3 

85-89 17,9 23,1 21,9 18,0 23,8 22,5 

90-94 24,2 31,3 29,9 26,9 35,7 34,2 

95-99 29,7 38,0 36,6 27,8 37,5 36,2 

100 und älter 29,7 43,5 41,9 29,9 41,1 39,8 

Quelle: GKV-Leistungsdaten (2002) und AOK-Leistungsdaten (2007) in Doblhammer et al. (2012), S. 54; eigene Darstel-

lung  

                                                       

143
 Anm.: Allerdings ist zu beachten, dass an dieser Stelle der Anteil der Erstbegutachtungen unbekannt ist.  

144
vgl. www.mds-ev.org, Stand 28.3.2014 

145
 vgl. z. B.  van den Akker et al. (1998); Uijen  (2008)    

146
 Anm.: Die Prävalenz ist der Anteil der Personen mit einer bestimmten Erkrankung, hier einer Demenzer-

krankung, gemessen an der Gesamtbevölkerung. (vgl. Doblhammer et al. (2012), S. 53) 
147

 vgl. Doblhammer et al. (2012), S. 31; siehe auch u. a. Christensen et al. (2009); Rocca et al. (2011) 
148

 Anm.: Zu beachten ist, dass nicht nach ICD-10 diagnostizierte Demenzerkrankungen unberücksichtigt 

bleiben. Die AOK-Leistungsdaten sind Routinedaten, welche auf einer großen Fallzahl beruhen und welche 

auch Heimbewohner einschließen.  
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Bis zum Alter von 74 Jahren sind die Prävalenzraten der Männer höher als die der Frauen; 

ab einem Alter von 75 Jahren ändern sich die Verhältnisse zu Ungunsten der Frauen. Die 

erheblichen Unterschiede der Prävalenzraten zwischen Männern und Frauen im höheren 

Alter sind nicht vollständig erklärbar – jedoch leistet die höhere Sterblichkeit der Männer 

einen maßgebenden Beitrag.149  

In der nachfolgenden Abbildung sind altersspezifische Prävalenzraten der Demenz auf 

Bundeslandebene auf der Grundlage von AOK-Leistungsdaten (2007)150 dargestellt.  

Abb. 72: Altersspezifische Prävalenzraten der Demenz in Prozent nach Bundesländern 

Bundesland 

Anteil der AOK-Versicherten 

an der Bevölkerung insgesamt 

in % 

Alterskohorte in Jahren 

65-69 70-74 75-79 80-84 85-89 90-94 95+ 
ges. 

65+ 

Baden-Württemberg 43,6 1,5 3,2 7,3 14,1 22,2 34,2 36,2 7,1 

Bayern 42,5 1,7 3,6 8,0 15,7 24,1 37,4 39,2 7,8 

Berlin 37,8 2,4 4,2 8,2 15,0 24,9 40,4 45,4 8,3 

Brandenburg 53,5 2,7 4,5 8,7 15,9 25,9 43,5 46,0 8,9 

Bremen 34,1 1,7 2,7 6,3 11,7 18,7 30,2 34,3 6,2 

Hamburg 21,2 1,6 3,3 6,6 12,7 20,5 34,0 35,6 6,7 

Hessen 34,6 1,6 3,1 7,0 13,6 21,6 33,5 35,7 6,9 

Mecklenburg-Vorpommern 55,2 2,6 4,7 8,5 15,5 24,5 37,6 40,5 8,5 

Niedersachsen 35,3 1,6 3,2 7,2 13,6 20,9 32,9 35,2 6,9 

Nordrhein-Westfalen 27,7 1,8 3,5 7,2 14,1 21,7 24,5 25,6 6,9 

Rheinland-Pfalz 36,9 1,7 3,7 7,6 14,6 21,7 34,2 35,9 7,4 

Saarland 36,9 2,0 3,6 8,3 15,6 21,6 28,9 31,4 7,6 

Sachsen 58,6 1,8 3,6 7,3 13,7 22,3 38,4 41,2 7,4 

Sachsen-Anhalt 54,8 2,3 4,0 7,8 14,7 23,7 37,5 40,1 7,9 

Schleswig-Holstein 34,2 1,5 3,0 6,5 12,7 20,3 31,9 34,3 6,5 

Thüringen 59,0 2,1 3,8 7,7 14,2 22,3 37,5 40,9 7,7 

Deutschland 39,3 1,8 3,5 7,5 14,3 22,5 34,2 36,6 7,4 

Quelle: AOK-Leistungsdaten (2007) in Doblhammer et al. (2012), S. 56; eigene Darstellung 

Das Land Mecklenburg-Vorpommern weist anhand der AOK-Leistungsdaten (2007) mit 

8,5 % die zweithöchste Prävalenzrate der 65-Jährigen und älter hinter dem Land Bran-

denburg (8,9 %) und vor Berlin (8,3 %) auf. 

Die Abbildungen 73 und 74 veranschaulichen die Prävalenzraten für Männer und Frauen 

65 Jahre und älter auf Bundeslandebene.  

                                                       

149
 vgl. Doblhammer et al. (2012), S. 54 

150
 Anm.: Die Prävalenzraten der deutschen Wohnbevölkerung sind altersstandardisiert, d. h. die Prävalenz 

der Demenz ist „[…] auf die Altersstruktur der deutschen Wohnbevölkerung […]“ (Doblhammer et al. 

(2012), S. 56)  standardisiert. 
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Abb. 73: Altersstandardisierte Prävalenzraten der Demenz, Männer 65 Jahre und älter 

nach Bundesländern, Angaben der Prävalenzfälle je 100 Personenjahre 

 
Quelle: AOK-Leistungsdaten (2007) in Doblhammer et al. (2012), S. 57

151 

Abb. 74: Altersstandardisierte Prävalenzraten der Demenz, Frauen 65 Jahre und älter 

nach Bundesländern, Angaben der Prävalenzfälle je 100 Personenjahre 

 

Quelle: AOK-Leistungsdaten (2007) in Doblhammer et al. (2012), S. 57
152

 

                                                       

151 Anm.: B = Berlin, BB = Brandenburg, BW = Baden-Württemberg, BY = Bayern, HB = Bremen, HE = Hes-

sen, HH = Hamburg, MV = Mecklenburg-Vorpommern, NI  = Niedersachsen, NRW = Nordrhein-Westfalen, 

RP = Rheinland-Pfalz, SH = Schleswig-Holstein, SL = Saarland, SN = Sachsen, ST = Sachsen-Anhalt, TH = Thü-

ringen 
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Neben der Prävalenz der Demenz steigt auch die Inzidenz153  der Demenz mit zunehmen-

dem Alter an.  

Abb. 75: Altersspezifische Inzidenzraten der Demenz nach Geschlecht in Deutschland – 

Inzidenzfälle je 100 Personenjahre 

Alterskohorte in Jahren 
GKV (2002) AOK 2006-2008 

männl weibl. gesamt männl. weibl. gesamt 

65-69 0,3 0,3 0,3 0,3 0,3 0,3 

70-74 0,7 0,8 0,8 0,7 0,7 0,7 

75-79 1,7 1,8 1,7 1,5 1,4 1,4 

80-84 3,0 3,5 3,3 2,6 2,7 2,7 

85-89 5,2 6,9 6,5 4,7 5,0 5,0 

90-94 7,6 9,7 9,3 5,8 6,4 6,4 

95 und älter 9,9 10,9 10,7 9,8 8,3 8,6 

Quelle: GKV-Leistungsdaten (2002); AOK-Leistungsdaten (2006-2008) in Doblhammer et al. (2012), S. 61; eigene Darstel-

lung 

Bei den 95-Jährigen und älter kommt es demnach zu 10,7 bzw. 8,6 neu diagnostizierten 

Demenzerkrankungen je 100 gesunde Personen. Die niedrigere Inzidenz der AOK-

versicherten 95-jährigen Frauen und älter bei einer gegenüber den 95-jährigen Männern 

und älter höheren Demenzprävalenz könnte nach Doblhammer et al. (2012) ein Indiz für 

eine längere Überlebenszeit von Frauen mit Demenz gegenüber  Männern mit Demenz 

sein.154  

An Demenz erkrankte Personen weisen eine höhere Sterblichkeit als Personen ohne De-

menzerkrankung auf; die „Übersterblichkeit“ Demenzkranker reduziert sich jedoch mit 

zunehmendem Alter. Nach der inzidenten Diagnosestellung Demenz liegt die Überlebens-

zeit bei ca. drei bis sechs Jahren. Je älter die Betroffenen bei Diagnosestellung sind, desto 

kürzer ist die Überlebenszeit.155  

Es wurden verschiedene Prognosen zur Entwicklung der Demenzerkrankungen sowohl auf 

Bundes- als auch auf Länderebene erstellt. Eine Vergleichbarkeit dieser Prognosen ist nur 

eingeschränkt möglich: Die Datengrundlage ist von Modell zu Modell unterschiedlich, 

                                                                                                                                                                    

152
 Anm.: B = Berlin, BB = Brandenburg, BW = Baden-Württemberg, BY = Bayern, HB = Bremen, HE = Hessen, 

HH = Hamburg, MV = Mecklenburg-Vorpommern, NI  = Niedersachsen, NRW = Nordrhein-Westfalen, RP = 

Rheinland-Pfalz, SH = Schleswig-Holstein, SL = Saarland, SN = Sachsen, ST = Sachsen-Anhalt, TH = Thürin-

gen 
153

 Die Inzidenz macht Aussagen über den Anteil von Neuerkrankungen, hier an einer Demenzerkrankung, 

gemessen an der gesunden Bevölkerung. (vgl. Doblhammer et al. (2012), S. 53) 
154

 vgl. S. 61 
155

 vgl. Doblhammer et al. (2012), S. 64; siehe auch Wolfson et al. (2001); Larson et al. (2004); Xie et al. 

(2008); Rait et al. (2010); Rothgang et al. (2010) 
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ebenso die Prognosezeiträume, die Alterskohorten, die Annahmen zur Bevölkerungsent-

wicklung sowie zur Entwicklung von Prävalenzen, Inzidenzen und Mortalitätsraten. Dem-

entsprechend wurden differierende Szenarien entwickelt. Die Modelle können aus den 

genannten Gründen lediglich eine Orientierung liefern.  

Eine der Prognosen wurde gemeinsam von Institut für Community Medicine an der Uni-

versität Greifswald und des Rostocker Zentrums zur Erforschung des demografischen 

Wandels (2010) aufgestellt. Im Rahmen der Untersuchung wurden die Fallzahlen altersas-

soziierter Erkrankungen, darunter auch der Demenz, bis zum Jahr 2020 hochgerechnet. 

Grundlagen für die Prognosen der Demenzerkrankungen waren die Studie von Bickel 

(2000) sowie Bevölkerungsprognosen bis 2020 des Statistischen Landesamtes M-V156 und 

des Rostocker Zentrums zur Erforschung des demografischen Wandels157. Bei der Hoch-

rechnung der Fallzahlen ging man davon aus, „[…] dass die aus den verschiedenen Daten-

quellen ermittelten geschlechts- und 5-Jahres-altersgruppenspezifischen Prävalenzen bzw. 

Inzidenzen bis 2020 konstant bleiben.“158 

Für das Jahr 2005 ging man von 19.271 Demenzerkrankungen in Mecklenburg-

Vorpommern aus; auf Grundlage der Bevölkerungsprognose des Rostocker Zentrums zur 

Erforschung des demografischen Wandels ist bis zum Jahr 2020 mit einer Zunahme der 

Demenzerkrankungen um 17.555 Fälle (+91,1 %) auf 36.826 Fälle und auf Basis der Bevöl-

kerungsprognose des Statistischen Landesamtes M-V mit einer Zunahme um 15.453  

(+ 80,2 %) Fälle auf 34.724 Fälle zur rechnen. Der Anteil der Fallzahlen der 80-Jährigen 

und älter an den Fallzahlen insgesamt betrug im Jahr 2005 59,9 %; im Jahr 2020 erhöht 

sich deren Anteil auf 76,9 %, was, in absoluten Zahlen ausgedrückt, einer Zunahme um 

16.760 Fälle vom Jahr 2005 bis zum Jahr 2020 entspricht.159 

In Abbildung 76 ist die Zunahme der Prävalenz der Demenz auf Landkreisebene darge-

stellt.  

                                                       

156
 Anm.: 3. Landesprognose 

157
 Anm.: siehe dazu Scholz et al. (2007); Scholz et al. (2008) 

158
 S. 330 

159
 vgl. S. 331f 
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Abb. 76: Zunahme der Prävalenz der Demenz in Prozent von 2005 bis 2020 auf Land-

kreisebene (ehemalige Landkreise in M-V) 

 
Quelle: Rostocker Zentrum zur Erforschung des demografischen Wandels (2010) in Siewert et al. (2010), S. 333 

Auch wenn sich die Daten auf die ehemaligen Landkreise Mecklenburg-Vorpommerns 

beziehen, wird deutlich, dass nach dieser Prognose die Stadt Neubrandenburg mit dem 

höchsten Anstieg der Demenzprävalenz (über 140 %) in Mecklenburg-Vorpommern zu 

rechnen hat. Die ehemaligen Landkreise Mecklenburg-Strelitz und Müritz befinden sich 

im unteren Drittel und der ehemalige Landkreis Demmin weist sogar den geringsten An-

stieg auf.  

Die von Rothgang et al. (2010) errechneten Prognosen auf Basis der GEK-Routinedaten 

(2009) und der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung gingen ebenfalls von 

einer konstanten alters- und geschlechtsspezifischen Prävalenz der Demenz aus.  

Abb. 77: Bevölkerungsentwicklung in Millionen und Entwicklung der Prävalenz der De-

menz aus GEK-Daten in Prozent in Deutschland 

Jahr Bevölkerung gesamt Prävalenz der Demenz 

2009 81,7 1,5 

2030 77,4 2,3 

2060 64,7 3,8 

Quelle: Statistisches Bundesamt (2009); GEK-Routinedaten (2009) in Rothgang et al. (2010), S. 157ff; eigene Darstellung 

Die Messung der Demenzprävalenz aus Daten der GEK ergibt eine Steigerung der Prä-

valenzrate um 53 % vom Jahr 2009 bis zum Jahr 2030 und um 153 % bis zum Jahr 2060. 
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Schulz und Doblhammer (2012) stellten Prognosen zur Entwicklung der Demenzerkran-

kungen160 auf Basis der AOK-Routinedaten (2007) und der 12. koordinierten Bevölke-

rungsvorausberechnung anhand verschiedener Szenarien auf.  

Abb. 78: Prognostizierte Anzahl von Demenzkranken 50 Jahre und älter in Millionen nach 

verschiedenen Szenarien in Deutschland von 2010 bis 2050 

Entwicklung altersspezifischer Prävalenzen 
Entwicklung der Lebenserwartung 

starker Anstieg langsamer Anstieg 

 Anzahl Demenzkranker 2050 Anzahl Demenzkranker 2050 

Status Quo ca. 3 ca. 2,3 

Reduzierung um 0,1 %/Jahr ca. 2,9 2,2 

Reduzierung um 0,5 %/Jahr 2,4 ca. 1,9 

Reduzierung um 1 %/Jahr 2 1,5 

Quelle: AOK-Leistungsdaten (2007), 12. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung (2009) in Schulz, Doblhammer 

(2012), S. 169ff; eigene Berechnungen; eigene Darstellung 

Ergebnisse der Hochrechnungen sind, dass ein Anstieg der Zahl der Demenzkranken bis 

zum Jahr 2050 sicher ist und dass der Effekt einer steigenden Lebenserwartung schwerer 

wiegt „[…] als der Effekt einer Reduzierung der altersspezifischen Prävalenzen.“161 

Die durch demenzielle Erkrankungen verursachten Krankheitskosten162 sind laut Statisti-

schem Bundesamt (2010) seit dem Jahr 2002 stetig angestiegen. Bei der Berechnung der 

Krankheitskosten wird im Allgemeinen zwischen direkten und indirekten Kosten unter-

schieden. Die direkten Kosten schließen die medizinischen, pflegerischen sowie die Kos-

ten für Prävention und Rehabilitation ein.163 Die indirekten Krankheitskosten beziehen 

sich auf den potenziellen volkswirtschaftlichen Ressourcenverlust, der mittelbar mit einer 

Erkrankung im Zusammenhang steht, u. a. durch Arbeitsunfähigkeit, Invalidität oder 

durch vorzeitiges Versterben. Weiterhin sind die sogenannten „intangiblen“ Kosten einzu-

rechnen: „Sie bilden die aus einer Erkrankung resultierenden Einschränkungen wie 

Schmerz, Depression oder ganz allgemein den Verlust an Lebensqualität ab.“164 Jedoch 

sind solche Kosten nur schwer messbar, geschweige denn bewertbar.165 Zu erwähnen ist, 

                                                       

160
 Anm.: Es wurde die altersspezifische Behandlungsprävalenz von Demenz in der Einheit gelebter Versi-

chertentage errechnet (Prävalenz ᵪ = Versichertentage mit valider Diagnoseᵪ/Versichertentage insge-

samtᵪ); außerdem wurde nach Geschlecht sowie Ost/West differenziert. (vgl. S. 163) 
161

 S. 171 
162

 Anm.: „Demenzen gehören zu den teuersten Krankheitsgruppen im höheren Alter.“ (Doblhammer et al. 

(2012), S. 91 
163

 Anm.: Die Verwaltungskosten der Leistungsträger wie auch der Leistungserbringer werden ebenfalls 

berücksichtigt. (vgl. Statistisches Bundesamt (2010), S. 3) 
164

 S. 3 
165

 vgl. Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (2009), S. 3  
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dass zum Einen Investitionskosten als Bestandteil der Gesundheitskosten keine Berück-

sichtigung finden166; zum Anderen bleiben die Kosten, welche durch den unvergüteten 

Betreuungsaufwand durch z. B. pflegende Angehörige entstehen, außen vor.167 Weiterhin 

sind nur die Demenzformen erfasst, die nach ICD-10 mit F00-F03 kodiert wurden. 

Abb. 79: Kosten der Demenz nach Altersgruppen in Deutschland  in Millionen Euro 

Jahr gesamt 
davon Alterskohorte 

45-64 Jahre 65-84 Jahre 85 Jahre und älter 

2002 7.143 139 3.095 3.888 

2004 7.843 141 3.702 3.985 

2006 8.611 126 4.028 4.445 

2008 9.364 126 4.258 4.971 

Quelle: Statistisches Bundesamt (2010); eigene Darstellung 

Wie in Abbildung 79 ersichtlich, sind die Krankheitskosten der 85-Jährigen und älter mit 

einer nach F-00 - F03-kodierten Demenzerkrankung vom Jahr 2002 bis zum Jahr 2008 um 

27,9 % angestiegen; für die 65- bis 84-Jährigen stiegen die Kosten im selben Zeitraum um 

37,6 % an.  

Abb. 80: Kosten der Demenz nach Geschlecht in Deutschland in Millionen Euro und in 

Prozent 

Jahr 
gesamt männl. weibl. gesamt

168
 männl.

169
 weibl.

170
 

in Millionen Euro in % 

2002 7.142 1.377 5.765 3,3 1,5 4,5 

2004 7.843 1.525 6.318 3,5 1,6 4,8 

2006 8.611 1.761 6.850 3,6 1,8 5,0 

2008 9.364 2.007 7.357 3,7 1,8 5,1 

Quelle: Statistisches Bundesamt (2010); eigene Darstellung 

Nicht nur die absoluten durch Demenz verursachten Kosten sind seit dem Jahr 2002 an-

gestiegen, sondern auch der relative Anteil an den Krankheitskosten in Deutschland ins-

gesamt.  

                                                       

166
 Anm.: Dieses geschieht durch die Tatsache, dass Vorleistungen krankheits- und periodenbezogen Zuord-

nungsprobleme verursachen. (vgl. Statistisches Bundesamt (2010), S. 3) 
167

 Anm.: Dementsprechend werden Kosten, die aufgrund der physischen und psychischen Belastungen der 

pflegenden Angehörigen entstehen, nicht berücksichtigt.   
168

 Anm.: Gemeint ist hier der relative Anteil der Krankheitskosten durch Demenz an den deutschlandweite-

ten Krankheitskosten. 
169

 Anm.: Gemeint ist hier der relative Anteil der Krankheitskosten der Männer durch Demenz an den 

deutschlandweiten Krankheitskosten der Männer. 
170

 Anm.: Gemeint ist hier der relative Anteil der Krankheitskosten der Frauen durch Demenz an den 

deutschlandweiten Krankheitskosten der Frauen. 



75 

Hallauer et al. (2000) ermittelten exemplarisch die Krankheitskosten im Zusammenhang 

mit einer Alzheimer-Demenz: nach dieser Rechnung entstehen pro Patient und Jahr Ge-

samtkosten in Höhe von 43.767 Euro; nur 2,5 % entfallen auf Leistungen der GKV, 29,6 % 

auf Leistungen der gesetzlichen Pflegeversicherung und 67,9 % auf die informelle Pfle-

ge.171  

Doblhammer et al. (2012) haben auf Basis von geschätzten Krankheitskosten der Demenz 

in Höhe von 43.700 Euro pro Patient und Jahr und dem Jahr 2006 anhand verschiedener 

Szenarien Prognosen zur Kostenentwicklung bis zum Jahr 2050 erstellt. Beispielsweise 

würde sich der Kostenanstieg unter der Annahme einer konstanten Lebenserwartung und 

konstanter Inzidenzraten (Basisjahr 2006) auf +57 % belaufen. Die Annahme eines sehr 

hohen Anstiegs der Lebenserwartung bei gleichbleibenden Inzidenzrate (Basisjahr 2006) 

würde die Kosten verdreifachen.172  

Für eine bedarfsorientierte integrierte Pflegesozialplanung173 sind neben den objektiven 

Kriterien einer Daseinsvorsorge auch die Wünsche, Erwartungen und Präferenzen der 

(älteren) Menschen zu berücksichtigen. Kuhlmey et al. (2010) führten eine „COMPASS-

Versichertenbefragung zu Erwartungen und Wünschen an eine qualitativ gute Pflege“174 

durch. Eine Frage bezog sich auf die im Falle einer auftretenden bzw. bestehenden Pfle-

gebedürftigkeit bevorzugte Versorgungsform. In Abbildung 81  ist das Ergebnis aus den 

Antworten erfasst.  

Abb. 81: Antwortverteilung für die bevorzugten Versorgungsformen bei Pflegebedürftig-

keit mit der Entscheidung zur Pflege in Prozent (n = 5.514) 

Versorgungsform Anteil Versorgungsform Anteil 

zu Hause durch Angehörige 8 im Mehrgenerationenhaus 2 

zu Hause durch ambulanten Pflegedienst 16 im betreutem Wohnen/Servicewohnen 18 

zu Hause durch Angehörige und  

ambulanten Pflegedienst 
40 im Alten-/Pflegeheim 8 

zu Hause durch Personal aus dem Ausland 5 im Ausland 0,2 

in Wohngemeinschaften 2 keine davon 1 

Quelle: Kuhlmey et al. (2010), S. 7; eigene Darstellung 

                                                       

171
 vgl. S. 73ff 

172
 vgl. S. 96 

173
 Anm.: siehe dazu Teilbericht 3 

174
 Anm.: Die Stichprobe von n = 6.218 wird als repräsentativ für Versicherte der privaten Pflegeversiche-

rung ab einem Alter von 40 Jahren angegeben. 69 % der Befragten haben einen Bezug zur Pflege, 22 % 

sind Pflegepersonen und 36 % wurden mit dem Thema im Bekannten-/Verwandtenkreis konfrontiert, ca. 

12 % sind selbst pflegebedürftig, 2,2 % haben eine Pflegestufe beantragt. (vgl. Kuhlmey et al. (2010), S. 4) 
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Der größte Teil präferiert die Inanspruchnahme von Kombinationsleistungen in der eige-

nen Häuslichkeit, gefolgt vom betreuten Wohnen bzw. Servicewohnen und von der Inan-

spruchnahme von Sachleistungen in der eigenen Häuslichkeit. Befragte mit Pflegebezug 

stimmten häufiger einer Versorgung im Heim zu als Befragte ohne Pflegebezug; hier 

stimmten Frauen häufiger zu als Männer. Welche Gründe führen dazu, die Versorgungs-

form Alten-/Pflegeheim zu wählen? Die Befragten gaben Gründe wie die zu große Belas-

tung pflegender Angehöriger (67 %)175 und Verwirrtheit (60 %)176 an.  

Zukünftig wird eine zunehmende Differenzierung von vormals traditionellen Pflegearran-

gements vor dem Hintergrund der demografischen Entwicklungen wahrscheinlich wer-

den.177  

Im folgenden Kapitel werden die Angebotslandschaft der verschiedenen Versorgungsfor-

men sowie beispielhaft Beratungs- und Unterstützungsmöglichkeiten skizziert.  

2.2  Bestandsdarstellung der (pflegerischen) Versorgungsangebote im Land-

kreis Mecklenburgische Seenplatte 

2.2.1  Ambulante Pflege 

Im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte versorgen mit Stand 1.2.2014 84 zugelassene 

ambulante Pflegedienste ihre meist pflegebedürftigen Menschen. Ca. 45 % der Träger der 

ambulanten Pflegedienste sind freigemeinnützig, ca. 55 % befinden sich in privater Trä-

gerschaft. Ca. 62 % der ambulanten Pflegedienste haben ihren Sitz im Oberzentrum Neu-

brandenburg und in den drei Mittelzentren Waren (Müritz), Neustrelitz und Demmin so-

wie den jeweiligen Verflechtungsbereichen, ca. 38 % in den Grundzentren und ihren Ver-

flechtungsbereichen. Alle zugelassenen ambulanten Pflegedienste haben auch eine Zulas-

sung zur Erbringung von Leistungen der häuslichen Krankenpflege.  

Laut der Pflegestatistik (2011) nahmen von den 11.165 Pflegebedürftigen im Landkreis 

Mecklenburgische Seenplatte 2.859178 Leistungen der ambulanten Pflege in Anspruch 

(25,6 %). 

                                                       

175
 Anm.: Der Anteil differiert nach Geschlecht: 73 % der befragten Männer sehen einen Grund in der zu 

großen Belastung,  jedoch nur 57 % der Frauen. (vgl. Kuhlmey et al. (2010), S. 8) 
176

 Anm.: Nur 46 % der über 90-jährigen Befragten würden bei Verwirrung in ein Heim ziehen wollen. Eben-

falls unterscheiden sich die Antworten der Pflegebedürftigen (47 %) und derjenigen ohne Pflegebezug (58 

%). Für 7 % der Befragten würde ein Heim unter keinen Umständen in Frage kommen. (ebd.) 
177

 vgl. Au, Sowarka (2010), S. 3 
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Eine Übersicht über die Verteilung der ambulanten Pflegedienste im Landkreis Mecklen-

burgische Seenplatte ist im Anhang A2 einzusehen.  

2.2.2  Teilstationäre Pflege 

Im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte sind mit Stand 1.2.2014 24 Tagespflegeein-

richtungen nach § 41 SGB XI mit insgesamt 426 Plätzen zugelassen. Die Tagespflegeein-

richtungen sind auf das Oberzentrum Neubrandenburg, die Mittelzentren Waren (Mü-

ritz), Neustrelitz, Demmin und die Grundzentren Friedland, Malchow, Mirow, Penzlin so-

wie Röbel/Müritz und die jeweiligen Verflechtungsbereiche verteilt; die Grundzentren 

Malchin, Stavenhagen, Altentreptow, Woldegk, Dargun, Feldberger Seenlandschaft sowie 

Rechlin und ihre Verflechtungsbereiche sind weiße Flecken auf der Angebotslandkarte.  

Einrichtungen der Nachtpflege bzw. Nachtcafés gehören mit Stand 1.2.2014 nicht zu den 

zugelassenen Einrichtungen der teilstationären Pflege. Laut Pflegestatistik 2011 nahmen 

389179 Pflegebedürftige Leistungen der teilstationären Pflege in Anspruch.  

Eine Übersicht über die Verteilung der Tagespflegeeinrichtungen im Landkreis Mecklen-

burgische Seenplatte ist im Anhang A2 zu finden. 

2.2.3  Stationäre Pflege inkl. Kurzzeitpflege 

Mit Stand 1.2.2014  sind im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 40 vollstationäre 

Pflegeeinrichtungen zugelassen. Von den 2.792 zur Verfügung stehenden Plätzen sind mit 

Stand 1.2.2014 2.757 Plätze belegt, was einer Auslastung von 98,7 % entspricht.  

                                                                                                                                                                    

178
 Anm.: einschließlich Kombinationsleistungen nach § 38 SGB XI 

179
 Anm.: Pflegebedürftige, die teilstationäre Pflegeleistungen in Anspruch nehmen, werden ergänzend 

häufig auch durch ambulante Pflegedienste versorgt oder beziehen Pflegegeld nach § 37 SGB XI. 
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Abb. 82: Auslastung der vollstationären Dauerpflege in Prozent – Pflegestatistik 2011 

 

Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Stichtag 15.12.2011 

Abb. 83: Anteil der Pflegebedürftigen in vollstationärer Dauerpflege an den Pflegebe-

dürftigen insgesamt in Prozent – Pflegestatistik 2011 

 

Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder; Stichtag 15.12.2011 
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Die Platzverteilung auf die Pflegestufen gemäß SGB XI ist in Abbildung 84 dargestellt. 

Abb. 84: Platzverteilung nach Pflegestufen180 in vollstationären Pflegeeinrichtungen im 

Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 

 Pflegestufe 0 Pflegestufe I Pflegestufe II Pflegestufe III gesamt 

Plätze 9 888 1.185 675 2.757 

Quelle: AOK Nordost, Landesverbände der Pflegekassen, Stand 1.2.2014; eigene Berechnung; eigene Darstellung 

Abb. 85: Anteil der belegten Plätze nach Pflegestufen an den belegten Plätzen insgesamt 

in Prozent 

 Pflegestufe 0 Pflegestufe I Pflegestufe II Pflegestufe III 

Anteil 0,3 32,2 43 24,5 

Quelle: AOK Nordost, Landesverbände der Pflegekassen, Stand 1.2.2104; eigene Berechnung; eigene Darstellung 

75,2 % der belegten Plätze verteilen sich auf die Pflegestufen I und II. Von den 2.792 zur 

Verfügung stehenden Plätzen entfallen 35 Plätze auf die Bereiche der Intensivpflege bzw. 

der Pflege von Menschen im Wachkoma; 158 der insgesamt zur Verfügung stehenden 

Plätze sind  Menschen mit psychiatrischen und neurologischen Krankheitsbildern bzw. 

Behinderungen vorbehalten. 

Abb. 86: Anzahl der vollstationären Pflegeeinrichtungen nach Größe im Landkreis Meck-

lenburgische Seenplatte 

 Größe I 

 (0-40 Plätze) 

Größe II 

 (41-80 Plätze) 

Größe III 

 (81-150 Plätze) 

Größe IV 

 (ab 151 Plätze) 

Anzahl 8 22 8 2 

Quelle: AOK Nordost, Landesverbände der Pflegekassen, Stand 1.2.2014; eigene Berechnung; eigene Darstellung  

55 % der zugelassenen vollstationären Pflegeeinrichtungen sind der Größe II zuzuordnen, 

jeweils 20 % der Größe I und III und 5 % der Größe IV.  

Es stehen insgesamt 38 Kurzzeitpflegeplätze zur Verfügung, welche auf 12 Pflegeeinrich-

tungen verteilt sind.  

Abgesehen vom Grundzentrum Wesenberg sind in allen zentralen Orten einschließlich 

ihrer Verflechtungsbereiche vollstationäre Pflegeeinrichtungen zugelassen. Eine Übersicht 

über die Verteilung der vollstationären Pflegeeinrichtungen im Landkreis Mecklenburgi-

sche Seenplatte ist im Anhang  A2 einsehbar.  

                                                       

180
 Anm.: Bei einer Einrichtung würde die Summe der Plätze nach Pflegestufen insgesamt einen Platz und 

bei einer Einrichtung zwei Plätze mehr ergeben als in der Gesamtplatzzahl für die jeweilige Einrichtungen 

angegeben. Ob die fehlerhaften Angaben auf der Verteilung der Pflegestufen oder auf der Gesamtplatz-

zahl der jeweiligen Einrichtung beruhen, ist an dieser Stelle nicht nachzuvollziehen.  
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2.2.4  Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen 

Leistungen zur Prävention und medizinischen Rehabilitation zielen  gemäß § 5 Abs. 1 SGB 

XI auf die Vermeidung von Pflegebedürftigkeit. Bei bestehender Pflegebedürftigkeit sollen 

Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und ergänzende Leistungen auf die Überwin-

dung oder die Minderung der Pflegebedürftigkeit hinwirken oder zumindest einer Ver-

schlechterung entgegenwirken.181 Im Rahmen der Begutachtung zur Feststellung der Pfle-

gebedürftigkeit ist deshalb ebenfalls die Geeignetheit bzw. Notwendigkeit von Leistungen 

zur medizinischen Rehabilitation gemäß § 18 Abs. 1 SGB XI zu prüfen.182  

In Abbildung 87 ist die Bettenanzahl in Einrichtungen der Vorsorge- und Rehabilitation im 

Landkreis Mecklenburgische Seenplatte dargestellt. 6,9 % der vorgehaltenen Betten ent-

fallen speziell auf geriatrischen Bereich.  

Abb. 87: Anzahl der aufgestellten Betten im Jahresdurchschnitt im Landkreis Mecklenbur-

gische Seenplatte 

Allgemeine Fachabteilungen 

Innere Medizin Orthopädie Neurologie Geriatrie sonst. Fachbereiche gesamt 

147 277 120 50 126 720 

Psychiatrische Fachabteilungen 

Psychiatrie/Psychotherapie Psychotherapeutische Medizin gesamt 

52 250 302 

Quelle: Statistisches Landesamt M-V, sis-online, Stichtag 21.12.2011; eigene Darstellung  

2.2.5  Alternative ambulante Wohnformen 

Alternative ambulante Wohnformen werden unterteilt in: 

· betreutes Wohnen gemäß § 2 Abs. 3 Einrichtungenqualitätsgesetz Mecklenburg-

Vorpommern (EQG M-V) 

· Wohngemeinschaften gemäß § 2 Abs. 5 EQG M-V 

· Wohngemeinschaften für Demenzkranke gemäß § 2 Abs. 5 EQG M-V 

· Intensivpflegewohngemeinschaften gemäß § 2 Abs. 5 EQG M-V. 

Eine abschließende Übersicht über den Bestand an Angeboten im Landkreis Mecklenbur-

gische Seenplatte kann nicht gegeben werden, da alternative ambulante Wohnformen 

                                                       

181
 § 5 Abs. 2 SGB XI 

182
 Anm.: Die Rehabilitationsempfehlung erhält der Versicherte zusammen mit der Entscheidung über das 

Vorliegen der Pflegebedürftigkeit nach SGB XI und ein entsprechendes Antragsverfahren wird bei Einwilli-

gung eingeleitet (§ 18a Abs. 1 SGB XI). 
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nicht der gleichen Meldepflicht unterliegen wie Einrichtungen der Pflege und aus diesem 

Grund die Datenlage lückenhaft ist.  

In Anlehnung an vorhandene Daten sind im Oberzentrum, in den drei Mittelzentren und 

in den Grundzentren Altentreptow, Dargun, Penzlin, Röbel/Müritz, Friedland, Rechlin, 

Wesenberg, Woldegk und Stavenhagen sowie den zugehörigen Verflechtungsbereichen 

Einrichtungen des betreuten Wohnens vorhanden; in den Grundzentren Feldberger Seen-

landschaft, Mirow, Malchow, Malchin fehlen demnach entsprechende Angebote. Eine 

Übersicht über die Einrichtungen des betreuten Wohnens einschließlich der Platzanzahl 

bzw. des Bestandes an Wohnungen ist im Anhang A2 hinterlegt. 

Wohngemeinschaften wurden bisher im Oberzentrum Neubrandenburg (15), im Mittel-

zentrum Neustrelitz (5) und in den Grundzentren Friedland, Stavenhagen und Malchin 

sowie ihren Verflechtungsbereichen etabliert. Eine Übersicht einschließlich Platzzahl bzw. 

Anzahl der Wohnungen sind im Anhang A2 zu finden.  

Wohngemeinschaften für Demenzkranke wurden in den Mittelzentren Neustrelitz (3) und 

Waren (Müritz) und in den Grundzentren Altentreptow und Malchow eingerichtet. Im 

Anhang A2 ist eine Übersicht einschließlich Platzzahl bzw. Anzahl der Wohnungen ange-

fügt. 

Im Grundzentrum Mirow existiert eine Intensivpflegewohngemeinschaft.183 

Der Gesetzgeber hat im Elften Buch Sozialgesetzbuch die pauschale Förderung von An-

spruchsberechtigten nach § 38a im Zusammenhang mit einer Beteiligung an der Grün-

dung einer ambulant betreuten Wohngruppe verankert.184 Eine Weiterentwicklung und 

Förderung neuer Wohnformen, insbesondere neben stationären Einrichtungen, mit wis-

senschaftlicher Untersetzung und Begleitung kann im Sinne einer Modellförderung gemäß 

§ 45f SGB XI begünstigt werden. Eine Modellförderung nach § 45f Abs. 1 Satz 1 schließt 

eine gleichzeitige Modellförderung nach § 8 Abs. 3 aus.  

                                                       

183
 IKK Nord, Stand 12.2.2014 

184
 § 45e SGB XI 
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2.2.6  Einrichtungen für Menschen mit Behinderung/Hilfen für Suchtkranke 

Die nachfolgenden Einrichtungen sind in Anlehnung an den Kommunalen Sozialverband 

Mecklenburg-Vorpommern, Stand 13.2.2014 und die Landesstelle für Suchtfragen Meck-

lenburg-Vorpommern e. V., Stand 14.2.2014 kategorisiert: 

· Wohnheime für Erwachsene mit geistigen, geistigen und mehrfachen Behinderun-

gen 

· Wohnheime für ältere Menschen (Rentner) mit wesentlichen geistigen, geistigen 

und mehrfachen Behinderungen 

· Intern gruppengegliederte Wohnheime, Schwerstpflege- und Förderheime für Er-

wachsene mit geistigen, geistigen und mehrfachen Behinderungen 

· Tagesstätten für Menschen mit wesentlichen psychischen Erkrankun-

gen/Behinderungen 

· Psychosoziale Wohnheime und psychosoziale Wohngruppen für Erwachsene mit 

wesentlichen psychischen Erkrankungen/Behinderungen 

· Psychiatrische Pflegewohnheime für Erwachsene mit wesentlichen psychischen 

Erkrankungen/Behinderungen 

· Hilfen für Suchtkranke: 

· Sozialtherapeutische Übergangsheime und Heime für chronisch mehrfach geschä-

digte Alkoholkranke, betreutes Wohnen 

· Suchtberatungsstellen 

· Prävention und Versorgung für Suchtkranke 

Selbstverständlich sind im pflegewissenschaftlichen Verständnis auch Menschen bei-

spielsweise mit einer Demenzerkrankung Menschen mit Behinderung. Da die Einrichtun-

gen für Menschen mit Behinderung bzw. für Suchtkranke teilweise auf anderen rechtli-

chen Grundlagen beruhen, wird diesen Einrichtungen ein eigener Abschnitt gewidmet. 

Wohnheime für Erwachsene mit geistigen, geistigen und mehrfachen Behinderungen be-

stehen im Oberzentrum in den drei Mittelzentren und in den Grundzentren Friedland, 

Stavenhagen, Woldegk, Wesenberg und Röbel/Müritz sowie ihren Verflechtungsberei-

chen. Die einzelnen Wohnheime sind im Anhang A2 einzusehen. 

Wohnheime für ältere Menschen (Rentner) mit wesentlichen geistigen, geistigen und 

mehrfachen Behinderungen existieren im Oberzentrum, in den Mittelzentren Neustrelitz 
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und Demmin sowie in den Grundzentren Friedland, Woldegk, Wesenberg und Rö-

bel/Müritz sowie ihren Verflechtungsbereichen (siehe Anhang A2). 

Intern gegliederte Wohnheime, Schwerstpflege- und Förderheime für Erwachsende mit 

geistigen, geistigen und mehrfachen Behinderungen sind im Oberzentrum und in den 

Grundzentren Stavenhagen, Wesenberg und Röbel/Müritz sowie ihren Verflechtungsbe-

reichen vorhanden (siehe Anhang A2). 

Der Besuch einer Tagesstätte für Menschen mit wesentlichen psychischen Erkrankun-

gen/Behinderungen ist im Oberzentrum, in den Mittelzentren und in den Grundzentren 

Stavenhagen und Friedland möglich. Im Anhang A2 ist eine Übersicht zu finden. 

In den Mittelzentren und im Grundzentrum Penzlin existieren Psychosoziale Wohnhei-

me/psychosoziale Wohngruppen für Erwachsene mit wesentlichen psychischen Erkran-

kungen/Behinderungen (Anhang A2). 

Es gibt zwei Psychiatrische Pflegewohnheime für Erwachsene mit wesentlichen psychi-

schen Erkrankungen/Behinderungen: im Mittelzentrum Waren (Müritz) und im Grund-

zentrum Malchow. 

Sozialtherapeutische Übergangsheime/Heime für chronisch mehrfach geschädigte Alko-

holkranke/betreutes Wohnen als Hilfen für Suchtkranke sind im Oberzentrum, in den Mit-

telzentren Demmin und Neustrelitz und in den Grundzentren Penzlin, Woldegk und Rö-

bel/Müritz sowie ihren Verflechtungsbereichen zu finden. Eine Übersicht ist im Anhang 

A2 hinterlegt. 

Die Abbildungen 88 und 89 zeigen  Übersichten über die Suchtberatungsstellen sowie 

über Einrichtungen zur Prävention und zur medizinischen Betreuung Suchtkranker im 

Landkreis Mecklenburgische Seenplatte. Nicht speziell aufgeführt sind hier die Fachabtei-

lungen (innere bzw. psychiatrische) von Krankenhäusern/Kliniken, welche Entzugsbe-

handlungen durchführen. 
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Abb. 88: Suchtberatungsstellen im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 

Zentraler Ort Status Einrichtungsname Straße PLZ, Ort 

Altentreptow GZ 

Suchtberatungsstelle Altentreptow; 

Außenstelle der Odebrechtstiftung 

Greifswald 

Poststr. 10 b 17087 Altentreptow 

Dargun GZ 
Außenstelle, Sucht- und Drogenbera-

tungsstelle  
Schlossstr. 58 17159 Dargun 

Demmin MZ Suchtberatungsstelle Adolf-Pompe-Str. 25 17109 Demmin 

Friedland GZ 
Außenstelle, Psychosoziale   Beratung / 

Sucht- und Drogenberatung 
Wollweberstr. 19 17098 Friedland 

Friedland GZ 
Außenstelle, Fachambulanz für Alkohol- 

und Drogenkranke 
An der Marienkirche 1 17098 Friedland 

Malchin GZ Sucht- und Drogenberatungsstelle Rudolf-Fritz-Str. 1a 17139 Malchin 

Malchow GZ 
Außenstelle, Sucht- und Drogenbera-

tungsstellenverbund Müritz 
Stauffenbergstr. 6 17213 Malchow 

Neubrandenburg OZ 
Psychosoziale Beratungs- und Behand-

lungsstelle für Suchtkranke  
Heidmühlenstraße 17 17033 Neubrandenburg 

Neubrandenburg OZ 
Suchthilfezentrum im "Haus der Begeg-

nung" 
Ihlenfelder Straße 103 17034 Neubrandenburg 

Neubrandenburg OZ 
Außenstelle, Psychosoziale Beratungs- 

und Behandlungsstelle für Suchtkranke 
Walkmüllerweg 7 17095 Burg Stargard 

Neustrelitz MZ Sucht- und Drogenberatung Bruchstraße 15 17235 Neustrelitz 

Penzlin GZ 
Außenstelle, Sucht- und Drogenbera-

tungsstellenverbund Müritz 
Am Wall 7 17217 Penzlin 

Röbel GZ 
Außenstelle, Sucht- und Drogenbera-

tungsstellenverbund Müritz 
Stadtgarten 8 17207 Röbel/Müritz 

Stavenhagen GZ 
Außenstelle, Sucht- und Drogenbera-

tungsstelle 
Malchiner Str. 13 17153 Stavenhagen 

Waren MZ 
Sucht- und Drogenberatungsstellenver-

bund Müritz 
Mozartstr. 22 17192 Waren (Müritz) 

Woldegk GZ 
Außenstelle, Suchthilfezentrum "Haus 

der Begegnung" 
Krumme Str. 26 17348 Woldegk 

Quelle: Landesstelle für Suchtfragen M-V e. V., Stand 14.2.2014; eigene Darstellung 

Abb. 89: Einrichtungen der Prävention und medizinischen Versorgung für Suchtkranke 

Zentraler Ort Status Einrichtungsname Straße PLZ, Ort 

Neubrandenburg OZ Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie Külzstr. 13 17033 Neubrandenburg 

Neubrandenburg OZ Schwerpunktpraxis Ziegelbergstr.  15 17033 Neubrandenburg 

Waren (Müritz) MZ Schwerpunktpraxis 
Goethestr. 49, Ärzte-

haus 
Waren (Müritz) 

Demmin MZ Suchtvorbeugung (LAKOST) Meisengrund  13 17109 Demmin 

Feldberger Seen-

landschaft 
GZ 

Luzin-Klinik, Fachklinik für Suchtkrankhei-

ten 

OT Feldberg, Luzinweg 

51 

17258 Feldberger Seen-

landschaft 

Quelle: Landesstelle für Suchtfragen M-V e. V., Stand 14.2.2014; eigene Darstellung 

2.2.7  Unterstützung durch Beratung 

2.2.7.1  Einleitung 

Durch die Pflegekassen ist gemäß § 7 SGB XI eine neutrale und unabhängige Beratung zu 

erbringen. Ziel ist es u. a., „[…] die Eigenverantwortlichkeit der Versicherten durch Aufklä-
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rung und Beratung über eine gesunde, der Pflegebedürftigkeit vorbeugende Lebensfüh-

rung zu unterstützen und auf die Teilnahme an gesundheitsfördernden Maßnahmen hin-

zuwirken.“185. Eine Konkretisierung erfährt der § 7 SGB XI im § 7a SGB XI „Pflegebera-

tung“: Pflegebedürftige im Sinne des Elften Buches Sozialgesetzbuch bzw. Personen, wel-

che einen Antrag auf eine Pflegestufe gestellt haben, sollen Beratung und Unterstützung 

durch einen Pflegeberater erhalten. Darüber hinaus soll eine wohnortnahe unabhängige 

Beratung und Unterstützung durch Pflegestützpunkte gemäß § 92c SGB XI erfolgen.  

Generell ist auf bestehende Beratungsstrukturen zurückzugreifen und eine Einbindung 

dieser in den Beratungs- und Unterstützungsprozess sicherzustellen. Zu nennen wären 

beispielsweise die Gemeinsamen Servicestellen nach § 23 SGB IX, die im Landkreis Meck-

lenburgische Seenplatte an Standorte der Deutschen Rentenversicherung angegliedert 

sind.  Generell sind die Bundesagentur für Arbeit, die gesetzlichen Kranken-/Pflegekassen, 

die Träger der gesetzlichen Rentenversicherung, die Träger der Jugendhilfe, Leistungsträ-

ger im Sinne des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) und die Träger der Sozialhilfe in die 

Arbeit der Gemeinsamen Servicestellen eingebunden. Es besteht eine enge Zusammenar-

beit mit weiteren Trägern und Verbänden, welche mit  Themen zur Rehabilitation befasst 

sind.186 

Mit dem Gesetz zur Neuausrichtung der Pflegeversicherung (Pflege-Neuausrichtungs-

Gesetz – PNG)187 wurde im Elften Buch Sozialgesetzbuch die Möglichkeit verankert, Bera-

tungsgutscheine ausstellen zu lassen, die in verschiedenen Beratungsstellen eingelöst 

werden können.188  

Weiterhin findet eine regelmäßige (Pflege-)Beratung im Sinne des § 37 SGB XI  durch zu-

gelassene Pflegeeinrichtungen bzw. durch die Landesverbände der Pflegekassen aner-

kannte Beratungsstellen statt.189 

Nachfolgend wird die Angebotslandschaft im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte im 

Überblick beschrieben.  

                                                       

185
 Abs. 1 

186
 vgl. www.deutsche-rentenversicherung.de, Stand 17.3.2014 

187
 BGBl. 2012, Teil I Nr. 51 

188
 § 7b SGB XI 

189
 Abs. 3 
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2.2.7.2  Angebotslage 

2.2.7.2.1  Pflegestützpunkte 

Im Landkreis wurden gemäß § 92c SGB XI zwei Pflegestützpunkte etabliert. Der Landkreis 

und die Pflege-/Krankenkassen sind die Träger der Pflegestützpunkte. Die zuständige Be-

hörde ist der Sozialhilfeträger mit den beiden Regionalstandorten Demmin und Neustre-

litz, an die die Pflegestützpunkte angesiedelt sind. 190  

Die Pflegestützpunkte führen eine Beratungsstatistik zur Kontakterfassung191, zur Netz-

werk- und Öffentlichkeitsarbeit und zu während des Beratungs- und Unterstützungspro-

zesses aufgetretenen Versorgungslücken192. Eine Zusammenfassung der Beratungs-

schwerpunkte in den Pflegestützpunkten Demmin und Neustrelitz zeigen die Abbildungen 

90 und 91. 

Abb. 90: Angaben zur Beratungstätigkeit des Pflegestützpunktes Demmin (1.1.2013 bis 

28.2.2014) 

Beratungsschwerpunkte Konkretisierung der Schwerpunkte / weitere Themen 

SGB XI 

SGB XI-Leistungen allg., Hilfsmittel, Wohnraumanpassung, ambulante Pflege, betreutes 

Wohnen, stationäre und teilstationäre Angebote, Demenz, Prävention, SAPV/Hospiz, 

Selbsthilfe, Gesetz über die Familienpflegezeit (FPfZG), Mobilität, ärztl. Versorgung 

SGB V SGB V-Leistungen allg., ärztliche Versorgung,  therapeutische Angebote, Rehabilitation 

SGB IX SGB IX, nicht näher benannt 

SGB XII 
SGB XII-Leistungen allg., Alltagsmanagement/Haushaltsführung, Selbsthilfe für Be-

troffene, teilstationäre und stationäre Angebote, betreutes Wohnen 

SGB VI SGB VI,  nicht näher benannt, ambulante Pflege 

SGB VII SGB VII, nicht näher benannt 

Betreuungsrecht Betreuung, Vollmachten 

Selbsthilfe 
Verbraucherschutz, Patientenrechte, Selbsthilfe für Betroffene, Rehabilitation, Sonsti-

ges (nicht näher benannt) 

sonstige Themen nicht näher benannt 

Quelle: Beratungsstatistik Pflegestützpunkt Demmin, Stichtag 28.2.2014; eigene Darstellung 

 

                                                       

190
 vgl. http://www.lk-mecklenburgische-seenplatte.de, Stand 17.3.2014 

191
 Anm.: Die Kontakterfassung beinhaltet u. a. Angaben zu Kontaktdatum, Kontaktperson(en) (Alter, Ge-

schlecht, Pflegestufe), Art des Kontaktes (telefonisch, Hausbesuch, etc.), Art der Leistung, Beratungs-

schwerpunkt. (Beratungsstatistik der Pflegestützpunkte Demmin und Neustrelitz (1.1.2013 bis 28.2.2014)) 
192

 Anm.: 1x nicht gedeckter Versorgungsbedarf bzgl. Tages-/Nachtpflege im früheren Landkreis Demmin 

(Pflegestützpunkt Demmin, 2013). 
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Abb. 91: Angaben zur Beratungstätigkeit des Pflegestützpunktes Neustrelitz (1.1.2013 bis 

28.2.2014) 

Beratungsschwerpunkte Konkretisierung der Schwerpunkte / weitere Themen 

SGB XI 

SGB XI-Leistungen allg., zusätzliche Betreuungsleistungen, Hilfsmittel, allg. Wohnsitua-

tion/Wohnraumanpassung, ambulante Pflege, Verhinderungspflege, betreutes Woh-

nen, stationäre und teilstationäre Angebote, alternative Wohnformen, Demenz, SAPV / 

Hospiz, Selbsthilfe, FPfZG, Mobilität, ärztl. Versorgung, Alltagsmanage-

ment/Haushaltsführung, Begutachtungsrichtlinien/Feststellung der Pflegebedürftigkeit, 

Hausnotruf, Überleitungspflege, Pflegevertrag, Beantragung Pflegestufe, Heimaufnah-

me, Kurzzeitpflege, Intensivpflege, Organisation der Pflege 

SGB V 
SGB V-Leistungen allg., ärztliche Versorgung,  therapeutische Angebote, Rehabilitation, 

Fahrkosten, Mobilität 

SGB IX 
SGB IX, nicht näher benannt, Mobilität, Prävention, Schwerbehinderten-

recht/Antragstellung 

SGB XII 
SGB XII-Leistungen allg., Alltagsmanagement/Haushaltsführung, Selbsthilfe für Be-

troffene, teilstationäre und stationäre Angebote, betreutes Wohnen, Mobilität 

SGB VI SGB VI,  nicht näher benannt, ambulante Pflege, Renteneintrittsalter, Antrag EU-Rente 

SGB II Selbsthilfe für Betroffene 

Betreuungsrecht Betreuung, Vollmachten 

Selbsthilfe nicht näher benannt 

Ehrenamt Vermittlung Ehrenamt 

sonstige Themen nicht näher benannt 

Quelle: Beratungsstatistik Pflegestützpunkt Neustrelitz, Stichtag 28.2.2014; eigene Darstellung 

Informationen, Beratung und Unterstützung werden von Personen annähernd jeden Al-

ters in Anspruch genommen, wobei der Schwerpunkt auf den 60-Jährigen und älter 

liegt.193  

Zur Erfüllung der Aufgaben der Pflegestützpunkte gemäß § 92c Abs. 1 SGB XI ist eine akti-

ve Netzwerkarbeit erforderlich. Pflegefachkräfte, Selbsthilfegruppen, freiwillig Engagierte, 

Verbände, Vereine, Träger mit und ohne konfessionellen Hintergrund sowie Träger der 

Arbeitsförderung und der Sozialhilfe sollen bzw. sollen nach Möglichkeit in die Arbeit der 

Pflegestützpunkte eingebunden werden.194 Netzwerkpartner und Personen, zu denen 

Kontakt aufgenommen wurde,  sind u. a.: 

· ambulante, teilstationäre, stationäre Pflegeeinrichtungen, Einrichtungen der Re-

habilitation, alternative Wohnangebote 

· Selbsthilfegruppen-Beauftragte, Selbsthilfegruppen, Rheumaliga 

· Krankenhausseelsorge, Hospizgruppen 

· Arztpraxen, Kliniken 

· Apotheken, Sanitätshäuser, Hilfsmittelhersteller 

· Therapeutische Einrichtungen, z. B. Physiotherapiepraxen 

                                                       

193
 Beratungsstatistik der Pflegestützpunkte Demmin und Neustrelitz (1.1.2013 bis 28.2.2014) 

194
 § 92c Abs. 2 SGB XI 
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· Familienzentren, Begegnungsstätten 

· Vereine, Verbände, Initiativen 

· Kreisseniorenbeirat, Törpiner Forum, Deutsche Seniorenliga 

· Ämter, Behörden, Bürgerbüros 

· Behindertenbeauftragte 

· Gleichstellungsbeauftragte 

· Ehrenamtskoordinatorin 

· Psychiatriekoordinatorin 

· Kranken-/Pflegekassen 

· Pflegeberater 

· Einrichtungen der Forschung und Lehre 

· Tourismus/Wirtschaftsförderung 

· Wohnungsgesellschaften/-genossenschaften 

· Enquete-Kommission „Älter werden in Mecklenburg-Vorpommern“ 

· Landtagsfraktionen 

· Medienvertreter.195 

Das Pflege-Stern - Pflegeberatungszentrum in Neubrandenburg engagiert sich ebenfalls 

im Rahmen einer trägerunabhängigen Pflegeberatung. 

2.2.7.2.2  Gemeinsame Servicestellen für Rehabilitation 

Gemeinsame Servicestellen nach § 23 SGB IX sind im Mittelzentrum Waren (Müritz) sowie 

im Oberzentrum Neubrandenburg angesiedelt. 

Abb. 92: Gemeinsame Servicestellen nach § 23 SGB IX 

Träger Straße  PLZ, Ort 

Deutsche Rentenversicherung Nord Platanenstraße 43 17033 Neubrandenburg 

Deutsche Rentenversicherung Nord Bahnhofstraße 27 17192 Waren (Müritz) 

Quellen: Deutsche Rentenversicherung Nord; Stand 17.4.2014; eigene Darstellung 

Kernaufgabe der Gemeinsamen Servicestellen für Rehabilitation ist die Beratung und Un-

terstützung von Menschen mit Behinderung nach SGB IX sowie von Behinderung bedroh-

ter Menschen196, um den Zugang zur Rehabilitation zu optimieren sowie die Rechte von 

Menschen mit Behinderung zu stärken und deren Durchsetzung zu beschleunigen.197 

                                                       

195
 Beratungsstatistik der Pflegestützpunkte Demmin und Neustrelitz, Stichtag, 28.2.2014 

196
 § 23 Abs. 1 SGB IX 

197
 vgl. Deutsche Rentenversicherung Nord (2012), S. 3  
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2.2.7.2.3  Sonstige Beratungsangebote 

Den älteren Menschen im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte stehen weitere Bera-

tungsangebote durch verschiedene Verbände, Vereine und weitere freigemeinnützige 

Träger zur Verfügung.  

Der Allgemeine Behindertenverband in Mecklenburg-Vorpommern e. V. (ABiMV e. V.) 

betreibt eine Regionalberatungsstelle zum trägerübergreifenden persönlichen  Budget in 

Neubrandenburg. Die Mitgliedsverbände des ABiMV e. V. im Landkreis Mecklenburgische 

Seenplatte bieten Beratungen an. 

Abb. 93: Beratungsangebote der Mitgliedsverbände des ABiMV e. V. im Landkreis Meck-

lenburgische Seenplatte 

Name des Mitgliedsver-

bandes 
Straße PZL, Ort Beratungsangebote 

Behindertenverband 

Neubrandenburg e. V. 
Am Blumenborn 23 17033 Neubrandenburg Sozial- und Behindertenberatung 

Behindertenverband 

Müritz e. V.  

Dietrich-Bonhoeffer-

Straße 6 
17192 Waren (Müritz) 

Beratung zum trägerübergreifenden 

persönlichen Budget, Hilfestellung bei 

der Beantragung von Leistungen, 

Beratung zu Vorsorgevollmachten, 

Patientenverfügungen, Betreuung 

Stargarder Behinderten-

verband e. V. 
Walkmüller Weg 4a 17094 Burg Stargard 

Angehörigenberatung, 

allgemeine Lebensberatung, Behin-

dertenberatung zu Fragen des SGB III, 

V, IX, XI, XII 

Seniorenberatung zu Gesundheitsfra-

gen, Wohnen mit Service, 

Wohnungsberatung 

Quellen: www.behindertenverband-mv.de, Stand 18.3.2014; www.abimv.de, Stand 18.3.2014; www.bhv-ev.de, Stand 

18.3.2014; eigene Darstellung 

Die Beratungsstelle Hörbiko198 setzt sich als ein Zertifizierter Sozialdienst für die Belange 

hörgeschädigter Menschen ein. Der Blinden- und Sehbehinderten-Verein Mecklenburg-

Vorpommern e.V. versteht sich als eine Selbsthilfeorganisation blinder und sehbehinder-

ter Menschen und bietet ebenfalls Beratungen an. In Abbildung 94 sind die Ortsvereine 

bzw. Beratungsstellen der genannten Vereine dargestellt. 

                                                       

198
 Anm.: Hör = Hörgeschädigte, b = Beratung, i = Information, ko = Kommunikation; Träger ist der Deutsche 

Schwerhörigenbund (DSB) Landesverband der Schwerhörigen und Ertaubten M-V e. V. (vgl. 

www.hoerbiko.de, Stand 18.3.2014) 
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Abb. 94: Beratungsangebote des Deutschen Schwerhörigenbundes (DSB) Landesverband 

der Schwerhörigen und Ertaubten M-V e. V. und des Blinden- und Sehbehinderten-

Vereins M-V e. V. im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 

Name des Ortvereins/der 

Gebietsgruppe/der Bera-

tungsstelle 

Straße  PLZ, Ort Beratungsangebote 

DSB Ortsverein Mecklen-

burgische Seenlandschaft 

der Schwerhörigen und 

Ertaubten e. V. 

Pawlowstraße 12 
17036 Neubran-

denburg 
Sozialberatung (in Zusammenarbeit mit Hörbiko) 

DSB Landesverband der 

Schwerhörigen und Er-

taubten M-V e. V. – Hörbi-

ko  

Pawlowstraße 12 
17036 Neubran-

denburg 

Beratung vor Ort: Sozialrecht, Patientenbera-

tung, Hilfe bei der Beantragung und Finanzie-

rung von Rehabilitationsleistungen, Angehö-

rigenberatung, Beratung von Vorgesetzten und 

Kollegen, hörbehindertengerechtes Planen und 

Bauen, Formulierungshilfen bei Anträgen 

Ambulante Beratung*: bedarfsgerechte Informa-

tion und Beratung von Einzelpersonen und 

Gruppen 

Beratungsstelle des Blin-

den- und Sehbehinderten-

Vereins M-V. e. V. 

Am Wasserturm 6 17139 Malchin 
Beratung zu Anliegen erblindeter und sehbehin-

derter Menschen 

Beratungsstelle des Blin-

den- und Sehbehinderten-

Vereins M-V. e. V. 

Mozartstraße 13 
17192 Waren 

(Müritz) 

Beratung zu Anliegen erblindeter und sehbehin-

derter Menschen 

Beratungsstelle des Blin-

den- und Sehbehinderten-

Vereins M-V. e. V. 

Am Blumenborn 

23 

17033 Neubran-

denburg 

Beratung zu Anliegen erblindeter und sehbehin-

derter Menschen 

Beratungsstelle des Blin-

den- und Sehbehinderten-

Vereins M-V. e. V. 

August-Bebel-

Straße 1a 
17109 Demmin 

Beratung zu Anliegen erblindeter und sehbehin-

derter Menschen 

Quellen: www.hoerbiko.de, Stand 18.3.2014; www.bsmv.org, Stand 18.3.2014; eigene Darstellung 

*Der Bedarf an zugehender Beratung begründet sich aus: 

· „der weitläufigen und versprengten Besiedlung und den zum Teil ungenügenden 

Verkehrsanbindungen 

· der insgesamt ungenügenden psychosozialen und pädagogischen Hilfen für Hör-

behinderte im Erwachsenenalter 

· dem mangelnden Problembewusstsein der Betroffenen, ihres direkten Umfeldes 

und der Öffentlichkeit.“199 

Beratungsangebote werden ebenfalls von den Kreisverbänden des Sozialverbandes Meck-

lenburg-Vorpommern offeriert – Abbildung 95 liefert einen Überblick. 

 

 

                                                       

199
 www.hoerbiko.de, Stand 18.3.2014 
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Abb. 95: Beratungsangebote der Kreisverbände des Sozialverbandes M-V im Landkreis 

Mecklenburgische Seenplatte 

Kreisverband Straße  PLZ, Ort Beratungsangebote 

Mecklenburg-Strelitz Elisabethstraße 28 17235 Neustrelitz 
 

Sozialrechtliche Beratung und 

Vertretung, Hilfestellung bei 

Beantragungen 

Demmin Schützenstraße – Sporthalle 17109 Demmin 

Neubrandenburg Am Blumenborn 23 17033 Neubrandenburg 

Müritz Prediger Straße 12 17207 Röbel/Müritz 

Quelle: www.sovd-mv.de, Stand 17.3.2014; eigene Darstellung 

Zum Sozialverband VdK Mecklenburg-Vorpommern e. V.  Kreisverband Landkreis Meck-

lenburgische Seenplatte gehören acht Ortsverbände, welche Sozialrechtsberatungen an-

bieten. 

Abb. 96: Beratungsangebote der Ortsverbände  des Sozialverbands VdK M-V e. V. Kreis-

verband Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 

Ortsverband Straße PLZ, Ort Beratungsangebote 

Neubrandenburg Tilly-Schanzen-Straße 15 17033 Neubrandenburg 

Sozialrechtsberatung: 

SGB V, VI, VII, IX, XI, XII, 

soziales Entschädigungs-

recht 

  

Neustrelitz Useriner Straße 3 17235 Neustrelitz 

Waren Rosa-Luxemburg-Straße 16c 17192 Waren (Müritz) 

Malchin Am Markt 1 17139 Malchin 

Malchow Straße der Jugend 2 17213 Malchow 

Dargun Platz des Friedens 8 17159 Dargun 

Stavenhagen Malchiner Straße 26 17153 Stavenhagen 

Demmin Kirchhofstraße 4 17109 Demmin 

Quelle: www.vdk.de, Stand 18.3.2014; eigene Darstellung 

Der Lebenshilfe für Menschen mit geistiger Behinderung Landesverband M-V e. V. bietet 

an seinen Standorten im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte Beratung an. 

Abb. 97: Beratungsangebote der Standorte200  der Lebenshilfe für Menschen mit geistiger 

Behinderung Landesverband M-V e. V. im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 

Standort Straße  PLZ, Ort Beratungsangebote 

Demmin Schillerstraße 22 17109 Demmin Beratung zum persönlichen Budget, Pflege-

geld, Steuern, Rechtsfragen einschl. Testa-

ment/Erbrecht; Hilfestellung bei Schriftwech-

seln mit Behörden Neustrelitz Am Heizkraftwerk 15 17235 Neustrelitz 

Quelle: www.lebenshilfe-mv.de, Stand 17.3.2014; eigene Darstellung 

Über die aufgezeigten Angebote hinaus bieten n. a. auch freigemeinnützige Träger und 

Tendenzbetriebe wie beispielsweise die Caritas201, die Diakonie, der Arbeiter-Samariter-

                                                       

200
 Anm.: Die Standorte Neubrandenburg und Waren sind nicht als Beratungsstellen ausgewiesen. 

(www.lebenshilfe-mv.de, Stand 17.3.2014) 
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Bund (ASB) oder die Arbeiterwohlfahrt (AWO)  Beratung an. Einige Beratungsangebote 

werden beispielhaft in Abbildung 98 dargestellt. 

Abb. 98: Beratungsangebote freigemeinnütziger Träger und Tendenzbetriebe im Land-

kreis Mecklenburgische Seenplatte 

Träger Straße  PLZ, Ort Beratungsangebote 

ASB RV Neubranden-

burg/Mecklenburg-Strelitz e. V. 
Einsteinstraße 21 17036 Neubrandenburg 

Hilfe bei sozialrechtlichen, 

wohnspezifischen Fragen; 

Hilfe zur Überwindung 

sozialer Schwierigkeiten 

ASB RV Neubranden-

burg/Mecklenburg-Strelitz e. V. 
Unkel-Bräsig-Straße 14 17034 Neubrandenburg 

ASB RV Neubranden-

burg/Mecklenburg-Strelitz e. V. 
Neustrelitzer Straße 109 17033 Neubrandenburg 

Sozialwerk der Ev.-

Freikirchlichen Gemeinde Mal-

chin-Teterow e. V. 

Rudolf-Fritz-Straße 10 17139 Malchin  

Diakoniewerk Stargard GmbH Bruchstraße 15 17235 Neustrelitz Allgemeine soziale Beratung 

Diakoniewerk Stargard GmbH Hohe Straße 16 17207 Röbel/Müritz  

Caritas Mecklenburg e. V. KV 

Güstrow-Müritz 
Kietzstraße 5 17192 Waren (Müritz) 

Allgemeine soziale Bera-

tung, Betreuung 

Caritas Mecklenburg e. V. KV 

Mecklenburg-Strelitz 
Strelitzer Straße 28a 17235 Neustrelitz Allgemeine soziale Beratung 

Caritas Mecklenburg e. V. KV 

Mecklenburg-Strelitz 
Breitscheidstraße 31 17252 Mirow Allgemeine soziale Beratung 

Caritas Mecklenburg e. V. KV 

Mecklenburg-Strelitz 
Heidmühlenstraße 17 17033 Neubrandenburg Allgemeine soziale Beratung 

Caritas Mecklenburg e. V. KV 

Mecklenburg-Strelitz 
Wollweberstraße 19 17098 Friedland Betreuung 

AWO KV Mecklenburg-Strelitz  

e. V. 
Schlossstraße 10 17235 Neustrelitz Allgemeine Sozialberatung 

AWO KV Mecklenburg-Strelitz  

e. V. 
Lindenstraße 1 17255 Wesenberg Allgemeine Sozialberatung 

AWO KV Mecklenburg-Strelitz  

e. V. 
Dorfstraße 53c 17349 Helpt 

Beratungsangebote für 

Menschen mit Behinderung 

AWO RV Demmin  e. V. Straße des Friedens 3 17153 Stavenhagen Allgemeine Sozialberatung 

AWO KV Müritz e. V. Gotthunskamp 15 17207 Röbel/Müritz Pflegeberatung 

Quellen: www.asb-nb-mst.de, Stand 17.3.2014; www.diakonie-mv.de, Stand 17.3.2014; www.caritas-mv.de, Stand 

17.3.2014; www.awo-mv.de, Stand 20.3.2014; eigene Darstellung 

Eine qualifizierte Wohnberatung, nicht nur im Verständnis einer Beratung zur Wohn-

raumanpassung, ist ein unverzichtbarer Bestandteil einer bedarfsgerechten Angebotspa-

lette, denn auch „[…] ohne ausgeprägten Unterstützungsbedarf ist im Alter häufig eine 

Veränderung der Wohnsituation nötig (barrierefreies Wohnen), um den vorzeitigen Eintritt 

von Pflegebedürftigkeit (d. h. wenig Beeinträchtigung im Alltag, Sturzprophylaxe) zu ver-

                                                                                                                                                                    

201
 Anm.: Bei der Caritas ist eine Online-Beratung möglich (www.caritas.de, Stand 17.3.2014), ebenso bei 

der AWO (www.awo-pflegeberatung-online.de, Stand 20.3.2014). 
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hindern.“202 Die Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungsanpassung e. V. als ein Verein zur 

Förderung des selbstständigen Wohnens älterer Menschen und von Menschen mit Be-

hinderung formulierte Qualitätsstandards einer Wohnberatung: 

· Unterstützung älterer Menschen und Menschen mit Behinderung bei der Anpas-

sung der Wohnung an die eigenen Bedürfnisse mit dem Ziel, möglichst lange weit-

gehend selbstständig in den eigenen „vier Wänden“ leben zu können 

· Information und Beratung zu Möglichkeiten zur Verbesserung der Wohnsituation, 

z. B. durch bauliche Maßnahmen und Einsatz technischer Hilfsmittel 

· Beratung im Rahmen einer Komm- und Gehstruktur 

· Beratung zu Finanzierungsmöglichkeiten von Maßnahmen 

· Unterstützung bei der Umsetzung von Maßnahmen 

· Information über verschiedene Wohnangebote und (alternative) Wohnformen 

· Dokumentation der Beratungstätigkeit, Schaffung von Transparenz und Nachvoll-

ziehbarkeit der Beratung und Unterstützung 

· neutrale und unabhängige Beratung 

· interdisziplinäre Zusammenarbeit/Kooperationen 

· ständige Weiterentwicklung der Wohnberatung, z. B. durch Fortbildungen 

· Öffentlichkeitsarbeit zum selbstständigen Wohnen im Alter und für Menschen mit 

Behinderung.203 

Mit Stand 14.1.2014 gibt es im Land M-V lediglich eine Wohnberatungsstelle, welche die 

genannten Qualitätskriterien erfüllt; diese befindet sich in Rostock, Stadt.204  

2.2.8  Teilhabe am Leben in der Gesellschaft/Offene Altenarbeit 

Das Recht auf Teilhabe am Leben in der Gesellschaft wurde gesetzlich verankert. § 1 SGB 

IX als Grundsatznorm legt fest, dass Menschen mit Behinderung und von Behinderung 

bedrohte Menschen nach den geltenden Leistungsgesetzen Leistungen erhalten, „[…] um 

ihre Selbstbestimmung und gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu 

fördern, Benachteiligungen zu vermeiden oder ihnen entgegenzuwirken.“ 

 

                                                       

202
 Spangenberg et al. (2012), S. 251 

203
 vgl. BAG Wohnungsanpassung e. V. (2014), S. 1 

204
 vgl. ebd., S. 7 



94 

Die Altenhilfe soll gemäß § 71 Abs. 1 Satz 2 SGB XII einen Beitrag dazu leisten, „[…] 

Schwierigkeiten, die durch das Alter entstehen, zu verhüten, zu überwinden oder zu mil-

dern und alten Menschen die Möglichkeit zu erhalten, am Leben in der Gemeinschaft teil-

zunehmen.“ Der präventive Charakter der Leistungen zur Altenhilfe wird in Abs. 3 deut-

lich, nach dem Leistungen nach Abs. 1 auch erbracht werden sollen, „[…] wenn sie der 

Vorbereitung auf das Alter dienen.“  

Mit § 71 SGB XII werden Aufgaben der kommunalen Daseinsvorsorge beschrieben, wel-

che jedoch Kann-Leistungen sind und in Abhängigkeit von der Finanzlage der Kommunen 

geleistet werden. Eine Kontinuität in der Leistungserbringung ist aus diesem Grund nicht 

oder nicht immer gewährleistet und eine nachhaltige Wirkung der Leistungen unsicher.205  

Funktionen der offenen Altenhilfe nach dem Deutschen Verein für öffentliche und private 

Fürsorge e. V. (2006) sind: 

· Bereitstellung von Angeboten zur Selbsthilfe 

· Ermöglichen der Vernetzung von Akteuren 

· Ermöglichen von Information/Beratung zu individuellen Lebenshilfen  

· Schaffung von intergenerationellen Begegnungs-, Kommunikations- und Erfah-

rungsräumen 

· Schaffung von Kontaktmöglichkeiten durch soziale und kulturelle Angebote  

· Einbindung ehrenamtlichen Engagements -  Mitwirkung an der Weiterentwicklung 

entsprechender Strukturen 

· Anregung, Förderung und Begleitung von Bildungsangeboten 

· Begleitung während der Prozesse von Sinn- und Identitätsfindung 

· Ermöglichen der Teilhabe älterer Menschen mit Behinderungen und älterer Men-

schen mit Migrationshintergrund.206  

Ebenso sollte Offene Altenarbeit  „[…] die Mitwirkung und Teilhabe am Verbundsystem 

kommunaler Altenhilfe […]“207 anstreben. 

                                                       

205
 vgl. Stockmeier (2011), S. 3 

206
 vgl. S. 19 

207
 www.diakonisches-werk-hannover.de, Stand 1.4.2014 
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Diakonie (2011)208 und Caritas (2007)209 haben Rahmenkonzepte zur Offenen Altenarbeit 

entwickelt, in denen u. a. Aussagen zum Qualitätsverständnis sowie zu den Zielen und 

Aufgaben Offener Altenarbeit festgehalten werden.  

Offene Altenarbeit und Teilhabe am Leben in der Gesellschaft bedingen einander: Offene, 

sozialraumorientierte und bedarfsgerechte Altenarbeit fördert Teilhabe am Leben in der 

Gesellschaft. Andersherum wird eine kontinuierliche und nachhaltige offene Altenarbeit 

erst durch teilhabende Menschen ermöglicht.  

In nachfolgender Abbildung ist eine Auswahl an Einrichtungen der Offenen Altenhilfe 

bzw. an Einrichtungen, die Angebote der Offenen Altenhilfe integrieren, aufgelistet. 

Abb. 99: Auswahl an Einrichtungen der Offenen Altenhilfe im Landkreis Mecklenburgische 

Seenplatte 

Name der Einrichtung Träger Straße PLZ, Ort 

Seniorenbegegnungsstätte Caritas Neubrandenburg Clara-Zetkin-Straße 53 
17033 Neubranden-

burg 

Das Seniorenbüro Neubrandenburg 
Seniorenbüro e. V. Neubran-

denburg 

Mehrgenerationenhaus - 

Friedländer Straße 14 

17033 Neubranden-

burg 

Mehrgenerationenhaus/Bürgerhaus 
Bürgerinitiative „Leben am 
Reitbahnweg e. V.“ 

Weidegang 9 
17034 Neubranden-

burg 

Begegnungsstätte Neubrandenburg 
Volkssolidarität Neubranden-

burg/Neustrelitz e. V. 
Adlerstraße 13 

17034 Neubranden-

burg 

Begegnungsstätte Neubrandenburg 
Volkssolidarität Neubranden-

burg/Neustrelitz e. V. 
Am Anger 28 

17033 Neubranden-

burg 

Migrationszentrum Neubrandenburg 
AWO Stadtverband Neubran-

denburg e. V. 
Demminer Straße 44 

17033 Neubranden-

burg 

Mehrgenerationenhaus Neustrelitz 
Diakoniewerk Stargard 

gGmbH 
Strelitzer Straße 29/30 17325 Neustrelitz 

Begegnungsstätte Haus Strelitzie 
AWO KV Mecklenburg-Strelitz 

e. V. 
Zierker Straße 1a 17235 Neustrelitz 

Begegnungsstätte Neustrelitz 
Volkssolidarität Neubranden-

burg/Neustrelitz e. V. 
Glambecker Straße 38 17235 Neustrelitz 

Begegnungsstätte Neustrelitz 
Volkssolidarität Neubranden-

burg/Neustrelitz e. V. 
Maxim-Gorki-Ring 41 17235 Neustrelitz 

Begegnungsstätte Neustrelitz 
Volkssolidarität Neubranden-

burg/Neustrelitz e. V. 
Rudower Straße 28 17235 Neustrelitz 

Multifunktionales Familienzentrum 

Neustrelitz 

Förderverein Familienzent-

rum Neustrelitz e. V. 
Useriner Straße 3 17235 Neustrelitz 

DRK Familienbildungsstätte Neustre-

litz 

DRK-KV Mecklenburgische 

Seenplatte e. V. 
Maxim-Gorki-Ring 41 17235 Neustrelitz 

Mehrgenerationenhaus Röbel Verein Land und Leute e. V. Kleine Stavenstraße 9-11 17207 Röbel/Müritz 

                                                       

208
 www.evlks.de, Stand 1.4.2014 

209
 www.caritas-ac.de, Stand 1.4.2014 



96 

Name der Einrichtung Träger Straße PLZ, Ort 

Mehrgenerationenhaus Stavenhagen 
AWO Sozialdienst gGmbH 

Demmin 
Straße am Wasserturm 3 17153 Stavenhagen 

Begegnungsstätte  Woldegk 
AWO KV Mecklenburg-Strelitz 

e. V. 
Ziegeleiweg 12 17348 Woldegk 

Haus der Begegnung  Holzendorf 
AWO KV Mecklenburg-Strelitz 

e. V. 
Hauptstraße 20 17349 Groß Miltzow 

Multifunktionales Familienzentrum 

Mirow 
Familienzentrum Mirow e. V. Peetscher Weg 1b 17252 Mirow 

AWO Kommunikationszentrum AWO Waren (Müritz) gGmbH Schleswiger Straße 8 
17192 Waren (Mü-

ritz) 

Kinder- und Jugendhilfestation 

Woldegk 

AWO Mecklenburg-Strelitz 

gGmbH 
Ziegeleiweg 12 17348 Woldegk 

Quellen: www.familienbotschaft-mv.de, Stand 1.4.2014; www.caritas-mecklenburg.de, Stand 1.4.2014; www.awo-

mv.de, Stand 1.4.2014; www.volkssolidaritaet.de, Stand 1.4.2014; eigene Darstellung 

Auch Wohnungsgesellschaften/Wohnungsgenossenschaften wie beispielsweise die Neu-

brandenburger Wohnungsgesellschaft (Neuwoges) und die Neubrandenburger Woh-

nungsbaugenossenschaft (Neuwoba) betreiben sieben210 bzw. zwei Begegnungsstät-

ten/Nachbarschaftstreffs211 im Oberzentrum. Die Behindertenverbände des Landkreises 

Mecklenburgische Seenplatte sowie Kirchengemeinden engagieren sich in den Bereichen 

Teilhabe am Leben in der Gesellschaft/Offene Altenarbeit.  

2.2.9  Selbsthilfegruppen 

Die Förderung der Selbsthilfe ist sowohl im Elften Buch Sozialgesetzbuch212 als auch im 

Fünften Buch Sozialgesetzbuch verankert.213 Weiterhin fördern die Träger der gesetzli-

chen Rentenversicherungen die Selbsthilfe auf der Grundlage des Sechsten Buches Sozial-

gesetzbuch.214  Die Selbsthilfeförderung ist als Pauschal- und als Projektförderung mög-

lich. Die Landesarbeitsgemeinschaft (LAG) der Selbsthilfekontaktstellen des Landes Meck-

lenburg Vorpommern richtete ein Online-Portal215 ein, welches eine Datenbank zu Selbst-

hilfegruppen/Angehörigengruppen in Mecklenburg-Vorpommern beinhaltet. Der über-

wiegende Teil der Selbsthilfegruppen sind gesundheitsbezogene Selbsthilfegruppen; aber 

auch Sucht-Selbsthilfegruppen treffen sich regelmäßig im Landkreis Mecklenburgische 

Seenplatte. Aufgrund der Bezeichnungen der in Abbildung 100  dargestellten Selbsthilfe-

                                                       

210
 Anm.: eine weitere Begegnungsstätte der NEUMAG WQG (vgl. www.neuwoges.de, Stand 1.4.2014) 

211
 vgl. www.neubwoba.de, Stand 1.4.2014 

212
 § 45d Förderung ehrenamtlicher Strukturen sowie der Selbsthilfe SGB XI 

213
 § 20c Förderung der Selbsthilfe 

214
 § 31 Abs. 1 Nr. 5 SGB VI 

215
 www.selbsthilfe-mv.de, Stand 31.3.2014 



97 

gruppen lässt sich annehmen, dass sich diese insbesondere an ältere Menschen wen-

den.216 

Abb. 100: Selbsthilfegruppen für ältere Menschen im Landkreis Mecklenburgische Seen-

platte 

Zentraler Ort Status Name Selbsthilfe-/Angehörigengruppe  PLZ, Ort 

Neubrandenburg OZ Osteoporosegruppen 17033 Neubrandenburg 

Neubrandenburg OZ Altersbedingte Makuladegeneration 17033 Neubrandenburg 

Neubrandenburg OZ Gehörlose Senioren 17036 Neubrandenburg 

Neubrandenburg OZ Pflegende Angehörige Demenzkranker 17033 Neubrandenburg 

Neubrandenburg OZ Schwerhörige Senioren 17036 Neubrandenburg 

Neustrelitz MZ Osteoporose 17235 Neustrelitz 

Neustrelitz MZ „Nach Schlaganfall“/Mirow 17235 Neustrelitz 

Demmin MZ Osteoporose e. V. Demmin 17109 Demmin 

Demmin MZ Parkinson Demmin 17109 Demmin 

Waren (Müritz) MZ Parkinson Waren (Müritz) 17192 Waren (Müritz) 

Quelle: Landesarbeitsgemeinschaft der Selbsthilfekontaktstellen des Landes Mecklenburg-Vorpommern, Stand 

31.3.2014; eigene Darstellung 

Im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte arbeiten zwei Selbsthilfekontaktstellen und 

stehen „[…] Selbsthilfeinteressenten und Selbsthilfegruppen themenübergreifend und ver-

bandsunabhängig für Informationen, Kontakte und Unterstützung auf örtlicher Ebene zur 

Verfügung.“217 Die Selbsthilfekontaktstellen befinden sich im Oberzentrum218 und im Mit-

telzentrum Neustrelitz219.  

 

 

 

 

 

 

                                                       

216
 Anm.: Das soll nicht heißen, dass ältere Menschen von den vielen weiteren Selbsthilfe-/Angehörigen-

gruppen ausgeschlossen sind. 
217

 www.selbsthilfe-mv.de, Stand 31.3.2014 
218

 DRK-Selbsthilfekontaktstelle, Robert-Blum-Straße 32, 17033 Neubrandenburg 
219

 Selbsthilfe-Kontaktstelle des Familienzentrums Neustrelitz e. V., Useriner Straße 3, 17235 Neustrelitz 
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Notizen 
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3  Teilbericht Bedarfsprognosen 
 

3.1  Einleitung  

Für die Erstellung eines Konzeptes zur integrierten Pflegesozialplanung ist die Entwicklung 

der älteren Bevölkerungsgruppen220 eine zentrale Datengrundlage, um Aussagen zu zu-

künftigen Bedarfen an Pflegeleistungen treffen zu können. Der pflegerische Versorgungs-

bedarf ergibt sich aus der Bevölkerungsstruktur, den Morbiditäts- und Mortalitätsraten221 

sowie der Fertilität, Migration und Wanderungsbewegungen. 

So gilt es, unter Beachtung der kommunalen Besonderheiten integrierte und bedarfsge-

rechte Versorgungsangebote zu generieren und zu implementieren unter der Berücksich-

tigung der vorhandenen infrastrukturellen Gegebenheiten. Integrierte und bedarfsge-

rechte Versorgungsangebote für die ältere Bevölkerung zu schaffen bedeutet u. a.: 

„[...] auch die ständige Verbesserung der interdisziplinären, fach- und sektorenübergrei-

fenden Zusammenarbeit der Leistungserbringer und weiteren Beteiligten mit dem Ziel ei-

ner optimierten Versorgung bei gleichzeitiger Kosteneffizienz.“222 

Am Anfang steht die Frage, welche Pflegeerfordernisse quantitativer Natur in der Bevöl-

kerung vorhanden sind. Hinsichtlich der Pflegeerfordernisse müssen Bedarf/Nachfrage 

und Inanspruchnahme differenziert werden:  

1. Bedarf223/Nachfrage224: Personengruppe, die Pflegeleistungen nachfragen müsste 

bzw., die Geld-, Sach- oder Kombileistungen potenziell abruft 

2. Inanspruchnahme225: Personengruppe, die die Nachfrage realisiert (bei Diensten 

und Einrichtungen der Pflege). 

Die Zielgruppe muss demnach klar definiert werden, z. B. Pflegebedürftige gemäß SGB XI.  

Die pflegerische Versorgungslandschaft hat heute neben den klassischen Angeboten der 

                                                       

220
 Anm.: Wie bereits in Teilbericht 1 und 2 beschrieben wurde. 

221
 vgl. Troschke, Mühlbacher (2005), S. 60 

222
 Institut für Sozialforschung und berufliche Weiterbildung  (2013), S. 1

223
 Anm.: „Bedarf = objektiv festgestellte Notwendigkeit der Hilfe bei Gesundheitsproblemen durch einen 

Gesundheitsberuf“ (Troschke , Mühlbacher (2005), S. 59) 
224

 Anm.: „Nachfrage = Suche nach Hilfe bei Gesundheitsproblemen durch einen Kranken bzw. Versicher-

ten“ ( ebd., S. 59) 
225

 Anm.: „Inanspruchnahme = Nutzung des Angebots (= Offerte, Hilfe bei Gesundheitsproblemen zu leisten, 
durch einen Anbieter medizinischer Waren und Dienstleitungen) bei Bedürftigkeit“ (ebd., S. 59) 
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ambulanten, teilstationären und Langzeitpflege ein divergierendes Spektrum an Angebo-

ten zum betreuten Wohnen, zur gerontopsychiatrischen Pflege, zur Pflege und Betreuung 

von Menschen mit Behinderung nach SGB IX (z. B. Assistenzmodelle) zu bieten. Darüber 

hinaus existieren weitere pflegeergänzende Angebote.  

Für Planungen im Bereich der Pflege ist es nicht weitreichend genug, quantitative Bedarfe 

festzulegen; die qualitative Ebene kann nicht außer Acht gelassen werden. Pflegebedürf-

tigkeit unterliegt nicht den üblichen Marktprozessen; Pflegebedürftigkeit wird im Sinne 

des Elften Buches Sozialgesetzbuch durch die Pflegekassen226 legitimiert. Der Zugang zu 

stationären Versorgungsangeboten wird i. d. R. erst durch eine bestehende Pflegebedürf-

tigkeit nach § 14 SGB XI möglich, was für den Zugang z. B. zu Angeboten des betreuten 

Wohnens oder weiteren pflegeergänzenden Angeboten nicht zutrifft. Diese Angebots-

formen unterliegen verschiedenen Dynamiken und können von der Ausgestaltung unter-

schiedlich sein. Es gibt keine Garantie des Absatzes. Damit solche Angebote nachgefragt 

werden, muss für die Nachfrager ein Nutzen erkennbar sein.227 Schmidt et al. (2011) fas-

sen für die Bereiche der stationären Langzeitpflege und des betreuten Wohnens zusam-

men: 

„Lässt sich also sagen, dass in der stationären Pflege unter SGB XI-Bedingungen tatsächli-

che Versorgung und Bedarf zusammenfallen, muss aus der zurückliegenden Entwicklung 

der Fallzahlen ein Maß für den künftigen Bedarf abgeleitet werden können. Analog aus 

der aktuellen Belegung von betreuten Wohneinheiten auf die künftige Nachfrage nach 

dieser Wohnform zu schließen, ist dagegen zwar ebenfalls sinnvoll, aber aus dem genann-

ten Grund228 unzureichend.“229 

Zur Ermittlung der bisherigen Entwicklung der Anzahl pflegebedürftiger Menschen im 

Landkreis Mecklenburgische Seenplatte wurden verschiedene Datenquellen zur Betrach-

                                                       

226
 Anm.: Die Grundlage dafür bildet das Verfahren zur Feststellung der Pflegebedürftigkeit durch den Medi-

zinischen Dienst der Krankenversicherung § 18 SGB XI entsprechend.  
227

 vgl. Schmidt et al. (2011), S. 4 ff. 
228

 Anm.:  Was die zukünftige quantitative Entwicklung im Bereich des betreuten Wohnens betrifft, ist eine 

vergleichbare Aussage über das bestehende Angebot nicht möglich; es ist ein Vermarktungspotenzial zu 

erwarten, welches wiederum von verschieden Faktoren abhängig ist, jedoch „[…] besonders hoch zu sein 
verspricht, wenn der Umzug in eine stationäre Pflegeeinrichtung durch das Betreute Wohnen tatsächlich 

verhindert wird.“ (ebd., S. 6) 
229

 ebd., S. 6 
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tung herangezogen.230 Neben der Methodik zur Bedarfsermittlung und Aussagen zum 

zukünftigen Bedarf der (pflegerischen) Versorgungsarten, erfolgt in diesem Teilbericht die 

Erörterung der Herangehensweise und Vorstellung der wichtigsten Ergebnisse der exemp-

larischen Befragung „Wohnen im Alter“ der 50- bis 75-jährigen Einwohner des Amtes 

Penzliner Land. 

3.2  Bedarfsprognosen 

3.2.1  Methodische Grundlagen 

Im Allgemeinen versuchen Bedarfsprognosen, den zukünftigen Bedarf an Gesundheitsleis-

tungen zu ermitteln. Sie knüpfen an Bevölkerungsprognosen231 an, welche altersstruktu-

relle Entwicklungen relativ zuverlässig prognostizieren können, die demografische Alte-

rung der Bevölkerung berücksichtigen sowie die damit verbundenen Veränderungen im 

Krankheitsspektrum und basieren darüber hinaus auf Vorhersagen zur künftigen Entwick-

lung der Morbidität der Bevölkerung und der Inanspruchnahme medizinischer Leistun-

gen.232  

Zur Prognose des zukünftigen Bedarfs von ambulanten, teilstationären und stationären 

pflegerischen Leistungen gibt es verschiedene Methoden.233 „Kleinräumige Bedarfsprog-

nosen stehen dabei häufig [jedoch] vor dem Problem einer mangelhaften Verfügbarkeit 

der notwendigen Daten.“234. Die besondere Herausforderung bei Bedarfsprognosen liegt 

damit in deren Regionalisierung.235  

Bedarfsprognosen können auf verschiedenen Indikatoren ausgerichtet sein, wie zum Bei-

spiel: 

                                                       

230
 Anm.: Auf welche Daten zurückgegriffen wird, wird im Kapitel  3.2.2 erörtert. 

231
 Anm.: Die zumeist verwandte Methode (in statistischen Berichten) der Bevölkerungsprognose ist die 

Kohorten-Komponenten-Methode, welche auf der Bevölkerungsbilanzgleichung basiert. (vgl. hierzu Aus-

führungen von Doblhammer et al. (2012), S. 35 f sowie RKI (2011), S. 23 ff.) 
232

 vgl. RKI (2011), S. 7 
233

 Anm.: Doblhammer et al. (2012) verweist auch darauf, dass Prognosen auf unterschiedlichen konzeptio-

nellen Ansätzen beruhen können, z. B. demografische Prognosen und epidemiologische Prognosen. (S. 34) 
234

 RKI (2011), S. 9 
235

 Anm.: Die Tiefe der regionalen Gliederung der verfügbaren Daten entscheidet darüber, auf welcher Ebe-

ne Bedarfsprognosen möglich sind; nur so können differenzierte numerische Aussagen über die künftige 

Entwicklung von Fallzahlen gemacht werden. Die kleinste Ebene, die in diesem Teilbericht betrachtet 

werden kann, ist die Kreisebene. Kleinräumigere Daten liegen laut Auskunft des Statistischen Amtes 

Mecklenburg-Vorpommern nicht vor (E-Mail auf Anfrage, Stand 20.02.2014). 
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· Demografische Prognosen: alle Prognosen, die die Anzahl von Personen nach Al-

tersgruppen voraussagen. Darunter fallen Bevölkerungsprognosen, Pflegebedarfs-

prognosen oder die Prognose der Anzahl von Demenzerkrankten. Eine Bevölke-

rungsprognose, „[…] die z. B. mit der Wahrscheinlichkeit einer Pflegebedürftigkeit 

oder Demenzerkrankung verknüpft wird“236, ist immer die Grundlage der Progno-

se. 

· Epidemiologische Prognosen: Prognosen, „[…] die Änderungen in der Wahrschein-

lichkeit von Morbidität oder Pflegebedarf quantifizieren. Darunter fallen Progno-

sen der Inzidenz oder Prävalenz von Demenzen, Prognosen der Entwicklung der 

Mortalitätsraten von Demenzerkrankten. […] Ergebnisse dieser Prognosen sind Ra-

ten, Prävalenzen und Inzidenzen, jedoch keine Bevölkerungszahlen.“237 

Doblhammer et al. (2012) verweisen zudem auf die Unsicherheit von Prognosen238: Dem-

nach sind alle Prognosen mit Unsicherheiten behaftet. Die gegenwärtige Altersstruktur 

der Bevölkerung in Deutschland, Trends im Anstieg der Lebenserwartung und die Ent-

wicklung der Gesundheit lassen jedoch valide Rückschlüsse auf den zukünftigen Pflegebe-

darf zu. Das Ergebnis von Pflegebedarfsprognosen wird von vier Faktoren bestimmt239: 

1. dem Zeitraum der Prognose 

2. der Definition des Pflegebedarfs 

3. der zukünftigen Entwicklung der Lebenserwartung und 

4. der zukünftigen Entwicklung der Gesundheit. 

Die Definition des „Pflegebedarfs“ über das Beziehen von Leistungen aus der gesetzlichen 

Pflegeversicherung ist die Grundlage für die Mehrzahl der Pflegebedarfsprognosen, so 

auch die der nachfolgenden Prognosen.240 Für Deutschland existiert eine Reihe von Pfle-

gebedarfsprognosen.241 Diese umfassen unterschiedliche Prognosezeiträume, basieren 

                                                       

236
 vgl. Doblhammer et al. (2012), S. 34 

237
 vgl. ebd., S. 34 

238
 Anm.: Die „Treffsicherheit von Prognosen“ hängt von der Qualität der Ausgangsdaten ab sowie von An-

nahmen des Prognosehorizonts. Je weiter der zeitliche Prognosehorizont gewählt wird, desto unsicherer 

werden die Ergebnisse. (vgl. ebd., S. 39, 118) 
239

 vgl. ebd., S. 118 
240

 vgl. ebd. 
241

 Anm.: Aktuelle Pflegebedarfsprognosen für die Ebene der Bundesländer erstrecken sich allenfalls bis zum 

Jahr 2030. 
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auf unterschiedlichen Definitionen von Pflegebedarf und verwenden unterschiedliche 

methodische Prognoseansätze.242 

3.2.2  Prognose des Bedarfs nach (pflegerischen) Versorgungsarten bis zum 

Jahr 2030 im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 

In diesem Kapitel geht es um die Ermittlung der voraussichtlichen Zahl der Leistungsemp-

fänger nach SGB XI im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte bis zum Jahr 2030. Laut 

Pflegestatistik 2011 gibt es im Landkreis insgesamt 11.165 Leistungsempfänger der sozia-

len Pflegeversicherung.243 Bis zum Jahr 2030 werden 13.509  pflegebedürftige Leistungs-

empfänger prognostiziert244, was einer absoluten Zunahme von 2.344 Personen ent-

spricht.  

Die folgenden Betrachtungen gliedern sich auf nach: 

· Pflegebedürftigen, die ausschließlich von Angehörigen gepflegt werden und dem-

entsprechend Pflegegeldleistungen beziehen sowie nach Pflegebedürftigen, wel-

che Kombinations- oder Sachleistungen beziehen 

· und nach Pflegebedürftigen in Einrichtungen der vollstationären Pflege.245  

Grundlage für die Erstellung der Prognosen  ist die Entwicklung der Zahl der Pflegebedürf-

tigen nach den o. g. Versorgungsarten für den Zeitraum bis zum Jahr 2030. Die notwendi-

gen Daten bzw. Pflegeprofile für die Berechnungen wurden aus unterschiedlichen Veröf-

fentlichungen ermittelt, z. B. Landesplanerische Empfehlungen für Mecklenburg-

Vorpommern246, Pflegestatistik 2011247, soziale Pflegeversicherung in Mecklenburg-

Vorpommern248,  Aktualisierte 4. Landesprognose249, Veröffentlichungen des Wegweisers 

                                                       

242
 Anm.: Ausgewählte Modellrechnungen wurden im Teilbericht 2  beschrieben und grafisch dargestellt. 

Doblhammer et al. (2012) stellen in ihrer Publikation weitere Pflegeprognosen vor, welche sie als „neues-

te Prognoseansätze“ ausweisen. (vgl. S. 120) 
243

 Anm.: laut Pflegestatistik 2011 (Stichtag 31.12.2011) 
244

 Anm.: laut Ministerium für Arbeit, Gleichstellung und Soziales (2013), S. 19 
245

 Anm.: Für den Bereich der teilstationären Pflege können keine Aussagen getroffen werden, da die Pfle-

gebedürftigen der teilstationären Pflege nur nachrichtlich in der Pflegestatistik 2011 ausgewiesen sind 

(siehe dazu auch Teilbericht 2) 
246

 vgl. Ministerium für Arbeit, Gleichstellung und Soziales Mecklenburg-Vorpommern (Hrsg.) (2013) 
247

 vgl. Statistische Ämter des Bundes und der Länder (Hrsg.) (2013) 
248

 vgl. Statistisches Landesamt Mecklenburg-Vorpommern (Hrsg.) (2013) 
249

 vgl. Statistisches Landesamt Mecklenburg-Vorpommern (Hrsg.) (2013) 
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Kommune der Bertelsmann Stiftung250. 251 Darüber hinaus wurden weitere Daten als Be-

zugsgröße genutzt, diese wurden entsprechend im Text ausgewiesen. 

Den rechnerischen Ausführungen werden drei Szenarien252 für die Entwicklung des Pfle-

gebedarfs253 zugrunde gelegt: 

· „Szenario 1 schreibt die derzeit beobachtbaren alters- und geschlechtsspezifischen 

Verteilungen der Versorgungsformen fort. Die Ergebnisse dieses reinen Status-

Quo-Szenarios dienen als Referenzpunkt für die anderen Szenarien. 

· Szenario 2 greift explizit den seit Einführung der Pflegeversicherung beobachtbaren 

Trend zur formellen Pflege auf und schreibt diesen Trend mittels Trendextrapolati-

on fort. 

· Szenario 3 wird durch den Wunsch inspiriert, dem im SGX XI normierten Vorrang 

der häuslichen Pflege zum Durchbruch zu verhelfen. In Abgrenzung zu Szenario 1 

und 2 wird daher postuliert, dass sich die Zahl der Pflegebedürftigen in vollstatio-

närer nicht weiter erhöht.“254 

Da für die einzelnen Szenarien zum Teil differenzierte Annahmen gelten, wird zunächst 

noch einmal Bezug zu deren Spezifik genommen. 

Szenario 1 – Status Quo: 

Bei diesem Szenario werden die Anteile der Pflegearten auf dem Niveau des Jahres 

x konstant gehalten und somit eine Fortschreibung des Status Quo der aktuell be-

obachtbaren Pflegeprävalenzen und Anteile in den Versorgungsarten vorgenom-

men.255 

Szenario 2 – Formelle Pflege nimmt zu:  

„Als zentrale Determinante für die Versorgungsart wird das rückläufige Verhältnis des 

Pflegepotenzials durch Angehörige pro Pflegebedürftigem (relatives Pflegepotenzial) 

                                                       

250
 Anm.: z. B. Themenreport „Pflege 2030“ (2012) 

251
 Anm.: Die Daten in den einzelnen Publikationen greifen zum Teil ineinander.  

252
 Anm.: Nach Müller et al. (2012) beruhen alle Szenarien auf zwei grundlegende Annahmen, und zwar: 1. 

Die Pflegequote je Geschlecht und Alterskategorie bleibt konstant. 2. Je nach Region (Bundesland, Kreis) 

gibt es unterschiedliche Ausgangssituationen. (vgl. S. 6) 
253

 Anm.: Unter der Voraussetzung des aktuell geltenden Begriffs der „Pflegebedürftigkeit“ nach § 14 SGB 
XI. Bei der Ausgestaltung eines neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs  müssen Prognoseberechnungen neu 

ausgerichtet werden. 
254

 Rothgang et al. (2012), S. 10 
255

 vgl. Müller et al. (2012), S. 7 
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genannt, das zur Erhöhung der Heimquote beitrage.“256 Müller et al. (2012) benennen 

folgende Faktoren für den Rückgang: 

· „Alterung der Bevölkerung und damit allein demografisch bedingt ein sinken-

des „(Schwieger-)Töchterpotenzial“, 

· steigende Kinderlosigkeit und rückläufige Zahl der Kinder pro Pflegebedürfti-

gen, 

· Anstieg der Erwerbsquote […] insbesondere der Frauenerwerbsquote […], 

· Anstieg des Anteils der Einpersonenhaushalte mit fehlendem Pflegepotenzial 

im Haushalt 

· ein Trend zu weniger festen Partnerschaften (Abnahme der Partnerpflege).“257 

Unsicherheiten dieses Szenarios bestehen darin, dass z. B. das Pflegepotenzial 

durch Nachbarn, Freunde und Bekannte unberücksichtigt bleibt und dass in Stu-

dien258 bzw. einer Querschnittsuntersuchung der Zusammenhang von engem fa-

milialen Pflegepotenzial und Heimquote auf Kreisebene kein stabiler, statistisch 

signifikanter Zusammenhang ermittelt werden konnte.259 Es können jedoch 

Trends260 aus der Pflegestatistik abgeleitet werden. Auf diesen Trend wird in den 

Betrachtungen Bezug genommen, und zwar dass unterstellt wird, dass sich der An-

teil, der nicht mehr durch Pflegegeldempfänger abgedeckt wird (in absoluten Zah-

len), jeweils zur Hälfte auf die ambulante Pflege und die stationäre Pflege auf-

teilt.261 

Szenario 3 – Häusliche Pflege wird gestärkt:  

Hier wird der Wunsch „ambulant vor stationär“ beschrieben. Dieses Wunschsze-

nario müsste für eine Modellrechnung quantifiziert werden: „Allerdings konnten in 

der systematischen Literaturrecherche keine Studien gefunden werden, die eine 

hinreichende sichere Grundlage für eine Modellrechnung bilden, in der die Effekte 

                                                       

256
 Blinkert, Klie (2001), (2005), (2008); Rothgang (2004); Schnabel (2007); Hackmann, Moog (2010), zit. 

nach  Müller et al. (2012), S. 7 
257

 S. 8 
258

 vgl. Fußnote 257 
259

 vgl. ebd., S. 8 
260

 Anm.: Dieser Trend beschreibt einen jährlichen Rückgang der Angehörigenpflege von ca. 1,4 bis 1,5 Pro-

zent (vgl. ebd., S. 9) 
261

 vgl. Müller et al. (2012), S. 8 f. 
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einzelner Maßnahmen auf die Verteilung der Versorgungsarten abgebildet werden 

können.“262 

Müller et al. (2012) drehen daher die Perspektive um und setzen ein mögliches Er-

gebnis, und zwar den Verzicht auf einen Ausbau der Heimkapazitäten.263 In unse-

rer Betrachtung gehen wir hier von einer konstant bleiben Zahl von Pflegebedürf-

tigen in stationärer Pflege aus.264 Hayer et al. (2012) sind blicken optimistisch in 

die Zukunft und sagen voraus, dass ein Ausbau der Heimkapazitäten sogar bis zum 

Jahr 2040 nicht notwendig sei, weil angenommen wird, dass sich die in den ver-

gangenen Jahren sichtbare „[…]  Verschiebung der Inanspruchnahme der unter-

schiedlichen Versorgungsformen […]“265 fortsetzen wird. 

Die Ausführungen in den nachfolgenden Kapiteln sind unter der Maßgabe der Spezifik der 

einzelnen Szenarien, mit deren jeweiligen Unsicherheiten, als modellhaft zu verstehen 

und können lediglich eine Orientierung geben. Die Berechnungen wurden auf der Grund-

lage der methodischen Erläuterungen zur „Pflegeprognose 2030“ von Müller et al. (2012) 

vorgenommen. 

3.2.2.1  Ambulante Pflege und Pflegegeldleistungen 

Laut Pflegestatistik wurden im Jahr 2011 (Stichtag 31.12.2011) insgesamt 8.481 Leis-

tungsempfänger (76 %)266 zu Hause versorgt, davon 5.622 ohne eine regelmäßige Inan-

spruchnahme von professioneller Pflege sowie 2.859 mit regelmäßiger Inanspruchnahme 

eines ambulanten Pflegedienstes (als Sach- oder Kombinationsleistung).267  

Nach eigenen Berechnungen, ausgehend von dem Basisjahr 2011, ergeben sich für die 

Pflegebedürftigen mit Pflegegeld und mit ambulanter Pflege für das Jahr 2030 folgende 

Ergebnisse für die einzelnen Szenarien. 

                                                       

262
 ebd., S. 9 

263
 Anm.: Es wird davon ausgegangen, dass die Fallzahl der im Heim gepflegten Personen auf Bundesebene 

konstant bleibt und die Anteile an Angehörigenpflege an allen Pflegebedürftigen auf Bundesebene kon-

stant bleiben. „Die Konstanzaufnahme  auf Bundesebene bedeutet nicht, dass auch auf kommunaler oder 

Landesebene konstante Anteile (Angehörigenpflege) oder konstante Fallzahlen (stationäre Pflege) resul-

tieren. Je nach Bevölkerungsstruktur ergeben sich vielmehr differenzierte Entwicklungen.“ (ebd., S. 10) 
264

 Anm.: In dieser Variante wird dann die Verteilung auf die Leistungsarten modifiziert. 
265

 S. 11 
266

 Anm.: prozentualer Anteil bezogen auf die 11.165 Pflegebedürftigen im Jahr 2011 insgesamt. 
267

 Anm.: siehe Teilbericht 2 
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Abb. 101: Entwicklung der Anzahl der Leistungsempfänger mit den Versorgungsarten 

Pflegegeld und ambulante Pflege bis  zum Jahr 2030 – Szenario 1 

Landkreis 

ambulante Pflege Pflegegeld 

2011 2030 

Veränderung 

2011 gegen-

über 2030 

absolut 

Veränderung 

2011 gegen-

über 2030 in 

% 

2011 2030 

Veränderung 

2011 gegen-

über 2030 

absolut 

Veränderung 

2011 gegen-

über 2030 in 

% 

Mecklenburgische 

Seenplatte 
2.859 3.459 600 21 5.622 6.802 1.180 21 

Quelle: Pflegestatistik 2011; eigene Berechnungen; eigene Darstellung 

Die Berechnungen des „Status-Quo-Szenarios“ zeigen, dass bei gleichbleibender Inan-

spruchnahmequote (Basisjahr 2011) im Jahr 2030  600 mehr Pflegebedürftige Leistungen 

der ambulanten Pflege sowie 1.180 mehr Pflegebedürftige Pflegegeldleistungen in An-

spruch nehmen würden als im Jahr 2011. Die derzeit 84 zugelassenen ambulanten Pflege-

dienste268 im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte hätten dann im Jahr 2030 600 Pfle-

gebedürftige mehr zu betreuen.  

Abb. 102: Entwicklung der Anzahl der Leistungsempfänger mit den Versorgungsarten 

Pflegegeld und ambulante Pflege bis  zum Jahr 2030 – Szenario 2 

Landkreis 

ambulante Pflege Pflegegeld 

2011 2030 

Veränderung 

2011 gegen-

über 2030 

absolut 

Veränderung 

2011 gegen-

über 2030 in 

% 

2011 2030 

Veränderung 

2011 gegen-

über 2030 

absolut 

Veränderung 

2011 gegen-

über 2030 in 

% 

Mecklenburgische 

Seenplatte 
2.859 5.554 2.695 94,3 5.622 2.401 -3.221 -57,3 

Quelle: Pflegestatistik 2011; eigene Berechnungen; eigene Darstellung 

Die Zahl der Personen, die unter „Szenario 2“-Bedingungen ambulant versorgt würden, 

stiege rein rechnerisch von 2.859 im Jahr 2011 auf 5.554 im Jahr 2030 an, d. h. 2.695 Pfle-

gebedürftige müssten durch ambulante Pflegedienste versorgt werden. Die Zahl der Pfle-

gegeldleistungsempfänger ginge in dieser Variante vom 5.622 im Jahr 2011 auf 2.401 im 

Jahr 2030 zurück. 

 

 

                                                       

268
 Anm.: Stand 1.2.2014 
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Abb. 103: Entwicklung der Anzahl der Leistungsempfänger mit den Versorgungsarten 

Pflegegeld und ambulante Pflege bis  zum Jahr 2030 – Szenario 3 

Landkreis 

ambulante Pflege Pflegegeld 

2011 2030 

Veränderung 

2011 gegen-

über 2030 

absolut 

Veränderung 

2011 gegen-

über 2030 in 

% 

2011 2030 

Veränderung 

2011 gegen-

über 2030 

absolut 

Veränderung 

2011 gegen-

über 2030 in 

% 

Mecklenburgische 

Seenplatte 
2.859 3.741 882 30,8 5.622 7.084 1.462 26 

Quelle: Pflegestatistik 2011; eigene Berechnungen; eigene Darstellung 

Unter der Annahme „ambulant vor stationär“ würden rein rechnerisch im Jahr 2030 7.084 

Pflegebedürftige Pflegegeldleistungen beziehen; das wären 1.462 mehr als im Jahr 2011. 

Im Bereich der ambulanten Pflege wäre dann rein rechnerisch im Jahr 2030 882 Pflegebe-

dürftige mehr zu versorgen.  

3.2.2.2  Stationäre Pflege 

Nach der Pflegestatistik 2011 nehmen 2.684269 Leistungsempfänger Leistungen der voll-

stationären Pflege in Anspruch. 

Ausgehend von dem Basisjahr 2011 ergeben sich für die Pflegebedürftigen in stationärer 

Pflege für das Jahr 2030 folgende Ergebnisse für die einzelnen Szenarien. 

Abb. 104: Entwicklung der Anzahl der Leistungsempfänger mit der Versorgungsart vollsta-

tionäre Pflege bis  zum Jahr 2030 – Szenario 1 

Landkreis 

vollstationäre Pflege (inkl. Kurzzeitpflege) 

2011 2030 

Veränderung 2011 ge-

genüber 2030 

absolut 

Veränderung 2011 gegen-

über 2030 in % 

Mecklenburgische Seenplatte 2.684 3.248 564 21 

Quelle: Pflegestatistik 2011; eigene Berechnungen; eigene Darstellung 

Das Status-Quo-Szenario ergibt eine 21-prozentige Zunahme270 der Menschen in vollstati-

onärer Pflege, d. h. im Jahr 2030 müssten 3.248 Personen stationär versorgt werden. Be-

zogen auf die derzeitige Platzkapazität (2.792) in den vollstationären Pflegeeinrichtungen 

müsste es zu einem Ausbau von 456 Plätzen sowie einer entsprechenden Erhöhung der 

Personalkapazität kommen, damit der Bedarf gedeckt werden könnte.  

                                                       

269
 Anm.: inklusive Kurzzeitpflege 

270
 Anm.: 564 Personen mehr als im Jahr 2011 
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Abb. 105: Entwicklung der Anzahl der Leistungsempfänger mit der Versorgungsart vollsta-

tionäre Pflege bis  zum Jahr 2030 – Szenario 2 

Landkreis 

vollstationäre Pflege (inkl. Kurzzeitpflege) 

2011 2030 

Veränderung 2011 ge-

genüber 2030 

absolut 

Veränderung 2011 gegen-

über 2030 in % 

Mecklenburgische Seenplatte 2.684 5.554 2.870 107 

Quelle: Pflegestatistik 2011; eigene Berechnungen; eigene Darstellung 

Bei Zugrundelegung des Szenarios 2 müsste sich die Anzahl der derzeitigen vollstationä-

ren Pflegeplätze bis zum Jahr 2030 fast verdoppeln (+ 2.762).  

Abb. 106: Entwicklung der Anzahl der Leistungsempfänger mit der Versorgungsart vollsta-

tionäre Pflege bis  zum Jahr 2030 – Szenario 3 

Landkreis 

vollstationäre Pflege (inkl. Kurzzeitpflege) 

2011 2030 

Veränderung 2011 ge-

genüber 2030 

absolut 

Veränderung 2011 gegen-

über 2030 in % 

Mecklenburgische Seenplatte 2.684 2.684 0 0 

Quelle: Pflegestatistik 2011; eigene Berechnungen; eigene Darstellung 

Das Wunschszenario „ambulant vor stationär“ geht von der Annahme aus, dass die An-

zahl der Pflegebedürftigen in vollstationärer Versorgung konstant bleibt. Das bedeutet, 

dass sich die Fallzahlen bis zum Jahr 2030 nicht verändern würden. So würden im Jahr 

2030 auch 2.684 Menschen vollstationär betreut. Der Bedarf an vollstationären Pflege-

plätzen wäre nach dem Szenario 3 gedeckt. 

3.2.2.3  Betreutes Wohnen 

Wie bereits in der Einleitung erwähnt271 ist der Zugang zur stationären Pflege weitgehend 

reglementiert, während dies auf Einrichtungen des „betreuten Wohnens“ nicht zutrifft, 

da es sich nicht um Pflegeeinrichtungen handelt, sondern ausdrücklich um Wohneinrich-

tungen.272 Eine valide Aussage zur künftigen quantitativen Entwicklung in diesem Bereich 

ist aufgrund der Datenlage nicht möglich. Aus der aktuellen Belegung vom betreuten 

Wohnen im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte auf die künftige Nachfrage dieser 

Wohnform zu schließen, ist zwar sinnvoll, aber unzureichend.273 Der Interpretationsspiel-

                                                       

271
 Anm.: vgl. S. 102  

272
 vgl. Schmidt et al. (2011), S. 5 

273
 Anm.: Die Mehrheit der älteren Menschen möchte in der eigenen, vertrauten Wohnung ihren Lebens-

abend verbringen, selbst im Fall von Pflegebedürftigkeit (vgl. BZgA (2013), S. 113)  
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raum bezüglich der Nachfrage von betreuten Wohnformen ist größer, als die Bedarfs-

prognose im Hinblick auf die stationäre Pflege274.275  

3.2.3  Prognosen zur Entwicklung von Demenzkranken  im Landkreis Meck-

lenburgische Seenplatte 

Nach den Ergebnissen der Bedarfsprojektion im stationären Bereich wird an dieser Stelle 

der Bezug zur Demenz276 genommen. Im Anfangsstadium einer Demenz werden die Er-

krankten und ihr Pflegebedarf zumeist noch nicht in vorliegenden Pflegestatistiken und 

Pflegebedarfsprognosen erfasst.277 Mit Fortschreiten  der Demenzerkrankung278 und da-

mit verbundenen Einschränkungen der Aktivitäten des täglichen Lebens sind Demenz-

kranke auf professionelle Betreuung zur Unterstützung in der Tagesstrukturierung, der 

Bewältigung der Alltagsaktivitäten und der Gewährleistung ihrer persönlichen Sicherheit 

angewiesen.  

Aufgrund der Datenlage können für demenziell Erkrankte auf Landkreisebene keine vali-

den Aussagen getroffen werden. Folgende eigene Berechnung auf Landesebene skizziert 

beispielhaft die Zunahme von Demenz bis zum Jahr 2030: Nach den AOK Leistungsda-

ten279 im Jahr 2007280 betrug die Prävalenzrate der Demenz 8,5 für 65-Jährige und älter. 

Nach eigener Hochrechnung281 waren demzufolge im Jahr 2007282 anteilig an der Bevölke-

rung von 65 Jahren und älter 30.168 Personen demenzkrank. Projiziert auf das Jahr 2030 

könnten insgesamt 39.813 Menschen demenziell erkrankt sein, was gegenüber dem Jahr 

2007 einer Zunahme um 9.645 Personen entspricht.  

                                                       

274
 vgl. ebd., S. 12 ff. 

275
 Anm.: Diese Angebote werden nicht systematisch erfasst wie die Leistungen der Pflegeversicherung.  

276
 Anm.: vgl.  hierzu die Ausführungen im Teilbericht 2 

277
 vgl. Doblhammer et al. (2012), S. 117 

278
 Anm.: Die charakteristische Vergesslichkeit, begleitende Orientierungsstörungen und Verständigungs-

schwierigkeiten können jedoch auch schon in frühen Stadien einer Demenzerkrankung die Alltagskompe-

tenz der Kranken einschränken. (vgl. Boschek (2006), S. 532) 
279

 Anm.: An dieser Stelle ist zu berücksichtigen, dass sich lediglich auf den Anteil der AOK-Versicherten in 

Mecklenburg-Vorpommern an der Bevölkerung insgesamt bezogen wird, was 55,2 % entspricht. (vgl. ebd., 

S. 56) 
280

 vgl. Doblhammer et al. (2012), S. 57 
281

 Anm.: unter dem Vorbehalt, dass die Prävalenzrate konstant bleibt 
282

 Anm.: Addition der Bevölkerung ab 65 Jahre und älter im Jahr 2007 (Stichtag 31.12.2007) (vgl. Statisti-

sches Landesamt Mecklenburg-Vorpommern (2008), S. 36 f.) 
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3.2.4  Zusammenfassung 

Wie die durchgeführten Bedarfsprognosen gezeigt haben, ist künftig allgemein von einem 

Anstieg des Pflegebedarfs auszugehen.  

Im Bereich der ambulanten Pflege ist bei allen drei Szenarien mit einer Zunahme der Leis-

tungsempfänger zu rechnen, vor allem bei der Annahme „Formelle Pflegezunahme“. Hier 

wäre rein rechnerisch eine Zunahme von 94 % zu erwarten; damit müssten gegenüber 

dem Jahr 2011 insgesamt 2.695 Personen zusätzlich betreut werden. In Szenario 1 und 3 

entspricht der relative Anstieg 21 % bzw. 31 %. Das Angebot der ambulanten Pflege wäre 

nach allen drei Szenarien auszubauen.  

Im Bereich der Pflegegeldleistungen wäre nach den Berechnungen mit einer Zunahme der 

Leistungsempfänger in Szenario 1 (21 %) und Szenario 3 (26 %) zu rechnen. Unter der Be-

dingung „Formelle Pflegezunahme“ zeigt sich, dass die Pflegegeldbezieher um 57 % zum 

Jahr 2030 abnehmen würden.283 Eine verlässliche Aussage der Auswirkungen auf die zu-

künftige familiäre Pflegebereitschaft ist derzeit noch nicht abzusehen. 

Die Kapazität der vorhanden Pflegeeinrichtungen zeigt, dass diese unter „ambulant-vor 

stationär“-Bedingungen ausreichen würde. Unter „Status Quo“-Annahmen und Bedin-

gungen der „Formellen Pflegezunahme“ würde rein rechnerisch die Zahl der Leistungs-

empfänger ansteigen, was zu einer Unterversorgung an Plätzen in Pflegeeinrichtungen 

führen würde, insbesondere bei Szenario 2. 

Es kann konstatiert werden, dass unter Betrachtung der Parameter der verschiedenen 

Szenarien vor allem das „Status Quo Szenario“ am „realistischsten“ erscheint und die Sze-

narien 2 und 3 einem eher „pessimistischen“ bzw. „optimistischen“ Szenario entsprechen. 

Das Szenario 3 als „Wunschszenario“ setzt eine „energische“ Förderung der ambulanten 

Versorgungsangebote voraus.  Zusätzlich muss die qualitative Weiterentwicklung der vor-

handenen vollstationären Pflegeplätze in den Fokus rücken, um den sich weiter ausdiffe-

renzierenden Bedarfslagen z. B. Demenzkranker gerecht werden zu können. Nichts desto 

trotz müssen alternative integrierte Wohn-, Unterstützungs- und Pflegeangebote weiter 

ausgebaut werden, die „[…] gleichzeitig ein selbstbestimmtes Leben im vertrauten Woh-

                                                       

283
 Anm.: „Ein abnehmendes familiales Hilfepotenzial könnte außer durch professionelle Pflegekräfte auch 

durch außerfamiliale informelle Netzwerke kompensiert werden.“ (Enquete-Kommission (2002), S. 241) 
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numfeld auch bei intensivem Unterstützungs- und Pflegebedarf ermöglichen.“284. In Anbe-

tracht der zunehmenden Zahl von Pflegebedürftigen ist auch auf den zusätzlichen Bedarf 

von Pflege(fach)kräften hinzuweisen. 

In der Bestandsdarstellung konnte ein Überblick über vorhandene Beratungsangebote im 

Landkreis Mecklenburgische Seenplatte gegeben werden. Die Beratungsstatistiken der 

Pflegestützpunkte in Neustrelitz und Demmin zeigen deutlich, dass eine Nachfrage nach 

trägerunabhängiger (Pflege-)Beratung besteht. Aus der Fortführung der Beratungsstatisti-

ken der Pflegestützpunkte wird die künftige Nachfrage nach Beratung (quantitativ und 

Beratungsspektrum) ersichtlich werden. 

3.3  Exemplarische Befragung „Gut leben im Alter“ im Amt Penzliner Land 

3.3.1  Einleitung 

„Haben Sie sich schon einmal intensiv mit dem Thema „Wohnen im Alter“ beschäftigt?“ - 

ist eine (künftige) Schlüsselfrage für den wachsenden Bevölkerungsanteil der 50- bis 75-

Jährigen. 

Die schon aktuellen und künftigen demografischen Veränderungen werden in den Ge-

meinden erhebliche Veränderungen des gewohnten Lebens zur Folge haben und erfor-

dern heute schon ein vorausschauendes Denken vor Ort.  

Bedarfsgerechte Planung und Prozessgestaltung sind nur mit gesicherter Datengrundlage 

möglich. Neben Daten, welche durch öffentliche Institutionen regelmäßig erhoben wer-

den (Kommunalverwaltung, Agentur für Arbeit, Krankenkassen etc.), und Sekundärdaten 

(z. B. überregionale Vergleichsstudien, wissenschaftliche Berichte) sind ggf. kleinräumig 

angelegte Datenerhebungen notwendig. Insbesondere im Themenbereich „Leben im Al-

ter“ sind die Menschen direkt vor Ort einzubeziehen – aktiv zu beteiligen, damit ihre 

Wünsche, ihre Befürchtungen, ihre Ressourcen, ihre Ideen in die Gestaltung ihres Lebens-

raums eingehen.  

Für eine solche kleinräumige Untersuchung zum Themenbereich Wohnen/Pflege im Alter 

sind Daten zur Person, zur persönlichen Situation (z. B. in Bezug auf Mobilität, aktuelle 

                                                       

284
 Hayer et al. (2012), S. 10 
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Informationswege, pflegende Angehörige, freiwilliges Engagement), zur aktuellen Zufrie-

denheit mit der Infrastruktur im Sozialraum und zu Interessen und Wünschen für die Le-

benssituation im Alter und die Möglichkeiten zur aktiven Mitgestaltung der künftigen Si-

tuation sinnvoll. Pflege und Wohnen sind  untrennbar verbunden.  

Ein Ziel der vorliegenden Befragung war es, den Entscheidungsträgern vor Ort Daten zur 

Verfügung zu stellen, um regional passgenaue Angebote in Beteiligung der Bürger zum 

möglichst langen selbstständigen Leben im Alter (weiter)entwickeln zu können – bedarfs-

gerecht und mittel- wie langfristig.  Es war eine „exemplarische“ Befragung, sodass aus 

den Ergebnissen bestenfalls Rückschlüsse auf den gesamten Landkreis Mecklenburgische 

Seenplatte gezogen werden könnten. 

Die aktuellen Daten zum Themenbereich Wohnen/Pflege im Alter wurden bei den aktuell 

oder künftig Betroffenen erhoben. So war es ein weiteres -  indirektes - Ziel, das Interesse 

für das Thema „Leben und Wohnen im Alter“ zu wecken und eine Auseinandersetzung 

mit der persönlichen Situation anzuregen. Somit hat eine solche Befragung auch Beteili-

gungscharakter. 

Die Befragung „Leben im Alter“ der 50- bis 75-Jährigen im Amt Penzliner Land war ein 

Teilprojekt im Rahmen der Bedarfsermittlung im Bericht zur „Integrierten Pflegesozialpla-

nung 2013“ für den Landkreis Mecklenburgische Seenplatte. 

Die Wahl für die exemplarische Befragung fiel auf das Amt Penzliner Land vor Allem aus 

dem Grund, weil das Grundzentrum Penzlin und der zugehörige Verflechtungsbereich mit 

den Gemeinden Ankershagen, Möllenhagen, Kucksee im Verständnis der Raumordnung in 

den Grenzen mit dem Amt Penzliner Land als Körperschaft des öffentlichen Rechts285 

übereinstimmt. Der Bericht zur integrierten Pflegesozialplanung baut auf den regional-

planerischen Gebieten auf, verantwortliche Ansprechpartner sind dagegen eher auf 

Amtsebene zu finden.  

Bürgermeister Sven Flechner der geschäftsführenden Gemeinde Penzlin war von Beginn 

an dem Vorhaben gegenüber positiv eingestellt und signalisierte aktive Unterstützung. 

                                                       

285
 vgl. Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern (Kommunalverfassung - KV M-V) 

(2011) 
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Im Gegensatz zu einer Zufallsstichprobe der 50- bis 75-jährigen Bevölkerung des gesam-

ten Landkreises hat die Stichprobe einer abgegrenzten Region den Vorteil, eine gesamte 

Altersgruppe anzusprechen und neben den möglichen Rückschlüssen für den gesamten 

Landkreis konkrete relativ umfassende Daten für die gewählte Region zur Verfügung stel-

len zu können. Zudem hat es organisatorische Vorteile, da nur eine Verwaltung einbezo-

gen werden muss. 

Das Amt Penzliner Land hat eine Fläche286 von 212,62 km², liegt im Herzen des Landkrei-

ses Mecklenburgische Seenplatte (Fläche: 5.496 km²)287 und zeigt einen relativen Durch-

schnitt in Infrastruktur, Bevölkerung, etc. Das Amt unterteilt sich in vier Gemeinden: die 

geschäftsführende Gemeinde Penzlin mit 18 Ortsteilen, die Gemeinde Möllenhagen mit 

neun Ortsteilen und die Gemeinden Kucksee und Ankershagen mit jeweils vier Ortsteilen. 

Penzlin erfüllt seine Funktion als zentraler Ort/Grundzentrum im hier betrachteten Be-

reich der sozialen Infrastruktur, der Versorgung und der Verwaltungsinfrastruktur auch 

als geschäftsführende Gemeinde des Amtes für den zugeordneten Verflechtungsbe-

reich.288  Neben allgemeinmedizinischen, zahnärztlichen und physiotherapeutischen Pra-

xen und einer Apotheke bieten Sozialstationen, ambulante Pflegedienste, Tagespflege 

und eine stationäre Einrichtung medizinische und pflegerische Dienste. Eine Seniorenpen-

sion mit barrierefreien Wohnungen und zusätzlichen Diensten wird ebenfalls in Penzlin 

angeboten.  Zahlreiche Vereine und Verbände bereichern das soziale, politische und kul-

turelle Leben des Amtes. Laut der informativen und gut strukturierten Internetseite des 

Amtes Penzliner Land289 sind dazu aktuell 60 Adressen zu finden. Drei Kirchengemeinden 

agieren im Amtsbereich. Im Bereich öffentliche Verkehrsmittel ist der recht gut ausgebau-

te Buslinienverkehr hervorzuheben; hier können sowohl die Gemeinden im Amtsbereich 

als auch das Mittelzentrum Waren (Müritz) sowie das Oberzentrum Neubrandenburg di-

rekt erreicht werden. Aktuell informiert werden die Bürger über das monatlich erschei-

                                                       

286 
Anm.: Das entspricht ca. 3,9 Prozent.  

287
 vgl. www.amt-penzliner-land.de/B%C3%BCrgerinfo/Das-Amt-in-Zahlen, Stand 26.2.2014; vgl. www.lk-

mecklenburgische-

seenplatte.de/index.php?La=1&NavID=2037.15&object=tx|2037.712.1&kat=&kuo=2&sub=0, Stand 

26.2.2014 
288

 Anm.: Das Grundzentrum Penzlin mit seinem Verflechtungsbereich der Gemeinden Ankershagen, Möl-

lenhagen und Kuckssee ist in seinen Grenzen deckungsgleich mit dem Amt Penzliner Land; im Folgenden 

wird in der Beschreibung daher vom „Amt Penzliner Land“ die Rede sein. 
289

 www.amt-penzliner-land.de, Stand 3.1.2014 
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nende amtliche Mitteilungsblatt des Amtes Penzliner Land „Havel-Quelle“ und online 

über den Internetauftritt des Amtes. 

Hier kann und soll keine abschließende Aufzählung aller für den Bereich Woh-

nen/Pflege/Leben im Alter im Amt Penzliner Land vorgenommen werden; die o. a. objek-

tiven Angaben werden durch die subjektiven Aussagen der 50- bis 75-jährigen Bürger des 

Amtes ergänzt. 

3.3.2  Untersuchungsdesign und Aufbau der Befragung 

Die wichtigsten Eckdaten der Befragung sind im Folgenden zusammengefasst: 

Titel der Befragung: Gut leben im Alter. Befragung der 50- bis 75-jährigen Einwoh-

nerinnen und Einwohner im Amt Penzliner Land 

Verfahren / Methode: standardisierte schriftliche Befragung  

Erhebungszeitraum: 26. Februar 2014 – 12. März 2014 

Zielgruppe: 50- bis 75-jährige Bewohner des Amtes Penzliner Land  

Grundgesamtheit:  105.095 50- bis 75-jährige Bewohner290 des Landkreises Meck-

lenburgische Seenplatte 

Auswahlverfahren: Klumpenstichprobe291, 2.704 50- bis 75-jährige Bewohner292 

des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte 

Erhebungsinstrument: sechsseitiger standardisierter Fragebogen 

Auswertungsmethode: statistische Datenauswertung mit SPSS 

Ergebnisaufarbeitung: deskriptive Auswertung, Tabellenband 

 

Es wurde die Alterspanne von 50 bis 75 Jahren ausgewählt, da sich für viele Menschen um 

das 50. Lebensjahr herum die Lebenssituation z. B. dahingehend ändert, dass die Kinder 

endgültig „aus dem Haus“ sind bzw. aus anderen Gründen neu über künftiges Wohnen 

ggf. in kleineren bzw. barrierearmen oder -freien Wohnungen nachgedacht wird. Auch 

gehören die um die 50-Jährigen zu der Generation, die häufig das höhere Alter ihrer El-

                                                       

290
 Anm.: Datengrundlage: Einwohnerdaten des Statistischen Landesamtes M-V, Stichtag 31.12.2012 

291
Anm.: Klumpenstichprobe: Einfache Zufallsstichprobe, in der sich Auswahlregeln nicht auf einzelne Ele-

mente, sondern auf Gruppen von Elementen beziehen. (vgl. Raithel (2008), S. 53f) 
292

Anm.: Datengrundlage: Einwohnerdaten des Statistischen Landesamtes M-V, Stichtag: 31.12.2012 
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tern erleben und z. T. begleiten und auch hier auf die Problematik treffen. Das Ende von 

Erwerbstätigkeit rückt näher und um das 65. Lebensjahr beginnt für viele Menschen ein 

neuer Lebensabschnitt mit dem Eintritt in den Ruhestand. Das sogenannte „Altwerden“ in 

der gewohnten Umgebung ist für die meisten Menschen von immenser Bedeutung. So 

spielen „[…] die Wohnung und die Wohnumgebung zunehmend eine wichtige Rolle im 

Lebensalltag der Menschen.“293  

Um dieser in den grundlegenden Lebensverhältnissen heterogenen Gruppe gerecht zu 

werden, wurden die Antworten der Befragten zusätzlich in zwei Altersgruppen ausgewer-

tet – die 50- bis 64-Jährigen und die 65- bis 75-Jährigen. Zudem wurde eine geschlechts-

spezifische Auswertung vorgenommen. 

Die hier vorgestellte Befragung setzt sich inhaltlich aus drei Fragenkomplexen zusammen: 

· allgemeiner Teil zu statistischen Angaben (demografische und sozial-strukturelle 

Daten) (Fragenkomplex 1) 

· Zufriedenheit mit der derzeitigen Situation (Fragenkomplex 2) 

· Interessen und Bedarf (Fragenkomplex 3). 

Fragenkomplex 1 – Statistische Angaben 

Im Fragenkomplex 1 des Fragebogens werden allgemeine statistische Angaben wie 

Geschlecht, Alter, Nationalität, Familienstand, Haushaltsgröße, Erwerbstätigkeit 

und finanzielle Situation erfasst. Dazu kommen speziellere (Alltags-)Themen wie 

Nutzung von Kommunikationstechnik, Mobilität, gesellschaftliches Engagement, 

Pflegebedürftigkeit, Pflegetätigkeit. Zum Beispiel gelten Familienstand und Haus-

haltskonstellation als entscheidende Faktoren, die das Leben im Alter entschei-

dend prägen und mit zunehmenden Alter einschneidenden Veränderungen un-

terworfen sein können. Besonders bedeutsam für die Planung sind die alleinle-

benden Älteren. Zum Einen ist hier ein höherer professioneller Hilfe- und Pflege-

bedarf zu erwarten, zum Anderen sind  für die eigene Zufriedenheit dieser Gruppe 

sowie für die Gemeinschaft Potenziale erschließbar, wenn sie motiviert werden 

können, sich in der und für die Gemeinschaft zu engagieren.294 

                                                       

293
 BZgA 2011, S. 11 

294
 vgl. www.sozialplanung-senioren.de, Stand, Stand 11.4.2014 
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Fragenkomplex 2 – Zufriedenheit mit der derzeitigen Situation 

Die Fragen im zweiten Fragenkomplex beziehen sich auf „demografiesensible“ Be-

reiche. In einem großen Fragekomplex wird die Zufriedenheit mit der Erreichbar-

keit von verschiedenen Einrichtungen, Diensten und Angeboten sowie mit dem 

Angebot des öffentlichen Personennahverkehrs in der Region erhoben. Des Weite-

ren wird die Zufriedenheit mit persönlichen/sozialen Kontakten erfragt.  

Fragenkomplex 3 – Interessen und Bedarf 

Vor dem Hintergrund sich verändernder Wohn- und Lebensformen ist insbesonde-

re die wachsende Zahl alleinlebender älterer Menschen von Interesse. Altersty-

pisch gewandelte Wohnbedürfnisse stehen vielerorts in keinem geeigneten Ver-

hältnis zu gewachsenen, in weiten Teilen nicht „altersgerechten“ Wohn- und Sied-

lungsstrukturen. Im Fragenkomplex 3 werden daher das Thema Wohnen im Alter 

und die persönlichen Wünsche konkret aufgegriffen, abschließend bestand die 

Möglichkeit, freie Anmerkungen zum Thema „Leben im Alter“ zu notieren. 

3.3.3  Datengrundlage und Zusammensetzung der Stichprobe 

Der Fragebogen „Gut leben im Alter. – Befragung der 50- bis 75-jährigen Einwohner im 

Amt Penzliner Land“ - wurde im Dezember 2013 entwickelt295, ein Pre-Test durchgeführt 

und Anpassungen vorgenommen.  

Die Erhebung beruht auf einer über das Einwohnermeldeamt296 gezogenen Adressen-

Stichprobe. Grundsätzlich hatten alle Personen im Amt Penzliner Land, die zur Zielgruppe 

der 50- bis 75-Jährigen zählen, die gleiche Chance, der Stichprobe anzugehören. Eine 

Ausnahme bilden die Einwohner, die eine Übermittlungssperre297 bzw. Auskunftssperre 

ihrer Daten nach Landesmeldegesetz (LMG) verfügt haben, sodass diese nicht ange-

schrieben werden konnten. Forschungsethische Grundsätze, welche die Einhaltung da-

tenschutzrechtlicher Bestimmungen einschließt, wurden beachtet und eingehalten. 

                                                       

295
 Anm.: Zur Entwicklung des Fragebogens wurden die Empfehlungen des Handbuches „Sozialplanung für 

Senioren“ herangezogen und angepasst. (vgl. Bertelsmann Stiftung (2011)). 
296

 Anm.: Amt Penzliner Land 
297

 Anm.: Grundlage für die Übermittlungssperre bildet das Meldegesetz für das Land Mecklenburg-

Vorpommern (Landesmeldegesetz – LMG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Januar 2007, und 

zwar § 35, Abs. 1, 2 und 3 LMG und § 34 Abs. 1a LMG sowie die Auskunftssperre nach § 34 Abs. 5 LMG. 
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Die Befragung erfolgte postalisch298 in der Zeit vom 26. Februar 2014 bis zum 12. März 

2014. Es wurden 2.514 Bürger angeschrieben. Es wurden alle Rückantworten, die bis zum 

15. März 2014 eingegangen sind, berücksichtigt.  

Abbildung 107 veranschaulicht die Zusammensetzung der Bevölkerung im Amt Penzliner 

Land insgesamt nach Altersgruppen. Abbildung 108 zeigt die Verteilung der Altersgruppen 

(50 bis 64 Jahre und 65 bis 75 Jahre) im Vergleich zur Verteilung der gleichen Altersgrup-

pen im Rücklauf. 

Abb. 107: Bevölkerung im Amt Penzliner Land nach Altersgruppen 

 

Quelle: Landesamt für Statistik M-V, Bevölkerungsdaten, Stichtag: 31.12.2012; eigene Darstellung 

Abb. 108: Vergleich Altersgruppen im Amt Penzliner Land (50 bis 64 Jahre und 65 bis 75 

Jahre) mit den Altersgruppen (50 bis 64 Jahre und 65 bis 75 Jahre) des  Rücklaufs in Pro-

zent 

 

Quelle:  Einwohnerdaten des Statistischen Landesamtes M-V, Stichtag: 31.12.2012 und alle befragten Bürger (N=555); 

eigene Berechnungen; eigene Darstellung 

                                                       

298
 Anm.: Anschreiben und Fragebogen inkl. beigefügten Rückumschlags. 
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Insgesamt füllten 560 Personen den Fragebogen aus. Davon konnten 555 Fragebögen in 

die Auswertung299 einbezogen werden. Diese bilden die Grundlage der Ergebnisbeschrei-

bung. Damit beträgt die Rücklaufquote 22,07 Prozent. Die 22,07 Prozent Rücklauf vertei-

len sich wie in Abbildung 108 erkennbar prozentual auf fast genau die gleichen Anteile 

der beiden Bevölkerungsgruppen.  

Für den Wert der Aussagen der Befragten insgesamt kann das als gute Ausgangslage ge-

wertet werden, da sich die Altersgruppen prozentual annähernd gleichmäßig im Vergleich 

zum Amt Penzliner Land beteiligt haben. 

3.3.4  Ergebnisdarstellung 

Die Ergebnisse der Befragung werden in Diagrammen und  Kommentaren dargestellt, die 

jeweils die gesamte Gruppe der 50- bis 75-jährigen Befragten betreffen. Wenn die Aus-

wertung  Abweichungen in den Altersgruppen der 50- bis 64-Jährigen und der 65- bis 75-

Jährigen bzw. sich geschlechtsspezifische Auffälligkeiten ergaben, wurden diese zusätzlich 

im Text aufgegriffen. Alle Daten sind im Tabellenband im Anhang A3 nachlesbar. 

3.3.4.1  Ergebnisse im Fragenkomplex 1 – Statistische Angaben 

Insgesamt sind 51,2 % der befragten Zielpersonen300 im Amt Penzliner Land weiblich und 

48,8 % männlich.  Die Verteilung des Geschlechts nach Altersgruppen stellt sich wie folgt 

dar. 

Abb. 109: Altersgruppenverteilung der Befragten nach Geschlecht in Prozent 

 

Quelle: Alle befragten Bürger (N=555); eigene Berechnungen; eigene Darstellung 

                                                       

299
 Anm.: Im Zuge der Datenaufbereitung konnten fünf Fragebögen nicht berücksichtigt werden, da diese 

nur unzureichend für eine Auswertung ausgefüllt wurden. 
300

 Anm.: Von den 555 befragten Einwohnern besitzen 99,6 % die deutsche Staatsbürgerschaft und 0,4 % 

haben eine andere Nationalität. 
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Neben Alter und Geschlecht wurden weitere soziodemografische Merkmale erfragt, um 

mögliche Zusammenhänge zwischen den eher themenbezogenen Fragen der Fragenkom-

plexe 2 und 3 und den hier im Fragenkomplex 1 erfassten Merkmalen zu ermitteln. 

Wie in Abbildung 110 zu sehen, gaben 79,5 % der Befragten an, in einer 

(Ehe-)Partnerschaft zu leben; 16,8 % leben allein, wobei der Anteil bei den 65- bis 75-

Jährigen etwa auf 19 % ansteigt. Insgesamt sind es mehr Frauen (18 %) als Männer (15,7 

%), die alleine leben. Mit Kind(ern) leben durchschnittlich 14,8 % der Befragten zusam-

men; erwartungsgemäß ist hier der Anteil bei den 50- bis 64-Jährigen (18,4 Prozent) ge-

genüber den 65- bis 75-Jährigen (6,9 %) höher. Andere mit im Haushalt der Befragten 

lebenden Personen machen insgesamt 8 % aus; dazu gehören Eltern, Schwiegereltern und 

weitere Familienangehörige. Die hier unter „Sonstige“ Aufgeführten sind in der Auswer-

tung ebenfalls Familienangehörige bzw. es erfolgte keine spezielle Angabe.  

Abb. 110: Personen im Haushalt der Befragten in Prozent 

 

Quelle: Alle befragten Bürger (N=555), Mehrfachantworten möglich; eigene Berechnungen; eigene Darstellung 

Abweichend vom o. a. Ergebnis „Ich lebe alleine“ mit 16,8 % gaben 30,8 % der Befragten 

bei der Frage nach der Anzahl der mit im Haushalt lebenden Personen an, dass keine wei-

tere Person im Haushalt lebt (siehe nachfolgende Abbildung). In der Datenanalyse war 

festzustellen, dass  Personen mit einem (Ehe-)Partner diese Antwortmöglichkeit ange-

kreuzt haben. Möglicherweise gab es Verständnisschwierigkeiten in der Fragestellung. 

51,5 % der Befragten gaben eine Person und 11,4 % zwei Personen an. Die wenigsten Be-

fragten leben mit drei weiteren Personen (3,2 %) bzw. vier weiteren Personen (2,3 %) 

zusammen in einem Haushalt.  
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Abb. 111: Anteil der Befragten-Haushalte mit weiteren Personen an allen Befragten- 

Haushalten nach Anzahl der Personen in Prozent 

 

Quelle: Alle befragten Bürger (N=555), Darstellung ab 5 Prozent; eigene Berechnungen; eigene Darstellung 

Ein Großteil (41,4 %) der Befragten befinden sich im Ruhestand (und ist nicht zusätzlich 

erwerbstätig); davon gehören ein Drittel (32,2 %) der Altersgruppe der 50- bis 64-Jährigen 

an, die anderen zwei Drittel (67,8 %) entfallen auf die Gruppe der 65- bis 75-jährigen Be-

fragten. Mehr als ein Drittel (36,8 %) gehen einer Erwerbstätigkeit nach, davon gehören 

98 % der Altersgruppe der 50- bis 64-Jährigen an. 2,8 %301 der Befragten befinden sich 

bereits im Ruhestand und gehen zusätzlich arbeiten. Arbeitslos und noch nicht im Ruhe-

stand sind 11,2 %302 und Hausfrau/Hausmann 2,0 %.303 Die Kategorie „Sonstiges“ benann-

ten 5,6 % der Befragten. Hier wurden vor allem Erwerbsunfähigkeitsrente, Altersteilzeit, 

Selbstständigkeit und geringfügige Beschäftigung angegeben.  

Von den 204 Personen (36,8 % aller Befragten), die einer Erwerbstätigkeit nachgehen, 

arbeiten fast zwei Drittel (65,7 %) 31 bis 40 Stunden pro Woche; 11,3 % mehr als 40 Stun-

den pro Woche. 14,2 % der Befragten  gehen einer Beschäftigung mit 10 bis 30 Stunden 

pro Woche nach und 5,4 % arbeiten unter 10 Stunden pro Woche. 

Von den 15 Personen (2,8 % aller Befragten), die angaben, sich im Ruhestand zu befinden 

und zu arbeiten, geht der größte Anteil (46,7 %) einer Erwerbstätigkeit unter 10 Stunden 

pro Woche nach und 33,3 % arbeiten 10 bis 20 Stunden pro Woche.  

                                                       

301
 Anm.: davon überwiegend Männer (80,0 %) 

302
 Anm.: davon überwiegend Männer (56,5 %) 

303
 Anm.: davon überwiegend Hausfrauen (81,8 %) 

30,8% 51,5% 11,4% 
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Abb. 112: Erwerbstätigkeit der Befragten in Prozent 

 

Quelle: Alle befragten Bürger (N=555), Darstellung ab 5 Prozent; eigene Berechnungen; eigene Darstellung 

Ihre derzeitige finanzielle Lebenssituation beurteilten 43,8 % der Befragten dahingehend, 

dass sie gut (33,5 %) bzw. sehr gut (10,3 %) zurechtkommen; mehr als ein Drittel (35,3 %) 

der Befragten geben an, sich einschränken (25,9 %) bzw. stark einschränken (9,4 %) zu 

müssen. Jeder Fünfte (20,4 %) „kommt genau hin“.  0,5 % machten hierzu keine Angabe. 

Abb. 113: Einschätzung der finanziellen Situation der Befragten in Prozent 

 
Quelle: Alle befragten Bürger (N=555); eigene Berechnungen; eigene Darstellung 

Welche Kommunikationsmedien in den Haushalten der 50- bis 75-Jährigen genutzt wer-

den, zeigt Abbildung 114. An erster Stelle mit 87,4 % steht das Festnetztelefon, gefolgt 

vom Mobiltelefon mit 75,1 %. Fast die Hälfte aller Befragten nutzen Computer (49,5 %) 

und Internet (48,8 %). Bei der dezidierten Betrachtung der beiden Altersgruppen fällt auf, 

dass die 50- bis 64-Jährigen eine um ca. ein Viertel höhere Nutzung der neueren Technik 

angeben, wogegen 93,7 % der 65- bis 75-Jährigen einen Festnetzanschluss nutzen. 
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Abb. 114: Nutzung der Kommunikationsmedien durch die Befragten in Prozent 

 

Quelle: Alle befragten Bürger (N=555), Mehrfachantworten möglich; eigene Berechnungen; eigene Darstellung 

Abbildung 115 bildet die aktuelle Mobilität der Befragten im Alltag ab. Dazu gehören bei-

spielsweise das Erreichen von Einkaufsmöglichkeiten, Arbeitsstätte, Ärzten, Behörden, 

Beratungsstellen. 

Die außerhäusliche Mobilität ist vorwiegend durch die Nutzung des Autos (84,1 %) ge-

prägt. In der Altersgruppe der 65- bis 75-Jährigen wird das Auto weniger genutzt mit 

79,3 %, was vermutlich u. a. mit dem Wegfall von berufsbedingten Wegen einhergehen 

kann. Zu Fuß erreichen 38,0 % der Befragten alltägliche Ziele. Das Fahrrad bzw. das Mo-

ped nutzen 29,9 %. Die öffentlichen Buslinien werden von einem Fünftel (20,0 %) in An-

spruch genommen. Die Bahn304 (2,2 %), die private Fahrgemeinschaft (2,0 %) und das Taxi 

bzw. der Patiententransport (1,8 %) werden am wenigsten genutzt. Auffällig ist, dass 

niemand der Befragten den Jugendbus des Amtes nutzt. 

Abb. 115: Mobilität der Befragten in Prozent 

 

Quelle: Alle befragten Bürger (N=555), Mehrfachantworten möglich; eigene Berechnungen; eigene Darstellung 

                                                       

304
 Anm.: Es gibt derzeit keine Bahnlinien, die durch das Gebiet des Amtsbereiches Penzliner Land führen. 

Daher ist diese Aussage eher regional zu werten. 
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Im Bereich des gesellschaftlichen Engagements verneinten mehr als die Hälfte der Befrag-

ten (56,6 %) eine aktive Mitgliedschaft in einem Verein, einer Gruppe oder Bürgerinitiati-

ve. Fast ein Fünftel (19,1 %) gaben Aktivitäten in der Kategorie Freizeitgestaltung (Segeln, 

Angeln, Kegeln, Fußball, Chor etc.) an. Mitglied bei der Feuerwehr bzw. beim Technischen 

Hilfswerk (THW) sind 3,1 % (in der Mehrzahl männliche) Befragte. Die wenigsten Befrag-

ten benannten Selbsthilfegruppe(n) (1,8 %) und Bürgerinitiative(n) (1,3 %). In der offenen 

Antwortkategorie „Sonstiges“ wurden vor allem Sport, kirchlicher bzw. christlicher Verein, 

Garten, Natur- und Tierschutz, Kulturverein und Handarbeiten benannt.  

Abb. 116: Gesellschaftliches Engagement der Befragten in Prozent 

 

Quelle: Alle befragten Bürger (N=555), Mehrfachantworten möglich; eigene Berechnungen; eigene Darstellung 

Die Mehrheit der befragten 50- bis 75-Jährigen (94,8 %) verneinte die Frage, selbst hilfe- 

oder pflegebedürftig zu sein. Insgesamt gaben 2,7 % an, Leistungen der Pflegeversiche-

rung zu erhalten; 1,1 % haben Leistungen beantragt. „Sonstige Leistungen“ erhalten 1,3 % 

der Befragten, hier wurde vor allem Erwerbsminderungsrente und Hilfe durch die eigene 

Familie benannt.  

Darüber hinaus wurde danach gefragt, ob selbst ein dauerhaft hilfe- oder pflegebedürfti-

ger Mensch gepflegt wird (vgl. Abbildung 117). 6,1 % der Befragten pflegen anteilig einen 

hilfe- oder pflegebedürftigen Menschen und 4,7 % pflegen dauerhaft vorwiegend allein; 

es pflegen mehr Frauen (60 % der pflegenden Befragten). 
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Abb. 117: Pflege von hilfe- oder pflegebedürftigen Menschen durch die Befragten in Pro-

zent 

 

Quelle: Alle befragten Bürger (N=555); eigene Berechnungen; eigene Darstellung 

In der folgenden Abbildung  118  werden beide pflegenden Angehörigengruppen (alleine 

bzw. mit Hilfe pflegend) zusammengefasst und Ihre Wünsche nach Unterstützung darge-

stellt. Der größte Unterstützungsbedarf bezieht sich auf mehr finanzielle Unterstützung 

(63,3 %), dem folgt mit 36,7 % der Wunsch nach zeitweiliger Entlastung bei der Pflege und 

Betreuung. Beratung zu alternativen Wohnformen und Pflegeangeboten außerhalb eines 

Pflegeheims wünschen sich knapp ein Drittel (28,7 %) und mehr Unterstützung durch die 

Stadt/Gemeinde 16,7 %. Mehr technische Unterstützungsmöglichkeiten wünschen sich 

13,3 % der Befragten. Unterstützung durch den Arbeitgeber wünschen sich 3,3 %. In der 

Kategorie Sonstiges wurden z. B. Wünsche nach weniger Bürokratie und nach mehr ge-

sellschaftlichem Verständnis angegeben. 

Abb. 118: Gewünschte Unterstützung für pflegende Angehörige 

 

Quelle: gefilterte Daten, Befragte mit der Angabe einen pflegebedürftigen Angehörigen allein bzw. mit Hilfe anderer zu 

pflegen, N = 60; eigene Berechnungen; eigene Darstellung 
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3.3.4.2  Ergebnisse im Fragenkomplex 2 – Zufriedenheit mit der derzeitigen  

Situation 

Das folgende Kapitel nimmt die Zufriedenheit der Zielgruppe mit deren aktueller Situation 

in den Blick. Im Mittelpunkt stehen die Erreichbarkeit von verschiedenen Einrichtungen, 

Diensten und Angeboten sowie das Angebot des öffentlichen Personennahverkehrs in der 

Region und die Zufriedenheit mit eigenen sozialen Kontakten der befragten Einwohner.305  

Insbesondere positiv wurde von den Befragten die Erreichbarkeit von Hausärzten (78,4%), 

von Fachärzten (51,9 %), der Apotheke (80,2 %) und der Amtsverwaltung (61,3 %) einge-

schätzt, während der ambulante Pflegedienst, die Kurzzeitpflege, Tagespflege, Alten- und 

Pflegeheime, Selbsthilfegruppen, Begegnungsstätten, Beratungsstellen und ehrenamtli-

che Helfer aus Sicht der Befragten niedrigere Werte erreichen (Abbildung 119). Hier liegt 

mit Blick auf die große Anzahl „keine Angabe“ die Vermutung nahe, dass einige dieser 

Dienste von den Befragten noch nicht in Anspruch genommen werden. 

Abb. 119: Zufriedenheit mit der Erreichbarkeit von Dienstleistungsangeboten der Befrag-

ten in Prozent 

Quelle: Alle befragten Bürger (N=555); eigene Berechnungen; eigene Darstellung 

                                                       

305
 vgl. Hollstein (2002), S. 13f 
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Mehr als die Hälfte der Befragten sind mit dem Angebot an öffentlichen Verkehrsmitteln 

in der Region sehr zufrieden (17,1 %) bzw. eher zufrieden (40,0 %), gut ein Drittel geben 

an, dass sie eher unzufrieden (22,5 %) bzw. sehr unzufrieden (11,4 %) sind. 9 % der Be-

fragten machten keine Angabe. 

Abb. 120: Zufriedenheit der Befragten mit dem ÖPNV in Prozent 

 

Quelle: Alle befragten Bürger (N=555); eigene Berechnungen; eigene Darstellung 

Persönliche Zufriedenheit mit den eigenen sozialen Kontakten kann Ressourcen eröffnen 

zur Bewältigung neuer Lebenssituationen und zur Gesamtlebenszufriedenheit beitragen.  

Abb. 121: Persönliche Zufriedenheit der Befragten mit sozialen Kontakten in Prozent 

 

Quelle: Alle befragten Bürger (N=555); eigene Berechnungen; eigene Darstellung 
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3.3.4.3  Ergebnisse im Fragenkomplex 3 – Interessen und Bedarf 

Im Mittelpunkt des dritten Fragenkomplexes standen die Wünsche, Interessen und der 

Bedarf zum eigenen Wohnen im Alter. Dazu wurden auch Fragen zum ehrenamtlichen 

Engagement306 gestellt.  

Die Antworten auf die Frage: „Haben Sie sich schon einmal intensiv mit dem Thema 

„Wohnen im Alter“ beschäftigt“ (Abbildung 122) sind dreigeteilt. 35,5 % bejahen die Fra-

ge, 30,5 % sind interessiert und 31,9 % meinen, dass es (noch) kein Thema für sie ist. Bei 

geschlechtsspezifischer Filterung fällt auf, dass sich die befragten Frauen mit 40,8 % 

(Antwort: „ja“) häufiger mit dem Thema beschäftigt haben als die befragten Männer (29,9 

%). 

Abb. 122: Intensive Beschäftigung  mit dem Thema "Wohnen im Alter" 

 

Quelle: Alle befragten Bürger (N=555); eigene Berechnungen; eigene Darstellung 

Die von den Befragten bevorzugten Lebens- und Wohnformen im Alter und ggf. im Pflege-

fall entsprechen im Wesentlichen denen in anderen Veröffentlichungen beschriebenen 

Wohnwünschen.307   

Klarer Favorit ist bei den Befragten im Amt Penzliner Land das Verbleiben in der eigenen 

Wohnung/im eigenen Haus (71,0 %). Eine Seniorenanlage mit Service kommt für 16,2 %  

und der Umzug in eine seniorengerechte Wohnung für 13,7 % in Frage. In einem selbst-

bestimmten Wohnprojekt möchten 8,8 % der Befragten leben.  

                                                       

306Anm.:  Im Fragebogen wurde der Begriff „ehrenamtlich“ verwendet, da an dieser Stelle davon ausgegan-

gen wird, dass dieser Begriff in der Altersgruppe der über 65-Jährigen mit hoher Wahrscheinlichkeit einge-

führter und damit verständlicher ist als neuere Begriffe, wie „bürgerschaftliches Engagement“ oder „frei-

williges Engagement“.  
307

 vgl. u.a.  KDA (2013), S. 55 
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Für den Pflegefall erklären 43,1 % den Wunsch, in der eigenen Häuslichkeit gepflegt zu 

werden. Ein alternatives Pflegeprojekt kommt für ein Drittel der Befragten (33,0 %) in 

Frage und in einem Pflegeheim zu leben, können sich 13,5 % der Befragten vorstellen 

(siehe Abbildung 123). 

Abb. 123: Wünsche an das Wohnen im Alter 

 

Quelle: Alle befragten Bürger (N=555), Mehrfachantworten möglich; eigene Berechnungen; eigene Darstellung 

Abb. 124: Wünsche an das Wohnen im Alter im Pflegefall 

 

Quelle: Alle befragten Bürger (N=555), Mehrfachantworten möglich; eigene Berechnungen; eigene Darstellung 
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fragt (Abbildung 125). Passend zur Aussage, dass fast drei Viertel der Befragten im Alter 

im eigenen Wohnraum bleiben möchten, ist hier der Informations- und Beratungsbedarf 

in Bezug auf das Wohnen (z. B. Umbaumöglichkeiten) das meistgewünschte Thema 

(55,3 %). Es folgen Informations- und Beratungswünsche zu häuslichen Dienstleistungen 

(38,4 %), zu Pflegemöglichkeiten in der Region, zu alternativen Projekten außerhalb von 

Pflegeheimen und sonstigen Pflegefragen (37,7 %), zu Möglichkeiten des öffentlichen 

Nahverkehrs außerhalb der regelmäßigen Fahrpläne (23,8 %),  zu gesetzlicher Betreuung 

bei verringerter Geschäftsfähigkeit (11,4 %) und zu altersgerechten technischen Assis-

tenzsystemen, z. B. „Sturzteppiche“ oder zu telemedizinischen Sprechstunden (8,6 %).  

Abb. 125: Gewünschte Informations- und Beratungsthemen in Prozent 

 

Quelle: Alle befragten Bürger (N=555), Mehrfachantworten möglich; eigene Berechnungen; eigene Darstellung 
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über die Internetseiten von Amt und Landkreis, 10,6 % über sonstige Internetseiten mit 

allgemeinen Informationen.  

Abb. 126: Gewünschte Informationswege in Prozent 

 

Quelle: Alle befragten Bürger (N=555), Mehrfachantworten möglich; eigene Berechnungen; eigene Darstellung 

Nach den aktuellen Informationsquellen befragt, bestätigten gut die Hälfte (50,5 %) der 

Befragten Informationen aus Zeitschriften, 43,8 % aus TV-Sendungen und gut ein Viertel 

(25,4) aus dem Internet. Dahinter folgen mit je knapp einem Fünftel der Befragten die 

Informationen über den Hausarzt (19,8 %) und die Kranken- bzw. Pflegekasse mit 19,6 %. 

Über den Pflegestützpunkt beziehen 10,6 % der Befragten Informationen. Bei den 65- bis 

75-Jährigen gewinnen Hausarzt mit 25,9 %, Kranken-/Pflegekasse mit 21,3 % und der 

Pflegestützpunkt mit 12,6 % an Bedeutung. 

Bei der  Gemeinde- bzw. Amtsverwaltung informieren sich  8,1 % der Befragten. Der 

Landkreis (6,3 %), Informationsveranstaltungen (4,5 %), die Wohnungsgesellschaft (4,1 %) 

und andere Beratungsstellen mit 3,8 % spielen bei der Informationsbeschaffung eine un-
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4,1% 

10,6% 

20,9% 

24,5% 

33,2% 

44,3% 

51,4% 

0,0% 20,0% 40,0% 60,0%

Sonstiges, und zwar

allgemeine Informationen aus dem Internet

spezielle Informationen z.B. auf den

Internetseiten von Amt und Landkreis

über Tageszeitung

über persönliche Beratung

über lokale Informationsblätter und -zeitungen

über kostenlose Broschüren



132 

Abb. 127: Informationsquellen über Altersthemen in Prozent 

 

Quelle: Alle befragten Bürger (N=555), Mehrfachantworten möglich; eigene Berechnungen; eigene Darstellung 

Beim Thema ehrenamtliches Engagement und Beteiligung in kommunalen Fragen erklär-

ten fast ein Fünftel (19,6 %) der Befragten, dass sie auf Anfrage ehrenamtlich tätig wür-

den. Hierbei überwiegen die Frauen mit 23,2 % gegenüber den Männern mit 15,9 %. Ak-

tuell ehrenamtlich tätig sind nach eigener Angabe 14,1 % der Befragten. Wünsche nach 

Unterstützung durch ehrenamtlich Engagierte äußerten 10,1 %.  

Ebenfalls knapp ein Fünftel (19,1 %) wünschen sich mehr Möglichkeiten, an der Entwick-

lung der Region mitzuwirken.  

Abb. 128: Interesse und Bedarf an ehrenamtlichen Engagement  und Beteiligung in Pro-

zent 

 

Quelle: Alle befragten Bürger (N=555), Mehrfachantworten möglich; eigene Berechnungen; eigene Darstellung 
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Von der Möglichkeit, eigene Gedanken zum Thema „Leben im Alter“ aufzuschreiben, 

machten 76 Befragte Gebrauch. Viele der Aussagen ermöglichen einen Blick in die ganz 

persönliche Lebenssituation und Gefühlslage der Menschen. Im Tabellenband zur Befra-

gung im Anhang A3 können die einzelnen Aussagen nachgelesen werden. Von den Befrag-

ten notierte Namen und Anschriften werden nicht veröffentlicht.  

Zusammenfassend betreffen die Aussagen folgende Bereiche: 

· Wohnen im Alter in höchstmöglicher Selbstständigkeit (z. B. Ausbau von WGs, bar-

rierefreie Mietwohnungen auch außerhalb Penzlin) 

· Pflegeeinrichtungen vor Ort (z. B. wenn Pflegeheim, dann in der eigenen Region; 

Aufforderung zur besseren Zusammenarbeit von Tagespflege und Heim; Wahr-

nehmung starker Belastung des Pflegepersonals) 

· Finanzierungssorgen für den Ruhestand und damit verbundene Wohn- und Pflege-

kosten (möglichst keine Finanzierungspflicht der Kinder für die Pflege der Eltern; 

bei geringer Rente kein Denken an altersgerechtes Wohnen) 

· individuelle Gefühlslagen zur Einschätzung von sozialer Gerechtigkeit gegenüber 

der älteren Bevölkerung (z. B. Forderung nach mehr Anerkennung der Lebensleis-

tung; Wahrnehmung von fehlendem Interesse für den Lebensalltag von alten 

Menschen; Forderung von mehr Selbstverantwortung eines jeden Bürgers) 

· Aufforderungen zum Ausbau einer altersgerechteren Infrastruktur (z. B. mehr Hal-

testellen der  Buslinien, mehr Buslinien überhaupt, Verkehrsanbindung aller Orte, 

Rollator gerechte Wege, mehr Ruheplätze im öffentlichen Raum, Organisation von 

Sammeltransporten, mehr mobile Einkaufsmöglichkeiten, die die kleinen Orte er-

reichen, schnelles Internet überall, Angebote mit guter Beratung auch übers In-

ternet) 

· Informationen/Beratung/Hilfe notwendig und gewünscht (z. B. im Bereich Woh-

nen, Energie, Mitfahrgelegenheiten, Pflege, pflegende Angehörige, soziale Kontak-

te und ehrenamtliche Betreuung) 

· engagierte Lösungsbeispiele und -vorschläge (z. B. Angebot von „Seniorengärten“, 

Tauschbörse von Alterswohnungen zwischen Älteren mit großen Wohnungen und 

jungen Familien mit kleinen Wohnungen; Dorfgemeinschaftshaus) 
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3.3.5  Zusammenfassung und Schlussfolgerungen 

Die schriftliche standardisierte Befragung der 50- bis 75-jährigen Bürger im Amt Penzliner 

Land wurde vom 26. Februar 2014 bis 12. März 2014 durchgeführt. Mit einer in den Al-

tersgruppen und Geschlechtern ausgeglichenen Rücklaufquote von 22,07 %  (555 gültige 

Fragebögen) konnten aussagekräftige Daten erhoben werden, welche einen Nutzen als 

exemplarische Aussagen der 50- bis 75-Jährigen für den Landkreis Mecklenburgische 

Seenplatte sowie für die regionale Planung im Amt Penzliner Land (Grundzentrum Penzlin 

mit Verflechtungsbereich) haben können. Die in den Lebenslagen heterogene Gruppe der 

50- bis 75-Jährigen wurde in der Auswertung unterteilt in die 50- bis 64- und die 65- bis 

75-Jährigen. 

Die wichtigsten Ergebnisse auf einen Blick: 

Von den insgesamt 51,2 % weiblichen und 48,8 % männlichen Befragten leben 79,5 % in 

einer (Ehe-)Partnerschaft, 16,8 % leben allein (mit höherem Alter ansteigend); mit Kin-

dern im Haushalt leben 14,8 %.  

Der höchste Anteil der Befragten (insgesamt 44,2 %) befindet sich im Ruhestand (z. T. mit 

zusätzlicher Erwerbstätigkeit). Ein gutes Drittel ist erwerbstätig (36,8 %), 11,2 % der Be-

fragten sind arbeitslos (betrifft die Altersgruppe 50 – 64 Jahre). 

Zufrieden mit ihrer finanziellen Situation sind insgesamt 43,8 % der Befragten, einschrän-

ken müssen sich nach eigenen Angaben 35,3 % der Befragten. Dazwischen liegen 20,4 %, 

die angeben finanziell „genau hin zu kommen“. 

Bei der Nutzung von Kommunikationsmedien liegt das Festnetztelefon auf Platz 1 mit 

87,4 %, dann folgt das Handy mit 75,1 %. Knapp die Hälfte der Befragten nutzen Compu-

ter (49,5 %) und Internet (48,8 %). 

Die alltägliche Mobilität wird von der Nutzung des Autos dominiert (84,1 %). Zu Fuß un-

terwegs sind 38 % und mit dem Fahrrad/Moped 29,9 % der Befragten. Jeder fünfte Be-

fragte nutzt die öffentlichen Buslinien. Mit insgesamt 8,9 % werden weitere Möglichkei-

ten benannt (Bahn, private Fahrgemeinschaft, Patiententransport, Taxi, Sonstiges).  
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Über die Hälfte (56,6 %) verneint ein aktuelles gesellschaftliches Engagement, welches 

hier sehr weit gefasst ist – vom Freizeitverein, über Wohlfahrt, Tradition, Politik, Feuer-

wehr, THW, Selbsthilfegruppen, Bürgerinitiativen und sonstiges Engagement.  

Eigene Hilfe- und Pflegebedürftigkeit geben insgesamt 5,1 % der Befragten an, wovon 

aktuell gut die Hälfte (52,9 %) Leistungen der Pflegeversicherung erhalten. 

10,8 % der Befragten geben an, einen dauerhaft hilfe- oder pflegebedürftigen Angehöri-

gen zu pflegen, davon pflegen über die Hälfte (56,5 %) ihre Angehörigen vorwiegend al-

lein ohne weitere Unterstützung. Diese pflegenden Angehörigen wünschen sich an erster 

Stelle mehr finanzielle Unterstützung( 63,3 %). Es folgen zeitweilige Entlastung bei der 

Pflege und Betreuung (36,7 %), Beratung zu Pflegethemen, auch zu alternativen Wohn-

formen und -angeboten (28,3 %) und mehr Unterstützung durch die Gemeinde/Stadt mit 

16,7 %. 13,3 % wünschen sich mehr technische Unterstützungsmöglichkeiten und 3,3 % 

mehr Unterstützung durch den Arbeitgeber. 

Die Erreichbarkeit von Diensten, Angeboten und Verwaltung wird von den Befragten im 

Wesentlichen als gut eingeschätzt. An erster Stelle stehen hier Apotheke (80,2 %) und 

Hausarzt (78,4 %). Fachärzte sind für 26,3 % der Befragten nicht gut zu erreichen, hier 

steigt der Anteil bei den 65- bis 75-Jährigen auf 29,3 %. Fachärzte sind meistens (im Amt 

Penzliner Land Zahnärzte ausgenommen) eher in Mittel- und Oberzentren konzentriert, 

wofür längere Wege in Kauf genommen und ggf. organisiert werden müssen. Insbesonde-

re Angebote von Selbsthilfegruppen (18,9 %), Beratungsstellen (18,9 %), ehrenamtliche 

Hilfe (18,7 %) und Begegnungsstätten (15,1 %) sind den Befragten in der Region nicht be-

kannt. 

Die Zufriedenheit mit dem Angebot an öffentlichen Verkehrsmitteln ist hoch (317 Befrag-

te (57,1 %)). In dieser Anzahl sind vermutlich viele eher potentielle Nutzer enthalten, da in 

der Frage nach der aktuellen Mobilität nur 123 Befragte eine Nutzung der öffentlichen 

Verkehrsmittel angaben. Ein gutes Drittel (33,9 %) der Befragten ist dagegen unzufrieden 

mit dem Angebot.  

Die persönliche Zufriedenheit mit sozialen Kontakten ist sehr hoch: mit den Kontakten zu 

den eigenen Kindern sind 84,5 %, zu anderen Verwandten sind 73,8 %, zu Freunden und 

Bekannten sind 81,6 % und auch mit den Kontakten zu Nachbarn sind 80,4 % zufrieden. 
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Durchgängig ist die Zufriedenheit bei der Altersgruppe der 65- bis 75-Jährigen um ein bis 

drei Prozent höher. 

Mit dem Thema „Wohnen im Alter“ haben sich ca. ein Drittel schon intensiv beschäftigt, 

ein Drittel will das tun (ist interessiert) und ein Drittel der Befragten meint, dass es (noch) 

kein Thema für sie sei. Hier besteht die Möglichkeit, die Motivation des Drittels der Inte-

ressierten über spezielle und regionale Informationen zu erhalten. Das Drittel der (noch) 

nicht Interessierten kann über allgemeine Informationen immer wieder auf das Thema 

aufmerksam gemacht werden. 

Die von den Befragten bevorzugte Lebens- und Wohnform im Alter ist die eigene Woh-

nung (71 %); im Pflegefall wollen hier 43,1 % verbleiben und zu Hause gepflegt werden. 

38,7 % können sich andere Wohnformen für ihr Alter vorstellen (seniorengerechte Woh-

nung, Seniorenwohnanlagen mit Service, selbstbestimmtes Wohnprojekt/WG). Das alter-

native Wohnprojekt kommt  im Pflegefall an zweiter Stelle (33 %); nur 13,5 % der Befrag-

ten ziehen im Pflegefall den Umzug in ein Pflegeheim in Betracht. 

Ein Bedarf besteht an Information und Beratung zum Thema Wohnen im Alter (55,3 %), 

zu häuslichen Dienstleistungen (38,4 %), zu Pflegemöglichkeiten in der Region (37,7 %), zu 

Möglichkeiten des öffentlichen Nahverkehrs (23,8 %), zu Fragen der gesetzlichen Betreu-

ung bei verringerter Geschäftsfähigkeit (11,4 %) und zu altersgerechten Assistenzsyste-

men (8,6 %).  

In Verbindung mit den gewünschten Informationswegen kann dieser Bedarf konkret auf-

genommen und es können dazu Maßnahmen entwickelt werden. Die favorisierten Infor-

mationswege sind kostenlose Broschüren (51,4 %), die lokalen Informationsblätter und -

zeitungen (44,3 %) und die persönliche Beratung (33,2 %). Über die Internetseiten von 

Landkreis und Amt wünschen sich 20,9 % aktuelle Informationen. 

Zur optimierten Ansprache ist es möglich, anhand weiterer Filterungen der Daten konkre-

te Zielgruppen zu erreichen, z. B. können neben allen anderen Interessierten alle allein-

stehenden Männer über 65 Jahre, die bevorzugt über das Amtsblatt erreicht werden 

möchten, hierüber zu einer Informationsveranstaltung über alternative Wohngemein-

schaften eingeladen werden. Innerhalb der vorliegenden Auswertung wurden solche Fil-

terungen nicht vorgenommen, sie sind aber jederzeit möglich. 
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Es besteht die Bereitschaft, auf Anfrage ehrenamtlich tätig zu werden (19,6 %). Fast eben-

so viele wünschen sich mehr Mitwirkungsmöglichkeiten in der Region (19,1 %). 14,1 % 

sind bereits ehrenamtlich tätig (in Feuerwehr, THW, Wohlfahrt, Tradition und Politik, Bür-

gerinitiative). Hier sind direkte Ansprachen über die genannten bevorzugten Wege und 

später im persönlichen Kontakt aussichtsreich, um zum Einen das Ehrenamt zu stärken, 

weitere Möglichkeiten im Ehrenamt zu entwickeln und Mitwirkungsgelegenheiten zu 

schaffen und entsprechend zu bewerben.  

10,1 % der Befragten wünschen sich für sich selbst mehr Unterstützung durch ehrenamt-

liches Engagement oder Nachbarschaftshilfe. Hier zeigen sich im Amt Penzliner Land auf 

der einen Seite ein Angebot (externes Potenzial), auf der anderen Seite ein Bedarf. Hier 

ist zu überlegen, wie diese Wünsche beider Seiten koordiniert und zusammengebracht 

werden. 

Die Befragung „Gut leben im Alter“ hat die Zielgruppe der 50- bis 75-jährigen Bürger im 

Amt Penzliner Land erreicht. Davon „spricht“ nicht nur die Rücklaufquote, sondern vor 

Allem die sehr persönlichen Kommentare, Ideen, auch Beschwerden bei der offenen Fra-

ge nach weiteren Anmerkungen.  

Der konkrete Bedarf, der sich aus der Befragung ergibt, besteht in erster Linie in Informa-

tions- und Beratungsleistungen zu vorhandenen Angeboten, Diensten, Fördermöglichkei-

ten etc. Die Bürger wollen in die regionale Planung und Gestaltung einbezogen werden 

und sind auch bereit, sich zu engagieren. Sie wollen angesprochen werden und dazu sind 

mehr Wege zu eröffnen und die bewährten auszubauen.  

Die Ergebnisse dieser Befragung sind im Zusammenhang mit dem Gesamtbericht zur Inte-

grierten Pflegesozialplanung 2013 im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte zu betrach-

ten.  
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4  Teilbericht Modellentwicklung zur Schaffung  

integrierter Versorgungsangebote unter Beach-

tung der Selbstbestimmung und Eigenverant-

wortlichkeit im Alter 

4.1  Einleitung 

Mit dem Anspruch der Schaffung integrierter Versorgungsangebote ist es unerlässlich, 

Modelle zu entwickeln, welche sowohl Pflege und Wohnen als auch die Aspekte Beratung 

und freiwilliges Engagement bündeln und miteinander verzahnen308. Als ideal, und auch 

in den zentralen Orten mit den bereits vorhandenen Strukturen sowie mit dem Engage-

ment verschiedener Akteure realisierbar, erscheint ein Konzept auf der Basis des soge-

nannten Bielefelder Modells, welches um zusätzliche Bausteine ergänzt werden sollte.  

Das Bielefelder Modell wurde bereits in den 1990-er Jahren durch die Bielefelder Ge-

meinnützige Wohnungsgesellschaft mbH (BGW) in Kooperation mit einem Dienstleister 

aus dem sozialen Bereich als Reaktion auf die Anzeichen der demografischen Alterung, 

deren Folgen und den damit verbundenen voraussichtlichen Bedarfen an barrierefreien 

Wohnmöglichkeiten sowie quartiersbezogenen, niedrigschwelligen Versorgungsangebo-

ten entwickelt.309  

Das Verständnis davon, was sich hinter einem Quartier verbirgt, differiert je nach profes-

sionellem und akteursspezifischem  Hintergrund: Nach dem Verständnis des Bundesmi-

nisteriums für Verkehr und Infrastruktur (BMVI) (2014) ist ein Quartier nicht starr defi-

niert, sondern bildet einen flexiblen Bezugsrahmen. Aus der Perspektive von Nutzern und 

Akteuren gesehen, stehen die „Handlungsräume der Bürger“310 im Fokus: „Eine Nachbar-

schaft endet dort, wo die Pflege sozialer Kontakte unverhältnismäßig aufwendig wird. 

Eine Gemeinschaftseinrichtung hat einen bestimmten Einzugsbereich, der z. B. durch gro-

ße Verkehrsachsen oder schlicht durch einen zu weiten Fußweg begrenzt wird. Und ein 

                                                       

308
 Anm.: Aus diesem Grund werden keine voneinander getrennten Modelle zur Weiterentwicklung von 

ambulanten und teilstationären Pflegeangeboten, von alternativen Wohnangeboten und zu weiteren 

Hilfs- und Unterstützungsangeboten entworfen. 
309

 vgl. www.bgw-bielefeld.de, Stand 7.4.2014  
310

 www.bmvi.de, Stand 7.4.2014 
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Freiraum ist  umso attraktiver, je weiter das nächste vergleichbare Angebot entfernt 

ist.“311  

Aus der Sicht des  Kuratoriums Deutsche Altershilfe (KDA) (2011) ist ein Quartier ein sozia-

ler Nahraum (z. B. Gemeinde, Stadtteil)312, „[…], deren Bürgerschaft durch eine gemein-

same Identität und eine soziale Interaktion gekennzeichnet ist.“313 

Die Größe eines Quartiers kann sowohl flächenmäßig als auch in Bezug zur Einwohnerzahl 

variieren und ist nicht in jedem Fall „[…] deckungsgleich mit verwaltungstechnischen 

Grenzen[…]“314. Die Betrachtung von Quartieren als Sozialraum315 ermöglicht die Samm-

lung wichtiger Informationen: Im Zuge der Entwicklung von Quartiersangeboten wie bei-

spielsweise eines Servicestützpunktes zur Organisation von Unterstützung und Pflege ist 

es für die Sicherung der Zugänglichkeit notwendig, die „[…] gewachsene(n) Zugehörigkei-

ten und Einzugsbereiche zu berücksichtigen […]“316. Die Gestaltung des sozialen Nahrau-

mes so zu verwirklichen, dass auch Menschen mit Unterstützungs-/ Pflegebedarf in ihrem 

vertrauten Wohnumfeld verbleiben können, ist das Ziel der Entwicklung von Quartiers-

konzepten.317  

Darüber, welche Kriterien zu erfüllen sind, um eine niedrigschwellige Versorgung zu ge-

währleisten, herrscht kein einheitlicher Konsens. Eine Orientierung können die Kriterien 

des Deutschen Vereins für öffentliche und private Fürsorge e. V. (2005) des nied-

rigschwelligen Zugangs zu familienunterstützenden Angeboten geben wie z. B. die All-

tagsnähe, die Zugangsmöglichkeiten, die räumliche und zeitliche Erreichbarkeit von 

Dienstleistungen/Angeboten, die Kombination von Komm- und Gehstrukturen, verschie-

dene Informations- und Kommunikationsformen sowie die präventive Ausrichtung von 

Dienstleistungen und Angeboten.318  

Deutschlandweit existieren die unterschiedlichsten Ansätze einer alter(n)sgerechten 

Quartiersentwicklung. So möchte z. B. das Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, 

                                                       

311
 ebd. 

312
 vgl. www.kda.de, Stand 7.4.2014 

313
 Michell-Auli (2011), S. 5 

314
 Universität Bielefeld; Forschungsgesellschaft für Gerontologie e. V. (2012), S. 4 

315
 Anm.: Im Rahmen der Stadt- und Raumentwicklung wird ein Quartier auch zur Handlungsebene, vor 

Allem im Zuge der Durchführung von Modellprojekten. (vgl. ebd., S. 5) 
316

 ebd. 
317

 vgl. www.kda.de, Stand 7.4.2014 
318

 vgl. www.deutscher-verein.de, Stand 7.4.2014 
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Pflege und Alter des Landes Nordrhein-Westfalen (2013) mit seinem „Masterplan alten-

gerechte Quartiere. NRW“ den Anstoß für eine solche Quartiersentwicklung liefern sowie 

Unterstützung vor Ort bieten. Das Leitziel des Masterplans ist die Sicherstellung von 

Selbstbestimmung, von Teilhabe sowie eines „selbstwirksamen Lebens“319 aller Menschen 

im Quartier. Ein Beispiel für eine nachhaltige Quartiersentwicklung ist das Bielefelder 

Modell, welches die Versorgungssicherheit für Menschen mit gesundheitlichen Beein-

trächtigungen in den Fokus rückt.320 Neben den Bereichen Gesundheit/Service und Pflege 

(in allen Stufen/Stadien der Pflegebedürftigkeit) sowie Wohnen und Wohnumfeld sollten 

Teilhabe/Kommunikation sowie Bildung, Kunst und Kultur zur Gewährleistung wirklich 

integrativer Angebote mitgedacht und mitgelebt werden wie zum Beispiel im Konzept 

„WohnQuartier⁴“321 als eine Planungsgrundlage322 zur Gestaltung von Quartieren.323 Die-

ses Bausteinprinzip wird im Kapitel 4.3 dieses Teilberichtes beschrieben.  

Im Anschluss werden jedoch zunächst die Grundzüge des Bielefelder Modells vorgestellt.  

4.2  Einführung in das Bielefelder Modell  

4.2.1  Wesen des Bielefelder Modells 

Das Bielefelder Modell bietet Versorgungssicherheit ohne Betreuungspauschale, d. h. 

Kosten fallen erst dann an, wenn Unterstützungs- und pflegerische Leistungen tatsächlich 

in Anspruch genommen werden. Alle Wohnquartiere bieten eine durchschnittliche bis 

sehr gute Infrastruktur und allen ist gemein, dass die Wohnungen barrierefrei sind, dass 

ein Wohncafé, ein für alle Menschen der Nachbarschaft offener Ort der Begegnung und 

Kommunikation, das Herz des Quartiers bildet und dass ein 24 Stunden am Tag besetzter 

Servicestützpunkt als Anlaufstelle für Unterstützungs- und pflegerische sowie Beratungs-

leistungen zur Verfügung steht. In der Stadt Bielefeld wurden dreizehn Quartiere324 nach 

diesem Modell gestaltet. Weiterhin unterhält die BGW in Kooperation mit dem Hauspfle-

geverein e. V. eine Wohngemeinschaft für pflegebedürftige und demenzkranke Men-

                                                       

319
 S. 9 

320
 vgl. Universität Bielefeld; Forschungsgesellschaft für Gerontologie (2012), S. 8 

321
 HOCHTIEF Construction AG et al. (2006) 

322
 Anm.: einschließlich der Planung von Prozessen  

323
 vgl. Universität Bielefeld; Forschungsgesellschaft für Gerontologie (2012), S. 9 

324
 Anm.: Weitere fünf Projekte sind in Planung (www.rehacare.de, Stand 7.4.2014) 
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schen. Der Großteil der Quartiere hält325 auch Gästewohnungen vor. Die Kooperations-

partner der BGW sind  der Alt und Jung e. V., die AWO e. V., das DRK sowie der Hauspfle-

geverein e. V.. 326 

Die Säulen des Konzepts zum Bielefelder Modell sind:  

· „Barrierefreies Wohnen 

· 24-stündige Präsenz eines hauptamtlichen sozialen Dienstleisters 

· Aufbau einer tragenden sozialen Infrastruktur327.“328 

Quartiere nach dem Bielefelder Modell entstanden sowohl durch Neubau also auch durch 

Umbau im Bestand.329 

Wohnungsinteressenten können direkt auf der Homepage der BGW einen Online-

Fragebogen mit den Wohnwünschen ausfüllen. Weiterhin können mit Fahrzeugen mobile 

Menschen ihr Interesse an einem Parkplatz bzw. an einer Garage mittels eines Onlinefra-

gebogens bekunden. Für die einzelnen Wohnquartiere gibt es Ansprechpartner, deren 

Kontaktdaten ebenfalls online abrufbar sind. Ebenso ist ein Wohngeldrechner direkt onli-

ne nutzbar.330  

4.2.2  Versorgungssicherheit ohne Betreuungspauschale – Eckpunkte der 

Kooperation 

Dem jeweiligen Kooperationspartner wird ein Vorschlagsrecht darüber eingeräumt, an 

wen einige Wohnungen331 vermietet werden, um einen Kundenstamm „als wirtschaftli-

che Ausgangsbasis“332 zu haben. Auf diese Art und Weise wird der Kooperationspartner in 

die Lage versetzt, den Servicestützpunkt 24 Stunden am Tag zu besetzen.333  

Eckpunkte der Kooperation sind: 

· „Hilfe und Pflege 

· regelmäßige Beratungsangebote im Haus 

                                                       

325
 Anm.: ,neben den Gästewohnungen für Besucher aller Mieter der BGW, 

326
 vgl. www.bgw-bielefeld.de, Stand 7.4.2014 

327
 Anm.: z. B. Nachbarschaft, Selbsthilfe, freiwilliges Engagement (www.rehacare.de, Stand 7.4.2014) 

328
 www.rehacare.de, Stand 7.4.2014 

329
 vgl. ebd. 

330
 vgl. www.bgw-bielefeld.de, Stand 7.4.2014 

331
 Anm.: vier bis sechs Wohnungen (www.rehacare.de, Stand 7.4.2014) 

332
 www.rehacare.de, Stand 7.4.2014 

333
 vgl. www.raum_energie.de, Stand 7.4.2014 
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· Unterstützung von Selbsthilfeaktivitäten 

· Begegnung der Generationen 

· Beratung von Angehörigen und Freunden 

· wählbarer Hausnotrufdienst 

· Vermittlung von Hauswirtschafts- und Pflegediensten 

· multikulturelle Seniorenhilfe 

· Förderung der Selbsthilfe und Dienstleistungsvielfalt.“334 

4.2.3  Pflichten der Partner im Bielefelder Modell 

4.2.3.1  Pflichten der Bielefelder Gemeinnützigen Wohnungsgesellschaft 

mbH 

Die BGW sorgt für die Barrierefreiheit der Wohnungen. Weiterhin hält die BGW vor bzw. 

betreibt: 

· umfassenden Mieterservice 

· Hausmeisterservice 

· Funktionsräume (Nachtbereitschaft, (Beratungs-)Büro, Hilfsmitteldepot, Pflege-

bad, usw.) 

· Wohncafé als zentralen Treffpunkt für gemeinsame Mahlzeiten und andere Aktivi-

täten.  

Die BGW vermietet Gästewohnungen und Funktionsräume an den Kooperationspartner. 

Außerdem wirkt die BGW koordinierend im Sinne eines Sozialmanagements, gewährleis-

tet die Auswahl eines kompetenten Kooperationspartners sowie die Versorgungssicher-

heit 24 Stunden am Tag  durch die Kooperation mit einem Träger ambulanter sozialer 

Dienste. Gemeinsam mit dem Kooperationspartner wird kontinuierlich an der Sicherung 

und Weiterentwicklung des Bielefelder Modells gearbeitet.335  

4.2.3.2  Pflichten des Kooperationspartners 

Der Kooperationspartner hält vor bzw. bietet an: 

· Gästezimmer 

· Servicestützpunkt 

                                                       

334
 ebd. 

335
 vgl. ebd. 



144 

· Versorgungssicherheit 24 Stunden am Tag 

· Grund-/Behandlungspflege 

· Eingliederungshilfe für jüngere Menschen (Frührentner) 

· Verhinderungspflege nach § 39 SGB XI 

· Vermittlung von weiteren Diensten (z. B. Hol- und Bringedienste, hauswirtschaftli-

che Hilfen) 

Weiterhin organisiert der Kooperationspartner Freizeitaktivitäten und sichert die Beglei-

tung bei Bedarf ab. Der Kooperationspartner fördert die Selbsthilfe und die Dienstleis-

tungsvielfalt.336  

4.2.4  Finanzierung 

Die BGW finanziert die Quartiersentwicklung nach dem Bielefelder Modell mit öffentli-

chen Baudarlehen auf dem sogenannten ersten und zweiten Förderweg, mit Eigenkapital 

sowie mit ergänzenden Kapitalmarktmitteln. Die Kosten für die Gemeinschaftseinrichtun-

gen und die Funktionsräume werden über die Marktmiete frei finanziert.  

4.2.5  Fazit 

Aus Sicht der BGW ist das Wohnen nach dem Bielefelder Modell eine neben anderen 

Wohnformen und nicht als ein ausschließliches Projekt für ältere Menschen gedacht. Der 

Quartiersbezug steht im Mittelpunkt – eine gelebte Umsetzung des Modells ist nur mit 

der aktiven Beteiligung der Bewohner und Akteure im Quartier möglich. Es bieten sich 

vielfältige Betätigungsfelder für ein freiwilliges Engagement.  

Aus den Erfahrungen der BGW heraus ist eine Übertragung auf andere Kommunen unter 

der Voraussetzung der Akzeptanz durch die Fachämter sowie des Denkens „neu-

er/alternativer Wege“ der Leistungserbringung durch soziale Dienstleister möglich. Bei 

erfolgreicher Umsetzung des Bielefelder Modells ergibt sich „[…] eine Win-Win-Situation 

für die Bewohner, die Immobilienwirtschaft, die sozialen Dienstleister und die Kommu-

nen.“337 

                                                       

336
 vgl. ebd. 

337
 www.rehacare.de, Stand 7.4.2014 
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4.3  Modell zur Schaffung integrierter Versorgungsangebote im Landkreis 

Mecklenburgische Seenplatte in Anlehnung an das Bielefelder Modell 

Die beiden Grundlagenexpertisen zum „Wohnen im Alter in Mecklenburg-Vorpommern“ 

(2013) wie auch die exemplarische Befragung der 50- bis 75-Jährigen im Amt Penzliner 

Land338 zeigen, dass die Mehrzahl der Menschen auch im Alter und bei Pflegebedürftig-

keit in ihrer Wohnung verbleiben oder bei Notwendigkeit eines Wohnungswechsels in-

nerhalb des  Quartiers/Ortes, jedoch nur innerhalb des Amtes umziehen möchte. Inte-

grierte Versorgungsangebote und barrierearmer, im Idealfall barrierefreier Wohnraum 

können einen Verbleib auch bei bestehendem Hilfe- und Unterstützungsbedarf unter der 

Beachtung der Selbstbestimmung weitgehend ermöglichen.  

Für die Umsetzung integrierter Versorgungsangebote im Landkreis Mecklenburgische 

Seenplatte bietet sich in Anlehnung an das Bielefelder Modell ein Modell an, welches 

nach  einem „Baukastenprinzip“ aus „Grundbausteinen“ und aus „Ergänzungsbaustei-

nen“, welche mit den „Grundbausteinen“ je nach den örtlichen und strukturellen Gege-

benheiten kombiniert werden können, besteht.  

4.3.1  „Grundbausteine“ 

Grundlegend für den Erhalt der Selbstständigkeit ist eine Infrastruktur vor Ort, die auch 

bei einem abnehmenden Aktionsradius die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel, das 

Erreichen z. B. des Hausarztes, von Apotheken oder auch das Eindecken mit Waren des 

täglichen Bedarfs gestatten. Alle Angebote im Quartier müssen fußläufig mit kurzen We-

gen und ohne die Überwindung von Barrieren erreichbar sein. 

Der Hauptinitiator ist eine Wohnungsgesellschaft bzw. Wohnungsbaugenossenschaft, 

welche für die Bereitstellung barrierefreier Wohnungen gemäß § 50 Landesbauverord-

nung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) sorgt. Weiterhin betreibt die Wohnungs-

gesellschaft/Wohnungsbaugenossenschaft ein offenes Wohncafé als einen zentralen Ort 

der Begegnung und des Austausches. Das Wohncafé steht unter der Federführung eines 

Sozialarbeiters/Sozialpädagogen/Psychologen o. ä.  Im Wohncafé als Dreh- und Angel-

punkt des Quartiers können Angebote gemeinsam mit den Bewohnern und Besuchern 

initiiert sowie verschiedene Aktivitäten geplant und durchgeführt werden. Hier können 

                                                       

338
 Anm.: siehe Teilbericht 3 
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auch gegenseitige Hilfe- und Unterstützungsleistungen im Sinne von Nachbarschaftshilfe 

angebahnt werden. Freiwillige können sich im Wohncafé auf vielfältige Art und Weise 

engagieren. Das Wohncafé kann auch für das gemeinsame Kochen und Einnehmen von 

Mahlzeiten genutzt werden. Durch die Begegnungen und ein sich gegenseitiges Kennen-

lernen ist es möglich, gesundheitliche Veränderungen, evtl. Beratungs- oder Hilfebedarfe 

zu registrieren und zu erfragen und entsprechende Unterstützungsleistungen anzuregen 

und zu vermitteln.  

Des Weiteren hält die Wohnungsgesellschaft bzw. Wohnungsgenossenschaft ein Büro für 

den Betrieb des Servicestützpunktes sowie einen Funktionsraum zur Lagerung von Hilfs-

mitteln vor.  

Der Kooperationspartner sichert die Besetzung des Servicestützpunktes 24 Stunden am 

Tag ab und bietet Beratung, Unterstützung und bei Bedarf pflegerische Leistungen an 

bzw. vermittelt entsprechende Leistungen oder dient „einfach“ als ein Anlaufpunkt für die 

Bewohner.  

4.3.2  „Ergänzungsbausteine“ 

4.3.2.1  Strukturelle „Ergänzungsbausteine“ 

Zum Abbau evtl. „Besuchsbarrieren“ könnte die Unterbringung von Gästen der Bewohner 

in Gästezimmern, welche sich ebenfalls im Quartier befinden, gewährleistet werden.  

Die Einrichtung eines Hausmeisterbüros könnte einen Beitrag zum Mieterservice leisten. 

Notwendige Reparaturen könnten i. d. R. zeitnah durchgeführt und anstehende, Instand-

setzungsmaßnahmen mit den Bewohnern vor Ort besprochen werden. Ebenfalls könnte 

das Hausmeisterbüro für Sprechstunden vor Ort mit einem festen Ansprechpartner der 

Wohnungsgesellschaft bzw. Wohnungsbaugenossenschaft genutzt werden. 

Für Bewohner, welche aufgrund des Hilfebedarfs oder generell nicht mehr in ihrer eige-

nen Wohnung leben können bzw. wollen, jedoch nicht in Pflegeheim einziehen möchten, 

könnte der Verbleib im Quartier durch Gruppenwohnungen oder integrierte Pflegewohn-

plätze ermöglicht werden, welche sich ebenfalls im Quartier befinden. So würden den 

Bewohnern quartiersbezogene Alternativen zu den „üblichen“ stationären Versorgungs-

formen geboten.  
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Für das Gruppenwohnen können die individuellen Wohnflächen für mehrere Personen zu 

einer großen Wohnung339 zusammengefasst werden. Gemeinschaftsräume und Funkti-

onsräume sind zu integrieren. Notwendige Hilfeleistungen können individuell organisiert 

werden, was die Eigenverantwortlichkeit und Selbstbestimmung im Alter unterstützt. 

Dabei kann der Servicestützpunkt entsprechende Unterstützung geben. Jeder Mieter 

schließt einen eigenen Mietvertrag340 mit der Wohnungsgesellschaft bzw. Wohnungsbau-

genossenschaft ab. Praktische und flexible Grundrisslösungen erlauben unproblematische 

Anpassungen an die jeweiligen Bedürfnisse der Bewohner.  

Die integrierten Pflegewohnplätze gehören zu den neuen Formen des gemeinschaftlichen 

Wohnens von Pflegebedürftigen im Allgemeinen oder von speziellen Bedarfsgruppen im 

Besonderen. Das Land Nordrhein-Westfalen fördert beispielsweise diese Form des ge-

meinschaftlichen Wohnens im sozialen Wohnungsbau zum Einen, um den Verbleib im 

gewohnten Wohnumfeld zu ermöglichen, zum Anderen, um für die Bewohner den zu ent-

richtenden Anteil an den Investitionskosten zu senken.341 Die Pflegewohnplätze  wären im 

vorliegenden Fall eine „[…] heimverbundene Hausgemeinschaft ausgegliedert in ein nor-

males Wohnumfeld.“342 Angehörige/Bezugspersonen können im Alltag einbezogen wer-

den, insbesondere, wenn sie ebenfalls Bewohner des Quartiers sind. 

Eine teilstationäre Pflegeeinrichtung, welche sowohl Tages- als auch Nachtpflege gemäß 

§ 41 SGB XI anbietet, würde die Angebotspalette im Quartier ergänzen. Die Nachtpflege 

wird als entlastendes Angebot für pflegende Angehörige/Bezugspersonen, welche tags-

über ihren Angehörigen pflegen, verstanden. Auswirkungen einer fortgeschrittenen De-

menzerkrankung sind häufig Ruhelosigkeit und die Tag-Nacht-Umkehr, sodass die pfle-

genden Angehörigen/Bezugspersonen nicht den Schlaf bekommen, den sie bräuchten, 

um die Hilfeleistungen am Tage erbringen zu können. Insofern dient die Nachtpflege der 

Stabilisierung des familiären Pflegepotenzials.   

Eine zentrale Rolle in der gesundheitlichen Versorgung kommt dem Hausarzt zu. Eine leis-

tungssektoren- und damit schnittstellenübergreifende gesundheitliche Versorgung im 

                                                       

339
 Anm.: im Neubau oder im Wohnungsbestand 

340
 Anm.: für den individuell genutzten Wohnraum als auch für die Nutzung der Gemeinschaftsräume 

341
 vgl. Ministerium für Bauen und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen (2005), S. 13 

342
 ebd. S. 11; Anm.: § 1 WBVG gilt entsprechend 
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Quartier wäre mit der Niederlassung343 eines „Quartierhausarztes“, welcher Vertrags-

partner  gemäß § 140b SGB V bzw. § 92b SGB XI ist, möglich. Die Praxisräume würden von 

der Wohnungsgesellschaft bzw. Wohnungsbaugenossenschaft vermietet. Den Bewohnern 

im Quartier bliebe es im Sinne der Wahlfreiheit überlassen, ob sie dieses Angebot nutzen 

wollen. 

4.3.2.2  Weitere „Ergänzungsbausteine“  

Die Einbindung der Pflegestützpunkte Neustrelitz und Demmin im Sinne einer mobilen 

Beratung wäre eine Ergänzung zu den Beratungsleistungen des Servicestützpunktes und 

könnte z. B. bei vorliegenden Anmeldungen oder auch zu festgelegten Zeitpunkten offe-

riert werden. Die Einbindung von ehrenamtlich Tätigen in die Arbeit des Pflegestützpunk-

tes wird finanziell unterstützt. Die Ehrenamtlichen könnten in diesem Zusammenhang auf 

ein Wirken im Quartier vorbereitet werden. 

Weiterhin wäre eine mobile Wohnraumberatung344 eine sinnvolle Ergänzung im Rahmen 

integrierter Versorgungsangebote. Sowohl die Beratungsleistungen der Pflegestützpunkte 

als auch die der mobilen Wohnraumberatung sollten nicht nur den Bewohnern des Quar-

tiers, sondern als ein quartiersübergreifendes offenes Angebot verstanden werden.  

Über die genannten Beratungsangebote hinaus könnte mit der Nutzung der durch die 

„Grundbausteine“  bereits vorhandenen strukturellen und personellen Gegebenheiten die 

auf das Individuum ausgerichtete Präventionsstrategie des präventiven Hausbesuches im 

Quartier umgesetzt werden, der neben Information und Beratung die gemeinsame früh-

zeitige Identifizierung und „[…] Veränderung gesundheitsbelastender bzw. ressourcen-

hemmender Faktoren der jeweiligen Umwelt bzw. des jeweiligen Kontextes […]“345 ein-

schließt.  

Die Aspekte der Bildung, Kunst- und Kultur sowie Sport sollten in Form offener Angebote 

in das Wohncafé integriert werden und die intergenerationelle Begegnung sowie das in-

tergenerationelle Lernen initiieren und fördern. 

                                                       

343
 Anm.: oder der Einbindung eines praktizierenden Hausarztes im Einzugsbereich 

344
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4.3.3  Gestaltung des Quartiers 

Neben den in Abschnitt 4.3.1 genannten grundlegenden Voraussetzungen umfasst die 

Barrierefreiheit eines Quartiers auch die Umsetzung von Maßnahmen zur Gewährleistung 

der Sicherheit der Bewohner in den unterschiedlichen Lebensphasen, z. B.: 

· öffentliche Toiletten (auch mit technischen Hilfsmitteln zugänglich) 

· ausreichende Beleuchtung 

· Identifizierung und Beseitigung von sogenannten Angsträumen bzw. -ecken 

· Leitsystem für Menschen mit eingeschränkter Orientierungsfähigkeit 

· Schaffung von Orientierungspunkten.346 

Ein Quartier soll kein in sich geschlossenes bzw. abgegrenztes System, sondern nach in-

nen und nach außen offen sein.  

4.3.4  Hinweise zur Umsetzung integrierter Versorgungsangebote im Land-

kreis Mecklenburgische Seenplatte in Anlehnung an das Bielefelder Modell 

Voraussetzungen für eine an den Bedarfen und Bedürfnissen der Bewohner orientierte 

kontinuierliche Quartiersentwicklung sind neben der Beteiligung der Bewohner an den 

Entwicklungsprozessen auch die Vernetzung der im Quartier engagierten Akteure. Dazu 

gehören die Kommunen, Wohnungsgesellschaften/Wohnungsbaugenossenschaften, 

Wohlfahrtsverbände, kirchlichen Gemeinden, Seniorenvertretungen, Behindertenverbän-

de, Träger verschiedener Einrichtungen der Beratung und Pflege, Kreditinstitute, Dienst-

leistungsunternehmen, etc. Im Prozess der Quartiers(weiter)entwicklung braucht es einen 

„Hauptinitiator“ bzw. einen „Kümmerer“, welcher einzelne Prozesse und den Gesamtpro-

zess initiiert und steuert.  

Das in den Grundzügen beschriebene Modell bildet einen übergeordneten Rahmen – ein 

Ideal im Sinne integrierter Versorgungsangebote für den Landkreis Mecklenburgische 

Seenplatte und bietet keine „Schritt-für-Schritt-Anleitung“ zur Umsetzung des Modells. 

Vielmehr müssen sich die Auswahl und die Kombination der Bausteine und ihre Konzepti-

onierung an den kommunalen Gegebenheiten orientieren. Weiterhin müssen die Bau-

steine einschließlich ihrer finanziellen Untersetzung so konzipiert werden, dass sie an sich 

verändernde Lebensphasen und -lagen der Bewohner und sich ändernde zahlenmäßige 
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Bedarfe flexibel angepasst werden können. Des Weiteren muss die Kombination der Bau-

steine so erfolgen, dass eine Dienstleistungsvielfalt im Quartier gegeben ist, um eine an 

den Bedürfnissen der Bewohner orientierte Angebotsstruktur zu schaffen, um somit ei-

nen Verbleib auch im hohen Alter und bei Hilfebedürftigkeit sicherzustellen.  Auch die 

Interessen der Akteure müssen sich im Gesamtkonzept vertreten fühlen. Die „Gewinner“ 

einer Quartiersgestaltung in Anlehnung an das Bielefelder Modell werden in erster Linie 

die Bewohner sein. Jedoch muss für eine erfolgreiche Umsetzung eine „Win-Win-

Situation“ auch für die anderen beteiligten Akteure erkennbar und realisiert sein.  

Integrierte Versorgungsangebote im Rahmen der Quartiersentwicklung können ein Ne-

beneinander von Strukturen sowie von Doppelstrukturen verhindern, können Versor-

gungsprozesse optimieren und Kosten einsparen helfen. Weiterhin fördern sie die Prä-

misse „ambulant vor stationär“ und folgen dem Auftrag des Gesetzgebers  zur Förderung 

der Selbstbestimmung, der Eigenverantwortung sowie des Vorrangs der häuslichen Pfle-

ge.  
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5  Empfehlungen 

5.1  Empfehlungen zur Umsetzung Modell zur Schaffung integrierter Versor-

gungsangebote im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte in Anlehnung an 

das Bielefelder Modell  

Die Ergebnisse der zuvor liegenden Teilberichte fassen die Situation im Landkreis Meck-

lenburgische Seenplatte wie folgt zusammen: Der Bevölkerungsrückgang bei gleichzeiti-

ger Veränderung der Altersstruktur zu Gunsten der Älteren und zu Ungunsten der Jünge-

ren sowie der Zunahme der Anzahl Pflegebedürftiger wird sich weiter fortsetzen. Der me-

dizinische und pflegerische Versorgungsbedarf wird wachsen. Doch wer soll zunehmende 

Anzahl der Pflegebedürftigen zukünftig versorgen und wie(?) und zeigen deutlich die 

Notwendigkeit der Stärkung des (zahlenmäßig wahrscheinlich rückläufigen) informellen 

Pflegepotenzials sowie der Schaffung integrierter Versorgungsangebote, auch um einer 

drohenden Kostenexplosion entgegenwirken. Die Sozialtransfers werden aller Voraussicht 

ebenfalls steigen, da aufgrund der Diskontinuitäten in den Erwerbsverläufen und der stei-

genden Anzahl von erwerbslosen 55-Jährigen und älter die Pro-Kopf-Renten zukünftig 

häufiger unter das Niveau der Grundsicherung im Alter sinken werden. Ferner werden die 

Krankheitskosten beispielsweise im Zusammenhang mit Demenzerkrankungen zuneh-

men, da die altersspezifischen Prävalenzraten ansteigen werden.  

Im Teilbericht 4 wurden die grundlegenden Züge eines Modells zur Schaffung integrierter 

Versorgungsangebote vorgestellt und darauf hingewiesen, dass es einen Beteiligungs-Mix 

aus regionalen Akteuren braucht, um ein Modell dieser Art initiieren und umsetzen zu 

können. Wie mittlerweile verschiedene Untersuchungen, Surveys oder auch die exempla-

rische Befragung der 50- bis 75- Jährigen im Amt Penzliner Land belegen, wünscht sich die 

Mehrheit der Bevölkerung ein Altern auch bei Pflegebedürftigkeit im gewohnten Woh-

numfeld oder in alternativen Wohn- und Pflegeangeboten; nur ein geringer Teil möchte 

seinen Lebensabend in einem Pflegeheim verbringen. Somit sind die Präferenzen be-

kannt, welche im Sinne einer Bedarfs- und Nachfrageorientierung für die zukünftige Pla-

nung integrierter Versorgungsangebote Beachtung finden müssen. Der Aufbau solcher 

Versorgungsangebote kann nicht erst mittelfristig ins Auge gefasst werden: „Wer die Zu-

kunft der Pflege durch eine Entwicklung der Verhältnisse, Verantwortlichkeiten und Ver-

sorgungsstrukturen unter Beteiligung der Betroffenen gestalten will, muss jetzt handeln. 
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Die Zukunft von Teilhabe, Pflege und Assistenz entscheidet sich heute. Sie muss vor Ort 

neu gedacht und gestaltet werden.“347 

Das Kuratorium Deutsche Altershilfe (2013) entwickelte „Prinzipien für eine erfolgreiche 

Quartiersentwicklung“:  

Kleinteiligkeit und Raumbezogenheit: 

Hier geht es vordergründig nicht um die individuelle Leistungsoptimierung, sondern um 

die ganzheitliche Ausrichtung der Lebensräume auf die Bedarfe der Menschen mit Unter-

stützungsbedarf. Dieses kann mit einer Quartiersorientierung erreicht werden. Die Le-

bensräume sind Räume, mit denen sich die Bewohner des Quartiers identifizieren (kön-

nen). Für eine bedarfsgerechte Gestaltung dieser Lebensräume als überschaubare soziale 

Nahräume „[…] bedarf es kleinteiliger, dezentraler, mobiler Versorgungsstrukturen und 

ortsnaher altersgerechter Wohnangebote.“348 

Ganzheitlichkeit und Prozesshaftigkeit: 

Zur Erfüllung des Anspruchs eines ganzheitlichen Konzepts der Quartiersgestaltung bedarf 

es der Berücksichtigung: 

· altersgerechter Wohnangebote 

· generationengerechter räumlicher Infrastruktur 

· wertschätzendem gesellschaftlichen Umfeld 

· tragender sozialer Infrastruktur 

· ortsnaher Beratung und Begleitung. 

So ein Konzept der Quartiersgestaltung erfordert eine sukzessive und prozesshafte Ent-

wicklung zum Einen, da die genannten Aspekte nicht innerhalb enger Zeiträume umzuset-

zen sind und zum Anderen, um auf sich ändernde Bedarfslagen eingehen zu können.349 

Kooperation und Partizipation: 

Die Entwicklung eines Quartierskonzeptes erfordert die Beteiligung verschiedener Akteu-

re, allen voran Kommune, Wohnungsunternehmen, soziale Dienstleister und Bürgerinitia-

tiven. Die Einbindung weiterer Dienstleister, Kirchengemeinden, etc. ist sinnvoll. Kremer-

Preiß (2013) nennt diese Art der Vernetzung „lokale Verantwortungsgemeinschaften“, 
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welche sich an den Bedarfen und Bedürfnissen der Quartiersbewohner orientieren. Die-

ses erfordert die Partizipation aller Beteiligten einschließlich der Bewohner bei der Pla-

nung und Umsetzung des Quartierskonzepts, denn auch die Bewohner sind Teil der „loka-

len Verantwortungsgemeinschaft“.350 

Kümmerer: 

Wie bereits in Teilbericht 4 verdeutlicht braucht es einen „Kümmerer“ oder auch „Quar-

tiermanager“ mit einem entsprechenden Knowhow. Die Aufgaben des „Kümmerers“ be-

stehen in der Aktivierung der Quartiersbewohner, der Koordinierung der Arbeit der betei-

ligten Akteure, der Anregung von Eigeninitiative, der Stärkung sozialer Netze, der Trans-

parenzsicherung durch Öffentlichkeitsarbeit sowie in der Initiierung und Begleitung von 

Einzelprojekten in den unterschiedlichen Handlungsfeldern.351 Der „Kümmerer“ kann zur 

Gewährleistung der Umsetzung der Aufgaben Kooperationen eingehen. Die finanzielle 

und strukturelle Untersetzung der Arbeit des „Kümmerers“ muss gewährleistet sein. 

Die fünf Phasen der Quartiersentwicklung sind nach dem KDA (2013): (1) Identifizierung 

des Quartiers, (2) Analyse des Quartiers, (3) Entwicklung einer Vision und Abstimmung 

der Vision, (4) Planung von Maßnahmen und (5) Sicherung der Umsetzung der Maßnah-

men. Zuvor es jedoch unerlässlich, ein Leitbild zu entwickeln bzw. zu modifizieren. Die 

genannten Schritte sind prozesshaft zu sehen und zu gestalten. Es ist bei Vorliegen unter-

schiedlicher kommunaler Gegebenheiten nicht immer möglich, ein Quartier exakt nach 

den genannten Schritten zu entwickeln. Kremer-Preiß (2013) resümiert: „Wichtig ist nicht, 

möglichst schnell alle Versorgungslücken zu beseitigen, sondern nach und nach in einem 

gemeinsamen Prozess das Quartier auf die besonderen Bedarfslagen von Menschen mit 

Unterstützungsbedarf auszurichten.“352 Um schnelle Erfolge zu erzielen, kann es sinnvoll 

sein, mit einfachen Maßnahmen zu starten, um die Motivation der Beteiligten zu fördern 

und neue „Partner“ für weitere Projekte zu finden. Kremer-Preiß (2013) fasst zusammen:  

· kleinschrittiges Vorgehen 

· Beginn mit überschaubaren Projekten (z. B. Schaffung von Sitzgelegenheiten, um 

älteren Menschen die Teilhabe am Leben im Quartier zu ermöglichen) 

· Bürgerbeteiligung von Anfang an 
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· Erfolge transparent machen 

· kontinuierliche Überprüfung der Handlungsschritte 

· „Veränderung kommunalinterner Strukturen“.353 

Ziele einer Quartiersentwicklung sind die Förderung eines gesellschaftlichen Umfeldes, 

der Erhalt einer tragfähigen sozialen Infrastruktur, der Ausbau bedarfsgerechter Wohn-

(und Pflege)angebote, die Sicherstellung einer generationengerechten, nachhaltigen 

räumlichen Infrastruktur, der Aufbau bedarfsgerechter Dienstleistungen und Angebote 

sowie die Schaffung der Möglichkeit, eine wohnortnahe Beratung und Begleitung in An-

spruch nehmen zu können.354 

Die aufgeführten Ziele lassen sich mit einem Modell zur Schaffung integrierter Versor-

gungsangebote im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte in Anlehnung an das Bielefel-

der Modell umsetzen. Die Kreativität und das Knowhow der beteiligten, insbesondere der 

federführenden Akteure im Prozess der Quartiersentwicklung sind gefragt, die durch den 

Gesetzgeber geregelten Finanzierungsmöglichkeiten zu nutzen und neue Finanzierungs-

wege zu erschließen. Dieses trifft insbesondere für die Finanzierung der koordinativen 

Aufgaben des „Kümmerers“ zu.  Angeschoben werden kann eine Quartiersentwicklung im 

Rahmen einer Modellförderung mit Finanzzuweisungen gemäß § 1 Abs. 6 SozhfinanzG 

M-V nach Ausschreibung durch den Landkreis Mecklenburgische Seenplatte. Weiterhin 

sind Modellförderungen gemäß § 45f SGB XI zur Weiterentwicklung von Wohnformen 

möglich. 

5.2  Empfehlungen zur Versorgung kurz- und mittelfristiger Bedarfe 

Ziel des LPflegeG M-V ist u. a. die Gewährleistung einer ortsnahen Tagespflege sowie die 

(Weiter)Entwicklung von Tages-, Nacht- und Kurzzeitpflegen.355 Im Teilbericht 2 wurde ein 

Überblick über die (pflegerische) Angebotslandschaft gegeben. Nicht alle zentralen Orte 

einschließlich ihrer Verflechtungsbereiche verfügen mit Stand 1.2.2014 über eine Tages-

pflegeeinrichtung; eine teilstationäre Nachtpflege ist im gesamten Landkreis Mecklenbur-

gische Seenplatte mit Stand 1.2.2014 nicht vorhanden. Im bisherigen Bericht wurde 

mehrfach darauf hingewiesen, dass eine integrierte Pflegesozialplanung nicht nur ange-
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bots-, sondern auch bedarfsorientiert sein sollte. Als ein Ergebnis des Berichts lässt sich 

festhalten, dass ambulante und teilstationäre Versorgungsangebote und alternative 

Wohnformen bevorzugt werden. Insofern und zur Gewährleistung einer ortsnahen Ver-

sorgung erscheint der Ausbau teilstationärer Tagespflegeangebote sinnvoll, welcher im 

Rahmen einer Quartiersentwicklung realisiert werden könnte. In dem Zuge wäre es auch 

möglich, einen eventuellen Bedarf an teilstationärer Nachtpflege zu ermitteln. Weiterhin 

könnten ähnliche Befragungen wie im Rahmen des Auftrages durch den Landkreis Meck-

lenburgische Seenplatte im Amt Penzliner Land auch in anderen Ämtern erfolgen, um die 

tatsächlichen Bedarfe und Bedürfnisse der Bewohner zu ermitteln; an dieser Stelle wurde 

bzw. würde der Partizipationsgedanke in einem ersten Schritt umgesetzt. Die Ergebnisse 

der exemplarischen Befragung im Amt Penzliner Land liefern wertvolle Hinweise zu den 

tatsächlichen Wünschen, Bedürfnissen und Bedarfen der 50- bis 75-Jährigen Bewohner.  

Die stationäre pflegerische Versorgung nimmt im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 

den geringsten Anteil an den Versorgungsarten ein. Im Kreisvergleich belegt der Landkreis 

auch deutschlandweit einen der hinteren Ränge. Im Gegenzug ist die Auslastung der sta-

tionären Pflegeeinrichtungen sehr hoch, auch im Kreisvergleich deutschlandweit. Dieser 

Umstand lässt Raum für Interpretationen. Auf der einen Seite könnte resümiert werden: 

„Gut geplant“, auf der anderen Seite ist nicht sicher, ob die Auslastung bei einem Bau 

weiterer stationärer Pflegeeinrichtungen genauso oder ähnlich hoch wäre. Die bisherigen 

Ergebnisse und Tendenzen lassen zunächst Ersteres vermuten. Die Anzahl Pflegebedürfti-

ger und Demenzkranker wird bis zum Jahr 2030 zunehmen. Die Planungen zur Versorgung 

der Bedarfe müssen zeitnah angegangen werden. Um Fehlplanungen zu vermeiden, ist 

ein kommunales Monitoring unerlässlich (siehe dazu Kapitel 5.4). Die im Teilbericht 3 auf-

gezeigten Szenarien haben lediglich Modellcharakter, können als Orientierung dienen und 

müssen regelmäßig auf Grundlage der Bevölkerungsentwicklung, der Entwicklung der 

Pflegebedürftigen und der Versorgungsarten aktualisiert werden. Auf sich ändernde Be-

darfe könnte, wie im Teilbericht 4 beschrieben, durch flexible (Grundriss-)Gestaltungen 

der ortsnahen Versorgungsangebote relativ kostengünstig reagiert werden. Anzuraten 

wäre die Etablierung einer Arbeits-/Steuerungsgruppe, die flexible Lösungsmodelle auf-

grund der Ergebnisse des vorliegenden Berichts erarbeitet und die Umsetzung initiiert 

und steuert, um zum Einen auf kurzfristige Bedarfe, zum Anderen auf sich ändernde, mit-

telfristige Bedarfe reagierten zu können. Die Beratungsstatistik der Pflegestützpunkte 
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sollte einbezogen werden, da diese Hinweise auf Bedarfe und Bedürfnisse der Betroffe-

nen liefert. Ein Fokus sollte auch auf der Weiterentwicklung der Beratungsstrukturen im 

Landkreis liegen, insbesondere die qualifizierte Wohnraumberatung betreffend. Eine 

ortsnahe und zugehende qualifizierte Wohnraumberatung ist unerlässlich, sollen Pflege-

bedürftige so lange wie möglich in größtmöglicher Selbstständigkeit in der eigenen Häus-

lichkeit oder in alternativen Wohnformen leben können. Eine vorausschauende Planung 

ermöglicht es, gemeinsam mit den Bürgern und den beteiligten Akteuren zu agieren und 

nicht (nur) zu reagieren. Hier muss wieder auf ein kommunales Monitoring als eine we-

sentliche Voraussetzung verwiesen werden. 

5.3  Empfehlungen zur Förderung des freiwilligen Engagements 

Wie in Teilbericht 1 beschrieben, ist die Engagementquote laut FWS leicht angestiegen, 

wobei jedoch nur ein geringer Anteil auf den Gesundheits-/Pflegebereich fällt. Die Etab-

lierung des freiwilligen Engagements im pflegerischen Versorgungsmix ist ein Baustein zur 

Umsetzung der Prämisse „ambulant vor stationär“.  Ein Ergebnis der exemplarischen Be-

fragung im Amt Penzliner Land war, dass sich 56,6 % der Befragten zwar nicht freiwil-

lig/ehrenamtlich engagieren, es sich davon jedoch knapp 20 % vorstellen könnten, sich 

freiwillig/ehrenamtlich zu engagieren. Hier ruht „externes“ Engagementpotenzial, wel-

ches es zu wecken gilt. Dazu sind die von den Bürgern bevorzugten seriösen Ansprache-

wege zu nutzen – lokale, kostenfreie Informationsblätter und -zeitungen, die Internetsei-

ten der Gemeinden, Städte, Ämter und des Landkreises und die persönliche Ansprache 

durch die Akteure vor Ort. 

Ebenfalls steckt in der steigenden Anzahl älterer Arbeitsloser „externes“ Engagementpo-

tenzial. Der FWS zeigt auf, aus welchen Gründen sich die unterschiedlichen Altersgruppen 

freiwillig engagieren. Die Kenntnis und das Aufgreifen der Gründe für freiwilliges Enga-

gement sind der erste Schritt zur Aktivierung potenziell freiwillig Engagierter. Ein weiterer 

Schritt ist die Schaffung von Transparenz: Die Angehörigen Pflegebedürftiger wissen häu-

fig nicht, wie sie Unterstützung durch freiwillig Engagierte erhalten können; an einem 

freiwilligen Engagement Interessierte wissen häufig nicht, wo welche Möglichkeiten be-

stehen. Erschwerend ist weiterhin, dass die Hemmschwelle pflegender Angehörige oft 

hoch ist, Unterstützung in Anspruch zu nehmen. Grundlegend für eine Etablierung des 

freiwilligen Engagements im pflegerischen Versorgungsmix ist die Berücksichtigung der 
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„Erfolgsfaktoren“ aus der Sicht der unterschiedlichen Akteure, wie beispielsweise der 

Wohlfahrtsverbände, der Kommunalpolitik, der ambulanten Dienste, der Beratungs- und 

Vermittlungsstellen oder auch aus der Sicht der potentiell freiwillig Engagierten selbst. 

Des Weiteren muss klar definiert werden, was (unter Berücksichtigung gesetzlicher Rege-

lungen) die Aufgabenfelder der freiwillig Engagierten im pflegerischen Versorgungsmix 

sind bzw. sein sollen. Das Zentrum für Qualität in der Pflege (ZQP) (2013) greift in seinem 

Themenreport die genannten Punkte auf und gibt u. a. Impulse „[…] für die Praxis freiwil-

ligen Engagements bei der Versorgung und Unterstützung hilfe- und pflegebedürftiger 

Menschen.“356 Im Rahmen einer Quartiersentwicklung würden vielfältige Möglichkeiten 

freiwilligen Engagements vor Ort sichtbar; ebenso könnte durch den Aufbau einer tra-

genden sozialen Infrastruktur im Quartier evtl. die Hemmschwelle zur Inanspruchnahme 

frühzeitiger Hilfen durch pflegende Angehörige und Hilfebedürftige gesenkt werden. Die 

Förderung des freiwilligen Engagements im pflegerischen Versorgungsmix könnte eben-

falls Thema einer Arbeits-/Steuerungsgruppe (siehe Kapitel 5.2) sein.  

5.4 Empfehlungen zur Entwicklung und Fortschreibung einer integrierten 

Pflegesozialplanung für den Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 

Wie bereits mehrfach in den vorangegangenen Kapiteln betont, ist der Aufbau und die 

Verstetigung eines kommunalen Monitorings die Grundlage für die integrierte Pflegesozi-

alplanung im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte und damit für den Prämisse, die 

demografische Alterung als eine kommunale Gestaltungsaufgabe zu begreifen. Ebenso 

wurde in den einzelnen Teilberichten auf die bestehenden Stolpersteine bei der Samm-

lung von relevanten (und kleinräumigen) Daten hingewiesen.  

Ein praktikables Monitoringkonzept ermöglicht es, auffällige Entwicklungen zu erkennen, 

regionale Handlungsschwerpunkte proaktiv zu identifizieren und adäquate Maßnahmen 

abzuleiten: „Die Funktion des Monitorings besteht darin, bei einem beobachteten Ablauf 

bzw. Prozess steuernd einzugreifen, sofern dieser nicht den gewünschten Verlauf nimmt 

bzw. bestimmte Schwellenwerte unter- bzw. überschritten sind.“357 Weiterhin kann mit 

einem schlüssigen indikatorengestützten Monitoringkonzept überprüft werden, ob die 

den evtl. eingeleiteten und durchgeführten Maßnahmen zugrunde liegenden Problemla-

                                                       

356
 S. 83ff 

357
 www.fremdwort.de, Stand 5.4.2014 



158 

gen weiterhin bestehen oder nicht.358 Als Orientierungsrahmen dient dabei das vom Bun-

desministerium des Innern (2012) mit dessen Demografiestrategie verbundene Ziel, „[…] 

jedem Einzelnen entsprechend seiner Lebenssituation und seines Alters Chancen zu eröff-

nen, seine Potenziale und Fähigkeiten zu entwickeln und seine Vorstellungen vom Leben zu 

verwirklichen.“359 Die Sicherung der Daseinsvorsorge und die Möglichkeit, ein selbstbe-

stimmtes Leben im Alter auch praktisch durchführen zu können, stehen im Zusammen-

hang: die Förderung gesellschaftlicher Teilhabe, eines aktiven Lebens im Alter, eines ge-

sunden Alterns sowie einer bei Bedarf auch wirklich bedarfsgerechten Pflege sind die Vo-

raussetzungen, um das Ziel der Demografiestrategie (2012) erreichen zu können. Als ein 

Ideal wäre die Etablierung eines Amtes für Demografie und Statistik im Landkreis Meck-

lenburgische Seenplatte mit der Integration einer Stabsstelle für demografische Entwick-

lungsplanung anzusehen. Eine Vorbildfunktion nimmt beispielsweise die Stadt Bielefeld 

ein, welche im Jahr 2011 eben solch ein Amt einrichtete und seither eine Demografiebe-

auftragte beschäftigt. Es wurde ein Demografiekonzept entwickelt, welches sich an den 

zuvor formulierten „demografiepolitischen Zielen“ orientiert. Mit Hilfe einer übersichtli-

chen Internetpräsenz, der Erstellung von Infobriefen und Themenheften (auch für Kinder) 

werden Ergebnisse des Monitorings und der daraus entwickelten Strategien für alle Inte-

ressierten transparent und gleichzeitig der Nutzen für die Bewohner und die unterschied-

lichen Akteure sicht- und greifbar.360  

Beim Aufbau eines Monitorings ist grundsätzlich zu überlegen, entgegen des Regionalen 

Raumentwicklungsprogramms Mecklenburgische Seenplatte, auf Ämterebene Daten zu 

sammeln bzw. zu erheben und integrierte Versorgungsangebote zu planen. Amtliche Sta-

tistiken enthalten, wenn überhaupt so kleinräumig, Daten auf Gemeinde- bzw. Ämter-

ebene und nicht auf der Ebene der zentralen Orte und ihrer Verflechtungsbereiche; Ge-

meindefusionen leisten ihr Übriges. Des Weiteren wird in der Kommunalpolitik auf Äm-

terebene gedacht und geplant. Erschwerend hinzukommt, dass die zentralen Orte und 

ihre Verflechtungsbereiche häufig nicht mit den Amtsgrenzen übereinstimmen.  

                                                       

358
 vgl. Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (2009), S. 7 

359
 www.bundesregierung.de, Stand 5.4.2014 

360
 vgl. www.bielefeld.de, Stand 8.4.2014; Anm.: Auch z. B. die Stadt Lübeck errichtete eine Statistikstelle. 

(vgl. www.luebeck.de, Stand 8.4.2014) 
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Für ein kontinuierliches und lückenloses Monitoring ist die verlässliche Zuarbeit von Da-

ten durch verschiedene Ämter361 in festzulegenden zeitlichen Abständen für im Vorfeld 

definierte Indikatoren notwendig, welche von der festzulegenden Stelle aufbereitet und 

ausgewertet werden, um in einer Arbeits-/Steuerungsgruppe entsprechende Strategien 

entwickeln und die Umsetzung initiieren zu können. Bei der Entwicklung von Strategien 

ist es angezeigt, neben Vertretern der Kommunen auch Vereine und Verbände, wie z. B. 

den Seniorenbeirat, Behindertenverbände, Wohlfahrtsverbände einzubeziehen.  

Die Etablierung einer kommunalen Statistikstelle ist gemäß § 11 Landesstatistikgesetz 

Mecklenburg-Vorpommern (LStatG M-V) möglich.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                       

361
 Anm.: Derjenige, der die Daten aufbereitet und auswertet, muss nicht nur über entsprechende fachliche 

Kompetenzen verfügen, sondern muss auch persönlich in der Lage sein, partnerschaftlich mit den Daten 

zuarbeitenden Stellen zusammenzuarbeiten, da diese rechtlich nicht (immer) verpflichtet ist, (kleinräumi-

ge) Daten an den Landkreis zu liefern. 
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Anhang 

A0  Anhang Einführung in den Bericht  

A0.1  Gesetzliche Grundlagen 

A0.1.1  Elftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XI) –  

Soziale Pflegeversicherung 

Auch wenn die pflegerische Versorgung der Bevölkerung als eine gesamtgesellschaftliche 

Aufgabe postuliert wird362, d. h.  

die „Länder, die Kommunen, die Pflegeeinrichtungen und die Pflegekassen wirken unter 

der Beteiligung des Medizinischen Dienstes eng zusammen, um eine leistungsfähige, regi-

onal gegliederte, ortsnahe und aufeinander abgestimmte ambulante und stationäre pfle-

gerische Versorgung der Bevölkerung zu gewährleisten“363,  

und die Länder für die Vorhaltung einer „[…] leistungsfähigen, zahlenmäßig ausreichen-

den und wirtschaftlichen pflegerischen Versorgungsstruktur“364 verantwortlich sind, liegt 

der Sicherstellungsauftrag für die pflegerische Versorgung bei den Pflegekassen.365  

Das Landesrecht bestimmt Näheres zur Planung und Förderung von Einrichtungen der 

Pflege.366 Modellvorhaben, welche insbesondere auf die Entwicklung neuartiger (quali-

tätsgesicherter) Versorgungsformen367 zielen, können durch den Spitzenverband Bund 

der Pflegekassen gefördert werden.368 

                                                       

362
 § 8 Abs. 1 SGB XI 

363
 ebd., Abs. 2 

364
 § 9 Satz 1 SGB XI 

365
 § 12 Abs. 1 SGB XI; Anm.: Die Leistungen der gesetzlichen Pflegeversicherung sind Leistungen nach dem 

Bundesversorgungsgesetz, der gesetzlichen Unfallversicherung sowie aus den öffentlichen Kassen auf 

Grundlage der gesetzlich geregelten Unfallversorgung und Unfallfürsorge nachrangig. (§ 13 Abs. 1 SGB XI) 

Die Leistungen der gesetzlichen Pflegeversicherung haben jedoch Vorrang gegenüber den (Fürsor-

ge-)Leistungen zur Pflege nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII), dem Lastenausgleichsge-

setz, Reparationsschädengesetz, Flüchtlingshilfegesetz und dem Bundesversorgungsgesetz (Kriegsopfer-

fürsorge). (§ 13 Abs. 3 SGB XI) 
366

 § 9 Satz 2 SGB XI; Anm.: Die Bundesregierung ist verpflichtet, im Abstand von vier Jahren einen Bericht 

zur Entwicklung der Pflegeversicherung sowie zum Stand der pflegerischen Versorgung vorzulegen.(§ 10 

SGB XI) 
367

 Anm.: Den Vorrang haben dabei Modellvorhaben zur Erprobung von Möglichkeiten des persönlichen 

Budgets und von Wohnkonzepten bei Pflegebedürftigkeit in einer Region. (§ 8 Abs. 3 SGB XI) 
368

 § 8 Abs. 3 SGB XI 
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A0.1.2  Landespflegegesetz Mecklenburg-Vorpommern (LPflegeG M-V) 

Der Gesetzgeber hat die integrierte Pflegesozialplanung im Landespflegegesetz Mecklen-

burg-Vorpommern (LPflegeG M-V) verankert, mit dem Ziel, eine leistungsfähige, regional 

gegliederte ortsnah aufeinander abgestimmte, ambulante und stationäre pflegerische 

Versorgung der Bevölkerung sicherzustellen.369 Für die Deckung der u. a. für die integrier-

te Pflegesozialplanung entstehenden Kosten erhalten die örtlichen Träger der Sozialhilfe 

gemäß Sozialhilfefinanzierungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern (SozhfinanzG M-V) Fi-

nanzzuweisungen durch das Land Mecklenburg-Vorpommern.370 Leitgedanke der Ände-

rungen im LPflegeG M-V in Verbindung mit dem SozhfinanzG M-V ist die Sicherstellung 

eines selbstbestimmten Lebens und der Möglichkeit der sozialen Teilhabe vor Ort.371 

Die Landkreise und kreisfreien Städte sind gemäß § 5 Abs. 2 verpflichtet, in fünfjährigen 

Abständen (erstmalig 31.12.1010) eine Planung der Pflegeinfrastruktur aufzustellen.372 

Die Ergebnisse sind dem Ministerium für Arbeit, Gleichstellung und Soziales (MfAGS) in-

nerhalb von neun Monaten ab Stichtag vorzulegen. Die kommunalen Planungen der Pfle-

geinfrastruktur bilden die Grundlage für einen „[…] Landesplan mit Empfehlungen für die 

Weiterentwicklung der pflegerischen Versorgungsstruktur […]“373. Die landesplanerischen 

Empfehlungen für den Bereich der Pflege wurden vom MfAGS (2014) vorgelegt.374  

A0.2  Politische Rahmenbedingungen 

A0.2.1  Kreisgebietsreform 

Mit der Verabschiedung des Gesetzes zur Schaffung zukunftsfähiger Strukturen der Land-

kreise und kreisfreien Städte des Landes Mecklenburg-Vorpommern (Landkreisneuord-

nungsgesetz – LNOG M-V)375 vom 12. Juli 2010 wurde die sogenannte Kreisgebietsreform 

                                                       

369
 § 1 Abs. 7  

370
 Anm.: Ebenso eingeschlossen sind Kosten, welche für die Durchführung von Modellprojekten, die der 

Weiterentwicklung und Unterstützung (vorrangig) ambulanter und teilstationärer Pflegeangebote sowie 

neuer Formen ambulanter Versorgung dienen, entstehen. Die Finanzzuweisungen sind für jeden Landkreis 

gedeckelt. (ebd., § 1 Abs. 6) 
371

 vgl. Enquete-Kommission M-V (2013), S. 8/7 in Verbindung mit Anlage I, S. 16 
372

 Anm.: Dazu gehört eine Bestandsaufnahme der Pflegeinfrastruktur, das Aufzeigen evtl. Defizite sowie die 

Beschreibung von zukünftigen Bedarfen.  
373

 § 5 Abs. 3 LPflegeG M-V 
374 

vgl. www.service.mvnet.de, Stand 6.2.2014 
375 

Anm.: Es handelt sich hierbei um den Artikel 1 des Gesetzes zur Schaffung zukunftsfähiger Strukturen der 

Landkreise und kreisfreien Städte des Landes Mecklenburg-Vorpommern (Kreisstrukturgesetz) vom 12. 

Juli 2010. 
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auf den Weg gebracht. Seit dem 4. September 2011 gibt es in Mecklenburg Vorpommern 

nur noch sechs Landkreise und zwei kreisfreie Städte.376 Die Gemeinden der ehemaligen 

Landkreise Mecklenburg-Strelitz (MST), Müritz (MÜR), die zum damaligen Landkreis 

Demmin (DM) gehörenden Gemeinden der Ämter Demmin-Land, Malchin, Stavenhagen 

und Treptower Tollensewinkel sowie die zum Landkreis DM gehörenden Städte Dargun 

und Hansestadt Demmin sowie die ehemalige kreisfreie Stadt Neubrandenburg gehören 

seit der Reform dem Landkreis Mecklenburgische Seenplatte (MSE) an.377  

Die Landkreisneuordnung soll zu mehr Effizienz in der Verwaltung führen bei gleichzeiti-

ger Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung, der Bürgernähe und der demokratischen 

Teilhabe der Bürger an der Verwaltung.378 Elemente der Verwaltungsmodernisierung sind 

u. a. die Stärkung der Zentren sowie die Stärkung der „ehrenamtliche(n) kommunalpoliti-

sche(n) Tätigkeit“379.  

A0.2.2  Raumentwicklung 

Der Gesetzgeber hat bereits im Jahr 1998 die Auf- und Feststellung von Raumentwick-

lungsprogrammen auf Landesebene (Landesraumentwicklungsprogramm) sowie für des-

sen Teilräume (regionale Raumentwicklungsprogramme) gesetzlich verankert.380 Der Pla-

nungszeitraum soll sich i. d. R. auf zehn Jahre erstrecken.381 Ziele des Landesplanungsge-

setzes (LPIG) sind u. a. die Herstellung gleichwertiger Lebensbedingungen, die Vermei-

dung von Abwanderungen sowie die Stärkung zentraler Orte.382 Die Planungsregion MSE 

entspricht dem Landkreis MSE.383 Das Regionale Raumentwicklungsprogramm MSE wurde 

am 15. Juni 2011 mit der Landesverordnung über das Regionale Raumentwicklungspro-

gramm Mecklenburgische Seenplatte (PREP MS-LVO M-V) festgestellt und veröffent-

licht.384 Demnach gehört die Region MSE zum Regionstyp „Ländliche Räume“385.386 Die 

                                                       

376 
Anm.: Zuvor waren es zwölf Landkreise und sechs kreisfreie Städte. (vgl. Ministerium für Inneres und 

Sport M-V, Moderne Verwaltung Mecklenburg-Vorpommern (o. Jahr a), S. 1) 
377

 § 7 Abs. 1 und 2 LNOG M-V 
378

 vgl. Ministerium für Inneres und Sport M-V (o. Jahr a), S. 1 
379 

vgl. Ministerium für Inneres und Sport M-V (o. Jahr b), S. 1 
380

 vgl. § 4 Abs. 1 Gesetz über die Raumordnung und Landesplanung des Landes Mecklenburg-Vorpommern 

(Landesplanungsgesetz (LPIG)) (Stand 20. Mai 2011) 
381 

vgl. § 4 Abs. 2 LPIG 
382 

vgl. § 2 Nr. 1 und 6 LPIG 
383

 vgl. § 12 Abs. 1 Nr. 4 LPIG 
384

 vgl. § 1 Abs. 1 PREP MS-LVO M-V 
385

 Anm.: Das Bundesamt für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) (2010) legt für die Einordnung von 

Gebieten in u. a. ländliche Räume das Basisstrukturmerkmal Besiedlung (zwei Merkmalskomponente: Be-
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Region MSE gehört größtenteils zu den sehr peripheren Lagetypen nach erreichbarer Ta-

gesbevölkerung387.388 Der Landkreis MSE ist mit einer Problemlage konfrontiert, welche 

gekennzeichnet ist durch Abwanderung (insbesondere jüngerer Altersgruppen), durch 

Frauenmangel im sogenannten demografisch aktiven Alter, durch einen Sterbefallüber-

schuss sowie durch einen Fachkräftemangel verbunden mit u. a. dem Abbau bzw. Rück-

gang von infrastrukturellen Bereichen sowie dem Verlust regionaler Kompetenzen. Dieser 

Problemlage soll n. a. mit der „Schaffung zukunftsfähiger Rahmenbedingungen“ sowie 

attraktiver Wohnangebote begegnet werden.389 Hinsichtlich der räumlichen Entwicklung 

erfolgt eine Differenzierung der zentralen Orte390 in Grund-, Mittel- und Oberzentren: Das 

zentralörtliche System besteht aus „[…] Ober-, Mittel- und Grundzentren mit entspre-

chend zugeordneten Ober-, Mittel- und Nahbereichen als Verflechtungsbereiche.“391 Zu-

sätzlich zu dieser Systematik werden Siedlungsschwerpunkte mit der Funktion „[…] er-

gänzende(r) ortsnaher Versorgungsaufgaben im Rahmen der Sicherung der Daseinsvor-

sorge“392 festgelegt.393 Eine Grundversorgung im Rahmen der öffentlichen Daseinsvorsor-

ge soll mindestens in den Grundzentren gewährleistet sein. Des Weiteren sieht das Regi-

onale Raumentwicklungsprogramm (2011) die Sicherung und die bedarfsgerechte (Wei-

ter-)Entwicklung ambulanter, teilstationärer und stationäre Pflegeangebote vor. Dabei 

sind Einrichtungen der stationären Pflege wie auch Einrichtungen der Hilfe für Menschen 

mit Behinderungen vorrangig in den zentralen Orten zu konzentrieren. Die gleiche Prä-

misse gilt für Einrichtungen des Gesundheitswesens.394 

Das Regionale Entwicklungskonzept MSE (2000) und dessen Fortschreibungen sollen eine 

handhabbare Grundlage für die „Umsetzungs- und Koordinierungsaktivitäten“395 einer 

                                                                                                                                                                    

völkerungsdichte und Siedlungsflächenanteil) zugrunde. Gering verdichtete Gebiete kombiniert mit einem 

hohen Freiraumanteil kennzeichnen ländliche Räume. (vgl. S. 2) 
386 

Regionaler Planungsverband Mecklenburgische Seenplatte (2011), S. 10 

387 Anm.: Tagesbevölkerungspotenzial innerhalb zwei Stunden Fahrzeit im motorisierten Individualverkehr 

(MIV). (BBSR (2010), S. 3) 
388 

ebd., S. 4 
389

  Regionaler Planungsverband MSE (2005), o. Seite, zit. nach Regionaler Planungsverband MSE (2011), S. 

23 
390

 Anm.: haben überörtliche Bündelungsfunktion 
391 

Regionaler Planungsverband MSE (2011), S. 51 
392

 ebd., S. 60 
393

 Anm.: Eine Übersicht über die zentralen Orte sowie die Siedlungsschwerpunkte sind in im Regionalen 

Raumentwicklungsprogramm MSE (2011), S. 51ff zu finden.  
394

 vgl. S. 118ff 
395

 Regionaler Planungsverband MSE (2000), S. 5 
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regionalen Raumentwicklung bilden.396  „Das soziale Leben“ ist als ein Handlungsfeld in 

das regionale Entwicklungskonzept integriert. Das Politikfeld Pflege ist nicht explizit als 

ein Handlungsfeld ausgewiesen.  

A0.2.3  Regionaler Planungsverband Mecklenburgische Seenplatte 

Die Publikation "Innovative Wege zur Pflege älterer Menschen in der Mecklenburgischen 

Seenplatte" des Regionalen Planungsverbandes (2008) ist eine Zusammenfassung der 

Arbeitsergebnisse aus dem Handlungsfeld Pflege397 des Modellvorhabens der Raumord-

nung (MORO) "Regionalplanerische Handlungsansätze zur Gewährleistung der öffentli-

chen Daseinsvorsorge". Es wird ein (Rahmen-)Zukunftskonzept für die MSE beschrie-

ben.398 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                       

396
 vgl. Regionaler Planungsverband MSE (2011), S. 143 

397 
Anm.: Insgesamt wurden Anpassungskonzepte für vier Handlungsfelder öffentlicher Personennahver-

kehr, schulische Bildung, Kindertagesbetreuung und Altenpflege erarbeitet. (vgl. Regionaler Planungsver-

band MSE (2008), S. 12) 
398 

vgl. ebd., S. 7ff 
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A1  Anhang Teilbericht 1  

Tab. 1: Bevölkerung nach Gemeinden in Grundzentren und Verflechtungsbereichen, Stich-

tag 31.12.2011 

AGS Gebiet Bevölkerung 

    männlich weiblich gesamt 

Neubrandenburg       

13071021 Burg Stargard, Stadt 2468 2532 5000 

13071016 Breesen 272 279 551 

13071057 Groß Teetzleben 353 344 697 

13071102 Mölln 268 254 522 

13071010 Blankenhof 342 340 682 

13071024 Cammin 160 147 307 

13071026 Cölpin 383 404 787 

13071040 Glienke 83 75 158 

13071055 Groß Nemerow 608 578 1186 

13071107 Neubrandenburg, Stadt 31515 33480 64995 

13071067 Holldorf 397 396 793 

13071104 Neddemin 162 169 331 

13071108 Neuenkirchen 586 574 1160 

13071111 Neverin 520 536 1056 

13071140 Sponholz 384 367 751 

13071141 Staven 225 223 448 

13071145 Trollenhagen 473 454 927 

13071161 Woggersin 261 294 555 

13071170 Zirzow 174 166 340 

13071117 Pragsdorf 259 244 503 

13071166 Wulkenzin 789 719 1508 

Demmin       

13071008 Beggerow 298 301 599 

13071014 Borrentin 439 455 894 

13071029 Demmin, Hansestadt 5561 6195 11756 

13071064 Hohenbollentin 61 68 129 

13071065 Hohenmocker 273 256 529 

13071076 Kletzin 401 366 767 

13071089 Lindenberg 113 109 222 

13071096 Meesiger 116 135 251 

13071112 Nossendorf 392 359 751 

13071128 Sarow 379 363 742 

13071131 Schönfeld 214 187 401 

13071136 Siedenbrünzow 313 296 609 

13071139 Sommersdorf 138 120 258 

13071148 Utzedel 272 267 539 

13071150 Verchen 227 199 426 

13071157 Warrenzin 215 214 429 

Neustrelitz       

13071011 Blankensee 882 856 1738 
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AGS Gebiet Bevölkerung 

    männlich weiblich gesamt 

13071012 Blumenholz 413 400 813 

13071025 Carpin 468 430 898 

13071042 Godendorf 132 116 248 

13071066 Hohenzieritz 253 243 496 

13071075 Klein Vielen 378 341 719 

13071080 Kratzeburg 289 271 560 

13071110 Neustrelitz, Stadt 10200 10926 21126 

13071147 Userin 354 322 676 

13071162 Wokuhl-Dabelow 300 286 586 

Waren       

13071047 Grabowhöfe 499 499 998 

13071051 Groß Dratow 177 179 356 

13071052 Groß Gievitz 245 213 458 

13071056 Groß Plasten 350 364 714 

13071062 Hinrichshagen 81 72 153 

13071063 Hohen Wangelin 338 286 624 

13071069 Jabel 284 278 562 

13071071 Kargow 377 346 723 

13071077 Klink 541 563 1104 

13071078 Klocksin 194 189 383 

13071085 Lansen-Schönau 220 248 468 

13071103 Moltzow 160 166 326 

13071106 Neu Gaarz 56 57 113 

13071129 Schloen 234 255 489 

13071134 Schwinkendorf 268 260 528 

13071144 Torgelow am See 234 216 450 

13071149 Varchentin 184 164 348 

13071151 Vielist 242 225 467 

13071154 Vollrathsruhe 219 238 457 

13071156 Waren (Müritz), Stadt 10098 11132 21230 

Malchin       

13071007 Basedow 382 362 744 

13071030 Duckow 133 125 258 

13071032 Faulenrost 344 338 682 

13071039 Gielow 738 606 1344 

13071084 Kummerow 323 299 622 

13071092 Malchin, Stadt 3867 3953 7820 

13071109 Neukalen, Stadt 1017 957 1974 

Friedland       

13071009 Beseritz 63 70 133 

13071019 Brunn 545 545 1090 

13071028 Datzetal 440 453 893 

13071031 Eichhorst 267 226 493 

13071035 Friedland, Stadt 3220 3208 6428 

13071037 Galenbeck 617 600 1217 

13071038 Genzkow 78 66 144 
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AGS Gebiet Bevölkerung 

    männlich weiblich gesamt 

Stavenhagen       

13071015 Bredenfelde 105 91 196 

13071018 Briggow 178 161 339 

13071048 Grammentin 117 115 232 

13071060 Gülzow 237 235 472 

13071068 Ivenack 463 427 890 

13071070 Jürgenstorf 601 497 1098 

13071074 Kittendorf 176 190 366 

13071079 Knorrendorf 341 314 655 

13071072 Kentzlin 95 118 213 

13071123 Ritzerow 225 204 429 

13071127 Rosenow 499 508 1007 

13071142 Stavenhagen, Reuterstadt 2816 3006 5822 

13071169 Zettemin 170 159 329 

Altentreptow       

13071002 Altenhagen 164 165 329 

13071004 Altentreptow, Stadt 2765 2925 5690 

13071006 Bartow 271 245 516 

13071017 Breest 91 76 167 

13071022 Burow 552 516 1068 

13071041 Gnevkow 181 186 367 

13071044 Golchen 165 148 313 

13071049 Grapzow 210 202 412 

13071050 Grischow 145 128 273 

13071059 Gültz 280 249 529 

13071081 Kriesow 181 143 324 

13071120 Pripsleben 133 134 267 

13071125 Röckwitz 160 134 294 

13071135 Siedenbollentin 292 287 579 

13071146 Tützpatz 281 272 553 

13071158 Werder 291 284 575 

13071160 Wildberg 317 271 588 

13071163 Wolde 320 307 627 

Woldegk       

13071054 Groß Miltzow 574 563 1137 

13071061 Helpt 184 164 348 

13071083 Kublank 58 106 164 

13071090 Lindetal 602 603 1205 

13071098 Mildenitz 277 229 506 

13071105 Neetzka 137 122 259 

13071116 Petersdorf 88 81 169 

13071130 Schönbeck 183 196 379 

13071132 Schönhausen 134 125 259 

13071153 Voigtsdorf 51 51 102 

13071164 Woldegk, Stadt 1899 1810 3709 

Penzlin       
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AGS Gebiet Bevölkerung 

    männlich weiblich gesamt 

13071005 Ankershagen 306 303 609 

13071101 Möllenhagen 846 768 1614 

13071082 Krukow 101 89 190 

13071086 Lapitz 82 87 169 

13071094 Mallin 193 183 376 

13071115 Penzlin, Stadt 2012 1974 3986 

13071121 Puchow 73 68 141 

Dargun       

13071027 Dargun, Stadt 2274 2306 4580 

Loitz       

Jarmen       

Feldberger Seenlandschaft       

13071033 Feldberger Seenlandschaft 2282 2331 4613 

13071058 Grünow 157 153 310 

13071100 Möllenbeck 376 345 721 

Mirow       

13071099 Mirow, Stadt 1685 1737 3422 

13071126 Roggentin 333 328 661 

13071133 Schwarz 192 174 366 

Wesenberg       

13071119 Priepert 171 149 320 

13071159 Wesenberg, Stadt 1517 1534 3051 

13071167 Wustrow 363 388 751 

Malchow       

13071001 Alt Schwerin 276 284 560 

13071036 Fünfseen 573 555 1128 

13071043 Göhren-Lebbin 321 277 598 

13071093 Malchow, Stadt 3265 3431 6696 

13071113 Nossentiner Hütte 343 336 679 

13071114 Penkow 155 144 299 

13071138 Silz 164 178 342 

13071155 Walow 265 245 510 

13071171 Zislow 110 108 218 

Röbel/Müritz       

13071003 Altenhof 190 186 376 

13071013 Bollewick 342 323 665 

13071020 Buchholz 69 68 137 

13071023 Bütow 255 230 485 

13071034 Fincken 283 277 560 

13071045 Gotthun 141 163 304 

13071046 Grabow-Below 62 54 116 

13071053 Groß Kelle 62 74 136 

13071073 Kieve 70 75 145 

13071088 Leizen 242 231 473 

13071091 Ludorf 263 232 495 

13071095 Massow 124 99 223 
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AGS Gebiet Bevölkerung 

    männlich weiblich gesamt 

13071097 Melz 186 174 360 

13071118 Priborn 195 181 376 

13071124 Röbel/Müritz, Stadt 2508 2716 5224 

13071137 Sietow 312 317 629 

13071143 Stuer 140 121 261 

13071165 Wredenhagen 253 237 490 

13071168 Zepkow 113 105 218 

Rechlin       

13071122 Rechlin 1051 1090 2141 

13071152 Vipperow 218 225 443 

13071087 Lärz 271 279 550 

Landkreis Mecklenburgische Seenplatte       

13071   133592 137093 270685 

Quelle: Statisches Landesamt MV, sis online, Stichtag 31.12.2011; eigene Darstellung 

Tab. 2: Bevölkerung nach Gemeinden, Stichtag 31.7.2013 

Kreis 
Gemeinde-
schlüssel Gemeinde Monat Bevölkerung 

    männlich weiblich gesamt 

Neubrandenburg           

13071 13071021 Burg Stargard, Stadt Jul 13 2475 2543 5018 

13071 13071016 Breesen Jul 13 258 272 530 

13071 13071057 Groß Teetzleben Jul 13 350 352 702 

13071 13071010 Blankenhof Jul 13 341 346 687 

13071 13071102 Mölln Jul 13 267 258 525 

13071 13071024 Cammin Jul 13 146 137 283 

13071 13071026 Cölpin Jul 13 387 401 788 

13071 13071040 Glienke Jul 13 80 78 158 

13071 13071055 Groß Nemerow Jul 13 583 569 1152 

13071 13071107 Neubrandenburg, Stadt Jul 13 31072 33160 64232 

13071 13071067 Holldorf Jul 13 402 387 789 

13071 13071104 Neddemin Jul 13 167 174 341 

13071 13071108 Neuenkirchen Jul 13 567 566 1133 

13071 13071111 Neverin Jul 13 497 528 1025 

13071 13071117 Pragsdorf Jul 13 249 232 481 

13071 13071140 Sponholz Jul 13 393 367 760 

13071 13071141 Staven Jul 13 217 214 431 

13071 13071145 Trollenhagen Jul 13 473 440 913 

13071 13071161 Woggersin Jul 13 256 294 550 

13071 13071166 Wulkenzin Jul 13 777 718 1495 

13071 13071170 Zirzow Jul 13 166 156 322 

Demmin           

13071 13071008 Beggerow Jul 13 291 293 584 

13071 13071014 Borrentin Jul 13 439 450 889 

13071 13071029 Demmin, Hansestadt Jul 13 5461 6086 11547 

13071 13071064 Hohenbollentin Jul 13 61 70 131 
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Kreis 
Gemeinde-
schlüssel Gemeinde Monat Bevölkerung 

    männlich weiblich gesamt 

13071 13071065 Hohenmocker Jul 13 248 231 479 

13071 13071076 Kletzin Jul 13 383 358 741 

13071 13071089 Lindenberg Jul 13 114 117 231 

13071 13071096 Meesiger Jul 13 106 138 244 

13071 13071112 Nossendorf Jul 13 407 369 776 

13071 13071128 Sarow Jul 13 390 347 737 

13071 13071131 Schönfeld Jul 13 212 199 411 

13071 13071136 Siedenbrünzow Jul 13 288 274 562 

13071 13071139 Sommersdorf Jul 13 126 122 248 

13071 13071148 Utzedel Jul 13 264 271 535 

13071 13071150 Verchen Jul 13 222 200 422 

13071 13071157 Warrenzin Jul 13 212 216 428 

Dargun           

13071 13071027 Dargun, Stadt Jul 13 2234 2280 4514 

Neustrelitz             

13071 13071011 Blankensee Jul 13 873 835 1708 

13071 13071012 Blumenholz Jul 13 415 413 828 

13071 13071025 Carpin Jul 13 460 418 878 

13071 13071042 Godendorf Jul 13 128 103 231 

13071 13071066 Hohenzieritz Jul 13 253 245 498 

13071 13071075 Klein Vielen Jul 13 371 334 705 

13071 13071080 Kratzeburg Jul 13 275 264 539 

13071 13071110 Neustrelitz, Stadt Jul 13 10250 10913 21163 

13071 13071147 Userin Jul 13 345 315 660 

13071 13071162 Wokuhl-Dabelow Jul 13 304 282 586 

Malchin             

13071 13071007 Basedow Jul 13 363 353 716 

13071 13071030 Duckow Jul 13 127 123 250 

13071 13071032 Faulenrost Jul 13 336 323 659 

13071 13071039 Gielow Jul 13 704 599 1303 

13071 13071084 Kummerow Jul 13 317 293 610 

13071 13071092 Malchin, Stadt Jul 13 3833 3908 7741 

13071 13071109 Neukalen, Stadt Jul 13 984 942 1926 

Friedland             

13071 13071009 Beseritz Jul 13 63 71 134 

13071 13071019 Brunn Jul 13 536 540 1076 

13071 13071028 Datzetal Jul 13 434 448 882 

13071 13071031 Eichhorst Jul 13 249 215 464 

13071 13071035 Friedland, Stadt Jul 13 3148 3078 6226 

13071 13071037 Galenbeck Jul 13 601 582 1183 

13071 13071038 Genzkow Jul 13 74 62 136 

Stavenhagen             

13071 13071015 Bredenfelde Jul 13 101 93 194 

13071 13071018 Briggow Jul 13 170 161 331 

13071 13071048 Grammentin Jul 13 116 111 227 
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Kreis 
Gemeinde-
schlüssel Gemeinde Monat Bevölkerung 

    männlich weiblich gesamt 

13071 13071060 Gülzow Jul 13 228 230 458 

13071 13071068 Ivenack Jul 13 454 439 893 

13071 13071070 Jürgenstorf Jul 13 481 423 904 

13071 13071074 Kittendorf Jul 13 162 175 337 

13071 13071079 Knorrendorf Jul 13 338 315 653 

13071 13071072 Kentzlin Jul 13 99 118 217 

13071 13071123 Ritzerow Jul 13 219 187 406 

13071 13071127 Rosenow Jul 13 479 499 978 

13071 13071142 Stavenhagen, Reuterstadt Jul 13 2804 2985 5789 

13071 13071169 Zettemin Jul 13 172 160 332 

Altentreptow             

13071 13071002 Altenhagen Jul 13 163 153 316 

13071 13071004 Altentreptow, Stadt Jul 13 2714 2858 5572 

13071 13071006 Bartow Jul 13 266 240 506 

13071 13071017 Breest Jul 13 90 71 161 

13071 13071022 Burow Jul 13 525 513 1038 

13071 13071041 Gnevkow Jul 13 184 187 371 

13071 13071044 Golchen Jul 13 172 156 328 

13071 13071049 Grapzow Jul 13 199 197 396 

13071 13071050 Grischow Jul 13 142 119 261 

13071 13071059 Gültz Jul 13 278 243 521 

13071 13071081 Kriesow Jul 13 178 141 319 

13071 13071120 Pripsleben Jul 13 135 131 266 

13071 13071125 Röckwitz Jul 13 158 126 284 

13071 13071135 Siedenbollentin Jul 13 297 288 585 

13071 13071146 Tützpatz Jul 13 277 280 557 

13071 13071158 Werder Jul 13 272 266 538 

13071 13071160 Wildberg Jul 13 314 273 587 

13071 13071163 Wolde Jul 13 319 298 617 

Woldegk             

13071 13071054 Groß Miltzow Jul 13 555 535 1090 

13071 13071061 Helpt Jul 13 178 162 340 

13071 13071083 Kublank Jul 13 63 107 170 

13071 13071090 Lindetal Jul 13 602 607 1209 

13071 13071098 Mildenitz Jul 13 270 224 494 

13071 13071105 Neetzka Jul 13 131 118 249 

13071 13071116 Petersdorf Jul 13 85 78 163 

13071 13071130 Schönbeck Jul 13 188 194 382 

13071 13071132 Schönhausen Jul 13 126 121 247 

13071 13071153 Voigtsdorf Jul 13 48 52 100 

13071 13071164 Woldegk, Stadt Jul 13 1843 1762 3605 

Penzlin             

13071 13071005 Ankershagen Jul 13 297 289 586 

13071 13071101 Möllenhagen Jul 13 813 753 1566 

13071 13071173 Kuckssee Jul 13 247 246 493 
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Kreis 
Gemeinde-
schlüssel Gemeinde Monat Bevölkerung 

    männlich weiblich gesamt 

13071 13071115 Penzlin, Stadt Jul 13 2159 2122 4281 

Feldberger Seenlandschaft           

13071 13071033 Feldberger Seenlandschaft Jul 13 2261 2280 4541 

13071 13071058 Grünow Jul 13 149 149 298 

13071 13071100 Möllenbeck Jul 13 371 339 710 

Mirow             

13071 13071099 Mirow, Stadt Jul 13 1631 1693 3324 

13071 13071126 Roggentin Jul 13 329 330 659 

13071 13071133 Schwarz Jul 13 196 179 375 

Wesenberg             

13071 13071119 Priepert Jul 13 172 156 328 

13071 13071159 Wesenberg, Stadt Jul 13 1496 1502 2998 

13071 13071167 Wustrow Jul 13 363 389 752 

Malchow             

13071 13071001 Alt Schwerin Jul 13 268 270 538 

13071 13071036 Fünfseen Jul 13 544 542 1086 

13071 13071043 Göhren-Lebbin Jul 13 330 276 606 

13071 13071093 Malchow, Stadt Jul 13 3247 3384 6631 

13071 13071113 Nossentiner Hütte Jul 13 346 341 687 

13071 13071114 Penkow Jul 13 158 150 308 

13071 13071138 Silz Jul 13 166 181 347 

13071 13071155 Walow Jul 13 253 231 484 

13071 13071171 Zislow Jul 13 110 104 214 

Röbel/ Müritz             

13071 13071003 Altenhof Jul 13 191 188 379 

13071 13071013 Bollewick Jul 13 342 325 667 

13071 13071020 Buchholz Jul 13 70 69 139 

13071 13071023 Bütow Jul 13 242 211 453 

13071 13071034 Fincken Jul 13 275 278 553 

13071 13071045 Gotthun Jul 13 135 161 296 

13071 13071046 Grabow-Below Jul 13 62 50 112 

13071 13071053 Groß Kelle Jul 13 60 67 127 

13071 13071073 Kieve Jul 13 70 70 140 

13071 13071088 Leizen Jul 13 245 232 477 

13071 13071091 Ludorf Jul 13 261 226 487 

13071 13071095 Massow Jul 13 123 91 214 

13071 13071097 Melz Jul 13 188 167 355 

13071 13071118 Priborn Jul 13 187 173 360 

13071 13071124 Röbel/Müritz, Stadt Jul 13 2486 2701 5187 

13071 13071137 Sietow Jul 13 308 315 623 

13071 13071143 Stuer Jul 13 139 117 256 

13071 13071165 Wredenhagen Jul 13 231 234 465 

13071 13071168 Zepkow Jul 13 109 97 206 

Rechlin             

13071 13071122 Rechlin Jul 13 1042 1074 2116 
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Kreis 
Gemeinde-
schlüssel Gemeinde Monat Bevölkerung 

    männlich weiblich gesamt 

13071 13071152 Vipperow Jul 13 209 222 431 

13071 13071087 Lärz Jul 13 257 262 519 

Waren (Müritz)           

13071 13071047 Grabowhöfe Jul 13 735 722 1457 

13071 13071056 Groß Plasten Jul 13 359 370 729 

13071 13071063 Hohen Wangelin Jul 13 316 278 594 

13071 13071069 Jabel Jul 13 292 280 572 

13071 13071071 Kargow Jul 13 381 367 748 

13071 13071077 Klink Jul 13 546 578 1124 

13071 13071078 Klocksin Jul 13 187 183 370 

13071 13071103 Moltzow Jul 13 428 427 855 

13071 13071106 Neu Gaarz Jul 13 52 54 106 

13071 13071144 Torgelow am See Jul 13 227 212 439 

13071 13071149 Varchentin Jul 13 183 176 359 

13071 13071154 Vollrathsruhe Jul 13 225 241 466 

13071 13071156 Waren (Müritz), Stadt Jul 13 9994 11110 21104 

13071 13071172 Peenehagen Jul 13 540 539 1079 

13071 13071174 Dratow-Schloen Jul 13 399 414 813 

Jarmen             

Loitz             

Quelle Statistisches Landesamt MV, kvw-map LK MSE, Stichtag 31.07.2013; eigene Darstellung 
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A2  Anhang Teilbericht 2 

Tab. 3: Ambulante Pflegedienste Landkreis MSE 

Zentraler Ort Status Einrichtungsname Straße PLZ, Ort HKP 

Neubranden-

burg OZ 

Ambulanter Pflegedienst Schwester 

Heidi Dorfstr. 25b 17091 Mölln x 

    

Diakonie Sozialstation Mölln/Klein-

Helle Hauptstr. 7 17091 Mölln x 

    

Ambulanter Pflegedienst des Be-

hindertenverbandes Neubranden-

burg e. V.  Schwedenstr. 2 

17033 Neu-

brandenburg x 

    

Ambulanter Pflegedienst und 

Hauswirtschaftshilfe GmbH An der Marienkirche  

17033 Neu-

brandenburg x 

    APD-Das Pflegeteam Große Krauthöferstr. 1 

17033 Neu-

brandenburg x 

    

AWO Pflege- und Betreuungs 

gGmbH Ambulanter Pflegedienst Gartenstr. 1 

17033 Neu-

brandenburg x 

    

BLW GmbH - Ambulanter Pflege-

dienst Begonienstr. 20 

17033 Neu-

brandenburg x 

    Caritas Sozialstation Heidmühlenstr. 11 

17033 Neu-

brandenburg x 

    

DRK Sozialdienst Neubrandenburg 

gGmbH Pflegedienst Torsteg 11 

17033 Neu-

brandenburg x 

    Pflegedienst Schutzengel Weitiner Str. 5 

17033 Neu-

brandenburg x 

    Sozialstation Dirk Weise Salvador-Allende-Str. 1 

17036 Neu-

brandenburg x 

    

Gemeinwesenzentrum der VS Neu-

brandenburg Sozialstation Alfred-Haude-Str. 1 

17033 Neu-

brandenburg x 

    

Ambulante Dienste des Stargarder 

Behindertenverbandes e. V. Walkmüllerweg 4a-b 

17094 Burg 

Stargard x 

    Caritas Sozialstation Walkmüllerweg 7 

17094 Burg 

Stargard x 

    

Greenlife-Comfort GmbH Diana 

Lingenfelder Ambulanter Pflege-

dienst Birkenweg 1 

17039 Wul-

kenzin x 

    

neu.pflege Neubrandenburger Pfle-

gedienst Limited Helmut-Just-Str. 4 

17036 Neu-

brandenburg x 

    Diakonie Sozialstation  Cölpiner Str. 72 

17034 Neu-

brandenburg x 

    

Re-Sie's häusliche Krankenpflege 

Regina Wicht & Sieglinde Schuma-

cher Nemerower Str. 6 

17033 Neu-

brandenburg x 

Demmin MZ AWO Sozialstation Beethovenstr. 29 17109 Demmin x 

    Diakonie Sozialstation  Baustr. 21 17109 Demmin x 

    

Ambulanter Pflegedienst Dieter 

Söffky Adolf-Pompe-Str. 1 17109 Demmin x 

    DRK Sozialstation Demmin Rosestr. 38 17109 Demmin x 

    Gertraudenpflege Sozialstation Reiferstr. 2 17109 Demmin x 

    

Pflegedienst "din & min" Cornelia 

Bruchmüller & Juliane Bunsen Mühlenstr. 30 17109 Demmin x 
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Zentraler Ort Status Einrichtungsname Straße PLZ, Ort HKP 

Waren/ Müritz MZ 

Ambulanter Pflegedienst Ines Ha-

gen Kirchenstr. 2a 

17192 Lansen-

Schönau x 

    

Böser & Briehn GmbH-Das ambu-

lante Pflegeteam Große Grüne Str. 12 

17192 Waren 

(Müritz) x 

    Caritas Sozialstation Kietzstr. 5 

17192 Waren 

(Müritz) x 

    

Müritz-Pflege Christine Behn Ambu-

lanter Pflegedienst 

Dietrich-Bonhoeffer-

Str. 13 

17192 Waren 

(Müritz) x 

    Pflegedienst Renate Laars Mühlenstr. 15 

17192 Waren 

(Müritz) x 

    

Rosa Marie Larisch Privater Pflege-

dienst 

Siegfried-Marcus-Str. 

21 

17192 Waren 

(Müritz) x 

    

mediteam Pflegedienst Inh. Renate 

Eckhardt Alter Markt 8 

17192 Waren 

(Müritz) x 

    

ProSenio medizinischer Pflegedienst 

GbR Claudia Boyke und Stephan 

Friese 

Dietrich-Bonhoeffer-

Str. 9 

17192 Waren 

(Müritz) x 

    Pflegedienst Pflegestern Godow 3 17192 Kargow x 

    Regionaler Pflegedienst GbR Warener Str. 12 17194 Moltzow x 

    Diakonie Sozialstation Müritz-Land Carl-Hainmüller-Str. 17 

17192 Waren 

(Müritz) x 

    Sozialstation der Volkssolidarität Lange Str. 40 

17192 Waren 

(Müritz) x 

    AWO Sozialstation Godower Weg 4 

17192 Waren 

(Müritz) x 

    

Pegasus Hauskrankenpflege Gundu-

la Loitz Friedensstr. 7 

17192 Waren 

(Müritz) x 

    Warener Pflegedienst Heiko Quiram Ahornweg 33 

17192 Waren 

(Müritz) x 

Neustrelitz MZ 

AWO Pfege- und Betreuungs 

gGmbH Ambulanter Pflegedienst 

Ernst-Moritz-Arndt-

Str. 57 

17235 Neustre-

litz x 

    

AWO Mecklenburg-Strelitz gGmbH 

Ambulanter Pflegedienst Glambecker Str. 7 

17235 Neustre-

litz x 

    Diakonie Sozialstation Strelitzer Str. 30 

17235 Neustre-

litz x 

    

DRK KV Mecklenburger Seenplatte 

e. V. Gesundheitsdienst-Pflege 

daheim Penzliner Str. 62 

17235 Neustre-

litz x 

    

Häusliche Krankenpflege Andrea 

Lichterfeld Penzliner Str. 15 

17235 Neustre-

litz x 

    RO-BI GbR mobile Hauspflege Tiergartenstr. 6a 

17235 Neustre-

litz x 

    

VS Neubrandenburg/Neustrelitz e. 

V. Sozialstation Glambecker Str. 38 

17235 Neustre-

litz x 

    

Ambulanter Pflegedienst Annette 

Göcks Kranichstr. 8a 

17235 Neustre-

litz x 

    Caritas Sozialstation Strelitzer Str. 28a 

17235 Neustre-

litz x 

    Pflegedienst Elke Bünger Birkenweg 1 

17235 Neustre-

litz x 
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Zentraler Ort Status Einrichtungsname Straße PLZ, Ort HKP 

    

Häusliche Krankenpflege "Toni 

Wille" Kalkhorstweg 14 

17235 Neustre-

litz x 

    Häusliche Krankenpflege Diana Beu Bruchstr. 7 

17235 Neustre-

litz x 

    

Gasunda GmbH Ambulanter Pflege-

dienst Zierkerstr. 28 

17235 Neustre-

litz x 

Altentreptow GZ Pflegeambulanz Pracht Oberbaustr. 24 

17087 Alten-

treptow x 

    

Volkssolidarität Kreisverband 

AL.DE.MA. e. V.-Sozialstation Alten-

betreuung Poststr. 12b 

17087 Alten-

treptow x 

    

Diakonie Sozialstation Siedenbol-

lentin Am Park 2-5 17089 Burow x 

Feldberger 

Seenlandschaft GZ Hauskrankenpflege Daheim  Fürstenberger Str. 14 

17258 Feldber-

ger Seenland-

schaft x 

    

Pflegedienst Zühlsdorff & Kreien-

brink GbR Bahnhofstr. 14 

17258 Feldber-

ger Seenland-

schaft x 

Stavenhagen GZ Specht Warener Str. 44 

17153 Jürgens-

torf x 

    Diakonie Stavenhagen gGmbH Ivenacker Str. 11a 

17153 Staven-

hagen x 

    Fritz-Reuter-Pflegedienst GmbH Malchiner Str. 6 

17153 Staven-

hagen x 

    PHILA Pflegedienst Hartmut Nickel Malchiner Str. 80 

17153 Staven-

hagen x 

Malchin GZ Diakonie Sozialstation  Walter-Block-Str. 11 17139 Malchin x 

    Die Wühlmäuse Basedower Str. 5 17139 Malchin x 

    Häusliche Krankenpflege Ute Braß Rathaus 1 17154 Neukalen x 

Mirow GZ Hand in Hand Sozialstation Retzower Str. 15 17152 Mirow x 

    

Häusliche Krankenpflege Hedwig 

Fibian Strelitzer Str. 7 17252 Mirow x 

    JUH Sozialstation Mirow 

Rudolf-Breitscheid-Str. 

31 17252 Mirow x 

Wesenberg GZ 

Betreutes Wohnen und Häusliche 

Krankenpflege Karin Hildebrandt Zum Wald 11 17255 Priepert x 

    MaxiCare Krankenpflege GmbH Am Hoben 12 

17255 Wesen-

berg x 

Röbel/ Müritz GZ AVICENA  Pflege GmbH Am Pferdemarkt 4 17207 Röbel x 

    Diakonie Sozialstation Röbel Str. des Friedens 39 17207 Röbel x 

    

DRK KV Mecklenburger Seenplatte 

e. V. Gesundheitsdienst-Pflege 

daheim Am Mönchteich 7 17207 Röbel x 

    

Pflegedienst Röbel Kerstin Tirgrath 

Ambulanter Pflegedienst Marktplatz 10 17207 Röbel x 

    Privater Pflegedienst Heike Weidel Dorstr. 88 

17209 Wreden-

hagen x 

Woldegk GZ 

DRK KV Mecklenburger Seenplatte 

e. V. Gesundheitsdienst-Pflege Markt 6 17348 Woldegk x 
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Zentraler Ort Status Einrichtungsname Straße PLZ, Ort HKP 

daheim 

    JUH Sozialstation Krumme Str. 2 17348 Woldegk x 

    

AWO Mecklenburg-Strelitz gGmbH 

Ambulanter Pflegedienst Burgtorstr. 16 17348 Woldegk x 

Friedland GZ 

DRK-Sozialdienst Neubrandenburg 

gGmbH Pflegedienst Roggenhagen Dahlener Str. 7 17039 Brunn x 

    Caritas Sozialstation Wollweberstr. 19 17098 Friedland x 

Dargun GZ 

Private Krankenplege Andrea Prie-

fer 

Dorfstr. 101 A, Bru-

dersdorf 17159 Dargun x 

Malchow GZ Diakonie Sozialstation Malchow Mecklenburger Str. 20 17213 Malchow x 

Penzlin GZ Diakonie Sozialstation Am Wall 7 17217 Penzlin x 

    Sozialstation der AWO Am Markt 2 

17219 Möllen-

hagen x 

Rechlin GZ AWO Sozialstation Dorstr. 21 17209 Vipperow x 

Quelle: AOK Nordost, Landesverbände der Pflegekassen, Stand 1.2.2014; eigene Darstellung 

Tab. 4: Betreutes Wohnen gemäß § 2 Abs. 3 EQG-MV 

Zentraler 
Ort Status Einrichtungsname Straße PLZ, Ort 

Platz-
zahl 

Anzahl 
Wohnungen 

Neubran-

denburg OZ 

Seniorenwohnanlage 

Rathauspassage 

Große Krauthö-

ferstr. 2 

17033 Neubran-

denburg 54   

    DRK-Betreutes Wohnen  Mühlenstr. 28 

17094 Burg Star-

gard     

    AWO-Wohngemeinschaft Kopernikusstr. 38 

17036 Neubran-

denburg 93   

Waren (Mü-

ritz) MZ 

Seniorenresidenz "Melzer 

Hof" 

Gievitzer Str. 96-

102 

17192 Waren 

(Müritz) 41   

    "Ne Gaude Tied" 

Dietrich-

Bonhoeffer-Str.  

17192 Waren 

(Müritz) 11   

    Betreutes Wohnen Godower Weg 4 

17192 Waren 

(Müritz)     

    Haus "Dieter" Müritzstr. 

17192 Waren 

(Müritz)   29 

    

Seniorenresidenz 

"Schöttler Mühle" 

Warenshöfer Weg 

1a 

17192 Waren 

(Müritz)   32 

    DRK-Betreutes Wohnen  Am Seeufer  

17192 Waren 

(Müritz)     

    Müritz-Pflege 

Dietrich-

Bonhoeffer-Str. 13 

17192 Waren 

(Müritz)   15 

Neustrelitz MZ DRK-Betreutes Wohnen  

Semmelweißstr. 

14 17235 Neustrelitz     

    

Diakonie Stargard Wohn-

anlage Neustrel. 

Strelitzer Str. 

29/30 17235 Neustrelitz   36 

Demmin MZ 

Seniorenresidenz Dem-

min 

Rudolf-

Breitscheid-Str. 38 17109 Demmin 19   

    Seniorenzentrum Schubertstr. 5 17109 Demmin   10 

Altentrep-

tow GZ 

Betreutes Wohnen der 

Volkssolidarität 

Teetzlebener Str. 

12-12b 

17087 Altentrep-

tow   22 

Dargun GZ Betreutes Wohnen "Zum Am Forsthof 16 17159 Dargun 37   
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Zentraler 
Ort Status Einrichtungsname Straße PLZ, Ort 

Platz-
zahl 

Anzahl 
Wohnungen 

alten Forsthof" 

    Seniorenservicehaus  Ahornweg 5 17159 Dargun   17 

Penzlin GZ 

Seniorenpension "Am 

Markt" Am Markt 3-5 17217 Penzlin 20   

Röbel GZ 

Seniorenresidenz "Mü-

ritzblick" Ahornallee 13-15 17207 Röbel 30   

Friedland GZ DRK-Betr. Wohnen  Salower Str. 38 17098 Friedland     

    DRK-Betreutes Wohnen  Hauptstraße 4 

17098 Lübbers-

dorf   10 

    

Diakonie Stargard Wohn-

anlage Friedland R-Breitscheidstr. 1 17098 Friedland   27 

Rechlin GZ DRK-Betr. Wohnen  Müritzstr. 14 17248 Rechlin     

Wesenberg GZ DRK-Betreutes Wohnen  Marktplatz 17255 Wesenberg     

Woldegk GZ DRK-Betreutes Wohnen  Markt 8 u. 10 17348 Woldegk     

    

Diakonie Stargard Wohn-

anlage Woldegk Klosterstr. 20a 17348 Woldegk   9 

Stavenhagen GZ 

Seniorenwohnanlage 

Stavenhagen 

Malchiner Str. 

78/79 

17153 Stavenha-

gen   15 

Quelle: IKK Nord, Stichtag 12.2.2014; eigene Recherchen, Stichtag 14.3.2014; Träger der Sozialhilfe MSE, Stichtag 

23.10.2013; eigene Darstellung 

Tab. 5: Wohngemeinschaften gemäß § 2 Abs. 5 EQG-MV 

Zentraler Ort Status Einrichtungsname Straße PLZ, Ort 
Platz-
zahl 

Anzahl 
Wohnungen 

Neubran-

denburg OZ WG "Neuanfang" Bachstr. 12 

17094 Burg Star-

gard   8 

    Wohngemeinschaft Am Anger 26 

17033 Neubran-

denburg 6   

    Wohngemeinschaft Behmenstr. 9 

17033 Neubran-

denburg   11 

    Wohngemeinschaft Clara-Zetkin-Str. 53 

17033 Neubran-

denburg   128 

    Wohngemeinschaft Fasanenstr. 14s-f 

17034 Neubran-

denburg   20 

    Wohngemeinschaft 

Große Wollweber-

str. 11-17a 

17033 Neubran-

denburg   35 

    Wohngemeinschaft Hauerweg 4 

17036 Neubran-

denburg   20 

    Wohngemeinschaft Robert-Blum-Str. 32 

17033 Neubran-

denburg   11 

    Wohngemeinschaft Schillerstr. 8 

17033 Neubran-

denburg   12 

    

WG in Neubranden-

burg Juri-Gagarin-Ring 33 

17036 Neubran-

denburg 4 1 

    Wohngemeinschaft Torfsteg 12/14/16 

17033 Neubran-

denburg   67 

    Wohngemeinschaft 

Werner-

Seelenbinder-Str. 

14 

17033 Neubran-

denburg 25   
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Zentraler Ort Status Einrichtungsname Straße PLZ, Ort 
Platz-
zahl 

Anzahl 
Wohnungen 

    Wohngemeinschaft Weidengang 7 

17033 Neubran-

denburg   68 

    Alten-WG-Pinnow Dorfstr. 32a-h 17091 Pinnow 16 3 

    Wohngemeinschaft Ziegelbergstr. 40e-f 

17033 Neubran-

denburg   18 

Neustrelitz MZ 

AWO-

Wohngemeinschaft 

Dr.-Schwentner-Str. 

5 17235 Neustrelitz     

    

Wohngemeinschaft für 

behinderte Menschen Fr.-Wilhelm-Str. 21 17235 Neustrelitz   4 

    

AWO-WG "Haus Stre-

litzie" Zierker Str. 1a 17235 Neustrelitz 10 1 

    Wohngemein-schaften Zierker Str. 128 17235 Neustrelitz   18 

    

AWO WG "Am Schloss-

park" Useriner Str. 3 17235 Neustrelitz 10 1 

Friedland GZ 

WG für Behinderte 

Friedland III Ringstr. 7 17098 Friedland   9 

Stavenhagen GZ 

Seniorenwohn-

gemeinschaft Haus 

Jürgenstorf Zetteminer Str. 5 17153 Jürgenstorf   7 

    

Seniorenwohn-

gemeinschaft Haus 

Stavenhagen Amtsbrink 38 

17153 Stavenha-

gen   7 

Malchin GZ Senioren-WG  Goethestr. 14 17139 Malchin   11 

Quelle: IKK Nord, Stichtag 12.2.2014; Träger der Sozialhilfe MSE, Stichtag 23.10.2013; eigene Darstellung 

Tab. 6: Dementen-Wohngemeinschaften gemäß § 2 Abs. 5 EQG-MV 

Zentraler Ort Status Einrichtungsname Straße PLZ, Ort 
Platz-
zahl 

Anzahl 
Wohnungen 

Neustrelitz MZ 

Wohngemeinschaft für 

Demente Bruchstr. 12 17235 Neustrelitz   12 

    

Wohngemeinschaft für 

Menschen mit Demenz 

Glambecker Str. 

38 17235 Neustrelitz 8 1 

    

Wohngemeinschaft für 

Demente "Villa Rei-

mer" 

Hohenzieritzer Str. 

17 17235 Neustrelitz   11 

Waren (Mü-

ritz) MZ Müritz-Pflege 

Dietrich-

Bonhoeffer-Str. 13 

17192 Waren 

(Müritz)   1 

Altentrep-

tow GZ 

Wohngemeinschaft für 

Menschen mit Demenz 

Rudolf-

Breitscheid-Str. 2 

17087 Altentrep-

tow   20 

Malchow GZ Inselwohnsitz Malchow Mühlenstr. 17213 Malchow 12 1 

Quelle: IKK Nord, Stichtag 12.2.2014; Träger der Sozialhilfe MSE, Stichtag 23.10.2013, eigene Darstellung 

Tab. 7: Intensivpflege-Wohngemeinschaften gemäß § 2 Abs. 5 EQG-MV im Landkreis MSE 

Zentraler Ort Status Einrichtungsname Straße PLZ, Ort 
Platz-
zahl 

Anzahl 
Wohnungen 

Mirow GZ WG Wachkoma Retzower Str. 5 17252 Mirow 2 2 

Quelle: IKK Nord, Stichtag 12.2.2014; eigene Darstellung 
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Tab. 8: Pflegeeinrichtungen für Wachkomapatienten und Hospize im Landkreis MSE 

Zentraler Ort Status Einrichtungsname Straße PLZ, Ort Platzzahl 

Neubran-

denburg OZ 

Dreikönigshospiz 

gGmbH Lindenstr. 12 17033 Neubrandenburg 10 

Neustrelitz MZ 

DRK Schwerstpflege-

einrichtung für Wach-

komapatienten Penzliner Str. 56 17235 Neustrelitz 20 

  

Hospiz am Luisen-

domizil Penzliner Str. 58 17235 Neustrelitz 10 

Waren (Mü-

ritz) MZ 

Intensivpflegebereich 

des MPVZ Tiefwaren-

see Am Mühlenberg 25 17192 Waren (Müritz) 15 

Insgesamt stehen im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 20 Plätze in Hospizen zur Verfügung 

Insgesamt stehen im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 35 Betten für Intensivpflege-/ Wachkomapa-

tienten zur Verfügung 

Quelle: AOK, Landesverbände der Pflegekassen, Stand 1.4.2013; eigene Berechnungen;  eigene Darstellung 

Tab. 9: Tagespflegeeinrichtungen im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte nach § 41 

SGB XI 

Zentraler 
Ort Status Einrichtungsname Straße PLZ, Ort Platzzahl 

Neubran-

denburg OZ 

AWO Pflege- und Be-

treuungsgGmbH, Ta-

gespflegestation Brodaer Str. 11 17033 Neubrandenburg 35 

    

AWO Tagespflegeein-

richtung Kopernikusstr. 40 17036 Neubrandenburg 45 

    

Diakonie Tagespflege 

Neubrandenburg 

Geschwister-

Scholl-Str. 1a 17033 Neubrandenburg 16 

    

DRK Sozialdienst Neu-

brandenburg gGmbH 

Tagespflege Torfsteg 14 17033 Neubrandenburg 14 

    

Lebensraum Senioren-

tagespflege 

Wilhelm-Ahlers-

Str. 4-6 17033 Neubrandenburg 20 

    Tagespflege Luisenhaus Schillerstr. 8 17033 Neubrandenburg 15 

    

Tagespflege Neubran-

denburg Clara-Zetkin-Str. 53 17033 Neubrandenburg 15 

    

Tagespflege der Volks-

solidarität Adlerstr. 13 17034 Neubrandenburg 20 

Neustrelitz MZ 

AWO Pflege- und Be-

treuungsgGmbH, Ta-

gespflegestation 

Karbe-Wagner-Str. 

49 17235 Neustrelitz 35 

    

Tagespflegeeinrichtung 

der Volkssolidarität Glambecker Str. 38 17235 Neustrelitz 15 

Demmin MZ 

AWO-

Tagespflegeeinrichtung Beethovenstr. 29 17109 Demmin 12 

Waren (Mü-

ritz) MZ 

AWO-

Tagespflegeeinrichtung Kirschenweg 3 17192 Waren (Müritz) 20 

    

Böser & Brien GbR, 

Seniorentagespflege am 

Yachthafen Müritzstr. 12 17192 Waren (Müritz) 16 

    Immanuel - Miteinan- Fontanestr. 42 17192 Waren (Müritz) 14 
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Zentraler 
Ort Status Einrichtungsname Straße PLZ, Ort Platzzahl 

der Leben GmbH, Ta-

gespflegeeinrichtung im 

Seniorenpflegeheim 

"Ecktannen" 

    

Seniorentagespflege 

"Schöttler Mühle" 

Warenshöfer Weg 

1a 17192 Waren (Müritz) 16 

    AWO Tagespflege Klink Gemeindeweg 16 17192 Klink 17 

Friedland GZ 

Tagespflegeeinrichtung 

des Seniorenwohnparks 

Friedland GmbH Riemannstr. 104 17098 Friedland 12 

Malchow GZ 

Tagespflegeeinrichtung 

im DRK Altenpflegeheim Fliederweg 7 17213 Malchow 12 

Mirow GZ Tagespflege in Mirow Clara-Zetkin-Str. 1 17252 Mirow 10 

Penzlin GZ 

AWO Tagespflege Penz-

lin Neue Str. 14a 17217 Penzlin 16 

    

AWO-Tagespflege-

einrichtung Am Markt 2 17219 Möllenhagen 16 

Röbel GZ 

AWO Müritz gGmbH 

"Tagespflege für Senio-

ren" 

Am Gotthunskamp 

16 17207 Röbel 12 

    

Diakonie Tagespflege 

Röbel Seebadstr. 40 17207 Röbel 12 

Wesenberg GZ 

Maxi Care Seniorenta-

gespflege Bahnhofstr. 6 17255 Wesenberg 14 

Quelle: AOK Nordost, Landesverbände der Pflegekassen, Stand 1.4.2013, telefonische Auskunft vom 1.2.2014; eigene 

Darstellung 

Tab. 10: Vollstationäre Pflegeeinrichtungen im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 

Zentraler 
Ort Status Einrichtungsname Straße PLZ, Ort 

Platz
zahl Belegung 

      
0 I II III 

Neubran-

denburg OZ 

DRK-Sozialdienst Neu-

brandenburg gGmbH 

Pflegeheim 

Robert-Blum-Str. 

32 

17033 Neubran-

denburg 72  14 43 15 

  

DRK-Sozialdienst Neu-

brandenburg gGmbH 

Pflegeheim "Oberbach-

zentrum" Torfsteg 14 

 17033 Neubran-

denburg 90  28 42 20 

  

Evangelisches Altenhil-

fezentrum auf dem 

Lindenberg Kirschenallee 55 

17033 Neubran-

denburg 60 2 23 25 10 

  

Evangelische Pflegeein-

richtung Neubranden-

burg Broda 

Ludwig-van-

Beethoven-Ring 

73 

17033 Neubran-

denburg 74  31 35 8 

  

Heilpädagogische 

Wohn- und Förderhei-

me Weitin Hofstr. 4 

17033 Neubran-

denburg 48  3 16 29 

  

Katholisches Alters- und 

Pflegeheim "Schwester 

Elisabeth Rivet" Heidmühlenstr. 17 

17033 Neubran-

denburg 68  6 37 25 
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Zentraler 
Ort Status Einrichtungsname Straße PLZ, Ort 

Platz
zahl Belegung 

      
0 I II III 

  

Städtisches Pflegeheim 

"Max Adrion" Ameisenweg 19 

17033 Neubran-

denburg 175  70 85 20 

  

Evangelisches Alten-

pflegeheim "Johannis-

haus" Carl-Stolte-Str. 4 

17094 Burg Star-

gard 30  5 16 9 

  

Vitanas Senioren Cent-

rum Am Kulturpark 

Neustrelitzer Str. 

40 

17033 Neubran-

denburg 125  54 46 25 

Neustrelitz MZ 

AWO Mecklenburg-

Strelitz gGmbH Alten-

pflegeheim "Am Zierker 

See"  Useriner Str. 3 17235 Neustrelitz 71  28 28 15 

  

DRK Kreisverband 

Mecklenburgische 

Seenplatte e. V. Pflege-

heim Luisendomizil Penzliner Str. 58 17235 Neustrelitz 80  36 28 16 

  

DRK Altenpflegeheim 

Kiefernheide Lessingstr. 70 17235 Neustrelitz 70  28 24 18 

  

DRK Schwerstpflegeein-

richtung für Wachko-

mapatienten Penliner Str. 56 17235 Neustrelitz 20   1 19 

  

Evangelisches Alten- 

und Pflegeheim "Kurt 

Winkelmann" Tiergartenstr. 38 17235 Neustrelitz 103  35 38 30 

Demmin MZ 

AWO Pflegeheim Dem-

min Beethovenstr. 10 17109 Demmin 60  22 26 12 

  

Pflegeheim "Gertrau-

denstift" Reiferstr. 2 17109 Demmin 60  21 25 14 

Waren 

(Müritz) MZ 

Ansgar Wohnstift Wa-

ren Amsee 6 

17192 Waren 

(Müritz) 76  21 28 9 

  

AWO Pflegeheim MPVZ 

Tiefwarensee 

Am Mühlenberg 

25 

17192 Waren 

(Müritz) 53  10 33 10 

  

AWO Seniorenzentrum Godower Weg 2-4 

17192 Waren 

(Müritz) 63  9 21 33 

  

DRK Seniorenpflege-

heim "Am Sinnesgar-

ten" Pestalozzistr. 23a 

17192 Waren 

(Müritz) 38  15 17 6 

  

DRK Seniorenpflege-

heim "Müritzblick" Kietzstr. 13c 

17192 Waren 

(Müritz) 60  22 26 12 

  

Immanuel - Miteinander 

Leben GmbH Senioren-

pflegeheim "Ecktannen" Fontanestr. 42 

17192 Waren 

(Müritz) 60 2 14 30 14 

  

Intensivpflegebereich 

des MPVZ Tiefwarensee 

Am Mühlenberg 

25 

17192 Waren 

(Müritz) 15    15 

Friedland GZ 

Seniorenwohnpark 

Friedland GmbH Riemannstr. 104 17098 Friedland 112 1 45 54 12 

  

DRK Pflegeheim "Luise 

von Oertzen" Hauptstr. 4 17099 Galenbeck 65  20 29 16 

Malchow GZ 

KMG Psychiatrisches 

Pflegeheim Kloster 44 17213 Malchow 40  17 13 10 
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Zentraler 
Ort Status Einrichtungsname Straße PLZ, Ort 

Platz
zahl Belegung 

      
0 I II III 

  

Seniorenpflegeheim 

"Dr. Hans Heidemann" Kirchenstr. 31 17213 Malchow 70  25 35 10 

  

KMG Seniorenheim "Am 

Park" Lindenallee 36 

17214 Alt Schwe-

rin 81  21 28 12 

Mirow GZ 

MGS Seniorenzentraum 

"Am Stadtpark" Clara-Zetkin-Str. 1 17252 Mirow 105  55 20 30 

Penzlin GZ 

AWO Pflegeheim Penz-

lin Neue Str. 14 17217 Penzlin 49  8 34 8 

Woldegk GZ 

Diakonie Stargard 

gGmbH Pflegeheim 

Mildenitz Schloßstr. 10 17348 Mildenitz 50 1 12 24 13 

  

Evangelisches Alten-

pflegeheim Klosterstr. 20 17348 Woldegk 30  4 14 12 

Röbel GZ 

Diakonie Pflegeheim 

Röbel Seebadstr. 40 17207 Röbel 82  29 41 12 

Altentrep-

tow GZ 

Altenpflegeheim "Haus 

Klosterberg" Klosterberg 1B 

17087 Altentrep-

tow 60 1 21 23 15 

Dargun GZ 

AWO Seniorenser-

vicehaus Dargun Ahornweg 5 17159 Dargun 30 1 6 17 6 

Feldberger 

Seenland-

schaft GZ 

Evangelisches Alten- 

und Pflegeheim "Mari-

enhaus" Bruchstr. 20 

17258 Feldberger 

Seelandschaft 112  44 42 28 

Stavenha-

gen GZ Pflegeheim Ivenack Alte Gärtnerei 6 17153 Ivenack 70  11 17 42 

  

Kursana Domizil Sta-

venhagen Haus Uns 

Hüsung 

Str. am Wasser-

turm 5 

17153 Stavenha-

gen 160 1 53 69 37 

Malchin GZ 

Diakonie-Pflegeheim 

Malchin An der Bleiche 1 17139 Malchin 74  18 34 22 

Rechlin GZ DRK Altenpflegeheim  Müritzstr. 15 17248 Rechlin 31  4 21 6 

      

        Plätze insgesamt:     2792 

                              von den 2792 Plätzen --> Intensivpflege- bzw. Wachkomaplätze:         35 

                      von den 2792 Plätzen --> speziell für Menschen mit psychiatrischen,            

                                                       neurologischen Krankheitsbildern/Behinderungen:     158 

0-40 Plätze = Größe I 

41-80 Plätze = Größe II 

81-150 Plätze = Größe III 

ab 151 Plätze = Größe IV 

Es stehen  insgesamt 38 Kurzzeitpflegeplätze, verteilt auf 12 der aufgeführten Einrichtungen der stationä-

ren Langzeitpflege zur Verfügung. 

Quelle: AOK Nordost, Landesverbände der Pflegekassen, Stand 1.4.2013, telefonische Auskunft vom 1.2.2014; eigene 

Berechnungen; eigene Darstellung 
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Tab. 11: Wohnheime für Erwachsene mit geistigen, geistigen und mehrfachen Behinde-

rungen 

Zentraler Ort Status Einrichtungsname Straße PLZ, Ort 

Neubrandenburg OZ 

Heilpädagogisches Wohnheim 

Weitin Hofstr. 4 17033 Neubrandenburg 

Neubrandenburg OZ Wohnheim Neubrandenburg Einsteinstr. 2-4 17036 Neubrandenburg 

Neubrandenburg OZ Wohnstätte Neubrandenburg Einsteinstr. 2a 17036 Neubrandenburg 

Neustrelitz MZ Wohnheim Neustrelitz Höhenstr. 15 17235 Neustrelitz 

Waren (Müritz) MZ 

Wohnheim für behinderte Men-

schen Kietzstr. 13d 17192 Waren (Müritz) 

Waren (Müritz) MZ Wohnheim "Müritzhof" Müritzhof 2 17192 Waren (Müritz) 

Waren (Müritz) MZ Wohnheim Waren 

Karl-Liebknecht-

Str. 2 17192 Waren (Müritz) 

Demmin GZ AWG Wohnheim "Am Stadtpark" Kirchhofstr. 1 17109 Demmin 

Malchin GZ 

   Friedland GZ Wohstätte Friedland Mühlenstr. 100A 17098 Friedland 

Stavenhagen GZ Wohnheim "Katharinenstift" Ivenacker Str. 3 17153 Stavenhagen 

Quelle: Kommunaler Sozialverband M-V, Stand 13.2.2014; eigene Darstellung 

Tab. 12: Wohnheime für ältere Menschen (Rentner) mit wesentlichen geistigen, geistigen 

und mehrfachen Behinderungen 

Zentraler Ort Status Einrichtungsname Straße PLZ, Ort 

Neubrandenburg OZ 

Heilpädagogisches Wohnheim 

Weitin Hofstr. 4 17033 Neubrandenburg 

  

Wohnstätte Einsteinstr. 2a Einsteinstr. 2a 17036 Neubrandenburg 

Neustrelitz MZ Wohnheim Neustrelitz Höhenstr. 15 17235 Neustrelitz 

Demmin MZ 

Wohnheim für behinderte Men-

schen Seniorenwohnanlage Hopfenstr. 16 17019 Demmin 

Friedland GZ Heilpädagogisches Wohnheim Mühlenstr. 100A 17098 Friedland 

Burg Stargard GZ Haus "Barmherzigkeit" Carl-Stolte-Str. 3 17094 Burg Stargard 

Woldegk GZ Wohnheim Petersdorf 

Dorfstr. Peters-

dorf 32b 17348 Petersdorf 

Wesenberg GZ Wohnheim Ahrensberg Weinbergstr. 24 17255 Wesenberg 

Röbel/ Müritz GZ 

Wohnheim für behinderte Men-

schen Schulstr. 16 17207 Röbel/Müritz 

Röbel/ Müritz GZ Wohnheim Massow Hof 18 17209 Massow 

Quelle: Kommunaler Sozialverband M-V, Stand 13.2.2014;  eigene Darstellung 

Tab. 13: Intern gruppengegliederte Wohnheime, Schwerstpflege- und Förderheime für 

Erwachsene mit geistigen, geistigen und mehrfachen Behinderungen 

Zentraler Ort Status Einrichtungsname Straße PLZ, Ort 

Neubrandenburg OZ 

Heilpädagogische Pflegeheime 

Weitin Hofstr. 4 17033 Neubrandenburg 

Stavenhagen GZ Pflegeheim Ivenack Alte Gärtnerei 6 17153 Ivenack 

Wesenberg GZ Dorf Seewalde Seewalde 2 17255 Wustrow 

Röbel/ Müritz GZ Sozialtherapeut. Hofgemeinschaft Wildkuhler Str. 8 17207 Bollewick 

Röbel/ Müritz GZ 

Wohnh. "Lebensraum-Hof Mönch-

see Dorfstr. 4 17209 Wredenhagen 

Quelle: Kommunaler Sozialverband M-V, Stand 13.2.2014; eigene Darstellung 
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Tab. 14: Tagesstätten für Menschen mit wesentlichen psychischen Erkrankun-

gen/Behinderungen 

Zentraler Ort Status Einrichtungsname Straße PLZ, Ort 

Neubrandenburg OZ Tagesstätte Kirschenallee Eichenstr. 1 17033 Neubrandenburg 

Neubrandenburg OZ Tagesstätte Neubrandenburg Pawlowstr. 10 17036 Neubrandenburg 

Neubrandenburg OZ Tagesstätte für Ältere Weidegang 9 17034 Neubrandenburg 

Neubrandenburg OZ 

Betreuungszentrum Marina Ka-

schube Ziegelbergstr. 53 17033 Neubrandenburg 

Neustrelitz MZ Tagesstätte Neustrelitz Güstrower Str. 1a 17235 Neustrelitz 

Waren (Müritz) MZ Tagesstätte Waren Schleswiger Str. 8 17192 Waren (Müritz) 

Demmin MZ Tagesstätte "Sonnenseite" 

August-Bebel-Str. 

1 17109 Demmin 

Stavenhagen GZ Tagesstätte Stavenhagen Schultetusstr. 24 17153 Stavenhagen 

Friedland GZ Tagesstätte Friedland 

Vor dem Walltor 

1 17098 Friedland 

Quelle: Kommunaler Sozialverband M-V, Stand 13.2.2014; eigene Darstellung 

Tab. 15: Psychosoziale Wohnheime und psychosoziale Wohngruppen für Erwachsene mit 

wesentlichen psychischen Erkrankungen/Behinderungen 

Zentraler Ort Status Einrichtungsname Straße PLZ, Ort 

Neustrelitz MZ Psychosoziales Wohnheim  Radelandweg 14 17235 Neustrelitz 

Waren (Müritz) MZ Psychosoziales Wohnheim  Rosenthalstr. 26a 17192 Waren (Müritz) 

Demmin MZ Wohn-Pflege-Zentrum Demmin Reiherweg 1 17109 Demmin 

Penzlin GZ 

Sozialtherapeutisches Übergangs-

heim 

Am Zahrener See 

4 17217 Penzlin 

Quelle: Kommunaler Sozialverband M-V, Stand 13.2.2014; eigene Darstellung 

Tab. 16: Prävention und Medizinische Versorgung für Suchtkranke 

Zentraler Ort Status Einrichtungsname Straße PLZ, Ort 

Neubrandenburg OZ 

Klinik für Psychiatrie und Psycho-

therapie Külzstr. 13 17033 Neubrandenburg 

Neubrandenburg OZ Schwerpunktpraxis Ziegelbergstr. 15 17033 Neubrandenburg 

Waren (Müritz) MZ Schwerpunktpraxis 

Goethestr. 49, 

Ärztehaus 17192 Waren (Müritz) 

Demmin MZ 

Landeskoordinierungsstelle für 

Suchtvorbeugung  

(LAKOST) Meisengrund 13 17109 Demmin 

Feldberger Seen-

landschaft GZ 

Luzin-Klinik, Fachklinik für Sucht-

krankheiten 

OT Feldberg, 

Luzinweg 51 

17258 Feldberger Seen-

landschaft 

Quellen: Kommunaler Sozialverband (KSV) M-V, Stand 13.2.2014 und Landesstelle für Suchtfragen M-V e. V., Stand 

14.2.2014; eigene Darstellung 

 

 

 

 



206 

A3  Anhang Teilbericht 3/Tabellenband  

Befragung „Gut leben im Alter im Amt Penzliner Land“ 

Frage 1: Wie alt sind Sie? 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

50 bis 64 Jahre 381 68,6% 200 70,4% 181 66,8% 381 100,0% 0 ,0% 

65 bis 75 Jahre 174 31,4% 84 29,6% 90 33,2% 0 ,0% 174 100,0% 

Alle Befragten. N = 555 

Frage 2: Ihr Geschlecht? 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

weiblich 284 51,2% 284 100,0% 0 ,0% 200 52,5% 84 48,3% 

männlich 271 48,8% 0 ,0% 271 100,0% 181 47,5% 90 51,7% 

Alle Befragten. N = 555 

Frage 3: Ihre Nationalität? 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

deutsch 553 99,6% 283 99,6% 270 99,6% 380 99,7% 173 99,4% 

andere, und zwar 2 ,4% 1 ,4% 1 ,4% 1 ,3% 1 ,6% 

keine Angabe 0 ,0% 0 ,0% 0 ,0% 0 ,0% 0 ,0% 

Alle Befragten. N = 555 

Frage 4: Wer lebt noch in Ihrem Haushalt? 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

Ich lebe allein 93 16,8% 51 18,0% 42 15,5% 60 15,7% 33 19,0% 

(Ehe-)Partner/-in 441 79,5% 218 76,8% 223 82,3% 305 80,1% 136 78,2% 

Kind(er) 82 14,8% 40 14,1% 42 15,5% 70 18,4% 12 6,9% 

(Schwieger-) Eltern 8 1,4% 4 1,4% 4 1,5% 8 2,1% 0 ,0% 

weitere Familienangehörige 6 1,1% 3 1,1% 3 1,1% 5 1,3% 1 ,6% 

Sonstige, und zwar 25 4,5% 17 6,0% 8 3,0% 18 4,7% 7 4,0% 

Alle Befragten, Mehrfachantworten möglich, N = 555 

Frage 5: Wie viele Personen außer Ihnen gehören zu Ihrem Haushalt? 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

keine weitere Person 171 30,8% 86 30,3% 85 31,4% 105 27,6% 66 37,9% 

1 Person 286 51,5% 152 53,5% 134 49,4% 198 52,0% 88 50,6% 

2 Personen 63 11,4% 33 11,6% 30 11,1% 51 13,4% 12 6,9% 

3 Personen 18 3,2% 5 1,8% 13 4,8% 16 4,2% 2 1,1% 

4 Personen und mehr 13 2,3% 6 2,1% 7 2,6% 10 2,6% 3 1,7% 

keine Angabe 4 ,7% 2 ,7% 2 ,7% 1 ,3% 3 1,7% 

Alle Befragten, N = 555 
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Frage 6: Erwerbstätigkeit: Was von dieser Liste trifft gegenwärtig auf Sie persönlich zu? 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

Erwerbstätig, Std. pro Woche 204 36,8% 106 37,3% 98 36,2% 200 52,5% 4 2,3% 

im Ruhestand und gehe arbei-

ten, Std. pro Woche 
15 2,7% 3 1,1% 12 4,4% 2 ,5% 13 7,5% 

im Ruhestand (Rente/Pension) 230 41,4% 122 43,0% 108 39,9% 74 19,4% 156 89,7% 

arbeitslos, noch nicht im Ruhe-

stand 
62 11,2% 27 9,5% 35 12,9% 62 16,3% 0 ,0% 

nicht erwerbstätig (Hausfrau, 

Hausmann) 
11 2,0% 9 3,2% 2 ,7% 11 2,9% 0 ,0% 

Ich war nie berufstätig 0 ,0% 0 ,0% 0 ,0% 0 ,0% 0 ,0% 

Sonstiges, und zwar 31 5,6% 17 6,0% 14 5,2% 30 7,9% 1 ,6% 

keine Angabe 2 ,4% 0 ,0% 2 ,7% 2 ,5% 0 ,0% 

Alle Befragten, N = 555 
          

Frage 7: Erwerbstätigkeit: Was von dieser Liste trifft gegenwärtig auf Sie persönlich 

zu?/Erwerbstätigkeit… 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

Gesamt 204 100,0% 106 100,0% 98 100,0% 200 100,0% 4 100,0% 

unter 10 h/Wo 11 5,4% 8 7,5% 3 3,1% 9 4,5% 2 50,0% 

10 bis 20 h/Wo 13 6,4% 10 9,4% 3 3,1% 13 6,5% 0 ,0% 

21 bis 30 h/Wo 16 7,8% 15 14,2% 1 1,0% 16 8,0% 0 ,0% 

31 bis 40 h/Wo 134 65,7% 63 59,4% 71 72,4% 133 66,5% 1 25,0% 

mehr als 40 h/Wo 23 11,3% 7 6,6% 16 16,3% 23 11,5% 0 ,0% 

Einzelnennungen 3 1,5% 1 ,9% 2 2,0% 2 1,0% 1 25,0% 

keine Angabe 4 2,0% 2 1,9% 2 2,0% 4 2,0% 0 ,0% 

Filter: Befragte, die mit "Erwerbstätigkeit, .... Std. pro Woche" geantwortet haben 
   

Frage 8: Erwerbstätigkeit: Was von dieser Liste trifft gegenwärtig auf Sie persönlich zu?/ 

Ruhestand und gehe arbeiten… 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

Gesamt 15 100,0% 3 100,0% 12 100,0% 2 100,0% 13 100,0% 

unter 10 h/Wo 7 46,7% 3 100,0% 4 33,3% 1 50,0% 6 46,2% 

10 bis 20 h/Wo 5 33,3% 0 ,0% 5 41,7% 1 50,0% 4 30,8% 

21 bis 30 h/Wo 0 ,0% 0 ,0% 0 ,0% 0 ,0% 0 ,0% 

31 bis 40 h/Wo 2 13,3% 0 ,0% 2 16,7% 0 ,0% 2 15,4% 

keine Angabe 1 6,7% 0 ,0% 1 8,3% 0 ,0% 1 7,7% 

Filter: Befragte, die mit "im Ruhestand und gehe arbeiten, .... Std. pro Woche" geantwortet haben 

Frage 9: Erwerbstätigkeit: Was von dieser Liste trifft gegenwärtig auf Sie persönlich zu?/ 

Sonstiges, und zwar… 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

Gesamt 31 100,0% 17 100,0% 14 100,0% 30 100,0% 1 100,0% 

Erwerbsunfähigkeitsrente 11 35,5% 7 41,2% 4 28,6% 11 36,7% 0 ,0% 

Altersteilzeit 5 16,1% 4 23,5% 1 7,1% 5 16,7% 0 ,0% 

geringfügige Beschäftigung 3 9,7% 2 11,8% 1 7,1% 3 10,0% 0 ,0% 

selbstständig 6 19,4% 2 11,8% 4 28,6% 6 20,0% 0 ,0% 

krank 2 6,5% 0 ,0% 2 14,3% 2 6,7% 0 ,0% 

Einzelnennungen 4 12,9% 2 11,8% 2 14,3% 3 10,0% 1 100,0% 

Filter: Befragte, die mit "Sonstiges, und zwar" geantwortet haben 
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Frage 10: Finanzsituation: Wie stufen Sie Ihre heutige finanzielle Situation ein? 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

Ich komme sehr gut zurecht 57 10,3% 33 11,6% 24 8,9% 39 10,2% 18 10,3% 

Ich komme gut zurecht 186 33,5% 96 33,8% 90 33,2% 119 31,2% 67 38,5% 

Ich komme genau hin 113 20,4% 57 20,1% 56 20,7% 73 19,2% 40 23,0% 

Ich muss mich einschränken 144 25,9% 75 26,4% 69 25,5% 99 26,0% 45 25,9% 

Ich muss mich stark einschrän-

ken 

52 9,4% 21 7,4% 31 11,4% 48 12,6% 4 2,3% 

keine Angabe 3 ,5% 2 ,7% 1 ,4% 3 ,8% 0 ,0% 

Alle Befragten, N = 555 

Frage 11: Telefon/Internet: Welche von den aufgezählten Möglichkeiten nutzen Sie? 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

Festnetztelefon 485 87,4% 256 90,1% 229 84,5% 322 84,5% 163 93,7% 

Mobiltelefon (Handy, Smart-

phone) 

417 75,1% 209 73,6% 208 76,8% 310 81,4% 107 61,5% 

Internetanschluss (DSL) 271 48,8% 137 48,2% 134 49,4% 216 56,7% 55 31,6% 

Computer (Laptop, PC, Tablet) 275 49,5% 147 51,8% 128 47,2% 221 58,0% 54 31,0% 

Alle Befragten, Mehrfachantworten möglich, N = 555 

Frage 12: Mobilität: Wie erreichen Sie Ihre alltäglichen Ziele (Einkaufsmöglichkeiten, Ar-

beitsstätte. Ärzte, Behörden, Beratungsstellen etc.)? 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

zu Fuß 211 38,0% 116 40,8% 95 35,1% 137 36,0% 74 42,5% 

mit dem Fahrrad/Moped 166 29,9% 79 27,8% 87 32,1% 115 30,2% 51 29,3% 

mit dem Auto 467 84,1% 228 80,3% 239 88,2% 329 86,4% 138 79,3% 

mit öffentlichen Buslinien 111 20,0% 67 23,6% 44 16,2% 77 20,2% 34 19,5% 

mit dem Taxi/ Patiententrans-

port 

10 1,8% 5 1,8% 5 1,8% 5 1,3% 5 2,9% 

Jugendbus des Amtes 0 ,0% 0 ,0% 0 ,0% 0 ,0% 0 ,0% 

mit einer privaten Fahrgemein-

schaft 

11 2,0% 7 2,5% 4 1,5% 7 1,8% 4 2,3% 

mit der Bahn 12 2,2% 8 2,8% 4 1,5% 10 2,6% 2 1,1% 

Sonstiges, und zwar 16 2,9% 11 3,9% 5 1,8% 8 2,1% 8 4,6% 

Alle Befragten, Mehrfachantworten möglich, N = 555 

Frage 13: Mobilität: Wie erreichen Sie Ihre alltäglichen Ziele (Einkaufsmöglichkeiten, Ar-

beitsstätte, Ärzte, Behörden, Beratungsstellen etc.)?/Sonstiges, und zwar… 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

Gesamt 16 100,0% 11 100,0% 5 100,0% 8 100,0% 8 100,0% 

werde gefahren 8 50,0% 6 54,5% 2 40,0% 4 50,0% 4 50,0% 

Rollstuhl 2 12,5% 1 9,1% 1 20,0% 0 ,0% 2 25,0% 

Einzelnennungen 4 25,0% 3 27,3% 1 20,0% 3 37,5% 1 12,5% 

keine Möglichkeiten 2 12,5% 1 9,1% 1 20,0% 1 12,5% 1 12,5% 

Filter: Befragte,  die mit "Sonstiges, und zwar" geantwortet haben 
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Frage 14: Gesellschaftliches Engagement: Sind Sie aktives Mitglied ein einem eingetrage-

nen Verein, einer Gruppe, in einer Bürgerinitiative oder Partei? 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

Nein 314 56,6% 167 58,8% 147 54,2% 232 60,9% 82 47,1% 

Feuerwehr, THW 17 3,1% 2 ,7% 15 5,5% 16 4,2% 1 ,6% 

Freizeitgestaltung 106 19,1% 43 15,1% 63 23,2% 71 18,6% 35 20,1% 

Wohlfahrt, Tradition und Politik 59 10,6% 35 12,3% 24 8,9% 36 9,4% 23 13,2% 

Bürgerinitiative 7 1,3% 4 1,4% 3 1,1% 4 1,0% 3 1,7% 

Selbsthilfegruppe 10 1,8% 4 1,4% 6 2,2% 8 2,1% 2 1,1% 

Sonstige, und zwar 75 13,5% 44 15,5% 31 11,4% 39 10,2% 36 20,7% 

Alle Befragten, Mehrfachantworten möglich, N = 555 

Frage 15: Gesellschaftliches Engagement: Sind Sie aktives Mitglied in einem eingetrage-

nen Verein, einer Gruppe, in einer Bürgerinitiative oder Partei?/Sonstiges, und zwar… 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

Gesamt 75 100,0% 44 100,0% 31 100,0% 39 100,0% 36 100,0% 

Sport 13 17,3% 10 22,7% 3 9,7% 7 17,9% 6 16,7% 

Garten, Natur, Tierschutz 8 10,7% 3 6,8% 5 16,1% 4 10,3% 4 11,1% 

BRH 4 5,3% 3 6,8% 1 3,2% 0 ,0% 4 11,1% 

kirchlicher, christlicher Verein 10 13,3% 6 13,6% 4 12,9% 6 15,4% 4 11,1% 

Dorfgemeinschaft, -verein 3 4,0% 2 4,5% 1 3,2% 2 5,1% 1 2,8% 

Gemeindetätigkeit, -verein 3 4,0% 1 2,3% 2 6,5% 1 2,6% 2 5,6% 

Kulturverein 4 5,3% 2 4,5% 2 6,5% 4 10,3% 0 ,0% 

Einzelnennungen 9 12,0% 5 11,4% 4 12,9% 6 15,4% 3 8,3% 

Ehrenamtliche Tätigkeit 4 5,3% 2 4,5% 2 6,5% 2 5,1% 2 5,6% 

Fahrradclub 2 2,7% 1 2,3% 1 3,2% 0 ,0% 2 5,6% 

Berufs-, Arbeitslosenverband 3 4,0% 3 6,8% 0 ,0% 3 7,7% 0 ,0% 

Gesellschaftsspiele 2 2,7% 1 2,3% 1 3,2% 0 ,0% 2 5,6% 

Kreativität, Handarbeit 4 5,3% 3 6,8% 1 3,2% 1 2,6% 3 8,3% 

Jagd 3 4,0% 0 ,0% 3 9,7% 2 5,1% 1 2,8% 

keine Angabe 3 4,0% 2 4,5% 1 3,2% 1 2,6% 2 5,6% 

Filter: Befragte, die mit "Sonstiges, und zwar" geantwortet haben 
     

Frage 16: Sind Sie selbst hilfe- oder pflegebedürftig? 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

Nein, ich bin nicht hilfe- oder 

pflegebedürftig 

526 94,8% 269 94,7% 257 94,8% 367 96,3% 159 91,4% 

Ja, habe Leistungen beantragt 6 1,1% 3 1,1% 3 1,1% 5 1,3% 1 ,6% 

Ja, ich erhalte Leistungen der 

Pflegeversicherung und bin einge-

stuft in Pflegestufe 1 

8 1,4% 4 1,4% 4 1,5% 3 ,8% 5 2,9% 

Ja, ich erhalte Leistungen der 

Pflegeversicherung und bin einge-

stuft in Pflegestufe 2 

5 ,9% 4 1,4% 1 ,4% 1 ,3% 4 2,3% 

Ja, ich erhalte Leistungen der 

Pflegeversicherung und bin einge-

stuft in Pflegestufe 3 

2 ,4% 0 ,0% 2 ,7% 1 ,3% 1 ,6% 

Ja, ich erhalte Leistungen der 

Pflegeversicherung und bin einge-

stuft in Härtefall 

0 ,0% 0 ,0% 0 ,0% 0 ,0% 0 ,0% 

Ja, ich erhalte sonstige Leistungen, 

und zwar 

7 1,3% 4 1,4% 3 1,1% 3 ,8% 4 2,3% 

keine Angabe 1 ,2% 0 ,0% 1 ,4% 1 ,3% 0 ,0% 

Alle Befragten, N = 555 
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Frage 17: Sind Sie selbst hilfe- oder pflegebedürftig?/Sonstige Leistungen 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

Gesamt 7 100,0% 4 100,0% 3 100,0% 3 100,0% 4 100,0% 

Erwerbsminderungsrente 2 28,6% 2 50,0% 0 ,0% 2 66,7% 0 ,0% 

Hilfe durch  Familie 3 42,9% 1 25,0% 2 66,7% 0 ,0% 3 75,0% 

gesetzliche Unterstützung 1 14,3% 0 ,0% 1 33,3% 1 33,3% 0 ,0% 

medizinische Versorgung 1 14,3% 1 25,0% 0 ,0% 0 ,0% 1 25,0% 

Filter: Befragte, die mit "Ja, ich erhalte  sonstige Leistungen, und zwar" geantwortet haben 
  

Frage 18: Pflegen Sie selbst einen dauerhaft hilfe- oder pflegebedürftigen Menschen (An-

gehörige, Nachbar, Freund, Bekannter etc.)? 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

Nein, Ich pflege und/oder be-

treue keinen dauerhaft hilfe- 

oder pflegebedürftigen Ange-

hörigen 

484 87,2% 242 85,2% 242 89,3% 333 87,4% 151 86,8% 

Ja, ich pflege anteilig und wer-

de durch weitere Angehörige 

bzw. einem Dienst (z. B. ambu-

lanter Pflegedienst) unterstützt 

34 6,1% 19 6,7% 15 5,5% 25 6,6% 9 5,2% 

Ja, ich pflege vorwiegend allein 

einen dauerhaft hilfe- oder 

pflegebedürftigen Angehörigen 

26 4,7% 17 6,0% 9 3,3% 17 4,5% 9 5,2% 

keine Angabe 11 2,0% 6 2,1% 5 1,8% 6 1,6% 5 2,9% 

Alle Befragten, N = 555 
          

           

Frage 19: Wenn Sie einen dauerhaft hilfe- oder pflegebedürftigen Menschen pflegen, 

welche Unterstützung wünschen Sie sich? 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

Gesamt 34 100,0% 19 100,0% 15 100,0% 25 100,0% 9 100,0% 

mehr finanzielle Unterstützung 20 58,8% 13 68,4% 7 46,7% 15 60,0% 5 55,6% 

zeitweilige Entlastung bei der 

Pflege und Betreuung 

12 35,3% 9 47,4% 3 20,0% 9 36,0% 3 33,3% 

mehr Unterstützung durch 

Arbeitgeber 

2 5,9% 2 10,5% 0 ,0% 2 8,0% 0 ,0% 

mehr Unterstützung durch die 

Gemeinde/Stadt 

8 23,5% 5 26,3% 3 20,0% 6 24,0% 2 22,2% 

Beratung zu alternativen 

Wohnformen und Pflegeange-

bote außerhalb eines Pflege-

heimes 

12 35,3% 7 36,8% 5 33,3% 8 32,0% 4 44,4% 

mehr technische Unterstüt-

zungsmöglichkeiten 

5 14,7% 3 15,8% 2 13,3% 3 12,0% 2 22,2% 

Sonstiges, und zwar 2 5,9% 1 5,3% 1 6,7% 2 8,0% 0 ,0% 

Filter: Befragte, die mit "Ja, ich pflege anteilig und werde durch Angehörige bzw. einen Dienst unter-

stützt" geantwortet haben, Mehrfachantworten möglich 
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Frage 20: Wenn Sie einen dauerhaft hilfe- oder pflegebedürftigen Menschen vorwiegend 

allein  pflegen, welche Unterstützung wünschen Sie sich? 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

Gesamt 26 100,0% 17 100,0% 9 100,0% 17 100,0% 9 100,0% 

mehr finanzielle Unterstützung 18 69,2% 11 64,7% 7 77,8% 14 82,4% 4 44,4% 

zeitweilige Entlastung bei der 

Pflege und Betreuung 

10 38,5% 6 35,3% 4 44,4% 6 35,3% 4 44,4% 

mehr Unterstützung durch 

Arbeitgeber 

0 ,0% 0 ,0% 0 ,0% 0 ,0% 0 ,0% 

mehr Unterstützung durch die 

Gemeinde/Stadt 

2 7,7% 1 5,9% 1 11,1% 1 5,9% 1 11,1% 

Beratung zu alternativen 

Wohnformen und Pflegeange-

bote außerhalb eines Pflege-

heimes 

5 19,2% 3 17,6% 2 22,2% 3 17,6% 2 22,2% 

mehr technische Unterstüt-

zungsmöglichkeiten 

3 11,5% 3 17,6% 0 ,0% 1 5,9% 2 22,2% 

Sonstiges, und zwar 3 11,5% 3 17,6% 0 ,0% 2 11,8% 1 11,1% 

Filter: Befragte die mit "Ja, ich pflege vorwiegend allein einen dauerhaft hilfe- oder pflegebedürftigen 

Angehörigen" geantwortet haben, Mehrfachantworten möglich 

Frage 21: Wie zufrieden sind Sie mit der Erreichbarkeit für Sie wichtiger folgender Einrich-

tungen, Dienste und Angebote?/Hausarzt 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

kann ich gut erreichen 435 78,4% 228 80,3% 207 76,4% 292 76,6% 143 82,2% 

ist für mich nicht gut zu errei-

chen 

81 14,6% 35 12,3% 46 17,0% 60 15,7% 21 12,1% 

Dienst/Angebot gibt es hier 

nicht 

30 5,4% 17 6,0% 13 4,8% 21 5,5% 9 5,2% 

keine Angabe 9 1,6% 4 1,4% 5 1,8% 8 2,1% 1 ,6% 

Alle Befragten, N = 555 
          

Frage 22: Wie zufrieden sind Sie mit der Erreichbarkeit für Sie wichtiger folgender Einrich-

tungen, Dienste und Angebote?/Fachärzte 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

kann ich gut erreichen 288 51,9% 153 53,9% 135 49,8% 203 53,3% 85 48,9% 

ist für mich nicht gut zu errei-

chen 

146 26,3% 72 25,4% 74 27,3% 95 24,9% 51 29,3% 

Dienst/Angebot gibt es hier 

nicht 

96 17,3% 47 16,5% 49 18,1% 67 17,6% 29 16,7% 

keine Angabe 25 4,5% 12 4,2% 13 4,8% 16 4,2% 9 5,2% 

Alle Befragten, N = 555 
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Frage 23: Wie zufrieden sind Sie mit der Erreichbarkeit für Sie wichtiger folgender Einrich-

tungen, Dienste und Angebote?/Apotheke 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

kann ich gut erreichen 445 80,2% 235 82,7% 210 77,5% 304 79,8% 141 81,0% 

ist für mich nicht gut zu errei-

chen 

60 10,8% 24 8,5% 36 13,3% 42 11,0% 18 10,3% 

Dienst/Angebot gibt es hier 

nicht 

36 6,5% 18 6,3% 18 6,6% 26 6,8% 10 5,7% 

keine Angabe 14 2,5% 7 2,5% 7 2,6% 9 2,4% 5 2,9% 

Alle Befragten, N = 555 
          

Frage 24: Wie zufrieden sind Sie mit der Erreichbarkeit für Sie wichtiger folgender Einrich-

tungen, Dienste und Angebote?/ambulanter Pflegedienst 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

kann ich gut erreichen 229 41,3% 122 43,0% 107 39,5% 161 42,3% 68 39,1% 

ist für mich nicht gut zu errei-

chen 

39 7,0% 12 4,2% 27 10,0% 33 8,7% 6 3,4% 

Dienst/Angebot gibt es hier 

nicht 

21 3,8% 12 4,2% 9 3,3% 17 4,5% 4 2,3% 

keine Angabe 266 47,9% 138 48,6% 128 47,2% 170 44,6% 96 55,2% 

Alle Befragten, N = 555 
          

Frage 25: Wie zufrieden sind Sie mit der Erreichbarkeit für Sie wichtiger folgender Einrich-

tungen, Dienste und Angebote?/Kurzzeitpflege 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

kann ich gut erreichen 158 28,5% 86 30,3% 72 26,6% 114 29,9% 44 25,3% 

ist für mich nicht gut zu errei-

chen 

37 6,7% 14 4,9% 23 8,5% 32 8,4% 5 2,9% 

Dienst/Angebot gibt es hier 

nicht 

40 7,2% 22 7,7% 18 6,6% 32 8,4% 8 4,6% 

keine Angabe 320 57,7% 162 57,0% 158 58,3% 203 53,3% 117 67,2% 

Alle Befragten, N = 555 
          

Frage 26: Wie zufrieden sind Sie mit der Erreichbarkeit für Sie wichtiger folgender Einrich-

tungen, Dienste und Angebote?/Tagespflege 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

kann ich gut erreichen 185 33,3% 102 35,9% 83 30,6% 134 35,2% 51 29,3% 

ist für mich nicht gut zu errei-

chen 

37 6,7% 14 4,9% 23 8,5% 30 7,9% 7 4,0% 

Dienst/Angebot gibt es hier 

nicht 

28 5,0% 16 5,6% 12 4,4% 23 6,0% 5 2,9% 

keine Angabe 305 55,0% 152 53,5% 153 56,5% 194 50,9% 111 63,8% 

Alle Befragten, N = 555 
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Frage 27: Wie zufrieden sind Sie mit der Erreichbarkeit für Sie wichtiger folgender Einrich-

tungen, Dienste und Angebote?/Alten- oder Pflegeheim 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

kann ich gut erreichen 163 29,4% 89 31,3% 74 27,3% 117 30,7% 46 26,4% 

ist für mich nicht gut zu errei-

chen 

40 7,2% 17 6,0% 23 8,5% 34 8,9% 6 3,4% 

Dienst/Angebot gibt es hier 

nicht 

52 9,4% 25 8,8% 27 10,0% 37 9,7% 15 8,6% 

keine Angabe 300 54,1% 153 53,9% 147 54,2% 193 50,7% 107 61,5% 

Alle Befragten, N = 555 
          

Frage 28: Wie zufrieden sind Sie mit der Erreichbarkeit für Sie wichtiger folgender Einrich-

tungen, Dienste und Angebote?/Selbsthilfegruppen 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

kann ich gut erreichen 71 12,8% 38 13,4% 33 12,2% 55 14,4% 16 9,2% 

ist für mich nicht gut zu errei-

chen 

52 9,4% 24 8,5% 28 10,3% 42 11,0% 10 5,7% 

Dienst/Angebot gibt es hier 

nicht 

105 18,9% 57 20,1% 48 17,7% 78 20,5% 27 15,5% 

keine Angabe 327 58,9% 165 58,1% 162 59,8% 206 54,1% 121 69,5% 

Alle Befragten, N = 555 
          

Frage 29: Wie zufrieden sind Sie mit der Erreichbarkeit für Sie wichtiger folgender Einrich-

tungen, Dienste und Angebote?/Begegnungsstätten 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

kann ich gut erreichen 115 20,7% 66 23,2% 49 18,1% 84 22,0% 31 17,8% 

ist für mich nicht gut zu errei-

chen 

45 8,1% 20 7,0% 25 9,2% 36 9,4% 9 5,2% 

Dienst/Angebot gibt es hier 

nicht 

84 15,1% 40 14,1% 44 16,2% 62 16,3% 22 12,6% 

keine Angabe 311 56,0% 158 55,6% 153 56,5% 199 52,2% 112 64,4% 

Alle Befragten, N = 55 
          

Frage 30: Wie zufrieden sind Sie mit der Erreichbarkeit für Sie wichtiger folgender Einrich-

tungen, Dienste und Angebote?/Beratungsstellen 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

kann ich gut erreichen 74 13,3% 42 14,8% 32 11,8% 47 12,3% 27 15,5% 

ist für mich nicht gut zu errei-

chen 

60 10,8% 29 10,2% 31 11,4% 49 12,9% 11 6,3% 

Dienst/Angebot gibt es hier 

nicht 

105 18,9% 56 19,7% 49 18,1% 84 22,0% 21 12,1% 

keine Angabe 316 56,9% 157 55,3% 159 58,7% 201 52,8% 115 66,1% 

Alle Befragten, N = 555 
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Frage 31: Wie zufrieden sind Sie mit der Erreichbarkeit für Sie wichtiger folgender Einrich-

tungen, Dienste und Angebote?/ehrenamtliche Helfer 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

kann ich gut erreichen 59 10,6% 37 13,0% 22 8,1% 43 11,3% 16 9,2% 

ist für mich nicht gut zu errei-

chen 

43 7,7% 12 4,2% 31 11,4% 35 9,2% 8 4,6% 

Dienst/Angebot gibt es hier 

nicht 

104 18,7% 59 20,8% 45 16,6% 81 21,3% 23 13,2% 

keine Angabe 349 62,9% 176 62,0% 173 63,8% 222 58,3% 127 73,0% 

Alle Befragten; N = 555 
          

Frage 32: Wie zufrieden sind Sie mit der Erreichbarkeit für Sie wichtiger folgender Einrich-

tungen, Dienste und Angebote?/Amtsverwaltung 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

kann ich gut erreichen 340 61,3% 182 64,1% 158 58,3% 235 61,7% 105 60,3% 

ist für mich nicht gut zu errei-

chen 

77 13,9% 32 11,3% 45 16,6% 60 15,7% 17 9,8% 

Dienst/Angebot gibt es hier 

nicht 

30 5,4% 16 5,6% 14 5,2% 20 5,2% 10 5,7% 

keine Angabe 108 19,5% 54 19,0% 54 19,9% 66 17,3% 42 24,1% 

Alle Befragten, N = 555 
          

Frage 33: Wie zufrieden sind Sie mit der Erreichbarkeit für Sie wichtiger folgender Einrich-

tungen, Dienste und Angebote?/Sonstige, und zwar: 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

Gesamt 29 100,0% 15 100,0% 14 100,0% 22 100,0% 7 100,0% 

Einkaufsmöglichkeiten 3 10,3% 0 ,0% 3 21,4% 3 13,6% 0 ,0% 

Fachärzte, Hausärzte 4 13,8% 2 13,3% 2 14,3% 3 13,6% 1 14,3% 

bessere Verkehrsanbindungen 4 13,8% 2 13,3% 2 14,3% 2 9,1% 2 28,6% 

Sportmöglichkeiten 3 10,3% 3 20,0% 0 ,0% 1 4,5% 2 28,6% 

keine Ahnung, Antwortmög-

lichkeiten 

5 17,2% 1 6,7% 4 28,6% 4 18,2% 1 14,3% 

Freizeitangebote 2 6,9% 2 13,3% 0 ,0% 2 9,1% 0 ,0% 

noch selbst mobil 3 10,3% 3 20,0% 0 ,0% 2 9,1% 1 14,3% 

Einzelnennungen 5 17,2% 2 13,3% 3 21,4% 5 22,7% 0 ,0% 

Filter: Befragte, die mit "Sonstige, die ich vermisse und zwar" geantwortet haben 
   

Frage 34: Wie zufrieden sind Sie mit dem Angebot an öffentlichen Verkehrsmitteln in der 

Region? 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

sehr zufrieden 95 17,1% 56 19,7% 39 14,4% 65 17,1% 30 17,2% 

eher zufrieden 222 40,0% 114 40,1% 108 39,9% 157 41,2% 65 37,4% 

eher unzufrieden 125 22,5% 61 21,5% 64 23,6% 83 21,8% 42 24,1% 

sehr unzufrieden 63 11,4% 29 10,2% 34 12,5% 45 11,8% 18 10,3% 

keine Angabe 50 9,0% 24 8,5% 26 9,6% 31 8,1% 19 10,9% 

Alle Befragten, N = 555 
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Frage 35: Wie zufrieden sind Sie persönlich mit Ihren sozialen Kontakten?/eigene Kinder 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

bin sehr zufrieden 314 56,6% 172 60,6% 142 52,4% 213 55,9% 101 58,0% 

bin zufrieden 155 27,9% 77 27,1% 78 28,8% 109 28,6% 46 26,4% 

Kontakte können mehr sein 44 7,9% 20 7,0% 24 8,9% 31 8,1% 13 7,5% 

Keine Angabe 42 7,6% 15 5,3% 27 10,0% 28 7,3% 14 8,0% 

Alle Befragten, N = 555 
          

Frage 36: Wie zufrieden sind Sie persönlich mit Ihren sozialen Kontakten?/andere Ver-

wandte 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

bin sehr zufrieden 140 25,2% 76 26,8% 64 23,6% 103 27,0% 37 21,3% 

bin zufrieden 270 48,6% 136 47,9% 134 49,4% 192 50,4% 78 44,8% 

Kontakte können mehr sein 75 13,5% 35 12,3% 40 14,8% 59 15,5% 16 9,2% 

Keine Angabe 70 12,6% 37 13,0% 33 12,2% 27 7,1% 43 24,7% 

Alle Befragten, N = 555 
          

Frage 37: Wie zufrieden sind Sie persönlich mit Ihren sozialen Kontakten?/Freunde, Be-

kannte 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

bin sehr zufrieden 166 29,9% 90 31,7% 76 28,0% 116 30,4% 50 28,7% 

bin zufrieden 287 51,7% 142 50,0% 145 53,5% 200 52,5% 87 50,0% 

Kontakte können mehr sein 58 10,5% 27 9,5% 31 11,4% 47 12,3% 11 6,3% 

Keine Angabe 44 7,9% 25 8,8% 19 7,0% 18 4,7% 26 14,9% 

Alle Befragten, N = 555 
          

Frage 38: Wie zufrieden sind Sie persönlich mit Ihren sozialen Kontakten?/Nachbarn 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

bin sehr zufrieden 174 31,4% 99 34,9% 75 27,7% 117 30,7% 57 32,8% 

bin zufrieden 272 49,0% 132 46,5% 140 51,7% 198 52,0% 74 42,5% 

Kontakte können mehr sein 62 11,2% 29 10,2% 33 12,2% 46 12,1% 16 9,2% 

Keine Angabe 47 8,5% 24 8,5% 23 8,5% 20 5,2% 27 15,5% 

Alle Befragten, N = 555 
          

Frage 39: Haben Sie sich schon einmal intensiv mit dem Thema "Wohnen im Alter" be-

schäftigt? 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

nein, das ist (noch) kein Thema 

für mich 

177 31,9% 80 28,2% 97 35,8% 129 33,9% 48 27,6% 

ja 197 35,5% 116 40,8% 81 29,9% 136 35,7% 61 35,1% 

bisher wenig oder nicht, aber 

interessant für mich 

169 30,5% 81 28,5% 88 32,5% 109 28,6% 60 34,5% 

keine Angabe 12 2,2% 7 2,5% 5 1,8% 7 1,8% 5 2,9% 

Alle Befragten, N = 555 
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Frage 40: Wie möchten Sie im Alter wohnen? 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

Ich möchte auf jeden Fall hier 

in der Region bleiben 

339 61,1% 176 62,0% 163 60,1% 233 61,2% 106 60,9% 

Ich möchte in meiner jetzigen 

Wohnung/Haus wohnen blei-

ben 

394 71,0% 187 65,8% 207 76,4% 267 70,1% 127 73,0% 

Ich möchte in eine Seniorenge-

rechte Wohnung umziehen 

76 13,7% 45 15,8% 31 11,4% 50 13,1% 26 14,9% 

Ich möchte in eine Senioren-

wohnanlage mit Serviceleistun-

gen umziehen 

90 16,2% 50 17,6% 40 14,8% 61 16,0% 29 16,7% 

Ich möchte in einem selbstbe-

stimmten Wohnprojekt, z. B. in 

einer Wohngemeinschaft leben 

49 8,8% 28 9,9% 21 7,7% 40 10,5% 9 5,2% 

Sonstiges, und zwar 12 2,2% 7 2,5% 5 1,8% 7 1,8% 5 2,9% 

Im Pflegefall möchte ich zu 

Hause gepflegt werden 

239 43,1% 107 37,7% 132 48,7% 152 39,9% 87 50,0% 

Im Pflegefall möchte ich in 

einem alternativen Wohnpro-

jekt wohnen 

183 33,0% 112 39,4% 71 26,2% 143 37,5% 40 23,0% 

Im Pflegefall möchte ich in 

einem Pflegeheim umziehen 

75 13,5% 42 14,8% 33 12,2% 41 10,8% 34 19,5% 

Im Pflegefall Sonstiges, und 

zwar 

16 2,9% 7 2,5% 9 3,3% 12 3,1% 4 2,3% 

Alle Befragten, Mehrfachantworten möglich 
        

Frage 41: Wie möchten Sie im Alter wohnen?/Sonstiges, und zwar 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

Gesamt 12 100,0% 7 100,0% 5 100,0% 7 100,0% 5 100,0% 

weiß ich noch nicht 2 16,7% 1 14,3% 1 20,0% 0 ,0% 2 40,0% 

barrierefreie Wohnung 1 8,3% 1 14,3% 0 ,0% 0 ,0% 1 20,0% 

WG 2 16,7% 1 14,3% 1 20,0% 1 14,3% 1 20,0% 

Umzug 2 16,7% 2 28,6% 0 ,0% 2 28,6% 0 ,0% 

Einzelnennung 3 25,0% 1 14,3% 2 40,0% 3 42,9% 0 ,0% 

keine Angabe 2 16,7% 1 14,3% 1 20,0% 1 14,3% 1 20,0% 

Filter: Befragte, die mit "Sonstiges, und zwar" geantwortet haben 
     

Frage 42: Wie möchten Sie im Alter wohnen?/Im Pflegefall, Sonstiges, und zwar 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

situationsabhängig 2 12,5% 1 14,3% 1 11,1% 1 8,3% 1 25,0% 

noch keine Antowrt möglich 2 12,5% 0 ,0% 2 22,2% 0 ,0% 2 50,0% 

andere Pflegeform 2 12,5% 1 14,3% 1 11,1% 2 16,7% 0 ,0% 

solange wie möglich zu Hause 3 18,8% 1 14,3% 2 22,2% 3 25,0% 0 ,0% 

Pflege durch Angehörige 2 12,5% 2 28,6% 0 ,0% 2 16,7% 0 ,0% 

keine Angabe 5 31,3% 2 28,6% 3 33,3% 4 33,3% 1 25,0% 

Filter: Befragte die mit "Sonstiges, und zwar" geantwortet haben 
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Frage 43: Über welche der folgenden Themen möchten Sie sich genauer informieren bzw. 

möchten Sie beraten werden? 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

Wohnen im Alter, z. B. Mög-

lichkeiten in ihrer Region, Um-

baumöglichkeiten, finanzielle 

Fördermöglichkeiten, alternati-

ve Wohnformen 

307 55,3% 149 52,5% 158 58,3% 219 57,5% 88 50,6% 

Pflegemöglichkeiten in der 

Region, alternative Pflegepro-

jekte außerhalb von Pflegehei-

men, weitere Pflegefragen 

209 37,7% 115 40,5% 94 34,7% 137 36,0% 72 41,4% 

altersgerechte Assistenzsyste-

me, z. B. "Sturzteppiche", die 

Erschütterungen registrieren 

und ein Hilfesignal senden oder 

auch Telemed. Sprechstunden 

48 8,6% 26 9,2% 22 8,1% 39 10,2% 9 5,2% 

Möglichkeiten des öffentlichen 

Nahverkehrs außerhalb der 

Fahrpläne, z. B. Rufbus, Anrufs-

ammeltaxi 

132 23,8% 72 25,4% 60 22,1% 91 23,9% 41 23,6% 

häusliche Dienstleitungen, z. B. 

hauswirtschaftliche Hilfen 

213 38,4% 114 40,1% 99 36,5% 143 37,5% 70 40,2% 

gesetzliche Betreuung bei ver-

ringerter Geschäftsfähigkeit 

63 11,4% 31 10,9% 32 11,8% 46 12,1% 17 9,8% 

Sonstiges, und zwar 34 6,1% 18 6,3% 16 5,9% 24 6,3% 10 5,7% 

Alle Befragten, Mehrfachantworten möglich 
        

Frage 44: Über welche der folgenden Themen möchten Sie sich genauer informieren bzw. 

möchten Sie beraten werden?/Sonstiges, und zwar 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

  34 100,0% 18 100,0% 16 100,0% 24 100,0% 10 100,0% 

gut informiert 8 23,5% 5 27,8% 3 18,8% 6 25,0% 2 20,0% 

kein Bedarf, Interesse 18 52,9% 8 44,4% 10 62,5% 12 50,0% 6 60,0% 

Pflegeheim 2 5,9% 1 5,6% 1 6,3% 0 ,0% 2 20,0% 

Einzelnennungen 3 8,8% 2 11,1% 1 6,3% 3 12,5% 0 ,0% 

keine Angabe 3 8,8% 2 11,1% 1 6,3% 3 12,5% 0 ,0% 

Filter: Befragte, die mit "Sonstiges, und zwar" geantwortet haben 
     

Frage 45: Auf welchen Wegen möchten Sie diese Informationen bekommen? 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

über persönliche Beratung 184 33,2% 91 32,0% 93 34,3% 118 31,0% 66 37,9% 

allgemeine Informationen aus 

dem Internet 

59 10,6% 25 8,8% 34 12,5% 47 12,3% 12 6,9% 

spezielle Informationen, z. B. 

auf den Internetseiten von Amt 

und Landkreis 

116 20,9% 59 20,8% 57 21,0% 91 23,9% 25 14,4% 

über lokale Informationsblätter 246 44,3% 125 44,0% 121 44,6% 166 43,6% 80 46,0% 

über die Tageszeitung 136 24,5% 70 24,6% 66 24,4% 82 21,5% 54 31,0% 

über kostenlose Broschüren 285 51,4% 151 53,2% 134 49,4% 189 49,6% 96 55,2% 

Sonstiges, und zwar 23 4,1% 13 4,6% 10 3,7% 19 5,0% 4 2,3% 

Alle Befragten, Mehrfachantworten möglich 
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Frage 46: Wo informieren Sie sich aktuell über Altersthemen, z. B. Wohnen im Alter, Pfle-

gemöglichkeiten? 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

Hausarzt 110 19,8% 57 20,1% 53 19,6% 65 17,1% 45 25,9% 

Krankenkasse/Pflegekasse 109 19,6% 65 22,9% 44 16,2% 72 18,9% 37 21,3% 

Pflegestützpunkt 59 10,6% 31 10,9% 28 10,3% 37 9,7% 22 12,6% 

andere Beratungsstellen 21 3,8% 9 3,2% 12 4,4% 16 4,2% 5 2,9% 

Wohnungsgesellschaft/ -

genossenschaft 

23 4,1% 9 3,2% 14 5,2% 16 4,2% 7 4,0% 

Gemeinde, Amtsverwaltung 45 8,1% 24 8,5% 21 7,7% 29 7,6% 16 9,2% 

Landkreis, z. B. Sozialamt, Ge-

sundheitsamt 

35 6,3% 14 4,9% 21 7,7% 23 6,0% 12 6,9% 

Zeitschriften 280 50,5% 149 52,5% 131 48,3% 188 49,3% 92 52,9% 

Internet 141 25,4% 71 25,0% 70 25,8% 108 28,3% 33 19,0% 

Informationssendungen im TV 243 43,8% 122 43,0% 121 44,6% 176 46,2% 67 38,5% 

Informationsveranstaltungen 25 4,5% 15 5,3% 10 3,7% 13 3,4% 12 6,9% 

Sonstiges, und zwar 52 9,4% 24 8,5% 28 10,3% 40 10,5% 12 6,9% 

Alle Befragten, Mehrfachantworten möglich, N = 555 

Frage 47: Wo informieren Sie sich aktuell über Altersthemen, z. B. Wohnen im Alter, Pfle-

gemöglichkeiten?/Sonstige, und zwar 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

Gesamt 52 100,0% 24 100,0% 28 100,0% 40 100,0% 12 100,0% 

Sozialstation, Diakonie 5 9,6% 3 12,5% 2 7,1% 3 7,5% 2 16,7% 

gut informiert 1 1,9% 1 4,2% 0 ,0% 1 2,5% 0 ,0% 

noch kein Bedarf, Interesse 25 48,1% 10 41,7% 15 53,6% 20 50,0% 5 41,7% 

Personen benannt 8 15,4% 2 8,3% 6 21,4% 7 17,5% 1 8,3% 

andere Wege 6 11,5% 3 12,5% 3 10,7% 2 5,0% 4 33,3% 

Einzelnennungen 2 3,8% 2 8,3% 0 ,0% 2 5,0% 0 ,0% 

keine Angabe 5 9,6% 3 12,5% 2 7,1% 5 12,5% 0 ,0% 

Filter: Befragte, die mit "Sonstiges, und zwar" geantwortet haben 
     

Frage 48: Interessieren Sie sich für nachbarschaftliche Hilfe, für ehrenamtliches Engage-

ment, für Beteiligung in kommunalen Fragen oder wünschen Sie sich für sich selbst mehr 

ehrenamtliche Unterstützung? 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

Ich bin selbst ehrenamtl. tätig 78 14,1% 33 11,6% 45 16,6% 55 14,4% 23 13,2% 

Ich würde auf Anfrage selbst 

ehrenamtlich tätig werden 

109 19,6% 66 23,2% 43 15,9% 81 21,3% 28 16,1% 

Ich wünsche mir mehr Unter-

stützung durch ehrenamtliches 

Engagement bzw. Nachbar-

schaftshilfe 

56 10,1% 25 8,8% 31 11,4% 35 9,2% 21 12,1% 

Ich wünsche mir mehr Möglich-

keiten an der Entwicklung mei-

ner Region mitzuwirken, z. B. 

Bürgerversammlungen, Infor-

mationsveranstaltungen 

106 19,1% 47 16,5% 59 21,8% 78 20,5% 28 16,1% 

Sonstiges, und zwar 46 8,3% 23 8,1% 23 8,5% 34 8,9% 12 6,9% 

Alle Befragten, Mehrfachantworten möglich, N = 555 
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Frage 49: Interessieren Sie sich für nachbarschaftliche Hilfe, für ehrenamtliches Engage-

ment, für Beteiligung in kommunalen Fragen oder wünschen Sie sich für sich selbst mehr 

ehrenamtliche Unterstützung?/Sonstiges, und zwar 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

Gesamt 46 100,0% 23 100,0% 23 100,0% 34 100,0% 12 100,0% 

kein Bedarf, Interesse 20 43,5% 9 39,1% 11 47,8% 14 41,2% 6 50,0% 

Nachbarschaftshilfe 7 15,2% 3 13,0% 4 17,4% 4 11,8% 3 25,0% 

keine Zeit 4 8,7% 4 17,4% 0 ,0% 4 11,8% 0 ,0% 

später möglich im Ruhestand 2 4,3% 1 4,3% 1 4,3% 2 5,9% 0 ,0% 

helfe gerne 3 6,5% 1 4,3% 2 8,7% 0 ,0% 3 25,0% 

Einzelnennungen 5 10,9% 2 8,7% 3 13,0% 5 14,7% 0 ,0% 

keine Angabe 5 10,9% 3 13,0% 2 8,7% 5 14,7% 0 ,0% 

Filter: Befragte, die mit "Sonstiges, und zwar" geantwortet haben 
     

Frage 50: Falls Sie noch weitere Anmerkungen zu Thema "Leben im Alter " haben, notie-

ren Sie sie bitte hier. 

 
Gesamt weiblich männlich 

50 bis 64 
Jahre 

65 bis 75 
Jahre 

Anmerkungen zum Thema Le-

ben im Alter 

76 13,7% 44 15,5% 32 11,8% 46 12,1% 30 17,2% 

Alle Befragten, N = 555 
          

 

Die folgenden dokumentierten Anmerkungen enthalten keine persönlichen Daten, Schreibfehler wurden 

wie im Original belassen. 

 

Anmerkungen 

Sieben mal durchgestrichen: / 

Altersgrenze zu tief gewählt! Wohlmöglich bleiben mir noch 20 Jahre bis o. g. Frage relevant werden. 

An meinem Wohnort sind Verkehrsanbindungen Mangelware (Alt Rehse), Versorgungseinrichtung fehlen. 

Anerkennung des Ehrenamts durch finanzielle, öffentl. u. ehrliche Unterstützung auf von mittelbar be-

troffenen Personen (z. B. Ehepartner...) 

Auch im Alter benötigt man einen leistungsfähigen und schnellen Internetanschluss. Ausbau eines Rufta-

xisystems ist wichtig. Rollatorfähige Gehwege. 

Bei einer Berufstätigkeit bis 67 Lbj. kann und darf ich darüber noch nicht nachdenken. :-) 

Beschäftigungs-, Arbeitsplatzangebote für Interessierte entwickeln 

Bessere Busverbindung nach Neustrelitz 

Bitte 

Bitte senden Sie mir 2 Jahre vor Rentenbeginn diesen Fragebogen noch einmal zu 

Da ich ein Mensch bin, der die Ruhe liebt, würde ich nie gern in eine Einrichtung gehen, da für mich dort 

zu viele Einflüsse vorhanden sind. Diese Einflüsse sind: Unterhaltung der Bewohner mit Singen, Tanzen, 

Basteln...; die Essenseinnahme im großen Raum. Ich würde meine Privatsphäre vermissen. 

Da ich seit über einem halben Jahr verwitwet bin, muß ich mein Leben neu strukturieren, was nicht von 

nun auf gleich möglich ist. Da ich meinen Mann mit Hilfe der Diakonie-Sozialstation selbst gepflegt habe. 

Soziale Kontakte waren auf ein Minimum beschränkt und lassen sich nur mühsam wieder beheben, dazu 

fehlt mir z. B. die Kraft. 

Danke 
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Das man im Alter im Pflegeheim sein muss, das dafür nicht!!! die Kinder herum müssen um zu bezahlen. 

und das endlich die Politiker auch einzahlen müssen. Die bekommen die meiste Rente, und bezahlen 

nichts. Das ist eine Schande. Dann würde unser Sozialsystem auch reichen. 

Das Missverhältnis zw. Lebensarbeitszeit und den zu erwartenden Leistungen des Staates im Erlebensfall 

ist für diese Gesellschaft ein Armutszeugnis. In der Außenpolitik werden keine Mittel gescheut, anstatt 

erst einmal im eigenen Haus für Gerechtigkeit zu sorgen. Hier und auch woanders zieht sich der Staat aus 

seiner Verantwortung, und das mit steigender Tendenz. ich mache mir darüber die größten Sorgen und 

hoffe, im Rentenalter gesund und rüstig genug zu sein. 

Das schriftliche ist für ältere Menschen einfach zu viel. Es sind einfach zu viele Fragebögen auszufüllen. 

Zum Teil Wiederholt sich vieles. 

Der Fokus auf die Gruppe der "Alten" ist bedenklich. Primär ist jeder für sich selbst verantwortlich und 

Vorsorge zu treffen. Der Sozialstaat wird mehr und mehr überfordert. Der Fokus wäre darauf zu richten, 

dass  mehr Kinder geboren werden, vor allen in der Mittelschicht. Dazu gehört, dass die Frau als Mutter 

mehr Wertschätzung erfährt. 

Der Staat sollte das Geld das erwirtschaftet vom deutschen Steuerzahler nicht wahllos in der Welt ausge-

ben. Und ihre Diäten nicht schamlos erhöhen vom deutschen Steuerzahler. Die alten Leute würden alle 

gut versorgt sein, und Arbeitslosigkeit auf Null sinken. 

Die Bundesrepublik müßte sich mehr um die Bevölkerung im eigenen Land kümmern als das Geld in der 

Welt vom deutschen Steuerzahler zu vergeben. Das würde der gesamten Bevölkerung gut tun, und die 

alten Leute könnten gut versorgt werden auch ohne Ehrenamtliche. Die Arbeitslosigkeit könnte auf Null 

sinken. 

Die Gemeinde kümmert sich überhaupt nich um die tägliche Lebenssituation von Menschen in meinem 

Alter 

Die Pflegeheime müßten mehr von dem Rechnungshof kontrolliert werden. Pflegepersonal wird zu hoch 

ausgebeutet, weil der Gewinn nicht hoch genug sein kann. 

die Stadt muß schnell reagieren - Penzlin ist u. wird alt; Bessere Zusammenarbeit mit dem Pflegeheim + 

Tagespflege; mehr barrierefreies Wohnen mit schöner Aussicht und auch bezahlbar muß es sein; mehr 

Wohngemeinschaften für Demenzkranke; Sammeltransporte für ältere Leute für Arztbesuche, Einkäufe 

1x monatlich von Dorf zu Dorf; Gute Betreuung durch Fachpersonal u. liebevolle ehrenamtl. Betreuung 

es sollten Anlaufpunkte geschaffen werden, wo sie sich untereinander informieren und unterstützen 

können; Internetforen o.ä. schaffen z. B. innerhalb eines Dorfes z. B. für Mitfahrgelegenheiten, gegensei-

tige Unterstützung; soziale Treffpunkte wenn in Rente geht z. B. Frauenfrühstück u.s.w.; oder evtl. Mög-

lichkeit Jung und Alt gegenseitige Unterstützung im Dorf (da einige Kinder weit weg von den Eltern woh-

nen) 

Es wäre angebracht, in Penzlin ein größeres Pflegeheim zu bauen. Denn jeder möchte im Alter in seine 

Heimatstadt bleiben. 

Es wäre gut wenn in Penzlinmitte der Stadt ein "Altersgerechtes Wohnen" gebaut würde. So könnte man 

alle Einkäufe - Bank alles auf kurzem Wege erledigen. Für viele die Gehilfen und Gelenkschmerzen haben 

sind diese Wege gut. Im Alter möchte man ungern sein Heimatort verlassen. Menschen und Umgebung 

sind den meisten in Erinnerung. Gruß Fr. xxx 

Es wäre schön, wenn auch in den ländlichen Gemeinden z. B. Möllenhagen barrierefreie Wohnungen 

geschaffen würden. 

feste Einkaufsmöglichkeit im Ort 

Fühle mich nicht alt und habe mich mit der Thematik deshalb noch nicht beschäftigt. 

Für die Stadt Penzlin wünschte ich mir weitere Haltestellen für öffentliche Verkehrsmittel, z. B. unbedingt 

wieder im Bereich "Linde". in der Stadt fehlen Bänke zum Verweilen für die ältere Generation - nicht nur 

auf Kinderspielplätzen, denn davon gibt es genug! 

Gartenverein bietet Seniorengärten an, mehr Rasenfläche z.B.; Tauschbörse für Alterswohnungen, um 
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jungen Menschen die Wohnung zur verfügung zu stellen; Kultur u. Freizeitangebote für Rentner; werden 

die Kosten im Alter mit der Rente noch finanzierbar sein, um Menschenwürdig den Lebensabend zu ver-

bringen? Wir wollen im Alter nicht noch ins Ausland ziehen! 

Heimplatzangebot im Ort nicht ausreichend 

Hilfen und finanzielle Unterstützung für Angehörige von pflegebedürftigen Personen (Eltern, Kindern 

usw.); bezahlbare Pflegeeinrichtungen 

Ich freue mich über diese weitsichtige Aktion, auch wenn ich noch in Dresden voll im Berufsleben stehe. 

Ich würde mich noch mehr freuen, wenn es einen kompetenten und allgemein bekannten Ansprechpart-

ner geben würde, der in all diesen Frage beraten kann. 

Ich habe große bzw. "schlechte" Vorurteile gegenüber Pflegeheime, da ich die Sparmaßnahmen in der 

Betreuung der Heimbewohner beobachten konnte. Das ist für die Bewohner noch für´s Personal befrie-

digend! 

Ich habe mir ein altersgerechtes kleines Energiesparhaus gebaut, in dem ich auch gepflegt werden kann. 

Dafür hätte ich gerne einen Zuschuß vom Land gehabt. 

Ich möchte in einer Wohngemeinschaft mit Freunden oder Bekannten leben. (Betreutes Wohnen) 

Ich vermisse im ländlichen Raum, Dorf Angeote wie Bewegung, Fitnis, geistige Anregungen, kulturelle 

Angebote 

Ich wünsche allen Mitarbeitern bei dieser Befragung alles Gute und Gesundheit. Danke für alle Mühe! 

Ich wünsche eine bessere Unabhängigkeit der Kommune von den Gr. Energieversorgern, auch eine bes-

sere Aufklärung der Bewohner zur Alternativen Energien. Ich möchte mehr Windräder und - überall! 

Ich wünsche mir, daß unsere Renten West. Standard haben, dann hätte ich 100 € mehr Rente und könnte 
mir eine Haushaltshilfe leisten bzw. andere Annehmlichkeiten. Die Politiker sollten nicht dauernd ihre 

Diäten erhöhen, sondern etwas für die Alten tun. Z. B. Pflegedienste u. -einrichtungen finanziell besser 

stellen, damit die Betroffenen nicht so viel dazuzuzahlen müssen. 

Ich würde es gut finden, wenn das Gülthersche am Burgplatz zum altersgerechten Wohnen werden könn-

te. 

Ich würde mich freuen, wenn in Penzlin (meine Geburtsstadt) ein größeres Pflegeheim gebaut wird. Ich 

möchte nicht in ein anderes Pflegeheim außerhalb von Penzlin. 

In Penzlin gibt es keine Fachärzte mehr. Dazu muß man nach NB, Neustrelitz oder Waren. Aus Ortsteilen 

ohne tägl. Anbindung an öffentl. Verkehrsmittel haben nicht mobile Senioren nur noch per Taxi (od. priv. 

Nachbarschaftshilfe) die Chance, einen wahrzunehmen. Personen, die sich in Pflegeheimen vor Ort be-

finden, haben damit ebenfalls Probleme. Die Entscheidung, wo man im Falle einer Pflegebedürftigkeit 

wohnen würde, wird davon beeinflusst. 

In unserem Dorf kann man gerademal mit dem Auto durch die Schlaglöcher schaukeln! Geschweige zu 

Fuß od. mit einem Rollator spazieren gehen. Wir schämen uns sehr, falls sich Besuch anmeldet, weil sich 

nach 23 Jahren nichts verändert hat, obwohl doch viele junge Familien gebaut haben. Allein aus diesem 

Grund werden wir unser Haus verkaufen + in die nächste schöne Stadt ziehen. Wir haben viel Geld + Kraft 

in unser schönes Haus investiert, aber wir sind sehr unglücklich obwohl wir erst 50/54 Jahre alt sind! 

In unserem Dorf/Ortsteil von Penzlin gibt es ein Dorfgemeinschaftshaus, in welchen dank eines Kultur-

vereins regelmäßig Veranstaltung/Treffen usw. stattfinden. Hier haben wir die Möglichkeit uns auszutau-

schen, zu sehen usw. Wir wünschen uns, dass solche Begegnungsstätten im Dorf bleiben bzw. sein soll-

ten, da gerade alte Bürger nicht mehr so mobil sein können, um ein solche in der Stadt, z. B. Neubran-

denburg, zu besuchen. Solche Stätten sollten unterstützt werden!!! 

Keine 

Kirchengemeinden + freiwillige Helfer sind auf dem Land von besonderer Bedeutung. Die Bereitstellung 

bzw. Sicherung der "sozialen Räume" ist wichtige Voraussetzung. 

komplette Adresse angegeben 
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Kostenanteilen und Überschüsse von Kosten bei Arztbesuche + Operationen sowie Pflegesätze + Pflege-

möglichkeiten 

vollständiger Name 

Mehr Informationen über Wohnen im Alter wegen Krankheit alles über Pflegedienste im Alter - Schnelle 

Termine bei Fachärzten 

mehr Unterstützung (finanziell), damit man auch im Alter den Platz in einem altersgerechten Wohnhaus 

bezahlen kann. 

menschliche Kontakte nicht durch Medienverwaltung zu ersetzen sondern Hilfe, Beistand + Rat z. B. 

Bank/Verwaltung/Behörden usw. 

Mich stören Schilder zu Wald u. Seen "Privatgrundstück Betreten verboten"; Mehr Sicherheit gegen 

Überfälle Diebstahl Brandstiftung 

Mir ist es wichtig, dass unsere Häuser u. Grundstücke verkäuflich bleiben, um damit das altersgerechte 

Wohnen finanzieren zu können. Sollte durch bespw. Windradprojekte unsere Immobilie unverkäuflich 

sein, kann ich mir kein altersgerechtes Wohnen leisten und das "soziale Netz" in Anspruch nehmen. 

monatliche Ausgaben für einen alleinstehenden Rentner mit Hund: 1. Miete altersgerecht 59m² 1-RW 

380,- kalt; 2. Versicherungen 51,69 €/mo; 3. Kabelfernsehen, Rundfunkgebühren 26,19 €/mo; 4. Strom 59 
€/mo; 5. Hund 30,- €/mo; 6. Steuern 18,- €/mo; 7. Medikamente/Friseur 15,- €/mo; 8. Beiträge An-

geln/Jagd 20,- €/mo; 9. es fallen weiter an. Rep. Auto, Fernseher, Waschmaschine usw.; 10. Vodafone 
handy/Festnetz 30,- €/mo Summe=629,88 €/mo, Rente beträgt 803,63 €/mo - 173,75 €/mo muß ich 
davon Verpflegung, Bekleidung, Wasch- und Reinigungsmittel. laufende Reperatur- und behördl. Kosten 

(Briefmarken etc.) Spritkosten für PKW, evl. Betriebskostennachzahlung u.v.m. begleichen, Was sollen 

also Eure Umfragen? Wie soll ein Rentner sozialgerecht leben? 

Nein 

Projekt: Wohnen u. Leben im Alter in und mit der Natur. Projekt: Wohnpark im Grünen. Mit frdl. Grüßen 

Rentengerechtigkeit West = Ost 

Schöne Wohnungen, Wohnanlagen sind teuer. Die Nutzung wird von der zu erwartenden Rente nicht 

möglich sein. 

Veranstaltungen des Kulturvereins und der Feuerwehr (Osterfeuer, Tannenbaum verbrennen mit Grillen, 

Frauentagsfeier, Tanz in den Mai, Erntefest...) werden regelmäßig besucht. 

Verbesserung d. ärztl. Versorgung, in jeder Hinsicht. Mit zunehmenden Alter, wird man nicht mehr so gut 

ärztl. versorgt, wie man möchte, auch wenn man sein ganzes Lebenlang gearbeitet hat. Wohnen, Pflegen 

muß alles bezahlbar werden, es gibt Menschen, die nicht auf ihre Kinder zurückgreifen können. Mehr 

ehem. Ostlerfrauen, ich mußte früh arbeiten gehen, um 2 Kinder zu versorgen, habe meine Kinder bei 

Oma abgegeben, weil ich noch eine hatte und deshalb konnte ich nicht die ersten Monate7Jahre bei 

meinen Kindern sein, dafür werde ich jetzt mit der Mütterrente 2 bestraft?! Gesetze werden gemacht 

denn die speziellen Kenntnisse über uns Ostler-Frauen. Wir sind jetzt alt und werden besraft, weil kein 

mann da war und oder man keine finanz. Mittel hatte um Zuhause bleibe. Hätte wirklich mehr Zeit mit 

meinen Kindern verbracht/war aber nicht möglich. Scheißzeit damals, Scheißzeit heute in jeder Hinsicht, 

Entschuldigung 

VHS-Veranstaltungen in Penzlin 

Wahrscheinlich ziehe ich später wenn ich alleine nicht mehr zurecht komme, zu meinen Kindern nach 

Niedersachsen (in deren Nähe); Beruflich mußten unsere Kinder sich neu orientieren und sind dort hinge-

zogen. 

Wenn es nicht gelingt die Infrastruktur zwischen Dorf und Stadt zu verringern wird ein Leben auf dem 

Dorf schlechter. Zunehmend entstammen die "Älteren" jetzt und künftig soliden Bildungs- und Einkom-

mensverhältnissen. Daraus resultiert, daß Internet/Verkehr höchsten Ansprüchen genügen müssen. 

Schafft das die Gesellschaft nicht wird das die Entvölkerung der Dörfer bereits in 10 Jahren nachhaltig 

reduzieren. 



223 

Anmerkungen 

Wichtig scheint mir, daß die Gegend nicht "vergreist", also attraktive Arbeits- und Lebensbedingungen für 

junge Leute! 

Wichtig wird es sein, keine Zentralisierung der älteren Bürger zuzulassen. Sie müssen so lange wie mög-

lich eigenständig u. selbstbestimmt leben zu dürfen. Alle Dienstleistungsbetriebe müssen sich Gedanken 

machen wie erreiche ich meine älteren Bürger (Einkaufsbusse, Bäcker machen es vor). Die Dörfer dürfen 

nicht ausbeuten, weil Wohnungsgesellschaften der größeren Städte die Senioren mit Angeboten "lo-

cken". Es müssen kommunale Konzepte her. 

Wird meine Rente nach 45 Arbeitsjahren jemals ausreichen, um im Alter ein menschenwürdiges Leben zu 

führen? Frage zu diesem Thema vermisse ich auf den Bögen. 

Zur Zeit haben wir (Ehepaar) keine Probleme mit Arztbesuchen, Einkäufen und ..., da wir noch mobil sind 

und unsere Ziele mit dem Auto erreichen können. 
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